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Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Abgelehnt

163

E 084 -
Ä010

Änderungsantrag zu E 084
Anja Voigt
Angenommen

164

E 084 -
Ä014

Änderungsantrag zu E 084
Silvia Habekost
Abgelehnt

166

E 084 -
Ä015

Änderungsantrag zu E 084
Anja Voigt
Abgelehnt

167

E 084 -
Ä016

Änderungsantrag zu E 084
Silvia Habekost
Abgelehnt

169

E 084 -Ä017 Änderungsantrag zu E 084
Christof Ostheimer (Herrn)
Abgelehnt

170

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

10 / 224



Antragsnummer Titel · Antragsteller*in · Empfehlung Seite

E 085 Keine Waffenlieferungen
Bundesmigrationskonferenz
Erledigt durch Antrag E 084

171

E 086 Für die Rückkehr zum Primat der Politik - Verhandlungen und Verträge 
statt Aufrüstung und Sanktionspolitik!
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E 087 Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des Militäretats!  Steckt 
dieses Geld ins Gesundheitswesen, in Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, 
Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen sowie in die Bekämpfung 
von Armut!
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Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084
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E 088 Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des Militäretats! Steckt 
dieses Geld ins Gesundheitswesen, in Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, 
Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen sowie in die Bekämpfung 
von Armut!
Bezirkskonferenz Hannover-Heide-Weser
Erledigt durch Antrag E 087
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E 089 ver.di lehnt das Aufrüstungspaket der Bundesregierung 100 Milliarden 
Euro Sondervermögen und die Steigerung des Militäretats auf zwei oder 
mehr Prozent des Bruttoinlandsproduktes ab
Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Erledigt durch Antrag E 087
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E 090 Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des Militäretats
Bezirksvorstand Lübeck-Südostholstein
Erledigt durch Antrag E 087

180

E 091 Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des Militäretats zu Lasten 
von Gesundheitswesen, Sozialem, Bildung, Umwelt-, Klima-, 
Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen sowie Bekämpfung von 
Armut! 
Bezirkskonferenz Südbaden Schwarzwald
Erledigt durch Antrag E 087
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E 092 ver.di lehnt die von der Bundesregierung geplante massive Erhöhung der 
Militärausgaben ab
Bezirksfachbereichskonferenz B Linker Niederrhein
Erledigt durch Antrag E 087

184

E 093 Keine weiteren Milliarden für die Aufrüstung
Bezirksfachbereichskonferenz C Südwestfalen
Erledigt durch Antrag E 087

186

E 094 100 Milliarden Euro
Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Erledigt durch Antrag E 087

187

E 095 Kein Sondervermögen für die Bundeswehr – keine Grundgesetzänderung 
für die Aufrüstung
Landesbezirksfachbereichsvorstand D Nordrhein-Westfalen
Erledigt durch Antrag E 087

188

E 096 100 Milliarden Euro Sondervermögen für Rüstung
Landesbezirkskonferenz Bayern
Erledigt durch Antrag E 087

189
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E 097 Frieden
Landesbezirkskonferenz Berlin-Brandenburg
Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

191

E 098 Frieden
Bezirkskonferenz Cottbus
Erledigt durch Antrag E 097

193

E 099 Mehr Geld für Bildung, Pflege und Soziales statt für  Aufrüstung
Bundesfachbereichskonferenz C
Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

195

E 100 Mehr Geld für Bildung, Pflege und Soziales statt für  Aufrüstung
Bezirksfachbereichskonferenz C Düssel-Rhein-Wupper
Erledigt durch Antrag E 099

196

E 101 Mehr Geld für Bildung, Pflege und Soziales statt für  Aufrüstung
Landesbezirksfachbereichskonferenz C Nordrhein-Westfalen
Erledigt durch Antrag E 099

197

E 102 Mehr Geld für die Pflege, statt Aufrüstung! 
Bezirkskonferenz Thüringen
Erledigt durch Antrag E 099

198

E 103 Mehr Geld ins Gesundheitswesen, statt Aufrüstung!
Landesbezirkskonferenz Bayern
Erledigt durch Antrag E 099

200

E 104 Wie gehen wir mit Putin weiter um?
Bezirkskonferenz Mittelfranken
Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

202

E 105 Vorbild französische Revolution: Wie gehen wir mit Putin weiter um?
Landesbezirkskonferenz Bayern
Erledigt durch Antrag E 104

204

E 106 Bewaffnete Drohnen
Bundesjugendkonferenz
Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

206

E 107 Keine Aufstockung der Rüstungsausgaben und keine Waffenlieferungen in 
Kriegs- und Krisengebiete
Bezirksfachbereichskonferenz E Heilbronn-Neckar-Franken
Erledigt durch Antrag E 084

207

E 108 Rüstungsausgaben und Waffenlieferungen
Bezirkskonferenz Heilbronn-Neckar-Franken
Erledigt durch Antrag E 084

208

E 109 Keine Aufstockung der Rüstungsausgaben und keine Waffenlieferungen in 
Kriegs- und Krisengebiete
Bundesfachbereichskonferenz E
Erledigt durch Antrag E 084

209

E 110 100 Milliarden Euro Aufrüstungsprogramm
Landesbezirkskonferenz Bayern
Erledigt durch Antrag E 084

210

E 111 Abrüsten
Bundessenior*innenkonferenz
Erledigt durch Antrag E 084

212
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Antragsnummer Titel · Antragsteller*in · Empfehlung Seite

E 112 NEIN zur nuklearen Aufrüstung! Atomkriegsvorbereitung stoppen! Für den 
Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenverbotsvertrag der UNO!
Bezirkskonferenz Stuttgart
Erledigt durch Antrag E 084

213

E 113 Frieden schaffen sofort 
Bundessenior*innenkonferenz
Erledigt durch Antrag E 084

215

E 114 Friedenspolitik
Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Erledigt durch Antrag E 084

217

E 115 Friedenspolitik
Bundesfrauenkonferenz
Erledigt durch Antrag E 084

218

E 116 Verbot von Rüstungsforschung und deren Ausbau
Bezirksfachbereichsvorstand C Stuttgart
Erledigt durch Antrag E 084

219

E 117 Verbot von Rüstungsforschung und deren Ausbau
Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Erledigt durch Antrag E 084

220

E 118 Kriegsmonumente in NachDenkMale oder Friedensdenkmale wandeln!
Bundesfachgruppenkonferenz Bildende Kunst
Angenommen

221

E 119 Kriegsmonumente in NachDenkMale oder Friedensdenkmale wandeln!
Landesbezirkskonferenz Bayern
Erledigt durch Antrag E 118

222

E 120 Kriegsmonumente in NachDenkMale oder Friedensdenkmale wandeln!
Bundesfachbereichskonferenz A
Erledigt durch Antrag E 118

223

E 121 Wege aus dem Ukraine-Krieg
Bezirkskonferenz Stuttgart
Nichtbefassung

224
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Antrag E 001: Mit vereinter Kraft für eine demokratische, 
solidarische und diskriminierungsfreie Gesellschaft 
Antragsteller*in: Gewerkschaftsrat
Status: Angenommen in geänderter Fassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 001 - I 001, E 002, E 004, E 006, E 009, E 052, E 053, E 054, E 055, E 
056, E 058, E 060, E 063, E 065, E 066, E 068, E 076, E 077, E 080, E 
081

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 Die vergangenen Jahre waren von einer Gleichzeitigkeit großer Krisen geprägt, wie es
 2 sie schon seit Jahrzehnten nicht mehr gab. Pandemie, Klimakrise, Russlands Krieg
 3 gegen die Ukraine und ihre jeweiligen Folgen haben den gesellschaftlichen
 4 Zusammenhalt stark unter Druck gesetzt, Polarisierungen verschärft und Spaltungen
 5 vertieft. Vielerorts in Europa und auf der Welt gerieten demokratische Institutionen
 6 unter Druck, auch in Deutschland ließ sich in Teilen eine Verrohung des politischen
 7 Diskurses beobachten, die die überwiegend bemerkenswerte Solidarität in der
 8 Gesellschaft wie phasenweise in der Corona-Pandemie in Form spontaner
 9 Nachbarschaftshilfen oder etwa bei der Aufnahme von Geflüchteten aus der Ukraine zu
 10 überschatten drohte. Rechtspopulisten und Rechtsextreme haben die Unzufriedenheit
 11 vieler mit der Coronapolitik und die Sorgen angesichts von Krieg, steigenden
 12 Lebenshaltungskosten sowie Unsicherheiten über Folgen des notwendigen klimagerechten
 13 Umbaus von Wirtschaft und Gesellschaft genutzt, um Verschwörungserzählungen zu
 14 verbreiten, Medien und Medienschaffende, Politiker*innen und Andersdenkende
 15 anzugreifen sowie frauenpolitische Errungenschaften ebenso wie wissenschaftliche
 16 Erkenntnisse in Frage zu stellen. Und viele der Herausforderungen, vor denen wir
 17 stehen, sind noch nicht im Ansatz bewältigt – das Risiko weiterer gesellschaftlicher
 18 Spaltung gilt es ernst zu nehmen.

 19 Gerade in dieser Zeit kommt es darauf an, konsequent für die Werte einzutreten, für
 20 die wir als ver.di stehen: für Solidarität, Demokratie, Freiheit, soziale
 21 Gerechtigkeit, Gleichberechtigung, Antirassismus und die Teilhabe aller an der
 22 Gesellschaft.

 23 Für eine demokratische und vielfältige Gesellschaft

 24 Für eine lebendige Demokratie sind Meinungs- und Pressefreiheit eine existenzielle
 25 Voraussetzung. ver.di setzt sich konsequent für Meinungs- und Medienvielfalt ein,
 26 denn nur wo diese garantiert sind, wo Medienschaffende zu Bedingungen arbeiten, die
 27 ihre Unabhängigkeit sicherstellen, und alle Bürger*innen gleichermaßen fairen Zugang
 28 zu Medien haben, kann Demokratie funktionieren.

 29

 30

 31

 32

ver.di wird Angriffen auf Medienschaffende, Einschränkungen der
Berichterstattung und einer Verknappung der Medienvielfalt ebenso wie der
Überwachung von Journalist*innen entgegentreten, mit politischen und rechtlichen
Mitteln und praktischer gewerkschaftlicher Unterstützung.
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 33 ver.di stellt sich auch entschieden physischer wie psychischer Gewalt gegen
 34 Beschäftigte des öffentlichen Sektors und im öffentlichen Raum, vom ÖPNV über
 35 Rettungs- und Feuerwehrkräfte bis zum Einzelhandel, entgegen. Gewalt ist mit
 36 gewerkschaftlichen Prinzipien unvereinbar – ver.di distanziert sich klar von jeder
 37 Bewegung oder Vereinigung, die Gewalt gegen andere Menschen aus welchen Gründen auch
 38 immer propagiert, fördert oder duldet.

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

ver.di wird die Mitarbeit im DGB im Rahmen der erfolgreichen Initiative „Vergiss
nie, hier arbeitet ein Mensch“ weiter fortsetzen und einfordern, dass die
Arbeitgeber im Zuge von Gefährdungsanalysen ermitteln müssen, um welche Art von
Vorfällen es sich handelt.

ver.di setzt sich aktiv für die Sicherheit und einen respektvollen Umgang mit
Beschäftigten ein. ver.di sensibilisiert für das Thema und wirkt darauf hin,
dass Bürger*innen sich gegen jede Form von Gewalt solidarisieren und die
Dienststellen und Betriebe An- und Übergriffe auf ihre Beschäftigten
entsprechend ahnden und Maßnahmen ergreifen, diesen vorzubeugen. Dafür treten
die ver.di-Gremien, die betrieblichen Vertrauensleute, Personalräte und
Betriebsräte ein.

 50 ver.di steht für eine vielfältige, inklusive und diskriminierungsfreie Gesellschaft.
 51 ver.di setzt sich ein für eine Gesellschaft, die von vornherein die vielfältigen
 52 Bedürfnisse aller Menschen berücksichtigt und in der alle Menschen ohne Unterschied
 53 gleichberechtigt zusammenleben. Unsere Mitglieder sind so vielfältig wie die
 54 Gesellschaft selbst. Wir setzen uns ein für Gleichberechtigung und gleiche Teilhabe
 55 aller an der Gesellschaft und in der Arbeitswelt. Eine Kultur der Inklusion, der
 56 Nichtdiskriminierung, und der Vielfalt zielt auf gleiche Chancen unabhängig von
 57 Migrationshintergrund und Religionszugehörigkeit, kultureller Identität,
 58 geschlechtlicher Zuordnung bzw. Identität für Menschen jeden Alters, wie auch auf
 59 gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit und ohne Behinderungen. ver.di stellt
 60 sich gegen Diskriminierung und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit jeglicher Art –
 61 in der Arbeitswelt und in der Gesellschaft.

 62 Einem frauen- und gleichstellungspolitischen Rollback und Angriffen auf Frauenrechte
 63 stellt sich ver.di konsequent entgegen:

 64

 65

 66

 67

 68

 69

 70

 71

 72

 73

 74

 75

 76

 77

ver.di setzt sich weiter dafür ein, dass die frauenpolitische Perspektive
verstärkt in alle Politikfelder integriert und Frauenrechte konsequent
durchgesetzt werden. Hierzu bedarf es neben dem Ausbau von Kinderbetreuungs- und
Bildungseinrichtungen, einer Lohnersatzleistung für die Pflege von Angehörigen,
dringend der Aufwertung von so genannten Frauenberufen und ebenso der besseren
Absicherung von Frauen in Krisenzeiten.

ver.di setzt sich für die partnerschaftliche Verteilung von Erwerbs- und
Sorgearbeit ein, um Frauen eine eigenständige Existenzsicherung zu ermöglichen
im Lebensverlauf und im Alter.

Sexismus und Diskriminierungen von Frauen* stellen wir uns entgegen. Wir fordern
die Arbeitgeber auf eine Betriebskultur zu schaffen, in der Hass, Hetze,
sexuelle Belästigungen und Gewalt gegenüber Beschäftigen entschieden unterbunden
wird. Hierzu gehört ebenso ein deutliches Zeichen gegenüber Dritten. Und es gilt
ebenso für digitale Gewalt, die sich erheblich ausgeweitet hat.
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 78

 79

 80

Ein Gleichstellungscheck für alle politischen Maßnahmen und Gesetze muss
Grundlage für das Handeln der Regierung sein, um Geschlechtergerechtigkeit von
Anfang an im Blick zu haben.

 81 Wir setzen uns entschieden ein für die Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller
 82 Vielfalt und treten Diskriminierungen aufgrund des Geschlechts und / oder der
 83 sexuellen Orientierung am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft entschieden entgegen.
 84 ver.di

 85

 86

 87

 88

 89

 90

 91

 92

 93

 94

 95

 96

 97

 98

 99

 100

 101

 102

 103

fordert daher die Schließung der Lücken im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz
(AGG) und die Ausweitung des Diskriminierungsschutzes auf staatliches Handeln im
Rahmen von Landesantidiskriminierungsgesetzen. Insbesondere gilt es durch die
verbindliche Einrichtung eines betrieblichen Beschwerdeablaufs, die Streichung
der Privilegien kirchlicher Arbeitgeber und die Ausweitung des kleinen
Verbandsklagerecht auf Personalräte den Schutz vor Diskriminierung in der
Arbeitswelt durch das AGG zu verbessern,

wirkt an der Umsetzung des Aktionsplans „Queer Leben“ der Bundesregierung mit,

setzt sich für die Umsetzung der ILO-Convention 190, dem Übereinkommen über die
Beseitigung von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt ein.

setzt sich, auch im Rahmen des DGB, auf politischer Ebene für einen
selbstbestimmten Geschlechtseintrag im Personenstandsgesetz sowie für eine
trans-inklusive Gesellschaft mit modernem Abstammungsrecht ein, das LSBTIQ*
nicht diskriminiert,

sensibilisiert für die Aufnahme von Verantwortungsgemeinschaften – die laut
Koalitionsvertrag der Bundesregierung als Rechtsinstitut eingeführt werden
sollen, um es zwei oder mehr Personen jenseits von Liebesbeziehungen oder der
Ehe zu ermöglichen, rechtlich füreinander Verantwortung zu übernehmen – auch in
die eigene Tarifarbeit.

 104 Klare Kante gegen rechts, Rassismus und Antisemitismus

 105 Die Angriffe auf die vielfältige, solidarische Gesellschaft von rechts haben in der
 106 letzten Zeit zugenommen, bis weit ins konservative Lager hinein. Als ver.di stellen
 107 wir uns rechter Hetze und Angriffen auf Menschen aufgrund ihres Geschlechts, ihrer
 108 sexuellen Orientierung, ihrer Herkunft, ihrer Hautfarbe, ihrer Religion oder
 109 sonstiger Merkmale konsequent entgegen. Im Kampf gegen rechts und für eine offene und
 110 vielfältige Gesellschaft kommt uns als Gewerkschaft eine wichtige Rolle zu: Oftmals
 111 zählen wir durch unseren Zugang zu den Betrieben und Dienststellen zu den wenigen
 112 verbleibenden gesellschaftlichen Akteuren, die noch Zugang zu den Menschen haben und
 113 rechter Stimmungsmache etwas entgegensetzen können. Wo Mitbestimmung nicht verhindert
 114 oder unterdrückt, sondern gelebt oder gegen die Arbeitgeber erkämpft wird, erleben
 115 unsere Kolleg*innen in der Arbeit im Betrieb Demokratie ganz praktisch, dass ihr
 116 gemeinsames Handeln einen Unterschied macht, indem sie kollektiv gestaltenden
 117 Einfluss auf ihren Arbeitsalltag nehmen können. Gute und beteiligungsorientierte
 118 Gewerkschaftsarbeit in Betrieben und Dienststellen ist deshalb das beste Mittel gegen
 119 rechte Hetze. Das gilt erst recht für die Tarifpolitik, denn durch unsere gemeinsame
 120 Tarifarbeit mit den Kolleg*innen verbessern wir die Arbeits- und Lebensbedingungen
 121 der Menschen und setzen so rechter Agitation solidarische Alternativen entgegen.
 122 Schon in den vergangenen Jahren haben wir die Instrumente zur Stärkung der aktiven
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 123 Beteiligung der Kolleg*innen in unserer Tarifarbeit weiterentwickelt – beispielsweise
 124 die Tarifbotschafter*innen, Arbeitsstreiks und Mehrheitspetitionen im öffentlichen
 125 Dienst. So und durch Präsenz im Betrieb in Zusammenarbeit mit unseren
 126 Aktivenstrukturen, durch Aufklärung und gute, praktische und beteiligungsorientierte
 127 kollektive Betriebs- und Tarifarbeit setzen wir den Rechten etwas entgegen. Dies
 128 wollen wir in Zukunft weiter ausbauen. Nicht zuletzt werden wir auch weiterhin
 129 Einfluss auf die Politik nehmen, auf Bundes-, Landes- und lokaler Ebene.

 130 Seit langem arbeitet ver.di aktiv in Bündnissen mit anderen demokratischen und
 131 antifaschistischen Organisationen gegen Organisationen, Veranstaltungen und Parteien
 132 außerhalb des demokratischen Spektrums wie die AfD zusammen und stellt sich auch
 133 gegen neuere Gruppierungen wie „Querdenken“. Auch im Betrieb stellt sich ver.di
 134 rechter Stimmungsmache und rechten Gruppierungen sowie Pseudogewerkschaften wie dem
 135 kürzlich gegründeten „Zentrum Gesundheit und Soziales“ entgegen und klärt über deren
 136 Charakter auf.  ver.di sucht zudem das Gespräch mit Mitgliedern, die nach rechts
 137 abzudriften drohen, um sie aufzuklären, und schließt im Zweifelsfall auch Mitglieder,
 138 die sich dennoch in Wort, Schrift oder Tat rechtsextrem, rassistisch,
 139 menschenverachtend oder gewerkschaftsfeindlich äußern, für entsprechende
 140 Organisationen werben oder darin Mandate bekleiden, im Rahmen der satzungsrechtlichen
 141 Möglichkeiten aus. Diese seit langem geübte Praxis hat ver.di 2019 auf dem 5.
 142 Bundeskongress formell noch einmal beschlossen und wird weiterhin entschieden daran
 143 festhalten. Das gilt selbstverständlich auch dafür, dass ver.di nicht mit
 144 rechtspopulistischen und rechtsextremen Gruppierungen und Organisationen
 145 zusammenarbeitet, ihnen keine Räume zur Verfügung stellt, keine Funktionär*innen und
 146 Mandatsträger*innen entsprechender Organisationen einlädt, sondern vielmehr die
 147 politische Bildungs- und Aufklärungsarbeit gegen rechts konsequent fortsetzt.

 148 Darüber hinaus sind aber auch die demokratischen Parteien in Regierungsverantwortung
 149 gefordert, ihrerseits mit entsprechender Gesetzgebung, Programmen und Initiativen die
 150 Demokratie zu verteidigen und auszubauen.

 151

 152

 153

 154

 155

 156

 157

 158

 159

 160

 161

 162

 163

 164

 165

ver.di fordert von der Bundesregierung wirkungsvolle Maßnahmen und eine
nachhaltige Gesamtstrategie beim Kampf gegen Rechtsextremismus, Rassismus und
Antisemitismus umzusetzen. Beratungsstellen für die Opfer rechter Gewalt müssen
umfassend und dauerhaft gefördert werden.

ver.di fordert unabhängige Beschwerde- und Ermittlungsstrukturen, an die sich
Betroffene von institutionellem Rassismus und anderen Diskriminierungen durch
Behörden und staatliche Einrichtungen wenden und an die auch Hinweise zu
sonstigem behördlichem und / oder staatlichem Fehlverhalten gemeldet werden
können.

ver.di wird sich weiterhin für ein wirksames Demokratiefördergesetz einsetzen,
das die langfristige Finanzierung zivilgesellschaftlicher Initiativen absichert
und Demokratieförderung nicht bloß im Sinne einer „Extremismusprävention“
begreift, sondern auch die Kinder- und Jugendarbeit und die Arbeitswelt
einschließt und deren Ziel die Förderung der Teilhabe aller in einer
vielfältigen Gesellschaft ist.

 166 Die Grenzen zwischen der Wahrnehmung von Menschen als Angehörige bestimmter Gruppen
 167 und ihre unterschiedliche Bewertung sind oft fließend. Letzteres schwingt teilweise
 168 im täglichen Sprachgebrauch implizit mit und ist in Institutionen und
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 169 Alltagspraktiken verfestigt, auch wenn die Akteure selbst nicht die Absicht haben, zu
 170 diskriminieren oder rassistisch zu handeln. „Struktureller Rassismus“ in diesem Sinne
 171 findet sich in nahezu allen Bereichen der Gesellschaft – in Institutionen wie Schule,
 172 Polizei, Gesundheitswesen oder öffentlicher Verwaltung, in der Privatwirtschaft, an
 173 Orten des zivilgesellschaftlichen Engagements wie in Vereinen, gewiss auch im
 174 Organisationsbereich von ver.di, in privaten Beziehungen. Sensibilisierung und
 175 Aufklärung sind dabei zentral, um damit einhergehende Diskriminierungen abzubauen und
 176 offenem Rassismus vorzubeugen und ihn zurückzudrängen.

 177 Rassismus verhindert die gleiche Teilhabe aller Menschen an Gesellschaft und
 178 Arbeitsleben, weder in der Gesellschaft noch im Betrieb darf er sich weiter
 179 ausbreiten, dafür tritt ver.di ein – öffentlich, auf politischer Ebene und in den
 180 Betrieben und Dienststellen: Die meisten Diskriminierungserfahrungen werden im
 181 Arbeitsleben gemacht und Beschwerden aufgrund rassistischer Diskriminierung machen
 182 den größten Teil der an die Beratungsstellen und die Antidiskriminierungsstelle des
 183 Bundes gemeldeten Fälle aus. Deshalb setzen wir uns als ver.di auch weiterhin im
 184 Betrieb und in der Dienststelle konsequent gegen rassistische Diskriminierung ein.
 185 Die Erfahrung zeigt, dass proaktive kollektive Adressierung rassistischer
 186 Diskriminierung am Arbeitsplatz nicht nur moralisches Gebot ist, sondern auch den
 187 Zusammenhalt und die Konfliktfähigkeit der Kolleg*innen im Betrieb stärkt – und nicht
 188 zuletzt Mitgliederpotenziale birgt.

 189

 190

 191

 192

 193

 194

 195

 196

 197

 198

 199

ver.di wird auch weiterhin Fälle von rassistischer Diskriminierung am
Arbeitsplatz offensiv angehen und in Zusammenarbeit mit Betriebs- und
Personalrät*innen betroffene Mitglieder aktiv unterstützen, gegebenenfalls auch
durch Gewährung des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes.

ver.di wird die Auseinandersetzung mit rassistischer Diskriminierung u.a. in der
Bildungsarbeit weiterführen, wissenschaftlich basiert und zielgruppengerecht
aufbereitet.

Zum Auftrag von Betriebs- und Personalrät*innen zählt das Vorgehen gegen
Diskriminierung. Damit sie über ausreichend Wissen und Praxiserfahrung verfügen,
um diesem Auftrag gerecht zu werden, werden wir das Thema stärker in den
Regelseminaren für betriebliche Interessenvertretungen aufgreifen.

 200 Für eine solidarische Einwanderungsgesellschaft und einen menschlichen Umgang mit 
 201 Geflüchteten

 202 ver.di bringt sich auch in die Ausgestaltung der solidarischen
 203 Einwanderungsgesellschaft ein. Wir vertreten die Interessen unserer Mitglieder, die
 204 selbst oder deren Eltern nach Deutschland eingewandert sind. Wir setzen uns für
 205 Teilhabe und gleiche Rechte ein nicht nur im Betrieb, sondern auch auf politischer
 206 Ebene.

 207

 208

 209

 210

 211

 212

 213

Wir setzen uns für die Erleichterung der Einbürgerung und Ermöglichung von
Mehrstaatlichkeit ein. ver.di unterstützt die Vorhaben der Ampel-Koalition, das
Staatsbürgerschaftsrecht zu reformieren und die Voraufenthaltszeiten zur
Erlangung der Staatsbürgerschaft deutlich zu verkürzen und damit an die
Regelungen der meisten Länder in Europa anzupassen.

ver.di fordert die Ausweitung des Wahlrechts auf alle Menschen, die bereits seit
mehreren Jahren ihren Lebensmittelpunkt in Deutschland haben.
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 214

 215

 216

 217

Wir fordern ein Bundespartizipationsgesetz mit fest zu erreichenden Zielmarken;
darüber soll der öffentliche Dienst seinen Anteil an Beschäftigten mit
Migrationsgeschichte gezielt steigern. ver.di und die Personalräte sind in
diesen Prozess aktiv einzubeziehen.

 218 Menschen, die vor dem Krieg aus der Ukraine fliehen, erhalten in den Ländern der EU
 219 ohne individuelles Asylverfahren eine Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. ver.di hat
 220 diese Entscheidung begrüßt. Doch es darf nicht zweierlei Maß für die Menschenwürde
 221 geben. ver.di setzt sich für die gerechte und humanitäre Behandlung Geflüchteter und
 222 für das gleiche Recht auf Sozialleistungen für alle in Deutschland lebenden Menschen
 223 ein, ohne diskriminierende Unterschiede. Das Asylbewerberleistungsgesetz muss
 224 abgeschafft und die Betroffenen müssen in das reguläre Sozialleistungssystem
 225 einbezogen werden. Ebenso muss die Überlastung der Ausländerbehörden politisch
 226 beendet werden. Wenn Geflüchtete keine Aufenthaltserlaubnis bekommen, Arbeitende
 227 keine Verlängerung der Arbeitserlaubnis und Geduldete keine Verlängerung ihrer
 228 Duldung, wird weder der proklamierte Neuanfang in der Migrationspolitik noch die
 229 Intensivierung der Fachkräfteeinwanderung gelingen. Um die Arbeitsbelastung zu
 230 senken, wäre es ein schneller Schritt, die Anzahl der Termine bei den
 231 Ausländerbehörden zu reduzieren, unzumutbare Regelungen zum Beispiel bei der
 232 Passbeschaffung aufzugeben und Verfahren zu digitalisieren.

 233 Zum inländischen Beschäftigtenpotenzial zählen in gleicher Weise wie andere Gruppen
 234 bereits hier lebende Migrant*innen und Geflüchtete. Eine Voraussetzung für die
 235 Arbeitsaufnahme ist ein sicherer Aufenthalt, eine Arbeitserlaubnis und der Wechsel
 236 vom Asyl- ins Aufenthaltsrecht (Spurwechsel). Das von der Bundesregierung Ende 2022
 237 eingeführte Chancenaufenthaltsrecht für geduldete Geflüchtete reicht dafür nicht aus.
 238 ver.di fordert die Verlängerung der Probeaufenthaltszeit und der Stichtagsregelung.
 239 Das Grundrecht auf Asyl ist in der EU unter solchem massiven Druck, dass es einer
 240 Abschaffung gleichkommt, wenn sämtliche Vorhaben bei der Reform des Gemeinsamen
 241 Europäischen Asylsystems umgesetzt werden. Für das Sterben an Europas Grenzen ist
 242 eine Asylpolitik verantwortlich, die Schutzsuchende dazu zwingt, ihr Leben zu
 243 riskieren, um Schutz erhalten zu können. ver.di fordert:

 244

 245

 246

 247

 248

ein EU-weites solidarisches System zur Aufnahme von Geflüchteten und sichere und
legale Möglichkeiten in der EU einen Antrag auf Schutzgewährung zu stellen;

die Kriminalisierung ziviler Seenotrettung ein für alle Mal zu beenden und
Seenotrettung wieder als staatliche Aufgabe auf europäischer Ebene zu verankern;

keine weiteren illegalen Pushbacks und Pullbacks.

 249 Einheitsgewerkschaft in der Einwanderungsgesellschaft zu sein, heißt Vielfalt aktiv
 250 zu leben und strukturelle Benachteiligung auch intern zu überwinden. Vielfalt in
 251 ver.di soll sich in unseren Entscheidungsstrukturen und Gremien stärker abbilden.
 252 Gerade vor dem Hintergrund des demografischen Wandels in der Arbeitswelt und der
 253 eigenen Organisation ist es für die Stärkung unserer Gewerkschaft von besonderer
 254 Wichtigkeit, offener und durchlässiger zu werden. Dafür sind politische Strategien
 255 erforderlich, die messbare Ergebnisse erzielen. Bereits eingeleitete, konkrete
 256 Maßnahmen zeigen bereits positive Veränderungen. Sie werden fortgeführt und stärker
 257 vorangetrieben.
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Antrag E 001 - I 001: Initiativantrag - Keine Kürzungen bei 
zivilgesellschaftlichen Initiativen
Antragsteller*in: Stefan Dietl
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass zivilgesellschaftlichen Initiativen wie die Amadeu-
 2 Antonio-Stiftung, das Anne-Frank-Zentrum oder HateAid keinen weiteren Kürzungen
 3 unterliegen. Gerade in Zeiten erstarkenden Rassismus in Deutschland ist es
 4 notwendiger denn je, diese Initiativen langfristig finanziell zu unterstützen.

Begründung

Durch die geplante Streichung der Zuschüsse für z.B. die Amadeu Antonio Stiftung, das Anne Frank 
Zentrum oder HateAid, ist die dringend notwendige Stärkung in der Beratungs-, Präventions- und 
Ausstiegsarbeit, sowie das Empowerment von Betroffenengruppen extrem in Gefahr. Politische Bildung 
und Demokratieförderung sind in diesen Zeiten mehr gefordert denn je. Durch die Kürzung von 
Migrationsberatungsstellen wird die Orientierung für den Weg zu Bildung, Sprachkurs, Wohnung und 
Arbeit für viele Neuzugewanderte nicht mehr erfolgen und somit wird die Integration von Menschen 
extrem erschwert, de facto verhindert.
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Antrag E 002: Moderne Elternschaft: Antidiskriminierungsarbeit 
bei gleichgeschlechtlicher Partner*innenschaft / Ehe
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 003

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di macht sich bei der Bundesregierung für ein Programm zur
 2 Antidiskriminierungsarbeit bei gleichgeschlechtlichen Partner*innenschaften sowie der
 3 gleichgeschlechtlichen Ehe stark.

 4 Im Rahmen dieses Programmes soll ein besonderer Fokus auf die Gleichsetzung bei der
 5 Adoption gesetzt werden.

 6 Innerhalb der Aufklärungsarbeit sollen Schulungsangebote für Institutionen, Schulen,
 7 Unternehmen und die Bevölkerung angeboten werden. Eine besondere Aufmerksamkeit soll
 8 auf die Schulung von Mitarbeitenden in den Behörden, im Besonderen auf die Zielgruppe
 9 der Adoptionsstellen, gelegt werden.

Begründung

Die gesetzliche Hürde der Gleichberechtigung bei der gleichgeschlechtlichen Partner*innenschaft sowie 
der gleichgeschlechtlichen Ehe mag zwar gebrochen sein jedoch ist bis heute eine Gleichstellung nicht 
erreicht.

Gerade bei der Adoption von Kindern werden heterosexuelle Paare gegenüber homosexuellen Paaren 
immer noch bevorzugt.

Ebenso werden homosexuelle Paare gesellschaftlich jedoch auch bei den Behörden nach wie vor 
diskriminiert. Rund 
39 Prozent der gleichgeschlechtlichen Paare geben an in der Öffentlichkeit und in der Freizeit 
Diskriminierung erlebt zu haben, bei Behörden und Ämtern immer noch 12,5 Prozent. Zahlen, die für eine 
tolerante Gesellschaft kaum tragbar sind.

Mit der Gesetzesänderungen zur Gleichberechtigung der Ehe zwischen gleichgeschlechtlichen Paaren ist 
kein Auftrag für die Bundesregierung entstanden sich auf die Schulter zu klopfen und Nichts zu tun, 
sondern das was nun das Gesetz normalisiert hat auch in die Gesellschaft zu tragen.
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Antrag E 003: Moderne Elternschaft: Antidiskriminierungsarbeit 
bei gleichgeschlechtlicher Partner*innenschaft / Ehe
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Erledigt durch Antrag E 002
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 002

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di macht sich bei der Bundesregierung stark für ein Programm zur
 2 Antidiskriminierungsarbeit bei gleichgeschlechtlichen Partner*innenschaften sowie der
 3 gleichgeschlechtlichen Ehe stark macht.

 4 Im Rahmen dieses Programmes soll ein besonderer Fokus auf die Gleichsetzung bei der
 5 Adoption gesetzt werden.

 6 Innerhalb der Aufklärungsarbeit sollen Schulungsangebote für Institutionen, Schulen,
 7 Unternehmen und die Bevölkerung angeboten werden. Eine besondere Aufmerksamkeit soll
 8 auf die Schulung von Mitarbeitenden in den Behörden, im Besonderen auf die Zielgruppe
 9 der Adoptionsstellen, gelegt werden.

Begründung

Die gesetzliche Hürde der Gleichberechtigung bei der gleichgeschlechtlichen Partner*innenschaft sowie 
der gleichgeschlechtlichen Ehe mag zwar gebrochen sein, jedoch ist bis heute eine Gleichstellung nicht 
erreicht.

Gerade bei der Adoption von Kindern werden heterosexuelle Paare gegenüber homosexuellen Paaren 
immer noch bevorzugt.

Ebenso werden homosexuelle Paare gesellschaftlich jedoch auch bei den Behörden nach wie vor 
diskriminiert. Rund 39 Prozent der gleichgeschlechtlichen Paare geben an in der Öffentlichkeit und in der 
Freizeit Diskriminierung erlebt zu haben, bei Behörden und Ämtern immer noch 12,5 Prozent. Zahlen, die 
für eine tolerante Gesellschaft kaum tragbar sind.

Mit der Gesetzesänderungen zur Gleichberechtigung der Ehe zwischen gleichgeschlechtlichen Paaren ist 
kein Auftrag für die Bundesregierung entstanden sich auf die Schulter zu klopfen und Nichts zu tun, 
sondern das was nun das Gesetz normalisiert hat auch in die Gesellschaft zu tragen.
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Antrag E 004: Erstellung eines Konzeptes zur klaren Positionierung 
seitens ver.di gegen Gewalt und Diskriminierung gegenüber 
LSBTIQ
Antragsteller*in: Bundesmigrationskonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di beschließt, dass der Bundesvorstand damit beauftragt wird über Umfang und
 2 Konzeption einer Strategie zu beraten, wie ver.di sich gesamtgesellschaftlich gegen
 3 Gewalt und Diskriminierung gegenüber LSBTIQ* positionieren kann. 

Begründung

Am Freitag (2. September 2022) ist in Münster Malte C. seinen Verletzungen nach einem brutalen Angriff 
beim Christopher Street Day erlegen. Diese und weitere Taten zeigen auf schreckliche Weise, wie wichtig 
der Kampf gegen queerfeindliche Hasskriminalität ist. Diese muss präzise erfasst und als solche klar 
benannt und verurteilt werden. Das Ausmaß von queerfeindlicher Gewalt muss sichtbar, die Betroffenen 
müssen ernst genommen werden.

Bei den registrierten LSBTI-feindlichen Straftaten haben die Polizeibehörden in 2021 eine deutliche 
Steigerung festgestellt: Straftaten aufgrund der sexuellen Orientierung sind um rund 50 Prozent auf 870 
Delikte angestiegen. Im Themenfeld "Geschlecht oder sexuelle Identität" sogar um 66 Prozent auf 340 
Delikte. Es ist zu befürchten, dass es in diesem Bereich eine besonders hohe Dunkelziffer gibt. (Quelle 
BMI) 

Als Dienstleistungsgewerkschaft sind wir in vielen Branchen aktiv, in denen proportional mehr queere 
Menschen arbeiten als in anderen Branchen. Dies sagt jedoch nicht aus, dass queere Menschen 
ausschließlich im Dienstleistungssektor arbeiten. Es die Aufgabe unserer ver.di sich nachhaltig für eine 
gewaltfreie, wertschätzende und ernst genommene Lebensrealität von LSBTIQ*-Personen klar zu 
positionieren.

Um innerhalb der Organisation damit zu beginnen, wird in einem ersten Schritt dem AK Regenbogen der 
Status als Personengruppen gewährt.

LSBTIQ -Mitbürger*innen (Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transgender, Intergeschlechtliche Menschen, 
Queer) sind gesellschaftliche Realität.

LSBTIQ wird dennoch nicht ausreichend ernst und wahrgenommen, wie Bildungsplandebatten zum 
Beispiel in Baden-Württemberg beweisen. Auf allen Ebenen und in allen Fachbereichen von ver.di gibt es 
LSBTIQ-Menschen. Die vorhandene Expertise ist aber nicht in echte Vertretungskompetenz übergeführt, 
sondern hat seit 1989 (ÖTV) nur Beratungsfunktion. Echte Mitbestimmung bedeutet auch Vertretung in 
allen Fachbereichen, auf allen Ebenen und in allen Gremien und Ausschüssen. Bei der rechtlichen 
Gleichstellung der eigenen LSBTIQ-Beschäftigten, hat ver.di eine gesellschaftliche Vorreiterrolle 
übernommen. Bei der Mitbestimmung innerhalb der Organisation gibt es noch Nachsteuerbedarf. Was 
ver.di bei der Personengruppe Migrant*innen vorlebt, darf bei LSBTIQ nicht unter den Tisch fallen.
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Mehr als die Hälfte von schwulen, lesbischen, bisexuellen, transsexuellen, transgender, 
intergeschlechtlichen und queeren Menschen in Baden-Württemberg ist in den vergangenen Jahren 
mindestens einmal Opfer von Diskriminierung geworden. Das ist das Ergebnis einer von der ehemaligen 
Sozialministerin Katrin Altpeter in Auftrag gegebenen anonymen Onlinebefragung aus dem Jahr 2014 zur 
Lebenssituation von LSBTIQ-Menschen in Baden-Württemberg mit mehr als 2.000 Teilnehmenden. Die 
Ministerin sah darin eine klare Aufforderung, den von der Landesregierung eingeschlagenen Weg zum 
Abbau bestehender Diskriminierungen aufgrund sexueller Identität konsequent weiterzuverfolgen. Viele 
Menschen haben den Eindruck, dass es bereits eine völlige Gleichstellung zwischen heterosexuellen und 
nicht-heterosexuellen Menschen in unserer Gesellschaft gibt – das ist jedoch nicht der Fall.

Laut der Onlinebefragung haben lesbische, schwule und bisexuelle Menschen in den vergangenen Jahren 
weniger oft Diskriminierungen erfahren als transgender und intergeschlechtliche Menschen (LSB: 53,2 
Prozent bzw. TI: 66,7 Prozent). Innerhalb beider Gruppen wurden Diskriminierungen am meisten in der 
Öffentlichkeit (LSB: 55,7 Prozent; TI: 64,8 Prozent) und in der Familie (LSB: 52,9 Prozent; TI: 63,6 Prozent) 
erlebt. Transgender und Intergeschlechtliche Menschen berichten zudem häufig über Herabwürdigungen 
im Freundeskreis (60,2 Prozent), im Gesundheits- und Pflegebereich (56,8 Prozent), sowie bei Behörden 
und Ämtern (52,3 Prozent). Unter „Diskriminierung“ wurden in der Befragung verschiedene herabsetzende 
Handlungen zusammengefasst, wie beispielsweise Gaffen, Imitieren / Lächerlich machen, verbale Angriffe, 
unfreiwilliges Outing, körperliche Gewalt oder Ausgrenzung und Kontaktabbruch.

„Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass es auch heute noch oft viel Mut erfordert, sich aktiv für 
Akzeptanz und Gleichstellung von LSBTIQ-Menschen einzusetzen.“

Jugendliche und junge Erwachsene aus dem LSBT*-Bereich geben allerdings laut der Coming-Out – und 
dann?! Studie 2015 zu 61 Prozent an, dass sie Befürchtungen vor Problemen in Schule, Hochschule, 
Ausbildung oder am Arbeitsplatz haben.

In der Vergangenheit haben 44 Prozent der befragten Jugendlichen und jungen Erwachsenen in diesen 
Kontexten Diskriminierung nach einem Outing erfahren.

Mit 54,8 Prozent sind die Diskriminierungserfahrungen wie Beleidigung, Beschimpfung oder Abwertung am 
stärksten unter den Nennungen der Befragten vertreten, gefolgt davon mit 41 Prozent wurde die eigene 
sexuelle Orientierung, von Anderen, zu stark betont. Junge Menschen in schulischer Ausbildung sprechen 
auch von einem Unverständnisse ihrer Mitschüler*innen, selbst nach wiederholten Erklärungen:

In der LGBielfeld-Befragung 2020 wurde unter erwachsenen LSBT-Arbeitnehmer*innen eine 
unterschiedliche „Outing-Rate“ je nach Branche erkennbar. So sind 42,7 Prozent der Befragten im 
verarbeitenden Gewerbe, Baugewerbe, in der Abfallentsorgung und Landwirtschaft am Arbeitsplatz nicht 
geoutet.

In öffentlichen Verwaltungen und in der Branche Kunst, bei Unternehmen und sonstigen 
Dienstleistungsbereichen sind lediglich 23,2  Prozent bzw. 23,1 Prozent nicht geoutet. Ferner ist in der 
genannten Befragung deutlich geworden, dass die LSBT-Befragten jeweils einen höheren 
Bildungsabschluss im Vergleich zu heterosexuellen Befragten erlangt haben und weniger von ihnen eine 
duale Berufsausbildung absolvieren.

Die heterosexuelle Norm wird durch unterschiedliche organisationskulturelle Verhältnisse wie privaten 
Gesprächen unter Kolleg*innen, Einladungen zu Organisationsfeiern oder Bilder auf den Schreibtischen 
gefestigt, da die Thematisierung von Homosexualität in diesem Bereich in die Privatheit verschoben und 
somit tabuisiert wird. LSB-Arbeitnehmer*innen erleben auch Ausschlüsse von informellen Treffen, soziale 
Isolation am Arbeitsplatz und / oder Informationsausschlüsse.

(Hetero-)Sexismus versucht strukturelle und institutionelle Diskriminierungsformen und -mechanismen 
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gegenüber Frauen und Trans*personen zu beschreiben.

Die Diskriminierungsmechanismen aufgrund des Geschlechts äußern sich durch Gewalt, Ausbeutung, 
Ausgrenzung, Marginalisierung und Machtlosigkeit.

Unter Berücksichtigung eines vielfältigeren Geschlechtssystem jenseits der Binarität sind die spezifischen 
Diskriminierungsformen und -mechanismen, denen Trans*personen ausgesetzt sind, in der Kategorie 
Geschlecht mit in den Blick zu nehmen. Trans*personen sind in ihrem Zugang zum Arbeitsmarkt, zu 
Dienstleistungen oder Aus- und Fortbildungen eingeschränkt und sind Opfer psychischer, physischer 
sowie sexualisierter Gewalt. In einer Studie der Senatsverwaltung für Arbeit, Integration und Frauen in 
2013, gaben 47 Prozent der Befragten an, sich nicht am Arbeitsplatz zu outen oder offen mit ihrer eigenen 
Geschlechtsidentität umzugehen. 49 Prozent der Befragten gaben an, dass sie mindestens einmal 
negativen Kommentaren oder Verhaltensweisen am Arbeitsplatz ausgesetzt waren. In einer 2008 
erhobenen Studie von Balzer gaben Trans*personen an, unter anderem in Berlin aufgrund ihrer 
Geschlechtsidentität von Wohnungsvermieter*innen abgelehnt worden zu sein.

Neben den beschriebenen Diskriminierungsformen gegenüber Trans*personen erleben diese die 
medizinische und gesellschaftliche Pathologisierung der eignen Identität als besonders diskriminierend. 
Fachkreise diskutieren seit Ende der 1990er-Jahren über die Streichung der Diagnose 
„Geschlechtsidentitätsstörung“ und der damit einhergehenden medizinischen Klassifizierung als Störung 
(ICD 10 – F 64.0) sowie der Verwendung der Bezeichnung „Geschlechtsdysphorie“. Diese beschreibt eine 
„Inkongruenz zwischen Selbstbild und Geschlechtszuweisung“.
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Antrag E 005: Den Schutz vor Diskriminierung endlich gesetzlich 
stärken – ver.di-Anforderungen an eine Reform und die 
verbesserte Durchsetzung des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes 
Antragsteller*in: Bundesmigrationskonferenz
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 Die meisten Diskriminierungserfahrungen werden im Arbeitsleben gemacht. Beschwerden
 2 aufgrund rassistischer Diskriminierung machen den größten Teil der Fälle aus, die an
 3 die Beratungsstellen und die Antidiskriminierungsstelle des Bundes gemeldet werden.
 4 Aufgrund verschiedener gesetzlicher Schwachstellen bleibt das Allgemeine
 5 Gleichbehandlungsgesetz (AGG) jedoch vielfach wirkungslos und findet zu wenig
 6 Anwendung beim Diskriminierungsschutz. Den Schutz vor Diskriminierung in einer
 7 vielfältigen Gesellschaft politisch aufzuwerten und gesetzlich zu stärken, ist
 8 angesichts der schwerwiegenden Verstöße gegen das Grundrecht auf Gleichbehandlung
 9 eine dringende politische Notwendigkeit.

 10 Die Ampel-Koalition hat sich nun in ihrem Koalitionsvertrag dazu verpflichtet, das
 11 AGG zu evaluieren, Schutzlücken zu schließen, den Rechtsschutz zu verbessern und den
 12 Anwendungsbereich auszuweiten.

 13 ver.di fordert daher vom Gesetzgeber folgende Änderungen:

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

Artikel 1 AGG ist um die in Art. 21 Europäischen Grundrechtecharta geregelten
weiteren Diskriminierungsmerkmale zu ergänzen.

Den Begriff „Benachteiligung“ durch den Begriff „Diskriminierung“ ersetzen.

Den Rasse-Begriff im Grundgesetz und allen weiteren Gesetzen wie
Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) etc. ersetzen.

Die Ausweitung des kleinen Verbandsklagerechts auf Personalräte und ein echtes
Verbandsklagerecht für Gewerkschaften.

Technische Entscheidungssysteme (Algorithmen, KI) in den Anwendungsbereich des
AGG einbeziehen und den Auskunftsanspruch für Betroffene sichern.

Die Streichung der Privilegierung kirchlicher Arbeitgeber vornehmen.

Den Rechtschutz verbessern (Frist der Geltendmachung auf 12 Monate verlängern,
Beschränkung des Entschädigungsanspruches aufheben).

Beweislasterleichterung um Studien, Testingverfahren etc. erweitern.

Gesetzgeberische Maßnahmen zur verbindlichen Einrichtung betrieblicher
Beschwerdestellen vornehmen bzw. die Unterlassung der Einrichtung zum Beispiel
durch Geldstrafen sanktionieren.

Einen öffentlichen Rechtshilfe / Opferfond zur Unterstützung betroffener
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 31

 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

Arbeitnehmer*innen einrichten, die aufgrund der Angst vor Jobverlust und
finanziellen Einbußen meist auf Klagen verzichten.

Die Bundesagentur für Arbeit und die Jobcenter müssen im Umgang mit Menschen,
die Diskriminierung erleben, sensibler werden. Diskriminierungserfahrungen am
Arbeitsplatz müssen bei der Entscheidung über die Finanzierung von Umschulungen
und der Verhängung von Sperrzeiten stärker berücksichtigt werden.

Anwendungsbereich des AGG auf öffentliche Stellen ausweiten und in
Landesantidiskriminierungsgesetzen festschreiben. Dazu gehört die Schaffung
unabhängiger öffentlicher Beschwerde- und Ermittlungsstrukturen, an die sich
Betroffene von institutionellem Rassismus wenden können. 

Begründung

Jede dritte Person in der Bundesrepublik Deutschland hat laut einer repräsentativen Umfrage der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2017 Diskriminierung erlebt.

Testingstudien weisen zuverlässig und seit Jahren Diskriminierung auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt 
nach.

Seit Jahren melden Antidiskriminierungsberatungsstellen steigende Beratungsanfragen von Betroffenen. 
Diskriminierung ist eine Realität, die nicht nur für viele Menschen schmerzlich ist, sondern ihre Teilhabe 
massiv einschränkt und das Gebot der Gleichbehandlung als ein zentrales demokratisches Prinzip 
verletzt. Betroffene von Diskriminierung erwarten, dass Diskriminierung anerkannt wird, dass sie Rechte 
haben, um gegen Diskriminierung vorzugehen und dass diese Rechte auch durchsetzbar sind und nicht 
nur auf dem Papier stehen. Dafür braucht es entsprechenden Gesetzesänderungen. 
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Antrag E 006: Unabhängige Polizeibeschwerdestelle einrichten
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 007, E 008

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene eine
 2 Polizeibeschwerdestelle einzurichten, deren Arbeit folgenden Grundsätzen folgt:

 3 Unabhängigkeit

 4 Die Polizeibeschwerdestelle muss unabhängig ermitteln können, das heißt sie muss
 5 räumlich von den Polizeidienststellen getrennt arbeiten und die Mitarbeiter*innen
 6 dürfen in keinem institutionellen oder hierarchischen Verhältnis zu den von der
 7 Beschwerde betroffenen Polzeibeamt*innen stehen. Die Stelle kann auch unabhängig von
 8 individuellen Beschwerden von ihr identifizierte strukturelle Mängel untersuchen, die
 9 diskriminierendes oder unverhältnismäßiges Verhalten befördern.

 10 Angemessenheit

 11 Die Polizeibeschwerde muss alle für die Überprüfung der Beschwerde notwendigen
 12 Befugnisse haben, was insbesondere Akteneinsichtsrechte, die Möglichkeit eigener
 13 Beweiserhebung, die Befragung von Zeug*innen umfasst.

 14 Öffentlichkeit

 15 Die Arbeit der Polizeibeschwerdestelle ist grundsätzlich in geeigneter Weise, zum
 16 Beispiel durch einen jährlichen, dem Parlament vorzulegenden Bericht, öffentlich zu
 17 machen. Der Bericht enthält neben der Darstellung exemplarischer Einzelfälle auch
 18 Empfehlungen an die Aufsichtsstellen im zuständigen Ministerium und an den
 19 Gesetzgeber, wie durch strukturelle rechtliche Maßnahmen unter anderem rassistische,
 20 sexistische und klassistische Diskriminierung im Rahmen der Polizeiarbeit, überprüft,
 21 geahndet und präventiv bearbeitet werden kann.

 22 ver.di trägt diesen Antrag auf weitere Ebenen mit dem Ziel die entsprechenden
 23 Regierungen zur Einrichtung einer solchen unabhängigen Polizeibeschwerdestelle zu
 24 bewegen, die den oben genannten Grundsätzen folgt.

 25 Im Zuge dessen soll auch eine bundesweite, Kennzeichnungspflicht für
 26 Polizeibeamt*innen gefordert werden, die eine eindeutige Identifizierung der
 27 Einsatzkräfte im Einsatz ermöglicht.

 28 Dies soll in Form von öffentlichkeitswirksamen Aktionen, dem Veröffentlichen von
 29 Stellungnahmen und Informationsveranstaltungen erfolgen.
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Antrag E 007: Unabhängige Polizeibeschwerdestelle einrichten
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Antrag E 006
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 006

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene eine
 2 Polizeibeschwerdestelle einzurichten, deren Arbeit folgenden Grundsätzen folgt:

 3 Unabhängigkeit

 4 Die Polizeibeschwerdestelle muss unabhängig ermitteln können, das heißt sie muss
 5 räumlich von den Polizeidienststellen getrennt arbeiten und die Mitarbeiter*innen
 6 dürfen in keinem institutionellen oder hierarchischen Verhältnis zu den von der
 7 Beschwerde betroffenen Polizeibeamt*innen stehen. Die Stelle kann auch unabhängig von
 8 individuellen Beschwerden von ihr identifizierte strukturelle Mängel untersuchen, die
 9 diskriminierendes oder unverhältnismäßiges Verhalten befördern.

 10 Angemessenheit:

 11 Die Polizeibeschwerdestelle muss alle für die Überprüfung der Beschwerde notwendigen
 12 Befugnisse haben, was insbesondere Akteneinsichtsrechte, die Möglichkeit eigener
 13 Beweiserhebung, die Befragung von Zeug*innen umfasst.

 14 Öffentlichkeit

 15 Die Arbeit der Polizeibeschwerdestelle ist grundsätzlich in geeigneter Weise, zum
 16 Beispiel durch einen jährlichen, dem Parlament vorzulegenden Bericht, öffentlich zu
 17 machen. Der Bericht enthält neben der Darstellung exemplarischer Einzelfälle auch
 18 Empfehlungen an die Aufsichtsstellen im zuständigen Ministerium und an den
 19 Gesetzgeber, wie durch strukturelle rechtliche Maßnahmen unter anderem rassistische,
 20 sexistische und klassistische Diskriminierung im Rahmen der Polizeiarbeit, überprüft,
 21 geahndet und präventiv bearbeitet werden kann.

 22 Einbeziehung der Betroffenen

 23 Die Beschwerdeführer*innen sollen in die Arbeit der unabhängigen Beschwerdestelle
 24 einbezogen werden, um ihre Interessen und Perspektiven im Prozess der Ermittlung zu
 25 berücksichtigen.

 26 ver.di trägt diesen Antrag auf weitere Ebenen mit dem Ziel, die entsprechenden
 27 Regierungen zur Einrichtung einer solchen unabhängigen Polizeibeschwerdestelle zu
 28 bewegen, die den oben genannten Grundsätzen folgt.

 29 Im Zuge dessen soll auch eine bundesweite Kennzeichnungspflicht für
 30 Polizeibeamt*innen gefordert werden, die eine eindeutige Identifizierung der
 31 Einsatzkräfte im Einsatz ermöglicht.

 32 Dies soll in Form von öffentlichkeitswirksamen Aktionen, dem Veröffentlichen von
 33 Stellungnahmen und Informationsveranstaltungen erfolgen.
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Antrag E 008: Unabhängige Polizeibeschwerdestelle einrichten
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Oberpfalz
Status: Erledigt durch Antrag E 006
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 006

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene eine
 2 Polizeibeschwerdestelle einzurichten, deren Arbeit folgenden Grundsätzen folgt:

 3 Unabhängigkeit

 4 Die Polizeibeschwerdestelle muss unabhängig ermitteln können, das heißt sie muss
 5 räumlich von den Polizeidienststellen getrennt arbeiten und die Mitarbeiter*innen
 6 dürfen in keinem institutionellen oder hierarchischen Verhältnis zu den von der
 7 Beschwerde betroffenen Polzeibeamt*innen stehen. Die Stelle kann auch unabhängig von
 8 individuellen Beschwerden von ihr identifizierte strukturelle Mängel untersuchen, die
 9 diskriminierendes oder unverhältnismäßiges Verhalten befördern.

 10 Angemessenheit

 11 Die Polizeibeschwerde muss alle für die Überprüfung der Beschwerde notwendigen
 12 Befugnisse haben, was insbesondere Akteneinsichtsrechte, die Möglichkeit eigener
 13 Beweiserhebung, die Befragung von Zeug*innen umfasst.

 14 Öffentlichkeit

 15 Die Arbeit der Polizeibeschwerdestelle ist grundsätzlich in geeigneter Weise, zum
 16 Beispiel durch einen jährlichen, dem Parlament vorzulegenden Bericht, öffentlich zu
 17 machen. Der Bericht enthält neben der Darstellung exemplarischer Einzelfälle auch
 18 Empfehlungen an die Aufsichtsstellen im zuständigen Ministerium und an den
 19 Gesetzgeber, wie durch strukturelle rechtliche Maßnahmen unter anderem rassistische,
 20 sexistische und klassistische Diskriminierung im Rahmen der Polizeiarbeit, überprüft,
 21 geahndet und präventiv bearbeitet werden kann.

 22 Einbeziehung der Betroffenen

 23 Die Beschwerdeführer*innen sollen in die Arbeit der unabhängigen Beschwerdestelle
 24 einbezogen werden, um ihre Interessen und Perspektiven im Prozess der Ermittlung zu
 25 berücksichtigen.

 26 Die ver.di-Jugend Oberpfalz trägt diesen Antrag auf weitere Ebenen mit dem Ziel die
 27 Landesregierung zur Einrichtung einer solchen unabhängigen Polizeibeschwerdestelle zu
 28 bewegen, die den oben genannten Grundsätzen folgt.

 29 Im Zuge dessen soll auch eine bundesweite, Kennzeichnungspflicht für
 30 Polizeibeamt*innen gefordert werden, die eine eindeutige Identifizierung der
 31 Einsatzkräfte im Einsatz ermöglicht.

 32 Dies soll in Form von öffentlichkeitswirksamen Aktionen, dem Veröffentlichen von
 33 Stellungnahmen und Informationsveranstaltungen erfolgen.
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Antrag E 009: Polizeigewalt entgegentreten
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 ver.di tritt Polizeigewalt konsequent entgegen. Das tun wir, indem wir diese Form von
 2 Gewalt klar benennen und strukturelle Probleme innerhalb des Polizeiapparats
 3 aufzeigen.

 4 Zudem sind wir solidarisch mit den Betroffenen von Polizeigewalt. 

Begründung

Ob auf antifaschistischen Demonstrationen oder im Alltag, von der Polizei geht die Gefahr von Gewalt aus 
für viele Menschen. Diese Gewalt kann kaum vor Gericht sanktioniert werden, zu groß ist der Korpsgeist 
und die strukturelle Verflechtung zwischen Polizei und Justiz. Dass diese Form der Gewalt auch mit dem 
Tod enden kann, zeigt der Fall von Oury Jalloh oder auch vieraktuelle Fälle im August 2022. 

Als Teil der Gewerkschaftsjugend lehnen wir diese Form der Gewalt konsequent ab und sehen uns in der 
Pflicht die strukturellen Zusammenhänge aufzuzeigen.
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Antrag E 010: Aktivismus darf nicht kriminalisiert werden
Antragsteller*in: Landesbezirksvorstand Hamburg
Status: Angenommen in geänderter Fassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di verurteilt die generelle Kriminalisierung von Klimaaktivist*innen.

 2 Einer Demonstration oder Blockade mit friedlichen Mitteln darf nicht mit Beugehaft
 3 begegnet werden. Scheindebatten, um Proteste zu delegitimieren und weiteren
 4 Einschnitten ins Demonstrationsrecht stellt sich ver.di entschieden entgegen.
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Antrag E 011: Repression solidarisch begegnen
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand in geänderter Fassung durch Änderungsantrag E 
011 -Ä001

Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand in geänderter Fassung durch Änderungsantrag  E 
011 -Ä001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 ver.di fordert einen solidarischen Umgang mit von politischer Repression betroffenen
 2 Kolleg*innen. Wir lassen uns als Gewerkschaft nicht spalten. Dagegen hilft nur
 3 kollektives solidarisches Handeln. Von Solidaritätserklärungen bis hin zur
 4 solidarischen Prozessbegleitung im Falle von Anklagen, die im Rahmen unserer
 5 geplanten gewerkschaftlichen Aktivitäten, wie gewerkschaftlichen
 6 Arbeitskampfmaßnahmen, politisches Auftreten auf Grundlage der Beschlusslage der
 7 ver.di und Teilnahme an Demonstrationen / Kundgebungen von Gewerkschaften und unseren
 8 Bündnispartner*innen, gegen sie erhoben werden. Wir erarbeiten uns Werkzeuge, um
 9 unseren politischen Aktivismus zu schützen und unsere Kolleg*innen zu unterstützen.

Begründung

Repression von Seiten des Staates ist Alltag für progressiv linke politische Bewegungen außerhalb und 
auch innerhalb der Gewerkschaft. Durch Polizeigewalt, Strafverfahren und Kriminalisierung in der 
Öffentlichkeit sollen diese Bewegungen unterdrücken und von der Gesellschaft abspalten. Dies betrifft 
auch uns als antifaschistische Gewerkschaftsjugend. Dabei müssen wir als Solidargemeinschaft auch 
einen kollektiven Umgang mit Repression finden.
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Antrag E 011 -Ä001: Änderungsantrag zu E 011
Änderungsantrag zu E 011

Antragsteller*in: Jan Fischer (er/ihm)
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 011

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

Zeile 2

 1 ver.di fordert einen solidarischen Umgang mit von politischer Repression betroffenen 

 2 Kolleg*innen. Wir lassen uns als Gewerkschaftsjugend nicht spalten. Dagegen hilft nur 
 3 kollektives solidarisches Handeln. Von Solidaritätserklärungen bis hin zur
 4 solidarischen Prozessbegleitung im Falle von Anklagen, die im Rahmen unserer
 5 geplanten gewerkschaftlichen Aktivitäten, wie gewerkschaftlichen
 6 Arbeitskampfmaßnahmen, politisches Auftreten auf Grundlage der Beschlusslage der
 7 ver.di und Teilnahme an Demonstrationen / Kundgebungen von Gewerkschaften und unseren
 8 Bündnispartner*innen, gegen sie erhoben werden. Wir erarbeiten uns Werkzeuge, um
 9 unseren politischen Aktivismus zu schützen und unsere Kolleg*innen zu unterstützen.

Begründung

Repression betreffen nicht aktive aus der Gewerkschaftsjugend sondern alle Menschen innerhalb unserer 
Organisation. 
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Antrag E 012: Wahlrecht für Alle
Antragsteller*in: Landesbezirksfachbereichskonferenz C Nordrhein-Westfalen
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

W 048

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 Der Bundesvorstand wird aufgefordert, einen Vorschlag zur Durchsetzung der
 2 Beschlusslage zu erarbeiten, dass alle Menschen mit Wohnort in der Bundesrepublik
 3 Deutschland bei Kommunal-, Landes-, Bundes- und Europawahl partizipieren können.

Begründung

Viele ver.di-Gewerkschaftsmitglieder besitzen nicht die deutsche Staatsbürgerschaft und haben auch 
nicht die Möglichkeit einer doppelten Staatsbürgerschaft. Sie werden von wichtigen Entscheidungen, die 
das Arbeitsleben und gewerkschaftliche Themen betreffen ausgeschlossen. Dies ist nicht hinnehmbar.  
Das übergeordnete Ziel der Gewerkschaften und somit auch von ver.di ist es, für bessere 
Arbeitsbedingungen zu sorgen. Dies beinhaltet die Vertretung der Arbeitnehmer*inneninteressen in 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Belangen.                     

Dementsprechend sollten alle Gewerkschaftsmitglieder auch wählen dürfen.
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Antrag E 013: Herabsetzung des Wahlalters
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Angenommen in geänderter Fassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 014, W 056

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di soll sich aktiv für das bundesweite Wahlalter ab 16 Jahren für alle
 2 politischen Wahlen in der Bundesrepublik Deutschland einsetzen (wie zum Beispiel
 3 Kommunal-, Landtags- und Bundestagswahl).

Begründung

Ein Wahlalter ab 18 Jahren ist nicht mehr zeitgemäß. Junge Menschen werden immer früher politisch 
interessiert und auch aktiv. U18-Wahlen, die durch diverse Jugendorganisationen durchgeführt werden, 
zeigen genau dies.

Allein die Fridays for Future Bewegung zeigt, dass sich junge Menschen mit politischen Themen und auch 
ihren Hindernissen auseinandersetzen.

In der Bundesrepublik Deutschland können Jugendliche bereits mit 16 Jahren in ein Ausbildungsverhältnis 
treten und zahlen somit Steuern. Diesen Personen sollte die Mitbestimmung über diese Steuergelder, 
durch eine Wahl, nicht verwehrt werden. Wenn man jemandem die Reife zuspricht eine Berufsausbildung 
anzufangen, kann man dieser Person auch die Reife einer Wahl zusprechen.

Die Mehrheit der Wahlen wird durch ältere Generationen bestimmt. Dadurch, dass sich die 
Lebenserwartung der Menschheit immer weiter nach hinten verschiebt, wird auch der Wahlanteil eben 
dieser älteren Generationen immer größer. In einer Demokratie sollte aber jede Generation mit 
einbezogen werden, der man die Tragweite und Konsequenzen einer Wahl deutlich machen kann. Dies ist 
mit 16 Jahren durchaus gegeben.

Gerade heutzutage müssen viele politische Entscheidungen getroffen werden, die nicht nur die aktuellen, 
sondern auch die zukünftigen Generationen betreffen. Um somit eine Chancengleichheit in der 
Mitbestimmung zu schaffen, sollte man, so früh dies eben möglich ist, ein Recht zur Mitbestimmung 
haben.
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Antrag E 014: Wahlalter auf 14 Jahre senken - junge Menschen an 
die Macht!
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Antrag E 013
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 013

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass eine Wahlaltersenkung auf 14 Jahre für alle
 2 politischen Wahlen - von der Kommunalwahl bis zur Europawahl -  umgesetzt wird.

 3 Hierfür muss es von ver.di Lobbyarbeit auf allen politischen Ebenen geben. Wir setzen
 4 uns in der DGB-Jugend und dem DGB dafür ein, dass sie dies ebenfalls tun und das
 5 Anliegen in den europäischen Gewerkschaftsbund einbringen. 

 6 Im Zuge dessen setzt sich ver.di auch dafür ein, die politische Bildung an (Berufs-)
 7 Schulen auszubauen und die politische Willensbildung junger Menschen bereits
 8 frühzeitig zu fördern.

Begründung

Ab 14 Jahren ist man beschränkt geschäftsfähig, kann Arbeitsverträge schließen und 
Gewerkschaftsmitglied werden und in dieser mitgestalten und mitentscheiden.

Deswegen ist es unserer Meinung nach nur sinnvoll, dass man sich ab diesem Alter auch aktiv an Wahlen 
beteiligen kann.

Wir sehen auch Potenzial darin, dass die Politik sich endlich in die Richtung der Interessen junger 
Menschen bewegt, wenn diese ihre Wähler*innen sind und ihr Erfolg von ihnen abhängig ist.   
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Antrag E 015: Aufdecken der Nebeneinkünfte
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Linker Niederrhein
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 016, E 017

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di wird aufgefordert, sich für die transparente, vollständige und
 2 gesellschaftsöffentliche Offenlegung der Nebeneinkünfte aller Bundestagsabgeordneten
 3 einzusetzen. Dazu soll § 45 Abs. 2 Ziff. 1 Abgeordnetengesetz entsprechend angepasst,
 4 die Anzeigepflicht an die*den Präsident*in durch die allgemeine Öffentlichkeit
 5 ersetzt und die Anzeigegrenzen von 1.000,-- Euro im Monat bzw. 3.000,-- Euro im
 6 Kalenderjahr ersatzlos gestrichen werden. Ebenso soll § 48 Abs. 2f.
 7 Abgeordnetengesetz insofern verändert werden, als dass Spenden an
 8 Bundestagsabgeordnete ab dem ersten Euro öffentlich angezeigt werden müssen.

Begründung

Die derzeitige Formulierung des Abgeordnetengesetzes mit Blick auf das Anzeigen von Nebeneinkünften 
und Spenden von Abgeordneten ist nicht ausreichend. Bundestagsabgeordnete sollen verpflichtet 
werden, jegliche Sondereinkünfte ab dem ersten Euro offenzulegen, um Korruption zu vermeiden und 
Lobby-Interessen sichtbar zu machen.
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Antrag E 016: Aufdecken der Nebeneinkünfte
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Erledigt durch Antrag E 015
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 015

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich für die transparente, vollständige und gesellschaftsöffentliche
 2 Offenlegung der Nebeneinkünfte aller Bundestagsabgeordneten ein.

 3 Das Abgeordnetengesetz ist dahingehend anzupassen, dass die Anzeigepflicht an die*den
 4 Präsident*in durch die allgemeine Öffentlichkeit ersetzt und die Anzeigegrenzen von
 5 1.000,-- Euro im Monat bzw. 3.000,-- Euro im Kalenderjahr ersatzlos gestrichen
 6 werden.

 7 Ebenso soll § 48 Abs. 2f. Abgeordnetengesetz insofern verändert werden, als dass
 8 Spenden an Bundestagsabgeordnete ab dem ersten Euro öffentlich angezeigt werden
 9 müssen.

Begründung

Die derzeitige Formulierung des Abgeordnetengesetzes mit Blick auf das Anzeigen von Nebeneinkünften 
und Spenden von Abgeordneten ist nicht ausreichend. Bundestagsabgeordnete sollen verpflichtet 
werden, jegliche Sondereinkünfte ab dem ersten Euro offenzulegen, um Korruption zu vermeiden und 
Lobby-Interessen sichtbar zu machen.
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Antrag E 017: Aufdecken der Nebeneinkünfte
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 015
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 015

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich für die transparente, vollständige und gesellschaftsöffentliche
 2 Offenlegung der Nebeneinkünfte aller Bundestagsabgeordneten ein. Abgeordnetengesetz
 3 entsprechend angepasst, die Anzeigepflicht an die*den Präsident*in durch die
 4 allgemeine Öffentlichkeit ersetzt und die Anzeigegrenzen von 1.000,-- Euro im Monat
 5 bzw. 3.000,-- Euro im Kalenderjahr ersatzlos gestrichen werden. Ebenso soll § 48 Abs.
 6 2f. Abgeordnetengesetz insofern verändert werden, als dass Spenden an
 7 Bundestagsabgeordnete ab dem ersten Euro öffentlich angezeigt werden müssen.

Begründung

Die derzeitige Formulierung des Abgeordnetengesetzes mit Blick auf das Anzeigen von Nebeneinkünften 
und Spenden von Abgeordneten ist nicht ausreichend. Bundestagsabgeordnete sollen verpflichtet 
werden, jegliche Sondereinkünfte ab dem ersten Euro offenzulegen, um Korruption zu vermeiden und 
Lobby-Interessen sichtbar zu machen.
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Antrag E 018: Bezahlung Politiker*innen
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di sollte gemeinsam mit dem DGB sich dafür einsetzen, dass künftig die Erhöhung
 2 der Bezüge / Diäten für Abgeordnete in allen politischen Bereichen an die Erhöhung
 3 der gesetzlichen Rente gekoppelt wird.

Begründung

In der Bevölkerung herrscht weitgehend Unverständnis darüber, dass Abgeordnete ihre Bezüge / Diäten 
selbst festlegen und nach ihrem Belieben erhöhen können. Eine Koppelung an die Rentenerhöhungen 
würde ein Zeichen setzten gegen die zunehmende Spaltung in der Gesellschaft.
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Antrag E 019: Jobsharing bei kommunalen Wahlämtern
Antragsteller*in: Bundesfrauenkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand in geänderter Fassung durch Änderungsantrag E 
019 -Ä001

Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand in geänderter Fassung durch Änderungsantrag  E 
019 -Ä001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 ver.di setzt sich in den erforderlichen politischen Ebenen dafür ein, dass kommunale
 2 Wahlämter (zum Beispiel Bürgermeister*innen; Landrät*innen) in Doppelbesetzung
 3 möglich werden. Ziel soll sein, eine dem Jobsharing-Modell ähnliche Arbeitssituation
 4 auch in politischen Wahlämtern zu ermöglichen.

Begründung

Frauen fehlen in öffentlichen Wahlämtern in besorgniserregender Dimension. Das ist kein Wunder, denn 
gerade im besten Alter von 40 bis 60 Jahren sind Frauen oft mit Kindern und / oder pflegebedürftigen 
Eltern und ihrer beruflichen Karriere mehr als doppelt belastet. Die Aussicht auf einen zeitintensiven 
Wahlkampf und (nach einem Wahlerfolg) ein Wahlamt mit deutlich über 40 Wochenstunden zu 
unkonventionellen Arbeitszeiten lassen Frauen vor politischer Teilhabe auf kommunaler Ebene 
zurückschrecken.

Die Chance sich ein Wahlamt analog des gebräuchlichen Jobsharing-Modells teilen zu können würde die 
Möglichkeit für politische Teilhabe erhöhen und mehr Frauen zu Kandidaturen ermutigen. Entsprechende 
Gesetzesänderungen sind überfällig.
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Antrag E 019 -Ä001: Änderungsantrag zu E 019
Änderungsantrag zu E 019

Antragsteller*in: Andrea Schiele
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 019

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

Zeile 2 - 3

 1 ver.di setzt sich in den erforderlichen politischen Ebenen dafür ein, dass kommunale 

 2 Wahlämter (zum Beispiel Bürgermeister*innen; Landrät*innen) nach dem Jobsharing-
 3 Modell in Doppelbesetzung möglich werden. Ziel soll sein, eine dem Jobsharing-Modell ähnliche 

Arbeitssituation auch in politischen Wahlämtern zu ermöglichen.

Begründung

Das Jobsharing-Modell ist in Bezug auf Wahlämter nicht umsetzbar, das Ziel sollte aber auf diesem Weg 
weiter verfolgt werden.

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

43 / 224



Antrag E 020: 8. März
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Angenommen in geänderter Fassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass der internationale Frauentag, der 8. März,  ein
 2 bundeseinheitlicher gesetzlicher Feiertag wird.

Begründung

Der internationale Frauentag wurde 1933 von den Nationalsozialisten abgeschafft und erst in den 60er 
Jahren in der damaligen BRD wiederbelebt. In der DDR war er bereits ein Feiertag. Heute ist er ein Feiertag 
in 26 Ländern und in Berlin sowie ab 2023 auch in Mecklenburg-Vorpommern.

Missstände (Mehrfachbelastung, Gehaltsungerechtigkeiten, Altersarmut, veraltete Rollenbilder die sich 
gerade durch Corona neu verstärkt haben) sind immer noch vorhanden.

Ein gesetzlicher Feiertag würdigt einerseits die erkämpften Rechte und weist andererseits auf das noch 
nicht erreichte und die bestehenden patriarchalen Strukturen hin.

Deshalb fordern wir, der Landesbezirksfachbereichsfrauenvorstand PSL NRW, dass der 8.März, der 
internationale Weltfrauentag ein gesetzlicher bundeseinheitlicher mindestens jedoch ein gesetzlicher 
Feiertag in NRW wird!

Frauenrechte sind Menschenrechte!
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Antrag E 021: „Berufsverbote / Gewerkschaftsausschlüsse 
aufgrund Mitgliedschaften in kommunistischen Parteien“
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Südbaden Schwarzwald
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 Die Folgen der Gewerkschaftsausschlüsse für die Kolleg*innen, die aufgrund der
 2 Unvereinbarkeitsbeschlüsse der ver.di-Vorgängerorganisationen in den 1970er und 80er
 3 Jahren als Mitglieder ausgeschlossen wurden, werden aufgearbeitet. Die betroffenen
 4 Kolleg*innen werden in angemessener Weise rehabilitiert.

Begründung

ImOktober 1973 erließ der DGB einen Unvereinbarkeitsbeschluss gegen Mitglieder so genannter 
linksextremer Organisationen. Alle DGB-Mitgliedsgewerkschaften, darunter die ver.di-
Gründungsgewerkschaften, setzten ihn um. Das bedeutete, dass Kolleg*innen ohne Einzelfallprüfung auf 
gewerkschaftsschädigendes Verhalten, sondern nur aufgrund der Mitgliedschaft in einer bestimmten 
Organisation aus der Gewerkschaft ausgeschlossen wurden. Nach dem Radikalenerlass vom Januar 1972, 
der für Beschäftigte und Bewerber*innen im öffentlichen Dienst zu Berufsverboten führte, war für die 
davon betroffenen Mitglieder der Ausschluss aus ihrer Gewerkschaft folgenschwer, bedeutete das doch 
den Verlust des gewerkschaftlichen Rechtsschutzes.

Inzwischen hat ver.di zahlreiche Beschlüsse zur Aufarbeitung der Berufsverbote gefasst und auch 
zahlreiche Aktivitäten für die Rehabilitierung der ehemaligen Betroffenen unterstützt. Nun ist es an der 
Zeit, auch dieses Kapitel der Geschichte unserer ver.di-Vorgängerorganisationen aufzuarbeiten.
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Antrag E 022: Bündnisarbeit
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Erledigt durch Praxis / Zeitablauf
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Praxis / Zeitablauf

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 ver.di setzt sich auf allen Ebenen dafür ein, Bündnisse mit linken Bewegungen
 2 voranzutreiben, sofern diese nicht der politischen Grundhaltung von ver.di
 3 widersprechen. Dies geschieht durch aktive Arbeit in Bündnissen und gemeinsame
 4 Aktionen, mit beispielsweise antirassistischen, feministischen,  klimapolitischen
 5 Bewegungen oder lokalen Bewegungen zur Verknüpfung betrieblicher oder
 6 tarifpolitischer Forderungen mit gesellschaftlichen Themen.

Begründung

Als Arbeitnehmer*innen haben wir nicht tarifpolitische Themen, die für uns wichtig sind. Wir sind genau 
so Menschen, die unter einem patriarchalem System oder rassistischen Strukturen in unserer Gesellschaft 
leiden oder Sorge, um den Klimawandel und unser aller Zukunft haben. Deswegen ist es notwendig, dass 
diese Kämpfe gemeinsam geführt werden.
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Antrag E 023: Auf die Straße vor den Rechten – Energiedemos der 
Gewerkschaft! Gewerkschaft  als vorantreibende Kraft von 
Energiedemos
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Praxis / Zeitablauf
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Praxis / Zeitablauf

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di unterstützt Energiedemos vor Ort aktiv und treibt sie voran.

 2 Parallel dazu werden die Vertreter*innen des DGB aufgefordert darauf hinzuwirken,
 3 dass diese Demonstrationen federführend vom DGB in Zusammenarbeit mit den
 4 Mitgliedsgewerkschaften und weiteren Bündnispartner*innen veranstaltet werden.

 5 Dafür müssen wir:

 6
 7
 8
 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

Vorbereitungen für die anstehenden Demonstrationen treffen und dazu breit1. 
aufgestellte parteiunabhängige Bündnispartner*innen, wie zum Beispiel Fridays
for Future, die Initiative gegen Rechts, die Jugendringe usw., für unsere Sache
zu gewinnen.

Ein Konzept zur Organisation von Demonstrationsreihen gemeinsam mit dem DGB auf2. 
die Beine stellen.

Material gegen das Auftreten rechter Akteur*innen auf den geplanten3. 
Demonstrationen erstellen.

Das Begehren auch in andere Gliederungen von ver.di sowie des DGB tragen.4. 

Die Durchführung von regelmäßigen bis hin zu wöchentlichen Demonstrationen5. 
fordern.

Begründung

1. Öffentlich wirksame Aktionen

Am 3. September 2022 wurde das 3. Entlastungspaket von der Bundesregierung beschlossen. Neben teils 
unzureichenden Maßnahmen, wie einer Einmalzahlung von 200,-- Euro für Student*innen oder 300,-- Euro 
für Rentner*innen sowie Auszubildenden greift das Entlastungspaket auch in Tarifrunden ein und 
untergräbt mit der Möglichkeit einer steuerfreien Einmalzahlung von 3.000,-- Euro unsere 
Verhandlungsposition für eine tabellenwirksame Entgelterhöhung. 

Wir müssen durch öffentliche Aktionen Druck auf die Politik machen, damit endlich wirksame Maßnahmen 
zur Umverteilung von Vermögen ergriffen und weitere Schritte hin zu einer Entlastung von 
einkommensschwachen Bevölkerungsgruppen umgesetzt werden. Besonders in unsicheren Krisenzeiten 
müssen wir uns als Gewerkschaften für unsere Mitglieder und die Gesellschaft einsetzen und die Weichen 
für eine sozial gerechte und nachhaltige Zukunft stellen. Dazu müssen wir unsere Forderungen frühzeitig 
auch in der breiten Masse der Bevölkerung platzieren und unsere Vorstellungen von einer gerechten 
Gesellschaft vorantreiben.

2. Agieren statt Reagieren - den Rechten einen Schritt voraus sein
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Laut einer aktuellen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Insa sagten 44 Prozent aller Befragten, sie 
würden „sicher oder mit großer Wahrscheinlichkeit an Demonstrationen gegen die hohen Energiepreise 
teilnehmen“. Die Rechten haben längst erkannt, dass sich die Bevölkerung durch die stark gestiegenen 
Energiepreise mobilisieren lässt. Sie wollen die hohen Ausgaben nutzen, um damit Stimmung zu machen 
und Mitstreiter*innen für ihre menschenverachtende Politik zu gewinnen. Zudem gibt es bereits jetzt 
Bestrebungen der Rechten, eigene Montagsdemonstrationen zu organisieren oder andere 
Demonstrationen für sich zu beanspruchen. Zum einen ist es wichtig, den Rechten zuvorzukommen und 
das Thema nach unseren Vorstellungen zu gestalten und nicht auf die Argumente der Rechten reagieren 
zu müssen. Zum anderen ein bundesweites Vorgehen bereit zu halten, wie mit rechtsgesinnten Personen 
und Gruppen umzugehen ist, die auf den Kundgebungen erscheinen.

3. Vorbereitung von Tarifbegleitenden Maßnahmen zur Aktivierung von Mitgliedern

Die letzten zwei Jahre wurde durch die Pandemie von der Gesellschaft und somit auch von unseren 
Mitgliedern einiges abverlangt. Nicht nur durch Einschränkungen im privaten Leben, sondern auch 
finanziell. Doch im Gegensatz zu den Jahren 2020 und 2021 haben wir jetzt die Möglichkeit, unsere 
Meinung vor Ort durch Demonstrationen uneingeschränkt kundzutun. Das Thema Energiepolitik betrifft 
alle und macht sich direkt im Geldbeutel bemerkbar. Gerade deswegen bietet es großes Potenzial, dass 
unsere Mitglieder auf den Straßen aktiv werden und wir somit außerdem noch stärkere Unterstützung für 
unsere anstehende Tarifrunde im öffentlichen Dienst bekommen.
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Antrag E 024: Yasmin Fahimi spricht nicht für uns alle!
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Abgelehnt
Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik

Untersachgebiet: E - Allgemein
Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung
Abstimmung über die Empfehlung 
der AK auf Erledigt durch Praxis / 
Zeitablauf

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(47.462 %)
(52.538 %)

374
414
47

835
Abstimmung über den Antrag Ja:

Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(35.458 %)
(64.542 %)

267
486

89
842

 1 Wir möchten der DGB-Vorsitzenden Yasmin Fahimi öffentlich widersprechen und ein
 2 zugehöriges Öffentlichkeitskonzept entwickeln. Grade in Krisenzeiten müssen
 3 kapitalismuskritische Debatten geführt werden, ist doch der Kapitalismus das
 4 grundlegende Problem, an dem es immer wieder zu Krisen kommen wird. Als
 5 Gewerkschafter*innen stehen wir im Zusammenschluss der Arbeitnehmer*innen als
 6 Gegengewicht zum Kapital. Wir sind das Proletariat, das nur seine Arbeitskraft zu
 7 verkaufen hat. In den letzten Jahren zeigt sich immer deutlicher, wie sehr das System
 8 das Problem ist und überwunden werden muss, und wie wenig die Sozialpartnerschaft
 9 eine Lösung ist. Sich der Arbeitgeberseite anzubiedern und den Mitgliedern und
 10 Mitgliedsgewerkschaften per Direktive Diskussionen um Kapitalismuskritik zu
 11 „verbieten“, und das, während überall Tarifverhandlungsrunden wegen
 12 Verweigerungshaltung der Arbeitgeber*innen ohne Ergebnisse verstreichen, ist für
 13 gewerkschaftliche Positionen nichts als schädlich und einer DGB-Vorsitzenden nicht
 14 würdig. Gewerkschaftsarbeit ohne radikale Kapitalismuskritik bleibt systemimmanent
 15 und wird deswegen keine über Makulatur hinausgehenden systematischen Veränderungen
 16 bringen. Vernünftige Gewerkschaftsarbeit braucht integrale Systemkritik und ist damit
 17 immer angebracht, richtig und wichtig. Wir lassen uns den Mund nicht verbieten! Wir
 18 wollen kein Stück vom Kuchen, wir wollen die ganze Bäckerei.
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Antrag E 025: Reflexion der Rolle der ver.di in der Corona-
Pandemie
Antragsteller*in: Bezirksfachbereichskonferenz B Frankfurt am Main und Region
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 Der Bundesvorstand wird aufgefordert, die Rolle von ver.di in der Corona-
 2 Pandemie kritisch zu reflektieren und aufzuarbeiten. Dabei soll in geeigneter Form
 3 eine breit angelegte Debatte in der gesamten Organisation initiiert werden,
 4 beispielsweise in Form von Podiumsveranstaltungen auf landesbezirklicher Ebene. Dabei
 5 soll die Haltung von ver.di zu den Einschränkungen der Freiheitsrechte und der
 6 ver.di-internen Möglichkeiten einer kritischen Auseinandersetzung zu den Corona-
 7 Maßnahmen beleuchtet werden.

Begründung

Demokratie setzt etwas voraus, was sie täglich wieder neu herzustellen hat. Das zentrale Ziel in einer 
Demokratie ist – seit der Aufklärung –mündige Bürger*innen. Mündig im gewerkschaftlichen und 
aufgeklärten Sinn heißt selbstbestimmt und frei von Bevormundung. Damit geht konsequenterweise ein 
kritisches Bewusstsein für die jeweils herrschende politische Situation einher.

Der Leitartikel „Demokratie ist kein Selbstläufer“ der ver.di-Publik 3/2022 beschreibt das folgendermaßen: 
„Demokratien sind zerbrechlich und ihr Erhalt erfordert permanente Anstrengungen. Gewerkschaften 
spielen dabei eine entscheidende Rolle, denn sie sind neben Wahlen für viele Menschen häufig eine 
positive Demokratieerfahrung.“

Voraussetzung dafür ist allerdings ein offener Debattenraum in dem alle Meinungen einen respektablen 
und respektvollen Platz haben. Nur durch einen offenen Debattenraum können sich Bürger*innen eine 
möglichst umfassende Meinung bilden.

ver.di hat während der Corona-Pandemie, trotz teilweiser massiver Grundrechtseinschränkungen, diese 
essentielle demokratische Voraussetzung schmerzlich vermissen lassen und zu wenig Möglichkeiten für 
einen kritischen Austausch geschaffen. Notwendig wäre eine gewissenhafte, breit angelegte und kritische 
Auseinandersetzung gewesen, um zu einer differenzierten gewerkschaftlichen Haltung zu den 
einschränkenden Corona-Maßnahmen zu kommen. Gemeint sind zum Beispiel damit die Lockdown-
Maßnahmen, die massiven Einschränkungen in den Betrieben, die Auswirkungen der Schulschließungen 
für Kinder und deren Eltern sowie den unkritisch gefolgten Maßnahmen, die wissenschaftlich umstritten 
waren und sind. Für die Kolleg*innen, die durch diese Maßnahmen psychisch stark belastet waren, gab es 
in unserer Gewerkschaft wenig Möglichkeiten einen kritischen Diskurs zu führen. Gerade die massiven 
Einschränkungen in den Betrieben haben zu einem Verlust am Mitgliederbindung geführt. Viele 
Kolleg*innen haben die Organisation verlassen. Neue Mitglieder konnten nahezu nicht geworben werden.
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Antrag E 026: Sozialpartnerschaft
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Stuttgart
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 027

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 ver.di unterhält Beziehungen zu Arbeitgeberorganisationen fortan nur unter strenger
 2 Wahrung der Transparenz. Die Mitgliedschaft muss über Ziel und Zweck, Dauer und
 3 Charakter dieser Beziehungen aufgeklärt werden.

 4 ver.di entwickelt keine gemeinsame Politik mit Arbeitgeberorganisationen. ver.di
 5 tritt nur noch in Verhandlungen, bei denen sie den Interessenunterschied zwischen
 6 Arbeitnehmenden- und Arbeitgebendenseite aufzeigt. Solche Verhandlungen müssen von
 7 Aktionen der Mitglieder begleitet werden.

 8 ver.di prüft die Zusammenarbeit unter den Überschriften „Dienstleistung 4.0“,
 9 „Innovative Digitalisierung der Wirtschaft“, „Fokusgruppe Digitalisierung und
 10 Dienstleistung“, „IT-Gipfel“ / “Digital-Gipfel“ sowie ähnlicher Projekte der
 11 Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWi), dem
 12 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) und der Deutschen Industrie- und
 13 Handelskammer (DIHK) auf die genannten Kriterien und beendet gegebenenfalls die
 14 Zusammenarbeit.

Begründung

ver.di beteiligt sich an diesen Projekten unter anderem mit den Zielen „Gestaltung von Arbeitsplätzen und 
Arbeitsorganisation und natürlich ein angemessener Schutz der Persönlichkeitsrechte der 
Beschäftigten“ (ver.di-Bundesvorstand). Es ist eine Illusion, dass wir die Gestaltung unserer 
Arbeitsbedingungen auf Augenhöhe mit den Arbeitgebern diskutieren könnten, die genannte 
Zusammenarbeit fördert diese Illusion und lähmt damit die Aktivitäten der Beschäftigten.

Die Vorstellung, dass es überhaupt möglich sei, bei Fragen der „Arbeitsorganisation“ auf eine 
sozialpartnerschaftliche Einigung zu kommen, mit der alle zufrieden sind, zeigt ein falsches Verständnis 
der Arbeitssituation in der Bundesrepublik Deutschland auf. Jeder Cent, der den Beschäftigten 
zugutekommt, fehlt am Ende in der Tasche der Arbeitgeber. Beide Seiten haben sich direkt 
gegenüberstehende Interessen, von denen sich immer nur eines durchsetzen kann.

Welches Interesse sich in der jeweiligen Situation durchsetzt ist nicht abhängig davon, wer die besseren 
Argumente geschickt am Verhandlungstisch vorträgt, vielmehr ist dies abhängig davon, wie gut sich die 
Beschäftigten organisieren und gemeinsam Druck ausüben.

Entwicklungen bei der „Gestaltung von Arbeitsplätzen“ können wir nicht erbetteln, wir können sie nur 
durch gemeinsames Handeln erkämpfen.

Bündnisse, wie sie oben aufgeführt werden, können nur auf der Basis von vorhandenen gemeinsamen 
Interessen gestaltet werden. In den genannten Fragen können wir uns allerdings nur durch offene 
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Auseinandersetzungen durchsetzen.

ver.di muss dies einsehen und den Fokus auf diese Kämpfe legen, anstatt durch die 
sozialpartnerschaftliche Zusammenarbeit den grundlegenden Widerspruch zwischen Arbeitgeber und 
Beschäftigten herunterzuspielen.
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Antrag E 027: Sozialpartnerschaft
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Antrag E 026
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 026

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 ver.di unterhält Beziehungen zu Arbeitgeberorganisationen fortan nur unter strenger
 2 Wahrung der Transparenz. Die Mitgliedschaft muss über Ziel und Zweck, Dauer und
 3 Charakter dieser Beziehungen aufgeklärt werden.

 4 ver.di tritt nur noch in Verhandlungen, bei denen sie den Interessenunterschied
 5 zwischen Arbeitnehmenden- und Arbeitgebendenseite aufzeigt. Solche Verhandlungen
 6 müssen von Aktionen der Mitglieder begleitet werden.

Begründung

ver.di beteiligt sich an diesen Projekten unter anderem mit den Zielen „Gestaltung von Arbeitsplätzen und 
Arbeitsorganisation und natürlich ein angemessener Schutz der Persönlichkeitsrechte der 
Beschäftigten“ (ver.di Bundesvorstand). Es ist eine Illusion, dass wir die Gestaltung unserer 
Arbeitsbedingungen auf Augenhöhe mit den Arbeitgebern diskutieren könnten, die genannte 
Zusammenarbeit fördert diese Illusion und lähmt damit die Aktivitäten der Beschäftigten.

Die Vorstellung, dass es überhaupt möglich sei, bei Fragen der „Arbeitsorganisation“ auf eine 
sozialpartnerschaftliche Einigung zu kommen, mit der alle zufrieden sind, zeigt ein falsches Verständnis 
der Arbeitssituation in der Bundesrepublik Deutschland auf. Jeder Cent, der den Beschäftigten 
zugutekommt, fehlt am Ende in der Tasche der Arbeitgeber. Beide Seiten haben sich direkt 
gegenüberstehende Interessen, von denen sich immer nur eines durchsetzen kann.

Welches Interesse sich in der jeweiligen Situation durchsetzt ist nicht abhängig davon, wer die besseren 
Argumente geschickt am Verhandlungstisch vorträgt, vielmehr ist dies abhängig davon, wie gut sich die 
Beschäftigten organisieren und gemeinsam Druck ausüben.

Entwicklungen bei der „Gestaltung von Arbeitsplätzen“ können wir nicht erbetteln, wir können sie nur 
durch gemeinsames Handeln erkämpfen.

Bündnisse, wie sie oben aufgeführt werden, können nur auf der Basis von vorhandenen gemeinsamen 
Interessen gestaltet werden. In den genannten Fragen können wir uns allerdings nur durch offene 
Auseinandersetzungen durchsetzen.

ver.di muss dies einsehen und den Fokus auf diese Kämpfe legen, anstatt durch die 
sozialpartnerschaftliche Zusammenarbeit den grundlegenden Widerspruch zwischen Arbeitgeber und 
Beschäftigten herunterzuspielen.
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Antrag E 028: [Neue Empfehlung] Zeitenwende
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz A
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 029

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Einzelabstimmung

 1 Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine hat mit einem Schlag eine
 2 gesellschaftliche Realität sichtbar werden lassen, die durch Kriege, soziale und
 3 politische Unsicherheiten und wirtschaftliche Verwerfungen gekennzeichnet ist.

 4 Dieser Krieg rührt an den Grundfesten unserer Gesellschaft. Frieden, Sicherheit, die
 5 Zivilisation selbst, das wirtschaftliche und soziale Zusammenleben sind ernsthaft
 6 bedroht. Der militärische Krieg und der tobende Handelskrieg bilden eine Einheit. Die
 7 Folgen sind für alle Völker unabsehbar und bedrohen ihre Existenz.

 8 „Wir sind quasi Kriegspartei, Wirtschaftskriegspartei!“, so formuliert es
 9 Wirtschaftsminister Robert Habeck. Er verkündet, dass die Bevölkerung einen „hohen 
 10 Preis zahlen …“ wird und proklamiert, den Abschied vom „Wohlstand“, der für viele nie
 11 real war.

 12 Kanzler Olaf Scholz spricht von einer „Zeitenwende.“ Politische und wirtschaftliche
 13 Entscheidungen werden immer stärker unter sicherheits- und militärpolitischen
 14 Aspekten getroffen. Mit dem 100-Milliarden-Euro-Aufrüstungsprogramm der
 15 Bundesregierung sowie der Unterwerfung unter das Zwei-Prozent-NATO-Ziel verändern
 16 sich die Koordinaten des ökonomischen und politischen Handelns.

 17 Auch die Finanzpolitik der Regierung unter Scholz verändert sich. Eine neue Offensive
 18 des Bundesfinanzministers Lindner lässt eine Privatisierung aller Bereiche der
 19 öffentlichen Daseinsvorsorge, weiteren Sozialabbau und Deregulierung sowie eine
 20 ausufernde Kaputt-Sparpolitik erwarten.

 21 Politisches Ziel ist die „Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft“
 22 , wie sie schon Ex-Kanzler Schröder proklamiert hat. Das verlangt den weiteren Ausbau
 23 des Niedriglohnsektors und eine drastische Lohnsenkungspolitik, um unter anderem auch
 24 die so genannten Wettbewerbsnachteile der erhöhten Energiekosten auszugleichen.

 25 Diese Politik befördert die Gewinne der Konzerne und Finanzmärkte, weitet die
 26 Spekulation aus, während explodierende Energiepreise, Lebenshaltungskosten und Mieten
 27 die Arbeitnehmer*innen, ob tarifvertraglich gebunden oder nicht, bis in die
 28 Mittelschichten hinein, Selbstständige, Rentner*innen sowie die Jugend in ihrer
 29 Lebensexistenz bedrohen.

 30 Alle erkämpften sozialen Rechte der Arbeitnehmer*innen sind unvereinbar mit den
 31 Anforderungen des Kapitalismus, insbesondere des Finanzkapitalismus, zur Sicherung
 32 deren Renditen und Profiten.

 33 Dieser Krieg stellt die Gewerkschaften vor neue Herausforderungen.
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 34 Wir erklären: Wir stellen uns diesen Herausforderungen!

 35 Wir wissen, dass die wirtschaftlichen Verteilungskämpfe deutlich zunehmen werden. Das
 36 bedeutet, dass auch unsere Tarifauseinandersetzungen heftiger werden.

 37 Zur Tarifpolitik: Verteidigung der Reallöhne und der Kaufkraft – Die Tarifverträge 
 38 inflationssicher machen

 39 Tarifpolitik ist das zentrale gewerkschaftliche Handlungsfeld, durch das zu einem
 40 erheblichen Teil die Arbeits- und Lebensbedingungen der abhängig Beschäftigten
 41 erkämpft werden.

 42 Tarifpolitik ist Frage und Aufgabe der Tarifkommissionen und der Fachgruppen. In den
 43 Branchen und Fachgruppen gibt es unterschiedliche Traditionen und Strukturen. Bei der
 44 zunehmenden Bedeutung, die der Tarifpolitik zukommt, ist es Aufgabe aller
 45 Fachbereiche und der Gewerkschaft insgesamt, die Tarifpolitik zu diskutieren und
 46 Solidarität im Arbeitskampf zu organisieren.

 47 Den im Tarifpolitischen Programm von ver.di festgelegten Grundsätzen kommt heute eine
 48 besondere Bedeutung zu. Der Flächen- bzw. Branchentarifvertrag ist das zentrale
 49 Instrument zur Aufhebung beziehungsweise Einschränkung der Lohnkonkurrenz zwischen
 50 den abhängig Beschäftigten. Er schafft soziale Sicherheit, Rechtssicherheit und er
 51 bildet die Gestaltungsgrundlage für die Arbeitsbeziehungen.

 52 Der Flächentarifvertrag als das Rückgrat des Sozialstaates ist bedroht. In der
 53 heutigen Zeit steht dabei die Forderung nach Sicherung der Reallöhne und unserer
 54 Flächentarifverträge im Zentrum. Schon die Aufstellung der Forderung muss das in den
 55 Blick nehmen. Gleichzeitig müssen wir absichern, dass Tarifpolitik auf die sich
 56 verändernde Inflationsrate reagieren muss, sei es durch tarifvertragliche Bindung an
 57 die Inflationsrate oder verkürzte Kündigungsfristen.

 58 Gerade angesichts der steigenden Inflation müssen alle abhängig Beschäftigten
 59 vollständig in Flächen- bzw. Branchentarifverträge oder, wenn nicht anders möglich,
 60 in betriebliche Tarifverträge mit allen traditionellen tarifvertraglichen Regelungen
 61 einbezogen werden.

 62 Kolleg*innen, die in den tarifvertragsfreien Zonen arbeiten und den Kampf gegen
 63 Lohndumping aufgenommen haben, brauchen die Kraft der gesamten gewerkschaftlichen
 64 Organisation, um deren Reintegration in die Flächen- bzw. Branchentarifverträge zu
 65 erreichen.

 66 Um die Reallöhne abzusichern, fordern wir die Möglichkeit zu sofortigen
 67 Nachverhandlungen für die Betriebe, die zurzeit in der Friedenspflicht sind.

 68 Verteidigung der Normalarbeitsverhältnisse

 69 Der Kampf um die Rückkehr zu tarifvertraglich gesicherten Normalarbeitsverhältnissen
 70 und die Überwindung atypischer Arbeitsverhältnisse ist zugleich die Antwort der
 71 Gewerkschaften auf Altersarmut, für die Verteidigung des gesetzlichen Rentensystems –
 72 und für die Sicherung des Sozialstaates und der öffentlichen Daseinsvorsorge
 73 insgesamt.

 74 Tarifvertragsfreie Zonen bedeuten tatsächlich und in der Konsequenz auch
 75 gewerkschaftsfreie Zonen. Das können die Gewerkschaften als gesellschaftliche Kraft
 76 für die Verteidigung normaler Arbeitsverhältnisse und für die Bewahrung der
 77 sozialstaatlichen Errungenschaften nicht akzeptieren.
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 78 Mit Privatisierungen, Outsourcing und anderen strategischen
 79 Unternehmensentscheidungen haben private und öffentliche Arbeitgeber in
 80 den vergangenen Jahren und Jahrzehnten rigoros Instrumente genutzt, mit denen sie
 81 nicht zuletzt die Kampffähigkeit der Gewerkschaften ins Visier genommen haben.

 82 Es gibt Bereiche, in denen traditionell keine Tarifverträge existieren oder wo eine
 83 Integration in bestehende Tarifverträge nicht möglich ist. Das gilt für verschiedene
 84 Bereiche, zum Beispiel für mit Werkverträgen tätige Honorarkräfte. Auch hier streben
 85 wir nach kollektiven Verträgen, bei entsprechender Durchsetzungsstärke in einer
 86 Orientierung an den bestehenden Flächen- bzw. Branchentarifverträgen.

 87 Verteidigung der sozialen Sicherungssysteme

 88 Rente: Nein zur Aktienrente

 89 Die Tarifpolitik gestaltet durch die sie bedingten Lebensbedingungen auch die
 90 gesellschaftliche Rentenpolitik mit. Nach dem Koalitionsvertrag soll in einem ersten
 91 Schritt im nächsten Jahr ein Betrag von zehn Milliarden Euro, finanziert aus
 92 Haushaltsmitteln des Bundes, der Deutschen Rentenversicherung zur Verfügung gestellt
 93 werden, um diesen an den Finanzmärkten anzulegen. Man denkt an regelmäßige
 94 Zuwendungen aus Steuermitteln in einen Kapitalstock, der die „demografiebedingten“
 95 Kosten abfedern soll. Geplant sind aber auch weitere Schritte für die Umsteuerung
 96 eines Teils der Umlage in die Kapitaldeckung. Damit würde ein Teil der Umlage der
 97 Spekulation ausgeliefert. Das muss unbedingt verhindert werden, weil damit ein Teil
 98 des Beitragsaufkommens für die Rentenzahlungen nicht mehr zur Verfügung stünde und
 99 vermutlich Leistungen zurückgeführt, das heißt, gekürzt werden müssten. Die
 100 umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung muss erhalten bleiben.

 101 Betriebe der öffentlichen Daseinsvorsorge

 102 Aufgabe dieser Betriebe ist die Versorgung der Bevölkerung, nicht der Gewinn.
 103 Öffentliche Daseinsvorsorge ist der zentrale Pfeiler des Sozialstaates, erkämpft von
 104 der Arbeiterbewegung. Nach 1945 wurde das Sozialstaatsprinzip in Artikel 20
 105 Grundgesetz verankert. Es geht von dem Verfassungsrecht des Bürgers auf öffentliche
 106 Daseinsvorsorge aus, denn nur sie, voll finanziert aus dem öffentlichen Haushalt und
 107 unter staatlicher Verantwortung, kann allen Bürger*innen das Recht auf Zugang zu
 108 qualifizierter Gesundheitsversorgung, zu Bildung, zum Nahverkehr, zu Wohnung, zu
 109 Wasser, zu Energie und so weiter garantieren.

 110 Es war also das Ziel, bestimmte Bereiche, die lebensnotwendig für die Bürger*innen
 111 sind, dem kapitalistischen Markt und dem Wettbewerb zu entziehen. Diese Bereiche
 112 gehören keinesfalls in private Hand, die immer der Logik der Renditeerzielung folgen
 113 muss.

 114 Daraus ergeben sich folgende Schlussfolgerungen:

 115 Öffentliche Daseinsvorsorge ist unvereinbar mit Privatisierungen,
 116 Teilprivatisierungen und Ausgründungen. Eine Rekommunalisierung bereits verkaufter
 117 Unternehmen durch das Land muss der öffentlichen Daseinsvorsorge dienen – nicht der
 118 Sanierung der öffentlichen Haushalte.

 119 Eine ausreichende Finanzierung der öffentlichen Betriebe und Dienste aus dem
 120 öffentlichen Haushalt erfolgt, um die öffentliche Daseinsvorsorge zu sichern; jede
 121 Form privater Kapitalbeteiligung an Planung, Finanzierung und Betrieb von
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 122 Infrastrukturen und Leistungen der öffentlichen Hand durch die Einführung von
 123 "Öffentlicher Privater Partnerschaft" ist unvereinbar mit der öffentlichen
 124 Daseinsvorsorge.

 125 Die Bedeutung der öffentlichen Daseinsvorsorge ist schon während der Pandemie
 126 gewachsen.  Angesichts der Krise und des Krieges nimmt ihre Bedeutung noch zu. Dabei
 127 steht die Versorgung der Bevölkerung mit entsprechenden Dienstleistungen im Zentrum.

 128 Mehr Personal

 129 In zahlreichen Betrieben fehlt es an Personal. Das hängt auch mit der Arbeits- und
 130 Einkommenssituation zusammen. Aber nicht nur. Im Zuge einer allgemeinen
 131 Kaputtsparpolitik wurde in vielen Bereichen zur Kostensenkung die personelle
 132 Ausstattung zurückgefahren. Auch der vielbeschworene Fachkräftemangel ist unter
 133 anderem Produkt der Nichtausbildung der Jugend im Rahmen der staatlichen und
 134 betrieblichen Bildung. Deshalb antwortet ver.di darauf, per Tarifvertrag „mehr
 135 Personal“ festzulegen.

 136 Freiheit des Wortes und der Kunst

 137 Die durch die Verfassung garantierte Freiheit des Wortes und der Kunst setzt voraus,
 138 dass sie als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge anerkannt wird. Wer sie
 139 praktizieren will, muss dazu auch über die entsprechenden Arbeits- und
 140 Einkommensbedingungen verfügen.

 141 Wir erklären: In der Praxis heißt das, dass der Staat die Pflicht hat, die Grundlagen
 142 hierfür durch die Gewährleistung der materiellen Basis zu schaffen.

 143 Das verlangt in der Praxis, dass Kunst und Kultur nicht auf gönnerhafte freiwillige
 144 Finanzierung und Unterstützung des Staates angewiesen sind, sondern dass die
 145 Finanzierung als eine staatliche Pflichtaufgabe verstanden wird, bei gleichzeitigem
 146 Respekt vor der Freiheit und Unabhängigkeit der Kunst und Kultur. Eine staatliche
 147 Bestimmung von Kunst und Kultur lehnt ver.di ab.

 148 Deshalb tritt ver.di für ein Kulturfördergesetz ein, welches die Finanzierung und
 149 Förderung von Kunst und Kultur zu einer Pflichtaufgabe erklärt.

 150 Einsatz aller gewerkschaftlichen Mittel

 151 Für diese Auseinandersetzungen sind wir nur mit dem uneingeschränkten
 152 gewerkschaftlichen Streikrecht handlungsfähig.

 153 Wir wollen dafür unser uneingeschränktes gewerkschaftliches Streikrecht nutzen. Das
 154 schließt ein: das Streikrecht gegen Tarifflucht und Ausgründungen,
 155 gegen Betriebsschließungen und Entlassungen, gegen Privatisierungen und
 156 Fremdvergaben, Einsatz des Streikrechts für die Verteidigung sozialstaatlicher
 157 Aufgaben, für Rekommunalisierung, für eine gesetzliche Personalbemessung im Bildungs-
 158 und Gesundheitswesen. So wie es Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz vorsieht, für ein
 159 uneingeschränktes Streikrecht „zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und
 160 Wirtschaftsbedingungen.“
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Antrag E 029: Leitantrag des LGrV Fachbereich Finanzdienste, 
Kommunikation und Technologie, Kultur, Ver- und Entsorgung 
Berlin-Brandenburg
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Berlin-Brandenburg
Status: Erledigt durch Antrag E 028
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 028

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Allgemein

Antragsblock: SG E - USG E.1 Allgemein - Blockabstimmung

 1 Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine hat mit einem Schlag eine
 2 gesellschaftliche Realität sichtbar werden lassen, die durch Kriege, soziale und
 3 politische Unsicherheiten und wirtschaftliche Verwerfungen gekennzeichnet ist.

 4 Dieser Krieg rührt an den Grundfesten unserer Gesellschaft. Frieden, Sicherheit, die
 5 Zivilisation selbst, das wirtschaftliche und soziale Zusammenleben sind ernsthaft
 6 bedroht. Der militärische Krieg und der tobende Handelskrieg bilden eine Einheit. Die
 7 Folgen sind für alle Völker unabsehbar und bedrohen ihre Existenz.

 8 „Wir sind quasi Kriegspartei, Wirtschaftskriegspartei!“, so formuliert es
 9 Wirtschaftsminister Robert Habeck. Er verkündet, dass die Bevölkerung einen „hohen 
 10 Preis zahlen…“ wird und proklamiert, den Abschied vom „Wohlstand“, der für viele nie
 11 real war.

 12 Kanzler Olaf Scholz spricht von einer „Zeitenwende.“ Politische und wirtschaftliche
 13 Entscheidungen werden immer stärker unter sicherheits- und militärpolitischen
 14 Aspekten getroffen. Mit dem 100 Milliarden Euro Aufrüstungsprogramm der
 15 Bundesregierung sowie der Unterwerfung unter das Zwei-Prozent-NATO-Ziel verändern
 16 sich die Koordinaten des ökonomischen und politischen Handelns.

 17 Auch die Finanzpolitik der Bundesregierung verändert sich. Eine neue Offensive des
 18 Bundesfinanzministers Lindner lässt eine Privatisierung aller Bereiche der
 19 öffentlichen Daseinsvorsorge, weiteren Sozialabbau und Deregulierung sowie eine
 20 ausufernde Kaputt-Sparpolitik erwarten.

 21 Politisches Ziel ist die „Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt-
 22 schaft“. Das verlangt den weiteren Ausbau des Niedriglohnsektors und eine drastische
 23 Lohnsenkungspolitik, um unter anderem auch die so genannten Wettbewerbsnachteile der
 24 erhöhten Energiekosten auszugleichen.

 25 Diese Politik befördert die Gewinne der Konzerne und Finanzmärkte, weitet die
 26 Spekulation aus, während explodierende Energiepreise, Lebenshaltungskosten und Mieten
 27 die Arbeitnehmer*innen, ob tarifvertraglich gebunden oder nicht, bis in die
 28 Mittelschichten hinein, Selbstständige, Rentner*innen und die Jugend in ihrer
 29 Existenz bedrohen.

 30 Alle erkämpften, sozialen Rechte der Arbeitnehmer*innen sind unvereinbar mit den
 31 Anforderungen des Kapitalismus, insbesondere des Finanzkapitalismus, zur Sicherung
 32 deren Renditen und Profiten.

 33 Dieser Krieg stellt die Gewerkschaften vor neue Herausforderungen.
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 34 Wir erklären: Wir stellen uns diesen Herausforderungen!

 35 Wir wissen, dass die wirtschaftlichen Verteilungskämpfe deutlich zunehmen werden. Das
 36 bedeutet, dass auch unsere Tarifauseinandersetzungen heftiger werden.

 37 Zur Tarifpolitik: Verteidigung der Reallöhne und der Kaufkraft - Die Tarifverträge 
 38 inflationssicher machen

 39 Tarifpolitik ist das zentrale gewerkschaftliche Handlungsfeld, durch das zu einem
 40 erheblichen Teil die Arbeits- und Lebensbedingungen der abhängig Beschäftigten
 41 erkämpft werden.

 42 Tarifpolitik ist Frage und Aufgabe der Tarifkommissionen und der Fachbereiche. In den
 43 Branchen und Fachgruppen gibt es unterschiedliche Traditionen und Strukturen. Bei der
 44 zunehmenden Bedeutung, die der Tarifpolitik zukommt, ist es Aufgabe aller
 45 Fachbereiche und der Gewerkschaft insgesamt, die Zukunft der Tarifpolitik zu
 46 diskutieren und Solidarität im Arbeitskampf zu organisieren.

 47 Den im Tarifpolitischen Programm von ver.di festgelegten Grundsätzen kommt heute eine
 48 besondere Bedeutung zu. Der Flächen- bzw. Branchentarifvertrag ist das zentrale
 49 Instrument zur Aufhebung bzw. Einschränkung der Lohnkonkurrenz zwischen den
 50 abhängigen Beschäftigten. Er schafft soziale Sicherheit, Rechtssicherheit und er
 51 bildet die Gestaltungsgrundlage für die Arbeitsbeziehungen.

 52 Der Flächentarifvertrag als das Rückgrat des Sozialstaates ist bedroht. 

 53 Gerade angesichts der steigenden Inflation müssen alle abhängig Beschäftigten
 54 vollständig in Flächen- bzw. Branchentarifverträgen oder, wenn nicht anders möglich,
 55 in betriebliche Tarifverträge mit allen traditionellen tarifvertraglichen Regelungen
 56 einbezogen werden.

 57 Kolleg*innen, die in den tarifvertragsfreien Zonen arbeiten und den Kampf gegen
 58 Lohndumping aufgenommen haben, brauchen die Kraft der gesamten gewerkschaftlichen
 59 Organisation, um deren Reintegration in die Flächen- bzw. Branchentarifverträge zu
 60 erreichen.

 61 Um die Reallöhne abzusichern, fordern wir die Möglichkeit zu sofortigen
 62 Nachverhandlungen für die Betriebe, die zurzeit in der Friedenspflicht sind.

 63 Tarifvertragsfreie Zonen bedeuten tatsächlich und in der Konsequenz auch
 64 gewerkschaftsfreie Zonen. Das können die Gewerkschaften als gesellschaftliche Kraft
 65 für die Verteidigung normaler Arbeitsverhältnisse und für Bewahrung der
 66 sozialstaatlichen Errungenschaften nicht akzeptieren.

 67 Mit Privatisierungen, Outsourcing und anderen strategischen
 68 Unternehmensentscheidungen haben private und öffentliche Arbeitgeber in den
 69 vergangenen Jahren und Jahrzehnten rigoros Instrumente genutzt, mit denen sie nicht
 70 zuletzt die Kampffähigkeit der Gewerkschaften ins Visier genommen haben.

 71 Es gibt Bereiche, in denen traditionell keine Tarifverträge existieren oder wo eine
 72 Integration in bestehende Tarifverträge nicht möglich ist. Das gilt für verschiedene
 73 Bereiche, zum Beispiel für mit Werkverträgen tätige Honorarkräfte. Auch hier streben
 74 wir nach kollektiven Verträgen, bei entsprechender Durchsetzungsstärke in einer
 75 Orientierung an den bestehenden Flächen- bzw. Branchentarifverträgen.

 76 Verteidigung der sozialen Sicherungssysteme
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 77 Rente: Nein zur Aktienrente

 78 Die Tarifpolitik gestaltet durch die sie bedingten Lebensbedingungen auch die
 79 gesellschaftliche Rentenpolitik mit. Nach dem Koalitionsvertrag soll in einem ersten
 80 Schritt im nächsten Jahr ein Betrag von zehn Milliarden Euro, finanziert aus
 81 Haushaltsmitteln des Bundes, der Deutschen Rentenversicherung zur Verfügung gestellt
 82 werden, um diesen an den Finanzmärkten anzulegen. Man denkt an regelmäßige
 83 Zuwendungen aus Steuermitteln in einen Kapitalstock, der die „demografiebedingten“
 84 Kosten abfedern soll. Geplant sind aber auch weitere Schritte für die Umsteuerung
 85 eines Teils der Umlage in die Kapitaldeckung. Damit würde ein Teil der Umlage der
 86 Spekulation ausgeliefert. Das muss unbedingt verhindert werden, weil damit ein Teil
 87 des Beitragsaufkommens für die Rentenzahlungen nicht mehr zur Verfügung stünde und
 88 vermutlich Leistungen zurückgeführt, das heißt gekürzt werden müssten. Die
 89 umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung muss erhalten bleiben.

 90 Öffentliche Daseinsvorsorge

 91 Aufgabe dieser Betriebe und Verwaltungen ist die Versorgung der Bevölkerung, nicht
 92 der Gewinn. Öffentliche Daseinsvorsorge ist der zentrale Pfeiler des Sozialstaates,
 93 erkämpft von der Arbeiterbewegung. Nach 1945 wurde das Sozialstaatsprinzip im
 94 Grundgesetz in Art. 20 Grundgesetz verankert. Es geht von dem Verfassungsrecht des
 95 Bürgers auf Öffentliche Daseinsvorsorge aus, denn nur sie, voll finanziert aus dem
 96 öffentlichen Haushalt und unter staatlicher Verantwortung, kann allen Bürger*innen
 97 das Recht auf Zugang zur qualifizierten Gesundheitsversorgung, Bildung, Nahverkehr,
 98 Wohnung, Wasser, Energie... garantieren.

 99 Es war also das Ziel, bestimmte Bereiche, die lebensnotwendig für die Bürger*innen
 100 sind, dem kapitalistischen Markt und dem Wettbewerb zu entziehen. Diese Bereiche
 101 gehören keinesfalls in private Hand, die immer der Logik der Renditeerzielung folgen
 102 muss.

 103 Daraus ergeben sich folgende Schlussfolgerungen:

 104 Öffentliche Daseinsvorsorge ist unvereinbar mit Privatisierungen,
 105 Teilprivatisierungen und Ausgründungen. Eine Rekommunalisierung bereits verkaufter
 106 Unternehmen durch das Land muss der Öffentlichen Daseinsvorsorge dienen - nicht der
 107 Sanierung der öffentlichen Haushalte.

 108 Eine ausreichende Finanzierung der öffentlichen Betriebe und Dienste aus dem
 109 öffentlichen Haushalt erfolgt, um die Öffentliche Daseinsvorsorge zu sichern; jede
 110 Form privater Kapitalbeteiligung an Planung, Finanzierung und Betrieb von
 111 Infrastrukturen und Leistungen der öffentlichen Hand durch die Einführung von ÖPP /
 112 PPP (Öffentliche Private Partnerschaft, Public Private Partnership") ist unvereinbar
 113 mit der Öffentlichen Daseinsvorsorge.

 114 Die Bedeutung der Öffentlichen Daseinsvorsorge ist schon während der Pandemie
 115 gewachsen.  Angesichts der Krise und des Krieges nimmt ihre Bedeutung noch zu. Dabei
 116 steht die Versorgung der Bevölkerung mit entsprechenden Dienstleistungen im Zentrum.

 117 Mehr Personal

 118 In zahlreichen Betrieben fehlt es an Personal. Das hängt auch mit der Arbeits- und
 119 Einkommenssituation zusammen. Aber nicht nur. Im Zuge einer allgemeinen
 120 Kaputtsparpolitik wurde in vielen Bereichen zur Kostensenkung die personelle
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 121 Ausstattung zurückgefahren. Auch der vielbeschworene Fachkräftemangel ist unter
 122 anderem Produkt der schlechten Ausbildung der Jugend im Rahmen der staatlichen
 123 Bildung und der rückläufigen betrieblichen Ausbildung von Nachwuchskräften. Deshalb
 124 antwortet ver.di darauf, per Tarifvertrag „Mehr Personal“ festzulegen.

 125 Freiheit des Wortes und der Kunst

 126 Die durch die Verfassung garantierte Freiheit des Wortes und der Kunst setzt voraus,
 127 dass sie als Teil der Öffentlichen Daseinsvorsorge anerkannt wird. Wer sie
 128 praktizieren will, muss dazu auch über die entsprechenden Arbeits- und
 129 Einkommensbedingungen verfügen.

 130 Wir erklären: In der Praxis heißt das, dass der Staat die Pflicht hat, die Grundlagen
 131 hierfür durch die Gewährleistung der materiellen Basis zu schaffen.

 132 Das verlangt in der Praxis, dass Kunst und Kultur nicht auf gönnerhafte freiwillige
 133 Finanzierung und Unterstützung des Staates angewiesen sind, sondern, dass die
 134 Finanzierung als eine staatliche Pflichtaufgabe verstanden wird, bei gleichzeitigem
 135 Respekt vor der Freiheit und Unabhängigkeit der Kunst und Kultur. Eine staatliche
 136 Bestimmung von Kunst und Kultur lehnt ver.di ab.

 137 Deshalb tritt ver.di für ein Kulturfördergesetz in Berlin und Brandenburg ein,
 138 welches die Finanzierung und Förderung von Kunst und Kultur zu einer Pflichtaufgabe
 139 erklärt.

 140 Einsatz aller gewerkschaftlichen Mittel

 141 Für diese Auseinandersetzungen sind wir nur mit dem uneingeschränkten
 142 gewerkschaftlichen Streikrecht handlungsfähig.

 143 Wir wollen dafür unser uneingeschränktes gewerkschaftliches Streikrecht nutzen. Das
 144 schließt ein: das Streikrecht gegen Tarifflucht und Ausgründungen, gegen
 145 Betriebsschließungen und Entlassungen, gegen Privatisierungen und Fremdvergaben,
 146 Einsatz des Streikrechts für die Verteidigung sozialstaatlicher Aufgaben, für
 147 Rekommunalisierung, für eine gesetzliche Personalbemessung im Bildungs- und
 148 Gesundheitswesen. So wie es das Grundgesetz vorsieht, für ein uneingeschränktes
 149 Streikrecht „zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen.“
 150 (Art. 9 (3) Grundgesetz)

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

61 / 224



Antrag E 030: Vielfalt und Unabhängigkeit der Medien stärken – 
für eine demokratische Gesellschaft
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz A
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 031

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Medien- und Kulturpolitik

Antragsblock: SG E - USG E.2 Medien- und Kulturpolitik - Blockabstimmung

 1 Journalistische Medien sind keine Ware wie jede andere. Denn im Gegensatz zu
 2 klassischen Konsumgütern sind Informationen unendlich teilbar. Das stellt
 3 Medienanbieter vor eine besondere Herausforderung: Wie lassen sich Informationen
 4 remonetarisieren, gerade im heutigen Zeitalter von Internet und anhaltender digitaler
 5 Transformation und Vernetzung? Denn die Digitalisierung verändert die Herstellungs-
 6 und Verwertungsprozesse, die Medienangebote, die Arbeitsformen und -bedingungen sowie
 7 das Nutzungsverhalten. Dabei stehen Medienanbieter, seien sie öffentlich-rechtlich
 8 oder kommerziell, auch an anderen Stellen zunehmend unter Druck: Durch die Konkurrenz
 9 globaler Konzerne wie Alphabet und Meta, durch eine – teils von außen geschürte,
 10 teils selbstverschuldete – Glaubwürdigkeitskrise sowie durch wachsende Angriffe auf
 11 die Pressefreiheit. Gleichzeitig bringt gerade die Digitalisierung ein ungeahntes Maß
 12 an Chancen mit sich: Neue Erzählformen und technische Möglichkeiten, mobile
 13 Mediennutzung, Austausch mit den Nutzerinnen und Nutzern, aber auch neue Erlösmodelle
 14 etwa in Form von Micro-Payments.

 15 Als „vierte Gewalt“ dienen Medien zudem unserer Demokratie und erfüllen damit einen
 16 Verfassungsauftrag, der sich in der Presse- und Rundfunkfreiheit von Artikel 5
 17 Grundgesetz widerspiegelt. Nur freie, unabhängige und vielfältige Medien können
 18 diesem Auftrag gerecht werden. Nur wo Meinungs- und Medienvielfalt garantiert sind,
 19 Medienschaffende zu Bedingungen arbeiten, die ihre Unabhängigkeit sicherstellen, und
 20 alle Bürger*innen gleichermaßen fairen Zugang zu Medien haben, kann eine lebendige
 21 Demokratie funktionieren. Eine gewerkschaftlich gestaltete Medienpolitik setzt sich
 22 für diese Ziele ein.

 23 Für ver.di gelten dabei folgende Grundsätze:

 24 1. Öffentlich-rechtlichen Rundfunk zukunftsfest machen

 25 Das duale Rundfunksystem in der Bundesrepublik Deutschland hat sich bewährt.
 26 Öffentlich-rechtlicher und privat-kommerzieller Rundfunk tragen zu einer vielfältigen
 27 Medienlandschaft bei. Dabei hat das Bundesverfassungsgericht die unersetzliche Rolle
 28 des öffentlich-rechtlichen Rundfunks immer wieder unterstrichen. Nach seinem
 29 Rundfunkurteil vom Juli 2018 hat der öffentlich-rechtliche Rundfunk „die Aufgabe, als
 30 Gegengewicht zu den privaten Rundfunkanbietern ein Leistungsangebot hervorzubringen,
 31 das einer anderen Entscheidungsrationalität als der der ökonomischen Anreize folgt
 32 (…). Er hat so zu inhaltlicher Vielfalt beizutragen, wie sie allein über den freien
 33 Markt nicht gewährleistet werden kann.“ Diesen Aspekt hat das Gericht in seinem
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 34 Beschluss vom August 2021 noch weiterentwickelt: Demnach erstreckt sich der Auftrag
 35 der Öffentlich-Rechtlichen auch auf den digitalen Raum, da sich auch dort öffentliche 
 36 Meinungsbildungsprozesse vollziehen. Hieraus ergibt sich die Verpflichtung, den 
 37 öffentlich-rechtlichen Rundfunk finanziell ausreichend abzusichern, ihm Zugang zu 
 38 neuen programmlichen wie technischen Entwicklungen zu ermöglichen und seine Staatsferne zu 

garantieren.

 39

 40 Das bedeutet im Einzelnen:

 41 Sinnvolle Strukturen und breiten Programmauftrag verteidigen

 42 Die von den Repräsentierenden der Länder eingeforderten Einsparungen bzw. politisch
 43 motivierte Festsetzung einer bestimmten Höhe des Rundfunkbeitrags dürfen zu keinem
 44 Kahlschlag bei den öffentlich-rechtlichen Anstalten führen.

 45 ver.di unterstützt sinnvolle Synergien zwischen den Sendern, um Prozesse effektiver
 46 zu machen, sofern es dabei nicht zu Arbeitsplatzabbau kommt und die programmliche
 47 Vielfalt weiter ermöglicht wird. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk lebt vom
 48 Engagement und Know-how seiner Beschäftigten. Die geplante Neudefinition des
 49 Programmauftrages darf die Sender nicht zu einem Nischenrundfunk machen.
 50 Unterhaltung, fiktionale Angebote sowie die Übertragung von Sportereignissen müssen
 51 auch künftig Bestandteile des öffentlich-rechtlichen Programms sein. Sie sind
 52 wesentlich für dessen Attraktivität und die Akzeptanz der Finanzierung der Sender
 53 durch die Bürger*innen. Ihren Informations- und Bildungsauftrag müssen die Sender
 54 auch in Zeiten multipler, komplexer Krisen mit dem Anspruch wahrnehmen, die
 55 Nutzer*innen öffentlich-rechtlicher Angebote zu qualifizierteren Debatten zu
 56 befähigen. Um Informationen in der dafür nötigen Breite und Tiefe zur Verfügung zu
 57 stellen, muss der seit Jahren andauernde Abbau journalistischer Stellen rückgängig
 58 gemacht werden.

 59 Finanzierung sichern und weiterentwickeln

 60 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist angemessen und zukunftsfest zu finanzieren.
 61 Die Beitragshöhe muss die Sender in die Lage versetzen, ihren Auftrag zu erfüllen,
 62 auch und gerade bei wachsendem Aufgabenumfang. Das beinhaltet auch den Ausgleich von
 63 Preissteigerungen sowie das Recht der Mitarbeitenden auf angemessene Honorare und
 64 Gehälter. Für eine langfristig stabile Finanzierung kann die Umstellung auf ein
 65 Indexierungsmodell, wonach der Rundfunkbeitrag an die Preissteigerung geknüpft wird,
 66 sinnvoll sein. Bedingung ist, dass bei einer Umstellung das bereits bestehende
 67 Finanzvolumen ohne im Vorfeld vorgenommene Abstriche zu Grunde gelegt wird. Alles 
 68 andere würde zu nicht vertretbaren Einschnitten im Programm wie auch dessen 
 69 Attraktivität führen. Auch die steuerfinanzierte Deutsche Welle hat Anspruch auf eine
 70 langfristig stabile Finanzierung, die es ihr ermöglicht, ihrem besonderen Auftrag als
 71 globaler unabhängiger Informationslieferant nachzukommen.

 72 Den Streit um die „Presseähnlichkeit“ beilegen

 73 Der Streit zwischen Rundfunkanstalten und Verlegern um die so genannte
 74 „Presseähnlichkeit“ öffentlich-rechtlicher Telemedien schwelt weiter. Das im
 75 Rundfunkstaatsvertrag enthaltene Verbot der „Presseähnlichkeit“ bleibt
 76 anachronistisch und ungerechtfertigt. Zeitgemäße öffentlich-rechtliche Medienangebote
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 77 müssen alle Darstellungsformen enthalten dürfen, selbstverständlich auch Text. Solche
 78 Medienangebote stellen nicht per se eine Beeinträchtigung der online verbreiteten
 79 Angebote der Verlage dar. Eine Koexistenz von regionaler Berichterstattung
 80 öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten und privatwirtschaftlicher Verlage ist
 81 Grundlage eines dualen Mediensystems, wie es vom Bundesverfassungsgericht wiederholt
 82 geurteilt und gefordert wird.

 83 Mitbestimmung voranbringen

 84 Arbeitnehmerähnliche Freie stemmen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
 85 inzwischen weite Teile des Programms. In Sachen Mitbestimmung sind sie gegenüber
 86 festangestellten Kolleg*innen teilweise immer noch deutlich benachteiligt. Zwar hat
 87 das novellierte Bundespersonalvertretungsgesetz für die arbeitnehmerähnlichen
 88 Personen in dessen Geltungsbereich eine Stärkung ihrer Mitbestimmungsrechte
 89 geschaffen, indem das aktive und passive Wahlrecht in Paragraph 116 verankert wurde.
 90 Allerdings schafft die Gesetzesformulierung auch Unklarheiten, in dem sie die
 91 Mitbestimmung nicht auf Freie bezieht, die maßgeblich an der Programmgestaltung
 92 beteiligt sind. An dieser Stelle bedarf es einer eindeutigen Regelung, dass
 93 ausnahmslos alle arbeitnehmerähnlichen Personen unter den Schutz- und Geltungsbereich
 94 des Bundespersonalvertretungsgesetzes fallen. Staatsverträge, die Abweichungen von
 95 gesetzlichen Mitbestimmungsregelungen festlegen und damit Einschränkungen im aktiven
 96 und passiven Wahlrecht arbeitnehmerähnlicher Personen vornehmen, müssen mit dem Ziel
 97 vollumfänglicher Mitbestimmung nachgebessert werden. Auch in allen 
 98 Landespersonalvertretungsgesetzen muss eine vollumfängliche Mitbestimmung für 
 99 arbeitnehmerähnliche Personen gelten, in denen diese bislang überhaupt noch nicht 
 100 gegeben ist bzw. diese lediglich eingeschränkt gilt. 

 101 ver.di engagiert sich daher für mehr Mitbestimmungsrechte für Freie und somit auch
 102 für die Stärkung der Personalrät*innen.

 103 Gremien stärken

 104 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk braucht starke und unabhängige Rundfunk- und
 105 Verwaltungsräte, die die Sender anforderungsgemäß entwickeln und wirksam
 106 kontrollieren.

 107 ver.di setzt sich angesichts des Skandals im Rundfunk Berlin-Brandenburg für eine
 108 Überprüfung der Kontrollrechte und Ressourcen der Rundfunk- und Verwaltungsräte aller
 109 Anstalten ein. Unabhängige Unterstützung, die Gremien zur wirksamen Kontrolle von
 110 Programmentwicklung und Finanzen benötigen, sollen sie nach eigenem Ermessen
 111 einfordern können. Zudem spricht sich ver.di für eine regelmäßige Überprüfung der
 112 Zusammensetzung der Gremien aus, um die gesellschaftliche Realität abzubilden.

 113 ver.di fordert ein eigenständiges Benennungsrecht der Organisationen für die von
 114 ihnen zu entsendenden Mitglieder sowie Sitz und Stimmrecht für
 115 Arbeitnehmervertreter*innen in den Verwaltungsräten, wie bereits in mehreren ARD-
 116 Anstalten üblich.

 117 Gute Arbeit sicherstellen

 118 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk trägt eine besondere soziale Verantwortung für
 119 seine Mitarbeitenden. Im Sinne von Equal Pay sind deshalb alle – ob Festangestellte,
 120 Freie, Beschäftigte bei beauftragten Unternehmen oder Leiharbeitnehmer*innen – zu
 121 angemessenen und vergleichbaren Bedingungen zu bezahlen. Dazu zählen ebenso
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 122 attraktive und gute Ausbildungsbedingungen sowie eine auskömmliche Bezahlung für
 123 Auszubildende. Tarifstandards müssen in der Kette der Auftragsproduktionen
 124 eingehalten werden, auch in den Tochterunternehmen; externe Auftragsvergaben müssen
 125 eine verbindliche Verpflichtung zur Tariftreue vorsehen. Prekäre Beschäftigung wie
 126 Leiharbeit, Werkverträge oder befristete Arbeitsverhältnisse darf reguläre
 127 Arbeitsverhältnisse nicht weiter verdrängen.

 128 Auffindbarkeit gewährleisten

 129 In einem digitalisierten Umfeld sind Medieninhalte über vielfältige Wege
 130 beziehungsweise Oberflächen (Apps, Smart TVs, Smart Speaker und so weiter)
 131 erreichbar. Angesichts der schier endlosen Programmauswahl und auch der Vielzahl an
 132 unseriösen Informationsangeboten ist die privilegierte Auffindbarkeit von
 133 publizistisch relevanten Programmen, insbesondere auch die von öffentlich-rechtlichen
 134 Anbietern, umso wichtiger. Die Platzierung relevanter, seriöser Anbieter auf vorderen
 135 „Programmplätzen“ ist also konsequent entsprechend der Vorgaben im
 136 Medienstaatsvertrag umzusetzen.

 137 2. Pressefreiheit verteidigen

 138 Der Journalismus steht zudem politisch unter Druck: Medienangebote werden von Teilen
 139 der Gesellschaft als „Staatsfunk“ oder „Systemmedien“ diffamiert,
 140 Pressevertreter*innen auf Demonstrationen angegriffen oder von staatlichen Organen
 141 unrechtmäßig an der Berichterstattung gehindert, gezielte Falschmeldungen („Fake
 142 News“) zur Meinungs- und Stimmungsmache eingesetzt. Unsere Demokratie braucht jedoch
 143 freie Medien sowie nachrichten- und informationskompetente Bürger*innen, die die
 144 Qualität von Angeboten einschätzen können und in den Journalismus als verlässliche
 145 Kontrollinstanz Vertrauen haben. Deshalb gilt:

 146 Journalist*innen vor Angriffen schützen

 147 Medien haben die Aufgabe, über Ereignisse öffentlichen Interesses zu berichten.
 148 Entsprechend müssen sie auch von Versammlungen und Demonstrationen berichten können,
 149 ohne verbalen und physischen Attacken ausgesetzt zu sein. Es ist die Aufgabe der
 150 Polizei, die Voraussetzungen hierfür auch in pressefeindlichen Kontexten zu schaffen
 151 und Journalist*innen zuverlässig Schutz zu bieten. Angriffe auf Medienschaffende
 152 dürfen zudem nicht straflos bleiben, sondern müssen von Polizei und
 153 Staatsanwaltschaften konsequent verfolgt werden. ver.di fordert die Einrichtung von
 154 Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur Verfolgung von Straf- und Gewalttaten gegen
 155 Medienschaffende als wichtigen Schritt im Kampf gegen die Straflosigkeit und für die
 156 Freiheit der Medien. Doch auch juristische Angriffe beeinträchtigen die
 157 Pressefreiheit: Systematisch wird mit Einschüchterungsklagen versucht, kritische
 158 Recherchen zu verhindern und unliebsame Stimmen zum Schweigen zu bringen.

 159 ver.di bringt sich aktiv in den Prozess der Umsetzung einer Richtlinie der
 160 Europäischen Union von strategische Klagen gegen öffentliche Beteiligung in
 161 nationales Recht ein.

 162 Überwachung ausschließen

 163 Journalist*innen müssen vor Überwachung geschützt werden, insbesondere im Bereich der
 164 investigativen Recherche, wo sie auf geheime Informationen und den zuverlässigen
 165 Schutz ihrer Quellen angewiesen sind. Jede Überwachung stellt eine massive Gefahr für
 166 die Ausübung ihres Berufs und die Durchsetzung ihrer grundgesetzlich geschützten
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 167 Rolle dar. Für Überwachungsmaßnahmen wie die Online-Durchsuchung oder Quellen-
 168 Telekommunikationsüberwachung müssen Bereichsausnahmen für Medienschaffende in den
 169 Gesetzen für den Bundesnachrichtendienst, für die Verfassungsschutzämter sowie in den
 170 Polizeigesetzen geschaffen werden. Auch bei einer möglichen Nachfolgeregelung zur
 171 Vorratsdatenspeicherung ist die besondere Schutzwürdigkeit journalistischer
 172 Kommunikation vorzusehen. Zudem braucht es die klare Verankerung von Pressefreiheit
 173 und Informantenschutz in den europäischen Datenschutzgesetzen sowie im Anti-Spy-
 174 Abkommen. Whistleblower*innen müssen zuverlässigen gesetzlichen Schutz vor
 175 Repressalien erhalten, der über das Mindestmaß der Richtlinie der Europäischen Union
 176 hinausgeht. Auch dies ist eine Voraussetzung für die funktionierende öffentliche
 177 Kontrolle mittels Presse und Rundfunk.

 178 Auskunftsrechte stärken

 179 Um der Ausübung ihres Berufes nachkommen zu können, brauchen Journalist*innen
 180 umfassende Auskunftsansprüche – auch gegenüber Bundesbehörden. Nachdem das
 181 Bundesverwaltungsgericht 2013 die jahrzehntelang geübte Praxis verwarf, wonach die
 182 Presse gegen Bundesbehörden Auskunftsrechte nach den jeweiligen Landesgesetzen
 183 geltend machen konnte, ist dieser Bereich noch immer nicht gesetzlich geregelt,
 184 obwohl dies ohne weiteres möglich wäre. Rechtsunsicherheit, Gerichtsverfahren und
 185 jahrelang verschleppte oder verweigerte Auskünfte sind die Folge dieser Leerstelle.

 186 ver.di setzt sich deshalb für die Schaffung eines Bundespresseauskunftsrechts ein.

 187 Innere Pressefreiheit sichern, Tendenzschutz abschaffen

 188 Um journalistische Unabhängigkeit in den Redaktionen privatwirtschaftlicher wie 
 189 öffentlich-rechtlicher Medienunternehmen zu gewährleisten, braucht es flächendeckend 
 190 Redaktionsstatute. Darüber hinaus ist es überfällig, die Einschränkungen für Bet
 191 riebsräte in Medienunternehmen aufzuheben. Bisher können sie weder Wirtschaftsausschüsse bilden, 

noch erhalten sie Einblick in wirtschaftliche Daten und Pläne ihrer Arbeitgeber. Sie haben keinen 
Anspruch

 192 auf Verhandlungen über einen Interessenausgleich, wenn Unternehmensaufspaltung und
 193 Outsourcing von Arbeit betrieben wird. Sie können lediglich den damit verbundenen
 194 Arbeitsplatzabbau mit Sozialplänen abmildern. In Medienkonzernen gibt es darüber
 195 hinaus keine Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat.

 196 ver.di erneuert daher ihre Forderung, den Tendenzschutzparagrafen aus dem
 197 Betriebsverfassungsgesetz und im Unternehmens- / Mitbestimmungsrecht
 198 (Arbeitnehmervertreter*innen im Aufsichtsrat) zu streichen.

 199 3. Publizistische Vielfalt bewahren und Qualitätsjournalismus fördern

 200 Die Folgen der Digitalisierung und der damit verbundene ökonomische Druck führen seit
 201 über 20 Jahren zu massiven Veränderungen in der Medienbranche. Printprodukte sind von
 202 diesem Wandel besonders stark betroffen. Auf die sinkenden Auflagenzahlen reagieren
 203 die Verlagshäuser mit Preiserhöhungen sowie mit Personal- und Sozialabbau. Auch
 204 Redaktionsschließungen und Tarifflucht sind an der Tagesordnung. Durch die Schaffung
 205 von Zentralredaktionen und Redaktionsnetzwerken nimmt die journalistische Vielfalt,
 206 vor allem im Bereich des Lokaljournalismus, ab. Eine zunehmend vereinheitliche
 207 Berichterstattung verbunden mit Aktualitätsverlust ist die Folge. Hinzu kommt das
 208 weitere Verschwinden kleinerer, konzernunabhängiger Verlage vom Markt sowie die
 209 Schließung von Zeitungsdruckereien. So ist Thüringen das erste Flächenbundesland in
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 210 der Bundesrepublik Deutschland, in dem keine Zeitungsdruckerei mehr existiert. Dass
 211 trotz dieser Entwicklungen immer noch schwarze Zahlen in den Verlagen geschrieben
 212 werden, geht auf Kosten der Beschäftigten. Die journalistische Vielfalt zu erhalten
 213 und die Beschäftigen der Branche zu stärken muss unser Ziel sein. Dazu zählen:

 214 Finanzierungsmix unterstützen

 215 ver.di unterstützt alle Maßnahmen, die zur Förderung einer bunten, unabhängigen
 216 Medienlandschaft beitragen. Es gibt viele erfolgversprechende journalistische
 217 Initiativen auf Basis alternativer Finanzierungsideen wie Stiftungen, Crowdfunding
 218 oder gemeinnützig tätige Vereine. Diese können eine sinnvolle Ergänzung zu den
 219 klassischen Finanzierungsformen im kommerziellen Bereich aus Vertrieb, Werbung und
 220 Abonnement sein.

 221 Presseförderung ausweiten

 222 Presseförderung ist dort sinnvoll, wo sie das journalistische Produkt stärkt (und
 223 nicht den Verbreitungsweg oder einen Verlag), gute Arbeitsbedingungen gewährleistet
 224 sowie das Gebot der Staatsferne einhält. Die erfolgte Ausweitung des reduzierten
 225 Mehrwertsteuersatzes für Presseprodukte auch auf Online-Zeitungen halten wir für
 226 sinnvoll. Weitere steuerliche Begünstigungen müssen jedoch zwingend an Standards
 227 gebunden werden. Dazu zählen die Einhaltung von Tarifverträgen bei Festangestellten
 228 und Freien sowie die Sicherstellung der inneren Pressefreiheit durch
 229 Redaktionsstatute.

 230 Abbau der Pressefusionskontrolle aufhalten

 231 Mit gutem Grund sieht das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen für den
 232 Pressebereich strengere Kartellregeln vor, da es sich hierbei um einen
 233 gesellschaftlich besonders sensiblen Bereich handelt. Dennoch wurden im Rahmen der
 234 letzten Novellen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen die Regeln zugunsten
 235 der Verlage aufgeweicht. Jede Lockerung des Pressefusionsrechts gefährdet jedoch die
 236 publizistische Vielfalt und ist damit auch für die Zukunft weiter strikt abzulehnen.

 237 Medienstatistik einführen

 238 Um Entwicklungen auf dem Medienmarkt überhaupt nachvollziehen und bewerten zu können,
 239 braucht es objektive amtliche Zahlen. Daher setzt sich ver.di für die Einführung
 240 einer Medienstatistik ein, die an die Stelle der 1996 abgeschafften Pressestatistik
 241 treten soll.

 242 4. Urheberrechte stärken

 243 Das Urheberrecht ist das Arbeitsrecht der Kreativen, denn es sichert auch ihr
 244 Einkommen. Die Durchsetzung von Urheberrechten stößt jedoch aus verschiedenen Gründen
 245 immer wieder an Grenzen. Gleichzeitig braucht es Urheberrechtsregelungen, die auch
 246 von den Verbraucher*innen verstanden und mitgetragen werden. Ziel muss daher sein,
 247 den Wert des Urheberrechts zu betonen und die Durchsetzung geltenden Rechts zu
 248 stärken. Das umfasst:

 249 Illegale Angebote eindämmen

 250 Gegen bewusste illegale Nutzungen urheberrechtlich geschützter Werke wie das Anbieten
 251 illegaler Streaming- oder Downloadplattformen, so genannter Tauschbörsen oder
 252 vergleichbarer Techniken, müssen wirksame rechtliche Schritte ermöglicht werden. Der
 253 Werbewirtschaft wie auch (elektronischen) Bezahlsystemen muss verboten werden,
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 254 illegale Angebote durch Werbeschaltung bzw. Abwicklung von Zahlvorgängen zu
 255 unterstützen.

 256 Rechtsdurchsetzung verbessern

 257 Bei den bestehenden Vergütungsmodellen mangelt es erheblich an der
 258 Rechtsdurchsetzung. Der Gesetzgeber ist weiterhin gefordert, bessere rechtliche
 259 Grundlagen für die Aufstellung gemeinsamer Vergütungsregeln und Tarifverträge zu
 260 schaffen und die Durchsetzung vereinbarter Mindestvergütungen nach dem
 261 Urhebervertragsrecht zu stärken. Das vorgesehene Schlichtungsverfahren ist
 262 verbindlich auszugestalten.

 263 Die Verbände von Urheber*innen sowie ausübenden Künstler*innen sind als Kollektive
 264 zur effektiven Durchsetzung des Anspruches auf angemessene Vergütung zu befähigen.
 265 Weiterhin ist eine hoheitliche Überprüfung der Leistung angemessener Vergütungen
 266 wünschenswert.

 267 Faire Lösungen für den Privatbereich schaffen

 268 Im Privatbereich sind alltagstaugliche Urheberrechtslösungen zu fördern. Hierfür
 269 müssen verständliche gesetzliche Regelungen geschaffen werden, die einen fairen
 270 Umgang zwischen Privatpersonen sowie den Urheber*innen ermöglichen. Sachgerecht
 271 ausgestaltete Vergütungsmodelle, zum Beispiel auf Leermedien, Geräte oder
 272 informationstechnische Dienstleistungen, müssen eine angemessene Kompensation
 273 sicherstellen. Anstelle des „Abmahn-Unwesens“ sollen Verbraucher*innen, die einen
 274 Urheberrechtsverstoß begehen, kostenpflichtig – gedeckelt in Höhe des
 275 Verwaltungsaufwandes – ermahnt werden.
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Antrag E 031: Vielfalt und Unabhängigkeit der Medien stärken – für 
eine demokratische Gesellschaft
Antragsteller*in: Bundesfachgruppenkonferenz Medien, Journalismus und Film
Status: Erledigt durch Antrag E 030
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 030

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Medien- und Kulturpolitik

Antragsblock: SG E - USG E.2 Medien- und Kulturpolitik - Blockabstimmung

 1 Journalistische Medien sind keine Ware wie jede andere. Denn im Gegensatz zu
 2 klassischen Konsumgütern sind Informationen unendlich teilbar. Das stellt
 3 Medienanbieter vor eine besondere Herausforderung: Wie lassen sich Informationen
 4 remonetarisieren, gerade im heutigen Zeitalter von Internet und anhaltender digitaler
 5 Transformation und Vernetzung? Denn die Digitalisierung verändert die Herstellungs-
 6 und Verwertungsprozesse, die Medienangebote, die Arbeitsformen und -bedingungen sowie
 7 das Nutzungsverhalten. Dabei stehen Medienanbieter, seien sie öffentlich-rechtlich
 8 oder kommerziell, auch an anderen Stellen zunehmend unter Druck: durch die Konkurrenz
 9 globaler Konzerne wie Alphabet und Meta, durch eine – teils von außen geschürte,
 10 teils selbstverschuldete – Glaubwürdigkeitskrise sowie durch wachsende Angriffe auf
 11 die Pressefreiheit. Gleichzeitig bringt gerade die Digitalisierung ein ungeahntes Maß
 12 an Chancen mit sich: neue Erzählformen und technische Möglichkeiten, mobile
 13 Mediennutzung, Austausch mit den Nutzer*innen, aber auch neue Erlösmodelle etwa in
 14 Form von Micro-Payments.

 15 Als „vierte Gewalt“ dienen Medien zudem unserer Demokratie und erfüllen damit einen
 16 Verfassungsauftrag, der sich in der Presse- und Rundfunkfreiheit von Artikel 5
 17 Grundgesetz (GG) widerspiegelt. Nur freie, unabhängige und vielfältige Medien können
 18 diesem Auftrag gerecht werden. Nur wo Meinungs- und Medienvielfalt garantiert sind,
 19 Medienschaffende zu Bedingungen arbeiten, die ihre Unabhängigkeit sicherstellen und
 20 alle Bürger*innen gleichermaßen fairen Zugang zu Medien haben, kann eine lebendige
 21 Demokratie funktionieren. Eine gewerkschaftlich gestaltete Medienpolitik setzt sich
 22 für diese Ziele ein.

 23 Für ver.di gelten dabei folgende Grundsätze:

 24  Öffentlich-rechtlichen Rundfunk zukunftsfest machen1. 

 25 Das duale Rundfunksystem in der Bundesrepublik Deutschland hat sich bewährt.
 26 Öffentlich-rechtlicher und privat-kommerzieller Rundfunk tragen zu einer vielfältigen
 27 Medienlandschaft bei. Dabei hat das Bundesverfassungsgericht die unersetzliche Rolle
 28 des öffentlich-rechtlichen Rundfunks immer wieder unterstrichen. Nach seinem
 29 Rundfunkurteil vom Juli 2018 hat der öffentlich-rechtliche Rundfunk „die Aufgabe, als
 30 Gegengewicht zu den privaten Rundfunkanbietern ein Leistungsangebot hervorzubringen,
 31 das einer anderen Entscheidungsrationalität als der der ökonomischen Anreize folgt
 32 (…). Er hat so zu inhaltlicher Vielfalt beizutragen, wie sie allein über den freien
 33 Markt nicht gewährleistet werden kann.“ Diesen Aspekt hat das Gericht in seinem
 34 Beschluss vom August 2021 noch weiterentwickelt: Demnach erstreckt sich der Auftrag
 35 der Öffentlich-Rechtlichen auch auf den digitalen Raum, da sich auch dort öffentliche

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

69 / 224



 36 Meinungsbildungsprozesse vollziehen. Hieraus ergibt sich die Verpflichtung, den
 37 öffentlich-rechtlichen Rundfunk finanziell ausreichend abzusichern, ihm Zugang zu
 38 neuen technischen Entwicklungen zu ermöglichen und seine Staatsferne zu garantieren.
 39 Das bedeutet im Einzelnen:

 40 Sinnvolle Strukturen und breiten Programmauftrag verteidigen

 41 Die von den Ländern eingeforderten Einsparungen bzw. politisch motivierte Festsetzung
 42 einer bestimmten Höhe des Rundfunkbeitrages dürfen zu keinem Kahlschlag bei den
 43 öffentlich-rechtlichen Anstalten führen.

 44 ver.di unterstützt sinnvolle Synergien zwischen den Sendern, um Prozesse effektiver
 45 zu machen, sofern es dabei nicht zu Arbeitsplatzabbau kommt. Der öffentlich-
 46 rechtliche Rundfunk lebt vom Engagement und Know-how seiner Beschäftigten. Die
 47 geplante Neudefinition des Programmauftrages darf die Sender nicht zu einem
 48 Nischenrundfunk machen. Unterhaltung, fiktionale Angebote sowie die Übertragung von
 49 Sportereignissen müssen auch künftig Bestandteile des öffentlich-rechtlichen
 50 Programms sein. Sie sind wesentlich für dessen Attraktivität und die Akzeptanz der
 51 Finanzierung der Sender durch die Bürger*innen. Ihren Informations- und
 52 Bildungsauftrag müssen die Sender auch in Zeiten multipler, komplexer Krisen mit dem
 53 Anspruch wahrnehmen, die Nutzer*innen öffentlich-rechtlicher Angebote zu
 54 qualifizierteren Debatten zu befähigen. Um Informationen in der dafür nötigen Breite
 55 und Tiefe zur Verfügung zu stellen, muss der seit Jahren andauernde Abbau
 56 journalistischer Stellen rückgängig gemacht werden.

 57 Finanzierung sichern und weiterentwickeln

 58 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist angemessen und zukunftsfest zu finanzieren.
 59 Die Beitragshöhe muss die Sender in die Lage versetzen, ihren Auftrag zu erfüllen,
 60 auch und gerade bei wachsendem Aufgabenumfang. Das beinhaltet auch den Ausgleich von
 61 Preissteigerungen sowie das Recht der Mitarbeitenden auf angemessene Honorare und
 62 Gehälter. Für eine langfristig stabile Finanzierung kann die Umstellung auf ein
 63 Indexierungsmodell, wonach der Rundfunkbeitrag an die Preissteigerung geknüpft wird,
 64 sinnvoll sein. Bedingung ist, dass bei einer Umstellung das bereits bestehende
 65 Finanzvolumen zu Grunde gelegt wird. Alles andere würde zu nicht vertretbaren
 66 Einschnitten im Programm führen. Auch die steuerfinanzierte Deutsche Welle hat
 67 Anspruch auf eine langfristig stabile Finanzierung, die es ihr ermöglicht, ihrem
 68 besonderen Auftrag als globaler unabhängiger Informationslieferant nachzukommen.

 69 „Presseähnlichkeit“ abschaffen

 70 Der Streit zwischen Rundfunkanstalten und Verlegern um die so genannte
 71 „Presseähnlichkeit“ öffentlich-rechtlicher Telemedien schwelt weiter. Das im
 72 Rundfunkstaatsvertrag enthaltene Verbot der „Presseähnlichkeit“ bleibt
 73 anachronistisch und ungerechtfertigt. Zeitgemäße öffentlich-rechtliche Medienangebote
 74 müssen alle Darstellungsformen enthalten dürfen, selbstverständlich auch Text.

 75 Mitbestimmung voranbringen

 76 Arbeitnehmerähnliche Freie stemmen in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
 77 inzwischen weite Teile des Programmes. In Sachen Mitbestimmung sind sie gegenüber
 78 festangestellten Kolleg*innen teilweise immer noch benachteiligt. Zwar hat das
 79 novellierte Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) für die arbeitnehmerähnlichen
 80 Personen in dessen Geltungsbereich eine Stärkung ihrer Mitbestimmungsrechte
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 81 geschaffen, indem das aktive und passive Wahlrecht in § 116 verankert wurde.
 82 Allerdings schafft die Gesetzesformulierung auch Unklarheiten, in dem sie die
 83 Mitbestimmung nicht auf Freie bezieht, die maßgeblich an der Programmgestaltung
 84 beteiligt sind. An dieser Stelle bedarf es einer eindeutigen Regelung, dass
 85 ausnahmslos alle arbeitnehmerähnlichen Personen unter den Schutz- und Geltungsbereich
 86 des BPersVG fallen. Staatsverträge, die Abweichungen von gesetzlichen
 87 Mitbestimmungsregelungen festlegen und damit Einschränkungen im aktiven und passiven
 88 Wahlrecht arbeitnehmerähnlicher Personen vornehmen, müssen mit dem Ziel
 89 vollumfänglicher Mitbestimmung nachgebessert werden. ver.di engagiert sich daher für
 90 mehr Mitbestimmungsrechte für Freie und somit auch für die Stärkung der
 91 Personalrät*innen.

 92 Gremien stärken

 93 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk braucht starke und unabhängige Rundfunk- und
 94 Verwaltungsräte, die die Sender anforderungsgemäß entwickeln und wirksam
 95 kontrollieren. ver.di setzt sich angesichts des Skandals im RBB für eine Überprüfung
 96 der Kontrollrechte und Ressourcen der Rundfunk- und Verwaltungsräte aller Anstalten
 97 ein. Unabhängige Unterstützung, die Gremien zur wirksamen Kontrolle von Programm,   -
 98 entwicklung und Finanzen benötigen, sollen sie nach eigenem Ermessen einfordern
 99 können. Zudem spricht sich ver.di für eine regelmäßige Überprüfung der
 100 Zusammensetzung der Gremien aus, um die gesellschaftliche Realität abzubilden.

 101 ver.di fordert ein eigenständiges Benennungsrecht der Organisationen für die von
 102 ihnen zu entsendenden Mitglieder sowie Sitz und Stimmrecht für
 103 Arbeitnehmervertreter*innen in den Verwaltungsräten, wie bereits in mehreren ARD-
 104 Anstalten üblich.

 105 Gute Arbeit sicherstellen

 106 Der öffentlich-rechtliche Rundfunk trägt eine besondere soziale Verantwortung für
 107 seine Mitarbeitenden. Im Sinne von Equal Pay sind deshalb alle – ob Festangestellte,
 108 Freie, Beschäftigte bei beauftragten Unternehmen oder Leiharbeitnehmer*innen – zu
 109 angemessenen und vergleichbaren Bedingungen zu bezahlen. Tarifstandards müssen in der
 110 Kette der Auftragsproduktionen eingehalten werden, auch in den Tochterunternehmen;
 111 externe Auftragsvergaben müssen eine verbindliche Verpflichtung zur Tariftreue
 112 vorsehen. Prekäre Beschäftigung wie Leiharbeit, Werkverträge oder befristete
 113 Arbeitsverhältnisse darf reguläre Arbeitsverhältnisse nicht weiter verdrängen.

 114 Auffindbarkeit gewährleisten

 115 In einem digitalisierten Umfeld sind Medieninhalte über vielfältige Wege bzw.
 116 Oberflächen (Apps, Smart TVs, Smart Speaker etc.) erreichbar. Angesichts der schier
 117 endlosen Programmauswahl und auch der Vielzahl an unseriösen Informationsangeboten
 118 ist die privilegierte Auffindbarkeit von publizistisch relevanten Programmen,
 119 insbesondere auch die von öffentlich-rechtlichen Anbietern, umso wichtiger. Die
 120 Platzierung relevanter, seriöser Anbieter auf vorderen „Programmplätzen“ ist also
 121 konsequent entsprechend der Vorgaben im Medienstaatsvertrag umzusetzen.

 122 Pressefreiheit verteidigen2. 

 123 Der Journalismus steht zudem politisch unter Druck: Medienangebote werden von Teilen
 124 der Gesellschaft als „Staatsfunk“ oder „Systemmedien“ diffamiert,
 125 Pressevertreter*innen auf Demonstrationen angegriffen oder von staatlichen Organen
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 126 unrechtmäßig an der Berichterstattung gehindert, gezielte Falschmeldungen („Fake
 127 News“) zur Meinungs- und Stimmungsmache eingesetzt. Unsere Demokratie braucht jedoch
 128 freie Medien sowie nachrichten- und informationskompetente Bürger*innen, die die
 129 Qualität von Angeboten einschätzen können und in den Journalismus als verlässliche
 130 Kontrollinstanz vertrauen. Deshalb gilt:

 131 Journalist*innen vor Angriffen schützen

 132 Medien haben die Aufgabe, über Ereignisse öffentlichen Interesses zu berichten.
 133 Entsprechend müssen sie auch von Versammlungen und Demonstrationen berichten können,
 134 ohne verbalen und physischen Attacken ausgesetzt zu sein. Es ist die Aufgabe der
 135 Polizei, die Voraussetzungen hierfür auch in pressefeindlichen Kontexten zu schaffen
 136 und Journalist*innen zuverlässig Schutz zu bieten. Angriffe auf Medienschaffende
 137 dürfen zudem nicht straflos bleiben, sondern müssen von Polizei und
 138 Staatsanwaltschaften konsequent verfolgt werden.

 139 ver.di fordert die Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur Verfolgung von
 140 Straf- und Gewalttaten gegen Medienschaffende als wichtigen Schritt im Kampf gegen
 141 die Straflosigkeit und für die Freiheit der Medien. Doch auch juristische Angriffe
 142 beeinträchtigen die Pressefreiheit: Systematisch wird mit Einschüchterungsklagen
 143 (SLAPP) versucht, kritische Recherchen zu verhindern und unliebsame Stimmen zum
 144 Schweigen zu bringen. ver.di bringt sich aktiv in den Prozess der Umsetzung einer EU-
 145 Richtlinie gegen SLAPPs in nationales Recht ein.

 146 Überwachung ausschließen

 147 Journalist*innen müssen vor Überwachung geschützt werden, insbesondere im Bereich der
 148 investigativen Recherche, wo sie auf geheime Informationen und den zuverlässigen
 149 Schutz ihrer Quellen angewiesen sind. Jede Überwachung stellt eine massive Gefahr für
 150 die Ausübung ihres Berufes und die Durchsetzung ihrer grundgesetzlich geschützten
 151 Rolle dar. Für Überwachungsmaßnahmen wie die Online-Durchsuchung oder Quellen-
 152 Telekommunikationsüberwachung müssen Bereichsausnahmen für Medienschaffende in den
 153 Gesetzen für den Bundesnachrichtendienst, für die Verfassungsschutzämter sowie in den
 154 Polizeigesetzen geschaffen werden. Auch bei einer möglichen Nachfolgeregelung zur
 155 Vorratsdatenspeicherung ist die besondere Schutzwürdigkeit journalistischer
 156 Kommunikation vorzusehen. Zudem braucht es die klare Verankerung von Pressefreiheit
 157 und Informant*innenschutz in den europäischen Datenschutzgesetzen sowie im Anti-Spy-
 158 Abkommen. Whistleblower*innen müssen zuverlässigen gesetzlichen Schutz vor
 159 Repressalien erhalten, der über das Mindestmaß der EU-Richtlinie hinausgeht. Auch
 160 dies ist eine Voraussetzung für die funktionierende öffentliche Kontrolle mittels
 161 Presse und Rundfunk.

 162 Auskunftsrechte stärken

 163 Um der Ausübung ihres Berufes nachkommen zu können, brauchen Journalist*innen
 164 umfassende Auskunftsansprüche – auch gegenüber Bundesbehörden. Nachdem das
 165 Bundesverwaltungsgericht 2013 die jahrzehntelang geübte Praxis verwarf, wonach die
 166 Presse gegen Bundesbehörden Auskunftsrechte nach den jeweiligen Landesgesetzen
 167 geltend machen konnte, ist dieser Bereich noch immer nicht gesetzlich geregelt,
 168 obwohl dies ohne weiteres möglich wäre. Rechtsunsicherheit, Gerichtsverfahren und
 169 jahrelang verschleppte oder verweigerte Auskünfte sind die Folge dieser Leerstelle.
 170 ver.di setzt sich deshalb für die Schaffung eines Bundespresseauskunftsrechts ein.
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 171 Innere Pressefreiheit sichern, Tendenzschutz abschaffen

 172 Um journalistische Unabhängigkeit in den Redaktionen zu gewährleisten, braucht es
 173 flächendeckend Redaktionsstatute. Darüber hinaus ist es überfällig, die
 174 Einschränkungen für Betriebsräte in Medienunternehmen aufzuheben. Bisher können sie
 175 weder Wirtschaftsausschüsse bilden, noch erhalten sie Einblick in wirtschaftliche
 176 Daten und Pläne ihrer Arbeitgeber. Sie haben keinen Anspruch auf Verhandlungen über
 177 einen Interessensausgleich, wenn Unternehmensaufspaltung und Outsourcing von Arbeit
 178 betrieben wird. Sie können lediglich den damit verbundenen Arbeitsplatzabbau mit
 179 Sozialplänen abmildern. In Medienkonzernen gibt es darüber hinaus keine
 180 Arbeitnehmer*innenvertretung im Aufsichtsrat.

 181 ver.di erneuert daher ihre Forderung, den Tendenzschutz-Paragrafen aus dem
 182 Betriebsverfassungsgesetz und im Unternehmens- / Mitbestimmungsrecht
 183 (Arbeitnehmervertreter*innen im Aufsichtsrat) zu streichen.

 184  Publizistische Vielfalt bewahren und Qualitätsjournalismus fördern3. 

 185 Die Folgen der Digitalisierung und der damit verbundene ökonomische Druck führen seit
 186 über 20 Jahren zu massiven Veränderungen in der Medienbranche. Printprodukte sind von
 187 diesem Wandel besonders stark betroffen. Auf die sinkenden Auflagenzahlen reagieren
 188 die Verlagshäuser mit Preiserhöhungen sowie mit Personal- und Sozialabbau. Auch
 189 Redaktionsschließungen und Tarifflucht sind an der Tagesordnung. Durch die Schaffung
 190 von Zentralredaktionen und Redaktionsnetzwerken nimmt die journalistische Vielfalt,
 191 vor allem im Bereich des Lokaljournalismus, ab. Eine zunehmend vereinheitliche
 192 Berichterstattung verbunden mit Aktualitätsverlust ist die Folge. Hinzu kommt das
 193 weitere Verschwinden kleinerer, konzernunabhängiger Verlage vom Markt sowie die
 194 Schließung von Zeitungsdruckereien. So ist Thüringen das erste Flächenbundesland in
 195 der Bundesrepublik Deutschland, in dem keine Zeitungsdruckerei mehr existiert. Dass
 196 trotz dieser Entwicklungen immer noch schwarze Zahlen in den Verlagen geschrieben
 197 werden, geht auf Kosten der Beschäftigten. Die journalistische Vielfalt zu erhalten
 198 und die Beschäftigen der Branche zu stärken muss unser Ziel sein. Dazu zählen:

 199 Finanzierungsmix unterstützen

 200 ver.di unterstützt alle Maßnahmen, die zur Förderung einer bunten, unabhängigen
 201 Medienlandschaft beitragen. Es gibt viele erfolgversprechende journalistische
 202 Initiativen auf Basis alternativer Finanzierungsideen wie Stiftungen, Crowdfunding
 203 oder gemeinnützig tätige Vereine. Diese können eine sinnvolle Ergänzung zu den
 204 klassischen Finanzierungsformen im kommerziellen Bereich aus Vertrieb, Werbung und
 205 Abonnement sein.

 206 Presseförderung ausweiten

 207 Presseförderung ist dort sinnvoll, wo sie das journalistische Produkt stärkt (und
 208 nicht den Verbreitungsweg oder einen Verlag), gute Arbeitsbedingungen gewährleistet
 209 sowie das Gebot der Staatsferne einhält. Die erfolgte Ausweitung des reduzierten
 210 Mehrwertsteuersatzes für Presseprodukte auch auf Online-Zeitungen halten wir für
 211 sinnvoll. Weitere steuerliche Begünstigungen müssen jedoch zwingend an Standards
 212 gebunden werden. Dazu zählen die Einhaltung von Tarifverträgen bei Festangestellten
 213 und Freien sowie die Sicherstellung der inneren Pressefreiheit durch
 214 Redaktionsstatute.

 215 Abbau der Pressefusionskontrolle aufhalten
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 216 Mit gutem Grund sieht das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) für den
 217 Pressebereich strengere Kartellregeln vor, da es sich hierbei um einen
 218 gesellschaftlich besonders sensiblen Bereich handelt. Dennoch wurden im Rahmen der
 219 letzten GWB-Novellen die Regeln zugunsten der Verlage aufgeweicht. Jede Lockerung des
 220 Pressefusionsrechts gefährdet jedoch die publizistische Vielfalt und ist damit auch
 221 für die Zukunft weiter strikt abzulehnen.

 222 Medienstatistik einführen

 223 Um Entwicklungen auf dem Medienmarkt überhaupt nachvollziehen und bewerten zu können,
 224 braucht es objektive amtliche Zahlen. Daher setzt sich ver.di für die Einführung
 225 einer Medienstatistik ein, die an die Stelle der 1996 abgeschafften Pressestatistik
 226 treten soll.

 227  Urheberrechte stärken4. 

 228 Das Urheberrecht ist das Arbeitsrecht der Kreativen, denn es sichert auch ihr
 229 Einkommen. Die Durchsetzung von Urheberrechten stößt jedoch aus verschiedenen Gründen
 230 immer wieder an Grenzen. Gleichzeitig braucht es Urheberrechtsregelungen, die auch
 231 von den Verbraucher*innen verstanden und mitgetragen werden. Ziel muss daher sein,
 232 den Wert des Urheberrechts zu betonen und die Durchsetzung geltenden Rechts zu
 233 stärken. Das umfasst:

 234 Illegale Angebote eindämmen

 235 Gegen bewusste illegale Nutzungen urheberrechtlich geschützter Werke wie das Anbieten
 236 illegaler Streaming- oder Downloadplattformen, so genannter Tauschbörsen oder
 237 vergleichbarer Techniken, müssen wirksame rechtliche Schritte ermöglicht werden. Der
 238 Werbewirtschaft und (elektronischen) Bezahlsystemen muss verboten werden, illegale
 239 Angebote durch Werbeschaltung bzw. Abwicklung von Zahlvorgängen zu unterstützen.

 240 Rechtsdurchsetzung verbessern

 241 Bei den bestehenden Vergütungsmodellen mangelt es erheblich an der
 242 Rechtsdurchsetzung. Der Gesetzgeber ist weiterhin gefordert, bessere rechtliche
 243 Grundlagen für die Aufstellung gemeinsamer Vergütungsregeln und Tarifverträge zu
 244 schaffen und die Durchsetzung vereinbarter Mindestvergütungen nach dem
 245 Urhebervertragsrecht zu stärken. Das vorgesehene Schlichtungsverfahren ist
 246 verbindlich auszugestalten.

 247 Die Verbände von Urheber*innen sowie ausübenden Künstler*innen sind als Kollektive
 248 zur effektiven Durchsetzung des Anspruches auf angemessene Vergütung zu befähigen.
 249 Weiterhin ist eine hoheitliche Überprüfung der Leistung angemessener Vergütungen
 250 wünschenswert.

 251 Faire Lösungen für den Privatbereich schaffen

 252 Im Privatbereich sind alltagstaugliche Urheberrechtslösungen zu fördern. Hierfür
 253 müssen verständliche gesetzliche Regelungen geschaffen werden, die einen fairen
 254 Umgang zwischen Privatpersonen und den Urheber*innen ermöglichen. Sachgerecht
 255 ausgestaltete Vergütungsmodelle, zum Beispiel auf Leermedien, Geräte oder
 256 informationstechnische Dienstleistungen, müssen eine angemessene Kompensation
 257 sicherstellen. Anstelle des „Abmahn-Unwesens“ sollen Verbraucher*innen, die einen
 258 Urheberrechtsverstoß begehen, kostenpflichtig – gedeckelt in Höhe des
 259 Verwaltungsaufwandes – ermahnt werden.
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Antrag E 032: Kulturfinanzierung stabilisieren 
Antragsteller*in: Bundesfachgruppenkonferenz Theater und Bühnen, Kulturelle 

Einrichtungen und Veranstaltungswesen, Darstellende Kunst
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

W 009

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Medien- und Kulturpolitik

Antragsblock: SG E - USG E.2 Medien- und Kulturpolitik - Blockabstimmung

 1 Die bisherigen Initiativen, die Förderung der Kultur als Staatsziel im Grundgesetz zu
 2 verankern, sollen weiter verfolgt werden. Das beinhaltet auch, auf das Ziel
 3 hinzuwirken, die Verpflichtung zur Förderung der Kultur in den Landesverfassungen und
 4 kommunalen Förderrichtlinien zu verankern.

 5 Außerdem soll mit allen der Gewerkschaft zu Verfügung stehenden Mitteln darauf
 6 hingewirkt werden, dass Entgeltsteigerungen in Kulturbetrieben, auf die sich die
 7 Sozialpartner in Tarifverhandlungen geeinigt haben, verlässlich finanziert werden.
 8 Etats müssen entsprechend aufgestockt werden.

Begründung

Kultur wird in der Bundesrepublik Deutschland maßgeblich durch Kommunen, auch durch die 
Bundesländer und in geringerem Maße durch den Bund finanziert. Das gilt sowohl für die institutionelle 
Förderung von Kulturbetrieben (zum Beispiel Staats- und Stadttheater) als auch für die so genannten 
„Freien Szenen“, die maßgeblich durch Förderungen auf Projektdauer finanziert sind. Da Kulturförderung 
allerdings eine freiwillige Leistung in öffentlichen Haushalten ist, wird hier auch schnell der Rotstift 
angesetzt. Die Verankerung von Kulturfinanzierung im Grundgesetz sowie in den kommunalen Haushalten 
ist daher dringend geboten, um Arbeitsplätze zu schützen und Kultur als gesellschaftliche Aufgabe zu 
ermöglichen.

Kulturbetriebe, insbesondere öffentlich finanzierte Theater und Bühnen, fallen unter die Tarifverträge der 
öffentlichen Hand (zum Beispiel TVöD [Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst], TV-L [Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder], TV-H [Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst des Landes Hessen], 
angelehnte Haustarifverträge). Am Verhandlungstisch vereinbarte Entgelterhöhungen müssen auch in 
diesen Häusern durchgesetzt werden. Nach jeder Verhandlungsrunde steht die Drohung im Raum, dies 
durch Entlassungen und Betriebs- oder Spartenschließungen zu finanzieren statt die Zuwendungen 
entsprechend zu erhöhen. Durch die aktuellen Krisen (Energie, COVID, Krieg, Inflation) wird die 
Finanzierung verschiedener Kultureinrichtungen und Projektförderungen aktuell wieder überprüft. Die 
Gewerkschaft muss sich dafür einsetzen, dass die Arbeitgeber im Kulturbereich die von ihnen mit 
ausgehandelten Ergebnisse umsetzen in dem Etats gesichert und aufgestockt werden.
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Antrag E 033: Rundfunkräte verjüngen!
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Medien- und Kulturpolitik

Antragsblock: SG E - USG E.2 Medien- und Kulturpolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich für eine Jugendquote in den Rundfunkräten ein. Die Jugendquote soll
 2 sich am Anteil der Jugend in der deutschen Gesellschaft orientieren.

Begründung

Im Juli 2022 hat der Verein Neue deutsche Medienmacher*innen e.V. ein Bericht über die Rundfunkräte 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks veröffentlicht und herausgefunden, dass nur drei Mitglieder unter 30 
in den Rundfunkräten ihre junge Stimme einbringen können. Fast die Hälfte (213) der 450 
Rundfunkratsmitglieder, sind 60 Jahre oder älter. 15 Prozent aller Rundfunkratsmitglieder sind älter als 70 
Jahre.

Die Rundfunkräte sollen die Gesellschaft abbilden - daher braucht es eine junge starke Stimme in den 
Rundfunkräten, damit der öffentlich-rechtliche Rundfunk zukunftsfähig mitbestimmt werden kann. Wir als 
Gewerkschaft ver.di entsenden Mitglieder in diese Aufsichtsgremien – daher müssen auch wir kritisch 
hinterfragen, wie diese Mitglieder ausgewählt werden. Mit einer Quotierung können wir unsere Mandate 
gerecht und zukunftsfähig aufstellen, sodass wir unseren Auftrag in diesen Gremien stärken.

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

76 / 224



Antrag E 034: Rundfunkräte verjüngen!
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz A
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Medien- und Kulturpolitik

Antragsblock: SG E - USG E.2 Medien- und Kulturpolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt eine Jugendquote in den von ver.di entsendeten Rundfunkratsmandaten
 2 durch. Die Jugendquote soll sich am Anteil der Jugend in der deutschen Gesellschaft
 3 orientieren.

Begründung

Im Juli 2022 hat der Verein Neue deutsche Medienmacher*innen e. V. ein Bericht über die Rundfunkräte 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks veröffentlicht und herausgefunden, dass nur drei Mitglieder unter 30 
in den Rundfunkräten ihre junge Stimme einbringen können. Fast die Hälfte (213) der 450 
Rundfunkratsmitglieder sind 60 Jahre oder älter. 15 Prozent aller Rundfunkratsmitglieder sind älter als 70 
Jahre.

Die Rundfunkräte sollen die Gesellschaft abbilden – daher braucht es eine junge starke Stimme in den 
Rundfunkräten, damit der öffentlich-rechtliche Rundfunk zukunftsfähig mitbestimmt werden kann. Wir als 
Gewerkschaft ver.di entsenden Mitglieder in diese Aufsichtsgremien – daher müssen auch wir kritisch 
hinterfragen, wie diese Mitglieder ausgewählt werden. Mit einer Quotierung können wir unsere Mandate 
gerecht und zukunftsfähig aufstellen, sodass wir unseren Auftrag in diesen Gremien stärken.
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Antrag E 035: Senior*innenvertreter in die Rundfunkräte
Antragsteller*in: Bundessenior*innenkonferenz
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Medien- und Kulturpolitik

Antragsblock: SG E - USG E.2 Medien- und Kulturpolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich mit allen politischen Mitteln dafür ein, dass für alle öffentlich-
 2 rechtlichen Rundfunkanstalten (öRA) eine Vertretung aus den Reihen der Senior*innen
 3 (nicht ver.di-Senior*innen) in den Rundfunkrat bestellt wird, so wie es die
 4 Rundfunkanstalten WDR, SWR und in Teilen auch der NDR bereits vorgemacht haben. Alle
 5 Landesregierungen und –parlamente sind aufgefordert, die Rundfunkstaatsverträge
 6 entsprechend zu ändern.

Begründung

Nahezu ein Fünftel der Bevölkerung hat das 60. Lebensjahr überschritten. Eine adäquate Vertretung in 
den Rundfunkräten bleibt bislang aber aus. Die öRA WDR und SWR haben bereits eine Vertretung des 
jeweiligen Landesseniorenrates in ihren Reihen. Der NDR hat im Landesrundfunkrat Niedersachsen einen 
Vertreter des niedersächsischen Landesseniorenrates. Für Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern gibt es, ebenso wie für die öRA RBB, BR, MDR, SR und ZDF, keine Vertretung der 
Senior*innen, was insbesondere für das ZDF verwundert.
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Antrag E 036: Netzwerke und Medien ohne verrückte Milliardäre
Antragsteller*in: Landesbezirksvorstand Hamburg
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Medien- und Kulturpolitik

Antragsblock: SG E - USG E.2 Medien- und Kulturpolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass soziale Netzwerke wie Twitter, Instagram, TikTok
 2 und ähnliche äußerst relevante Medien des täglichen Informationsaustausches nicht in
 3 die Hände einzelner Milliardäre oder großen gewinnorientierten Unternehmen fallen.
 4 Sie müssen sowohl beim Kauf bzw. Verkauf sowie dem Betreiben einer demokratischen
 5 Kontrolle unterliegen und sich an geltende Gesetze des Landes halten.

Begründung

Vorfälle wie der Verkauf von Twitter an Elon Musk, geben diesem Thema Relevanz. Auf einmal war keine 
Sicherheit mehr gegeben, ob nun ein offizieller Unternehmensaccount oder ein Fake-Profil für das 
Unternehmen schreibt, da dies nicht mehr erkennbar war. Stellt man sich vor, dass als Regierungen 
getarnte Fake-Profile das getan hätten, ist es schwer, sich die Folgen auszumalen.

Auch ver.di und andere zivile Organisationen vernetzen sich auf solchen Netzwerken und sind abhängig 
von Algorithmen, ob ihre Sache auf dieser Plattform Erfolg hat oder nicht – unabhängig von der 
gesellschaftlichen Relevanz.
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Antrag E 037: Frauenrechte sind Menschenrechte
Antragsteller*in: Bezirksvorstand Südhessen
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 Paragraf 5 der ver.di-Satzung: „ver.di tritt in Zusammenarbeit mit den
 2 internationalen Gewerkschaftsverbänden für die Wahrung und Verwirklichung der
 3 Menschenrechte, für die Achtung der Menschenwürde, für ein friedliches Zusammenleben,
 4 für den Schutz der natürlichen Umwelt und für eine sozial gerechte Weltordnung auf
 5 der Grundlage der Selbstbestimmung mit gleichen Entwicklungschancen in allen Regionen
 6 der Welt ein.“

 7 Deshalb werden der Gewerkschaftsrat und der Bundesvorstand aufgefordert,

 8

 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

sich international für das Recht auf Abtreibung einzusetzen,

aktuell Solidarität mit den Frauen in den USA zu bezeugen und

sich dafür einzusetzen, dass das Recht auf Schwangerschaftsabbruch in die Charta
der Grundrechte der Europäischen Union aufgenommen wird,

sich solidarisch für alle Frauen, die gegen Diskriminierung und für
Gleichberechtigung kämpfen, wie beispielsweise im Iran und Rojawa einzusetzen,

sich für Frauenrechte einzusetzen: Kinder zu haben, kein Kind zu haben, Kinder
unter sicheren und gesunden Bedingungen aufziehen zu können und sexuelle
Selbstbestimmung für alle.

Begründung

Im Jahr 2022 kippte der Supreme Court in den USA das Recht darauf, eine Schwangerschaft beenden zu 
können. In etlichen US-Bundesstaaten traten nach dem Urteil sofort strenge Gesetze in Kraft. Frauen 
können theoretisch in einen Bundesstaat reisen, in dem Abtreibung legal ist. Sollten Bundesstaaten aber 
Frauen kriminalisieren, die abgetrieben haben, könnte die Justiz diese bei ihrer Rückkehr rechtlich zu 
belangen versuchen.

Auch wenn es große Fortschritte der Frauenrechte in Bezug auf Abtreibung in den vergangenen Jahren 
(siehe zum Beispiel Irland) gab, besteht durch das neue US-Gesetz die Gefahr der negativen Beeinflussung 
auf andere Länder.

Scharfe Abtreibungsgesetze kriminalisieren Frauen und werden auch zu einer Klassenfrage, da reichere 
Frauen immer noch die Möglichkeit haben, in andere Länder mit legalen Recht auf Abtreibung zu reisen.
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Antrag E 038: Kompromisslose Umsetzung der Istanbul-
Konvention – Vereinbarung des Europarates zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz C
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 039, E 040

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass das von der Bundesrepublik Deutschland ratifizierte
 2 „Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und zur Bekämpfung von Gewalt gegen
 3 Frauen und häuslicher Gewalt“ (kurz: Istanbul-Konvention) in der Bundesrepublik
 4 Deutschland kompromisslos umgesetzt wird. Dies umfasst im Einzelnen, dass ver.di als
 5 Interessenvertretung der Beschäftigten in der Frauenhilfe sowie als Interessenverband
 6 von über einer Millionen Frauen sich dafür einsetzt, dass

 7
 8
 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

es bundesweit eine gesetzliche Verpflichtung für die Gebietskörperschaften gibt,
Frauenhausplätze, gemessen an der Einwohner*innenzahl zur Verfügung zu stellen
und auskömmlich zu finanzieren. Verschiebebahnhöfe bei der Zuständigkeit nach
SGB sind zu verhindern.

für Beratungsstellen eine gesicherte projektunabhängige, auskömmliche
Finanzierungsgrundlage geschaffen wird.

es eine bundeseinheitliche Finanzierungsvorgabe und Personalbemessung gibt,
damit Kinder, die selbst direkt oder indirekt von Gewalt betroffen sind, adäquat
betreut werden können.

alle in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Frauen Recht auf Schutz vor
Gewalt haben – unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus.

inklusive Angebote, die sprachliche, kognitive und räumliche Barrieren
überwinden, auszubauen sind.

Begründung

es bundesweit eine gesetzliche Verpflichtung für die Gebietskörperschaften gibt, Frauenhausplätze, 
gemessen an der Einwohner*innenzahl zur Verfügung zu stellen und auskömmlich zu finanzieren. 
Verschiebebahnhöfe bei der Zuständigkeit nach SGB sind zu verhindern.

Seit 1. Februar 2018 ist die Istanbul-Konvention des Europarates in der Bundesrepublik Deutschland in 
Kraft.

In Art. 22 dieser Konvention heißt es:
„Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Maßnahmen, um in 
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angemessener geographischer Verteilung spezialisierte Hilfsdienste für sofortige sowie kurz- und 
langfristige Hilfe für alle Opfer von in den Geltungsbereich dieses Übereinkommens fallenden 
Gewalttaten bereitzustellen oder für deren Bereitstellung zu sorgen. (2) Die Vertragsparteien stellen für 
alle Frauen, die Opfer von Gewalt wurden, und ihre Kinder spezialisierte Hilfsdienste bereit oder sorgen 
für deren Bereitstellung.“

Die Realität sieht jedoch anders aus und die Infrastruktur ist in der Bundesrepublik Deutschland sehr 
unterschiedlich ausgebildet. Bis heute ist es nämlich eine freiwillige Leistung, dass Frauenhäuser zur 
Verfügung stehen und von den Gebietskörperschaften finanziert werden. Die Kommunen und Kreise 
sind nicht verpflichtet, Frauenhäuser bereit zu stellen und zu finanzieren. 125 Landkreise und kreisfreie 
Städte finanzieren deutschlandweit keine Frauenhäuser (djb 2019). Besonders dramatisch ist die 
Situation in Sachsen und Bayern. Dies steht im Widerspruch zur Konvention, welche die Finanzierung 
zur Pflichtaufgabe des Staates macht (Art. 8).

Zudem ist die Finanzierung oftmals nicht auskömmlich. Kostensteigerungen, wachsende Anfragen und 
Anforderungen bilden sich nicht ausreichend in der Refinanzierung ab. Zudem wirkt sich die 
unterschiedliche finanzielle Ausstattung der Kommunen und Kreise auch auf die Zuschüsse und damit 
das bestehende Angebot aus.

Zusätzlich zu dem Fehlen einer einheitlichen bundesweiten Finanzierungsgrundlage kommt hinzu, dass 
die Leistungen nach SGB II und SGB XII finanziert sind. Dies führt dazu, dass die Frauen und die 
unterstützenden Sozialarbeiterinnen zwischen der Bewilligung von Leistungen verschiedener 
Kostenträgern zerrieben werden. Hier ist dringend eine Harmonisierung der Sozialgesetzbücher von 
Nöten.

dass für Beratungsstellen eine gesicherte projektunabhängige, auskömmliche Finanzierungsgrundlage 
geschaffen wird.

Diese Problematik betrifft nicht nur Frauenhäuser, sondern auch ambulante Beratungsstellen. Auch hier 
fehlt es an einer auskömmlichen Finanzierung, weshalb viele Beschäftigte in diesem Arbeitsfeld mit 
geringen Ressourcen am Rande ihrer Belastungsgrenze arbeiten. Zudem liegt die Bezahlung bei vielen 
freien Trägern unter dem Tarifniveau des öffentlichen Dienstes. Der Anteil von Teilzeitbeschäftigung und 
befristeten Arbeitsverhältnissen ist hoch. Dies liegt auch an der fehlenden Planungssicherheit, da 
Beratungsstellen oft nur befristet projektfinanziert werden. Qualifizierte Mitarbeiterinnen unter diesen 
Bedingungen zu finden und auf Dauer zu halten, ist extrem schwierig.

dass es eine bundeseinheitliche Finanzierungsvorgabe und Personalbemessung gibt, damit Kinder, die 
selbst direkt oder indirekt von Gewalt betroffen sind, adäquat betreut werden können.

Die pädagogische Betreuung der Kinder von Gewaltopfern ist in den Frauenhäusern nicht immer 
gewährleistet. Es gibt keine Personalbemessung in diesem Bereich und die Finanzierung der 
Kinderversorgung ist letztlich Verhandlungssache mit den Kostenträgern.

alle in der Bundesrepublik Deutschland lebenden Frauen Recht auf Schutz vor Gewalt haben – 
unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus.
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Nicht alle von Gewalt betroffene Frauen haben Zugangsmöglichkeiten zu Frauenhäusern. Zum Beispiel 
EU-Bürgerinnen, die noch nicht ein Jahr gearbeitet haben und weniger als fünf Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland leben, haben keinen Zugang (da sie insgesamt keinen Zugang zu den 
Sozialsystemen haben). Frauen, die im Rahmen des Ehenachzuges in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen sind, und noch keinen von der Ehe unabhängigen Aufenthaltsstatus haben (nach in der 
Regel drei Jahren), droht bei Trennung die Abschiebung in ihre Herkunftsländer, aber kein Schutz in den 
Frauenhäusern. Auch das entspricht nicht der Istanbul-Konvention.

inklusive Angebote, die sprachliche, kognitive und räumliche Barrieren überwinden, auszubauen sind.

Frauenhäuser müssen zudem allen Frauen in Not barrierefrei zugänglich sein. Dies beinhaltet neben der 
Beseitigung von sprachlichen Barrieren, die Beseitigung baulicher Barrieren und Beratung und 
Informationsmaterial in leichter Sprache. Denn Frauen mit Behinderung erfahren überdurchschnittlich 
oft sexualisierte Gewalt.
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Antrag E 039: Für die Umsetzung der Istanbul-Konvention
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Sachsen-Anhalt-Süd
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 038
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 038

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 Alle Gremien in ver.di setzen sich für die weitere Umsetzung der Maßnahmen der
 2 Istanbul-Konvention ein.

 3 Die aufgeführten Mängel sind in den Evaluationen der einzelnen Bundesländer, so auch
 4 Sachsen-Anhalt, klar definiert.

 5 Sie betreffen insbesondere solche Maßnahmen nach Art. 8 der Istanbul-Konvention, da
 6 die Grundlage für die Umsetzung von Maßnahmen die Ausstattung mit angemessenen und
 7 personellen Mitteln ist.

 8 Die derzeitige Infrastruktur des Hilfesystems weist nach Analyse der Dokumente und
 9 der Einschätzung der Expert*innen der Fachstellen und Verbände erhebliche Defizite
 10 auf. Sie bestehen in einer deutlichen Unterversorgung vorrangig in den Bereichen der
 11 Beratungs- und Hilfesysteme.

 12 Folgende Maßnahmen stehen insbesondere im Vordergrund:

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

weitere Frauenschutzhäuser mit einer Aufstockung von Plätzen sind zu schaffen;

weitere Fachberatungsstellen für Betroffene von sexualisierter Gewalt mit einer
personellen Aufstockung sind zu schaffen;

bei den Interventionsstellen ist in Flächenländern eine entsprechende regionale
Versorgung zu gewährleisten;

die quantitative Versorgung mit Traumaambulanzen und psychotherapeutischen
Angeboten ist grundlegend zu erweitern, um die Wartezeiten für Betroffene von
sexualisierter Gewalt zu verringern;

Fachberatungsstellen gegen Frauenhandel und Zwangsverheiratung sind deutlich
personell aufzustocken und dezentral anzubieten;

um die Arbeit mit übergriffigen Personen zu verbessern, sind
Täterberatungsstellen ProMann mit adäquat geschultem Fachpersonal in den
Regionen einzurichten;

kostenfreie Unterbringungsmöglichkeiten für die von Gewalt Betroffenen und deren
Kinder sind zu schaffen.

Begründung

Die Evaluationen der Istanbul-Konvention der einzelnen Bundesländer zeigt deutlich, dass in der 
Umsetzung noch erhebliche Defizit bestehen.

Daraus ergibt sich ein umfassender Handlungsbedarf für alle Gremien in ver.di, insbesondere auch da sich 
durch die Corona-Pandemie die Situation bei sexualisierter und häuslicher Gewalt deutlich verschärft hat.
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Antrag E 040: Für die Umsetzung der Istanbul-Konvention
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen
Status: Erledigt durch Antrag E 038
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 038

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich für die Umsetzung der Istanbul-Konvention ein, insbesondere der
 2 geforderten Maßnahmen nach Art. 8 

 3

 4

 5

 6
 7

 8

 9

 10

angemessene und personelle Mittel;

die Bereitstellung notwendiger Hilfen nach Art. 20, 22;

die Gewährleistung der Aufnahme aller Schutzsuchenden und deren Kinder Art. 23;

eine kostenfreie Unterbringung für die von Gewalt Betroffenen und deren Kinder
Art. 20;

die Gewährleistung des Schutzes vor Zwangsheirat Art. 32, 37;

Schutz vor sexueller Gewalt und Vergewaltigung Art. 36, 40;

und vor Gewalt und Diskriminierung Art. 60, 12.

Begründung

In der Bundesrepublik Deutschland ist das Gesetz zu dem Übereinkommen des Europarates vom 11. Mai 
2011 zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt am 1. Februar 2018 in 
Kraft getreten. Auf dieser Grundlage ist die Bundesregierung verpflichtet, das Gesetz unverzüglich auf 
allen Ebenen umzusetzen, um Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen und zu verhindern, den Betroffenen 
Schutz und Unterstützung zu bieten. Wir stellen fest, dass die Bundesregierung ebenso die Länder und 
Kommunen der Verpflichtung zur Umsetzung des Gesetzes nicht in ausreichender Weise nachkommen.

Die punktuell verfügten Maßnahmen in einigen Bereichen, wie zum Beispiel die Kostenübernahme von 
Dolmetschertätigkeiten und die Bereitstellung von Geldern für Umbauten zur Barrierefreiheit einzelner 
Frauenhäuser, sind zwar anerkennenswert, dennoch völlig unzureichend. Nach Artikel 7 der Istanbul-
Konvention ist der Schwerpunkt nicht auf Einzelmaßnahmen, sondern auf eine Gesamtstrategie zu setzen. 
Das ist bis zum jetzigen Zeitpunkt absolut nicht erkennbar.

Auch im Sorge- und Umgangsrecht (Art. 31, 56) sind uns keine flächendeckenden Maßnahmen der 
Umsetzung bekannt. Nach wie vor werden so manche Entscheidungen bzw. richterliche Urteile gefällt, die 
eher die Rechte der Täter in den Focus stellen und weniger den Schutz des Opfers und das Wohl 
betroffener Kinder im Blick haben. Hier müssen verpflichtende, regelmäßige Fort- und Weiterbildungen 
für Richter*innen, Jugendamtsmitarbeiter*innen und allen zum Schutz der betroffenen Mitarbeiter*innen 
und des im Klärungsprozess beteiligten Fachpersonal durchgeführt werden.

Zeitlich und örtlich begrenzte Angebote bzw. Pilotprojekte sind absolut nicht ausreichend.

Die Gewalt an Frauen und Kindern hat im letzten Jahr (verstärkt auch noch durch die Pandemie) 
zugenommen. Das belegen die statistischen Angaben der Interventions- und Beratungsstellen. Besonders 
erschreckend sind die Fälle sexualisierter Gewalt an Kindern.
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Auch die Anzahl der Femizide ist angestiegen. Die Zahlenangaben und die statistischen Erhebungen nach 
bundeseinheitlichem Parameter sind noch immer nicht. Es kann nicht sein, dass die Umsetzung eines von 
der Bundesregierung verabschiedeten geltenden Gesetzes von Fraueninitiativen, Frauenverbänden 
mühsam in jedem einzelnen Bundesland erkämpft werden muss.

Aufgrund dieser Tatsachen können wir von Seiten der politisch Verantwortlichen kein wirkliches 
Engagement, geschweige denn ein Konzept für eine zügige bundesweite Umsetzung der Istanbul-
Konvention erkennen. Eher befürchten wir eine Verschleppung von Jahr zu Jahr ohne wirkliche Ergebnisse, 
während die Lage für Frauen und Kinder immer bedrohlicher wird.

Wir fordern die Bundesregierung und die Länder auf, sie mögen ihren gesetzlichen Verpflichtungen 
nachkommen.
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Antrag E 041: Rollenbilder / -stereotypen aufbrechen
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich aktiv gegen Rollenbilder und Rollenstereotypen ein.

 2 ver.di achtet bei all ihren Publikationen darauf, keine stereotypen Darstellungen auf
 3 Flyern, in Videos oder anderen Veröffentlichungen zu reproduzieren.

 4 ver.di nimmt das Thema „Rollenbilder / -stereotypen aufbrechen“ in das bundesweite
 5 Bildungsprogramm mit auf und fördert dadurch die Bildungsmaßnahmen.

 6 Ebenfalls setzt sich ver.di dafür ein, dass bei Neubauten oder Umbauten der
 7 Gewerkschaftshäuser oder Bildungsstätten zusätzlich Unisextoiletten eingebaut
 8 werden. 

Begründung

Rollenbilder und Rollenstereotypen dürfen nicht weiter reproduziert werden. Es soll ein umdenken 
stattfinden, damit es zu weniger Diskriminierung kommt. Um dieses Umdenken zu beschleunigen / ins 
Rollen zu bringen, müssen Seh- und Denkgewohnheiten verändert werden und auf die diskriminierenden 
Missstände aufmerksam gemacht werden. Dies geschieht durch rollenbilderfreie und 
rollenstereotypenfreie Publikationen, durch aktive Bildungsarbeit in dem Themenbereich und durch 
Sichtbarkeit im Alltag. 
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Antrag E 042: Entscheidung des obersten Gerichtshofs in den USA 
gegen Abtreibung –  ver.di solidarisiert sich mit allen betroffenen 
Frauen!
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Hamburg
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di wird alle demokratischen Initiativen unterstützen, die sich für die Rücknahme
 2 der Entscheidung des Obersten Gerichtshof der USA zur Abtreibungspolitik einsetzen.

 3 ver.di ist solidarisch mit den betroffenen Frauen und widersetzt sich allen
 4 Aktivitäten in Europa, die sich diesen Beschluss zum Vorbild nehmen.

Begründung

ver.di ist entsetzt über die Entscheidung des obersten Gerichtshofs in den USA und kritisiert aufs 
Schärfste den unmenschlichen Beschluss, der schreckliche Folgen für viele Frauen haben wird.

Der Gerichtshof tritt damit lang erkämpfte Rechte „mit Füßen“ und treibt viele Frauen in Elend und 
Illegalität.
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Antrag E 043: Gender Data Gap
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di erstellt Informationsmaterialien, um auf das Thema Gender Data Gap aufmerksam
 2 zu machen und hierüber aufzuklären. Darüber hinaus werden flächendeckende
 3 Aktionsideen erarbeitet und durchgeführt.

 4 Auf politischer Ebene setzt sich ver.di dafür ein, dass bei öffentlichen und privaten
 5 Forschungsaufträgen, beispielsweise in der Hochschulforschung zur Medizin oder bei
 6 Crash-Tests in der Automobilindustrie, alle Geschlechter sowie eine vielfältigere
 7 Bandbreite an Körpergrößen und Gewichtsklassen erforscht werden.

Begründung

Der Gender Data Gap bringt vorwiegend Frauen in Gefahr. Beispielsweise werden Medikamente in den 
meisten Forschungsreihen fast ausschließlich an Männern getestet, wodurch es häufig zu falschen 
Dosierungen und anderen Nebenwirkungen von Medikamenten bei Frauen kommt. Auch äußern sich 
Schlaganfälle und Herzinfarkte bei Frauen anders als bei Männern, in der Öffentlichkeit werden jedoch nur 
die Warnanzeichen bei Männern dargestellt, sodass Schlaganfälle und Herzinfarkte bei Frauen oft zu spät 
erkannt werden. Auch frauenspezifische Erkrankungen wie die Endometriose - eine Unterleibserkrankung 
- ist nicht ausreichend erforscht, bis zu zehn Jahre dauert eine Diagnose. Starke Schmerzen bei der 
Monatsblutung werden oft als "normal" abgetan, man solle einfach eine Wärmeflasche nutzen und 
Schmerzmittel nehmen - doch je später die Erkrankung erkannt wird, desto gefährlicher kann sie werden - 
von Geschwüren im Bauchraum bis zur Unfruchtbarkeit. Dies sind nur einige wenige Beispiele des Gender 
Data Gaps in der Medizin.

Auch im alltäglichen Leben wird der Gender Data Gap zum Problem: Crash-Test-Dummys werden lediglich 
mit männlicher Statur (groß, breit gebaut, entsprechende Gewichtsklasse) getestet, wodurch Frauen bei 
Verkehrsunfällen oft schwerer verletzt werden. Die Größe von Smartphones passt besser in Männer-Hände 
und sind hierauf ausgelegt und auch Spracherkennungssoftware, wie Google, Siri und Alexa werden mehr 
an männlichen Stimmen getestet, wodurch sie diese auch besser erkennen. Der Gender Data Gap muss 
dringend besser erforscht und die Gap geschlossen werden. Hierbei geht es nicht nur um 
Geschlechtergleichheit, sondern auch um eine flächendeckende Erforschung von verschiedenen Körpern. 
Nicht alle Männer sind 1,90 Meter groß und 85 Kilo schwer, nicht alle Frauen haben eine zierliche 90-60-90 
Modelfigur.

Auch sollte die Perspektive von Transpersonen / non-binären-Personen Berücksichtigung finden. Durch 
die Schließung der Gender Data Gap werden Erkrankungen besser erkannt und behandelt und die 
Lebensqualität kann für alle steigen.
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Antrag E 044: Schließen des Gender Gap bei Pensionen und 
Renten
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Hamburg
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, den Gender Gap bei Pensionen und Renten durch tarif-,
 2 betriebspolitische und politische Maßnahmen zu schließen.

 3 ver.di wird zur Beseitigung der Geschlechtervorsorgelücke auf gesetzgeberischer Ebene
 4 für folgende Forderungenaktiv werden.

 5 Forderungen an Rahmentarifverträge und Betriebsvereinbarungen

 6
 7
 8

Weiterbildungskonzepte sind in Branchentarifverträgen festzulegen. Teilnehmer1. 
aus den Klein- und Mittelbetrieben für Weiterbildung zusammenlegen, damit
genügend Teilnehmer zusammenkommen.

 9 Wichtig sind zum Beispiel Seminare, welche speziell Frauen aufzeigen, wie sie sich in
 10 Seminaren verhalten sollen, um sich positiv zu präsentieren. Ein Beispiel: “Wie
 11 können Gehaltsverhandlungen mit Vorgesetzten erfolgreich geführt werden“.

 12 Qualifizierung von Ansprechpartnern zur gezielten Ansprache speziell für junge Frauen
 13 in technische Berufe (Ausbildung von Mentor*innen).

 14 Spezielle Förderung bei Frauen bereits ab Einstellungsbeginn (Talentsuche).

 15 Qualifizierung von Ansprechpartnern, welche dann speziell junge Frauen in technische
 16 Berufe führen.

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

Erhöhung des Anteils an Frauen in Führungspositionen (Gesetz von August 2021)2. 
ist zum einen über das Gesetz hinaus anzustreben und besonders wichtig ist die
Förderung der mittleren Führungsschiene, welche erheblich stärker zu erweitern
und zu fördern ist.

Für alle Betriebe mit Tarifvertrag sind Genderbeauftragte verpflichtend (keine3. 
Gleichstellungsbeauftragte - diese ist für alle Geschlechter zuständig). Die
Frauen- oder Genderbeauftragte soll für ihre Aufgaben freigestellt werden. Sie
erstellt den Gleichstellungsbericht für den jeweiligen Betrieb, macht die Gender
Pay Gap sichtbar und prüft bei Einstellungen, welche Positionen an männliche
Bewerber vergeben wurden obwohl diese auch an Frauen vergeben werden können.

Durchsetzung der für den einzelnen Betrieb festgelegten Frauenquote.4. 

Tarifverträge müssen genderneutral verfasst werden (Kontrolle). 5. 

 29 Forderungen an Themen, welche auf betriebliche Ebene gelöst werden:

 30

 31

Gleichbehandlung von Teil- und Vollzeitbeschäftigung in Bezahlung und Aus- und1. 
Weiterbildung (Tarif- und Betriebspolitik).
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 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

Die Bereiche Elternzeit und Wiedereinstieg und führen in Teilzeit sind viel2. 
stärker in den Mittelpunkt zu stellen. Diese Bereiche sollten auch unter
Begleitung der Jobcenter erfolgen.

Zielgerichtete Weiterbildung mit dem Inhalt Karriereplanung (Aufstiegswege und -3. 
voraussetzungen). 

Beratungsangebote für Frauen, die Karriere machen wollen.4. 

Deutliche Klarstellung welchen Einfluss Qualifikation, Position, Arbeitszeit,5. 
Entgelt auf das Thema Rente bei Frauen hat (Beratung und Vorträge durch die
Berater der Rentenversicherung und innerbetriebliche Experten).

Etablierung einer Infrastruktur, welche jederzeit eine Teilhabe an den6. 
Entwicklungsmöglichkeiten erbringt (Kinderbetreuung, führen in Teilzeit, keine
Termine nach 16:00 Uhr etc.).

 44 Forderungen an Themen, welche durch gesetzgeberische Maßnahmen gelöst werden müssen

 45 Als erster und grundsätzlicher Schritt ist die Erhöhung des Mindestlohnes auf 12,00
 46 Euro pro Stunde im Jahr 2022 als positiv zu bewerten.

 47 Forderungen an den Staat (auch Jobcenter)

 48

 49

Rente nach Mindestentgeltpunkten wieder einführen, wie sie bis 1992 möglich war.1. 
Pauschale Aufstockung auf 75 Prozent der jährlichen  Durchschnittsrentenpunkte;

 50 Wiederbegründung der rentensteigernden Bewertung von ALG-II- Zeiten; weitere Anhebung
 51 des Regelsatzes in der Grundsicherung auf 678,-- Euro (Forderung von Sozialverbänden
 52 – Stand: 2022).

 53 Bedingungen der aktuell vorgeschlagenen Grundrente treffen insbesondere für Frauen
 54 häufig nicht zu. Die Grundrente ist für berechtigte Empfängerinnen viel zu niedrig.
 55 Richtig wäre die Einführung einer Mindestrente über der Armutsgefährdungsschwelle
 56 (derzeit 1.200,-- Euro).

 57 Frauen, welche aufgrund von Familienzeiten nur im Niedriglohnsektor Arbeit finden,
 58 sollen bei diesen Zeiten bis auf 75 Prozent des Durchschnittseinkommens bei den
 59 Rentenpunkten aufgewertet werden; für vier Jahre Erziehungszeiten würde ein extra
 60 Entgeltpunkt gewährt. Dies gilt auch für die Aufwertung der Pflegearbeit, auch hier
 61 sind Rentenpunkte bei der Pflegearbeit (Care-Arbeit) zu vergeben
 62 (Sozialstaatsleistung).

 63 Angleichung der Entgeltpunkte bei Kindererziehungszeiten von Geburten vor 1992 von
 64 2,5 auf 3,0 Jahre.

 65

 66

 67

 68

Wiedereinführung der rentenrechtlichen Bewertung von Zeiten der Schul- und2. 
Hochschulausbildung. 

Die Herausforderungen von Digitalisierung und Industrie 4.0 und dem3. 
Fachkräftemangel können mit erhöhtem Einsatz von Frauen bewältigt werden.

 69 Insbesondere Groß- und Mittelbetriebe sollten steuerliche Anreize erhalten, damit
 70 diese Frauen Stipendien für MINT-Studiengänge anbieten. Dieselben finanziellen
 71 Anreize sind auch für technische Ausbildungsgänge vorzusehen.

 72

 73

 74

Die Weiterbildung von Frauen sollte in Zusammenarbeit mit den Jobcentern4. 
(finanzieller Zuschuss) erfolgen und insbesondere in den technischen Bereichen
ausgedehnt werden.
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 75 Auch die kaufmännische Weiterbildung muss mit finanzieller Unterstützung der
 76 Jobcenter verstärkt werden. Hierdurch können Frauen ihren Verdienst verbessern und
 77 mehr Rentenpunkte erwirtschaften.

 78

 79

 80

 81

 82

 83

 84

 85

 86

 87

Rentenanwartschaften schaffen, wenn keine oder nur schlecht bezahlte5. 
Erwerbstätigkeit aufgenommen werden kann, weil Randbedingungen vor Ort nicht
gegeben sind (zum Beispiel nicht ausreichende Angebote an Kita-Plätzen oder zu
teure Tagesmütter; nicht vorhandene Angebote von Betriebskindergärten oder
Plätze für ungewöhnliche Zeiten für Schichtarbeiter*innen).

Es muss in den einzelnen Bundesländern eine Bestandsaufnahme erfolgen, ob die6. 
Randbedingungen für Eltern mit noch nicht schulpflichtigen Kindern ein
auskömmlicher Arbeitsplatz wahrgenommen werden. Diese Forderung gilt in
ähnlicher Form auch für schulpflichtige Kinder, da auch die Hortplätze noch
nicht ausreichend vorhanden sind.
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Antrag E 045: Bereitstellung von kostenlose Menstruationsartikeln 
in allen öffentlichen Schulen, Bildungseinrichtungen und 
Universitäten
Antragsteller*in: Bundesfrauenkonferenz
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich bei den entsprechenden politischen Ebenen und Gremien für die
 2 Bereitstellung von kostenlosen Menstruationsartikeln in allen öffentlichen Schulen,
 3 Bildungseinrichtungen und Universitäten ein. Bei diesen Hygieneprodukten handelt es
 4 sich um notwendige Artikel für menstruierende Menschen, die wie Toilettenpapier
 5 kostenlos vorzuhalten sind. 

Begründung

Der Landesbezirksfrauenrat Hessen fordert die Bereitstellung vom Menstruationsprodukten in allen 
öffentlichen Schulen, Bildungseinrichtungen und Universitäten. Eine Frau bekommt ihre Menstruation 
zwischen dem 11. und 14. Lebensjahr. Die Menstruation stellt Mädchen und Frauen ca. rund 450 mal in 
ihrem Leben, auch vor Herausforderung – oftmals mitten in alltäglichen Lebenssituation, manchmal aber 
auch vor besonders aufregenden Momenten wie beispielsweise Klausuren, mündlichen Prüfungen oder 
auch Referaten. In diesen Situationen passiert es dann oftmals, dass Mädchen / Frauen keine benötigten 
Hygieneartikel dabeihaben. Des Weitern passiert es oft, dass der (Unterrichts- / Studien-) Tag an den 
Schulen / Universitäten bis in den späten Nachmittag geht, und Mädchen / Frauen keine Hygieneartikel 
zum Wechseln mitgenommen haben oder diese schon aufgebraucht sind. In diesen Situationen sind die 
Mädchen / Frauen in ihrem Alltag stark eingeschränkt und reagieren oftmals mit Scham. Die Kosten für die 
Hygieneartikel belaufen sich hierbei auf ca. 20.700,-- Euro (vor der Inflation). Sie werden dabei monatlich 
auf ca. 15,-- Euro (vor der Inflation) geschätzt, wobei Schmerzmittel und andere notwendige Ausgaben, die 
bei der Menstruation noch entstehen können nicht enthalten sind. Durch eine kostenlose Bereitstellung 
von Hygieneartikeln wird die so genannte Periodenarmut vermieden.
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Antrag E 046: Einführung einer Gleichstellungsbeauftragten für die 
Privatwirtschaft
Antragsteller*in: Bezirksfachbereichskonferenz C Mittelhessen
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand in geänderter Fassung durch Änderungsantrag E 
046 -Ä001

Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand in geänderter Fassung durch Änderungsantrag  E 
046 -Ä001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Einzelabstimmung

 1 ver.di setzt sich für die Einführung eines Gleichstellungsgesetzes für die
 2 Privatwirtschaft ein. Dieses Gesetz ist der rechtliche Rahmen, der auch die Rechte
 3 und Pflichten von Gleichstellungsbeauftragten umfasst. Bereits 2001 gab es einen
 4 Gesetzeszentwurf maßgeblich vom Deutschen Juristinnenbund initiiert für ein solches
 5 Bundesgesetz. Auf Drängen der damaligen Wirtschaftsvertreter auf Bundeskanzler
 6 Schröder wurde es nicht im Bundestag besprochen und ist weiterhin nicht umgesetzt.

Begründung

In der Folge der Privatisierung des Konzerns Uniklinik Gießen und Marburg (UKGMs) im Jahr 2006 entfiel 
trotz Protest die Stelle der Gleichstellungsbeauftragten für die nichtwissenschaftlichen Beschäftigten.

Die Gleichstellungsbeauftragte nach dem Bundesgleichstellungsgesetz hat allgemein die Aufgabe, die 
Beschäftigten vor Benachteiligungen aufgrund ihres Geschlechtes zu schützen und das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz durchzusetzen. Die Gleichstellungsbeauftragte wird in geheimer Wahl durch die 
weiblichen Beschäftigten gewählt. Sie wirkt bei allen Maßnahmen ihrer Betriebe mit, die die 
Gleichstellung von Frauen und Männern, die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit sowie den 
Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz betreffen. Sie ist an Personalmaßnahmen (zum Beispiel 
Einstellungen), organisatorischen und sozialen Angelegenheiten frühzeitig zu beteiligen. Darüber hinaus 
berät und unterstützt sie Frauen in ihrem beruflichen Fortkommen bzw. in Fällen von Benachteiligung. Sie 
wirkt bei der Erstellung des Gleichstellungsplanes mit. Sie gehört der Personalverwaltung an, ist aber in 
der Ausübung ihrer Tätigkeit weisungsfrei. Für die Privatwirtschaft gibt es derzeit keine analoge Regelung. 
Es bedarf zur Einführung in privatwirtschaftlichen Betrieben den Abschluss von Betriebsvereinbarungen, 
die das Ergebnis von Verhandlungen zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden darstellen. Jedoch 
darf die Einführung einer derart wichtigen Institution nicht von der durchsetzungsfähig einzelner 
Betriebsräte oder überhaupt ihrer Existenz abhängig sein. Vielmehr muss der Gesetzgeber hier tätig 
werden und verbindliche Regeln für privatwirtschaftliche Unternehmen schaffen.
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Antrag E 046 -Ä001: Änderungsantrag zu E 046
Änderungsantrag zu E 046

Antragsteller*in: Britta Brandau
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 046

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Einzelabstimmung

Zeile 1 - 3

 1 ver.di setzt sich für die Einführung eine*r Gleichstellungsbeauftragten eines Gleichstellungsgesetzes 
für die

 2 Privatwirtschaft ein. Dieses Gesetz ist der rechtliche Rahmen, derender auch die Rechte und Pflichten 
analog zum 

 3 Bundesgleichstellungsgesetz ausgestaltet sindvon Gleichstellungsbeauftragten umfasst. Bereits 2001 
gab es einen Gesetzeszentwurf maßgeblich vom Deutschen Juristinnenbund initiiert für ein solches 
Bundesgesetz. Auf Drängen der damaligen Wirtschaftsvertreter auf Bundeskanzler Schröder wurde es 
nicht im Bundestag besprochen und ist weiterhin nicht umgesetzt.

Begründung

Die Wirtschaft hat in der Vergangenheit niemals von sich aus etwas für die Gleichbehandlung der Frauen 
getan, nichts, wozu sie nicht die Marktlage oder ein Gesetz gezwungen hat. Natürlich gibt es einzelne 
Unternehmen, die eine bewusste Gleichstellungspolitik machen, auch im Bereich der Klein- und mittleren 
Unternehmen. Deren Zahl ist jedoch niedrig. 
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Antrag E 047: Einführung einer Gleichstellungsbeauftragten für die 
Privatwirtschaft
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Hessen
Status: Erledigt durch Praxis
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Praxis

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich auf allen Ebenen dafür ein, dass der Gesetzgeber tätig wird und
 2 eine Gleichstellungsbeauftragte mit gesetzlichen Freistellungsansprüchen, ähnlich den
 3 Interessensvertretungsgesetzen in privatwirtschaftlichen Unternehmen schafft. Das
 4 Instrument dafür ist ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft.

Begründung

In der Folge der Privatisierung des UKGMs (Universitätsklinikum Gießen Marburg) im Jahr 2006 entfiel trotz 
Protest die Stelle der Gleichstellungsbeauftragten für die nichtwissenschaftlichen Beschäftigten.

Die Gleichstellungsbeauftragte nach dem Bundesgleichstellungsgesetz hat allgemein die Aufgabe, die 
Beschäftigten vor Benachteiligungen aufgrund ihres Geschlechtes zu schützen und das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz durchzusetzen. Die Gleichstellungsbeauftragte wird in geheimer Wahl durch die 
weiblichen Beschäftigten gewählt. Sie wirkt bei allen Maßnahmen ihrer Betriebe mit, die die 
Gleichstellung von Frauen und Männern, die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit sowie den 
Schutz vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz betreffen. Sie ist an Personalmaßnahmen (zum Beispiel 
Einstellungen), organisatorischen und sozialen Angelegenheiten frühzeitig zu beteiligen. Darüber hinaus 
berät und unterstützt sie Frauen in ihrem beruflichen Fortkommen bzw. in Fällen von Benachteiligung. Sie 
wirkt bei der Erstellung des Gleichstellungsplans mit. Sie gehört der Personalverwaltung an, ist aber in der 
Ausübung ihrer Tätigkeit weisungsfrei. Für die Privatwirtschaft gibt es derzeit keine analoge Regelung. Es 
bedarf zur Einführung in privatwirtschaftlichen Betrieben den Abschluss von Betriebsvereinbarungen, die 
das Ergebnis von Verhandlungen zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden darstellen. Jedoch darf 
die Einführung einer derart wichtigen Institution nicht von der Durchsetzungsfähig einzelner Betriebsräte 
oder überhaupt ihrer Existenz abhängig sein. Vielmehr muss der Gesetzgeber hier tätig werden und 
verbindliche Regeln für privatwirtschaftliche Unternehmen schaffen.
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Antrag E 048: Interessen von Frauen stärken
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Einzelabstimmung

GO-Antrag über Schließung der 
Redeliste

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(61.047 %)
(38.953 %)

478
305
44

827

 1 ver.di setzt sich weiterhin dafür ein, dass die Interessen von Frauen in Betrieben
 2 und Verwaltung, in Politik und Gesellschaft, in der Öffentlichkeit und der eigenen
 3 Organisation wahrgenommen und berücksichtigt werden.

Begründung

Um dem demografischen Wandel in den Gremien von ver.di etwas entgegen zu setzen und jüngere 
Kolleg*innen zu gewinnen, die die Arbeit auch in Zukunft erfolgreich fortführen können, brauchen wir 
Formate, Strukturen und Angebote, die es möglichst niedrigschwellig ermöglichen, Frauen in all ihren 
Lebensabschnitten einzubinden, um dadurch Kontinuität zu schaffen.
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Antrag E 049: Entgelttransparenzgesetz verbessern
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Praxis
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Praxis

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di wird sich für eine Novellierung des Entgelttransparenzgesetzes einsetzen und
 2 die unten aufgeführten Forderungen umgehend angehen und aktiv auch mit dem DGB
 3 voranbringen.

 4 Konkret fordern wir:

 5 Einen individuellen Auskunftsanspruch für Beschäftigte, unabhängig von der Größe des
 6 Betriebes oder der Dienststelle

 7

 8

 9
 10

 11

 12

 13

Pflicht zur Durchführung zertifizierter Prüfverfahren und Berichte;1. 

Vergleichsgruppe von sechs auf zwei Personen reduzieren;2. 

wenn eine Ungleichbehandlung im Entgelt der Vergleichsgruppe festgestellt wurde,3. 
muss das Entgelt rückwirkend ab der Antragsstellung auf das Niveau der
Vergleichsgruppe angehoben werden;

Sanktionen bei Nichterfüllung;4. 

Verbandsklagerecht.5. 

Begründung

Das Entgelttransparenzgesetz ist immer noch ein zahnloser Tiger. Das Gesetz ist nur dann sinnvoll, wenn 
die festgestellte Ungleichheit auch beseitigt wird. Die Auskunftspflicht gilt erst ab einer Zahl von 200 bzw. 
500 Beschäftigten und ist somit wenig wirksam. Viele Frauen arbeiten in kleineren Betrieben und fallen 
somit aus der Möglichkeit raus, sich eine Auskunft einzuholen. Zudem bleiben Verstöße laut Gesetz 
sanktionslos. Auch die Möglichkeit eines Verbandsklagerecht gibt es bisher nicht. Das muss sich ändern. 
Das Entgelttransparenzgesetz entfaltet so sein eigentliches Ziel nicht, Entgeltgleichheit zwischen Frauen 
und Männern voranzubringen.
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Antrag E 050: Unterstützung frauen*rechtlicher und 
antisexistischer Bewegungen
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz A
Status: Erledigt durch Praxis
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Praxis

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di unterstützt und engagiert sich für frauen*rechtliche und antisexistische
 2 Bewegungen und Gruppierungen.

Begründung

Am 10. Januar 2023 hat der Iran bekannt gegeben, seinen Umgang mit Verstößen gegen die Kopftuchpflicht 
zu verschärfen. Künftig droht Frauen, die kein Kopftuch tragen, das Exil oder ein Berufsverbot. Diese 
Entwicklungen stehen im Zusammenhang mit den sich in den letzten Wochen und Monaten 
verschärfenden Protesten im Iran. Hier wird deutlich, wie brisant sich die Lage im Iran zuspitzt und wie 
aktuell das Thema Gleichberechtigung weltweit auch heute noch ist. Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland gab es für das Jahr 2022 alarmierende Zahlen der aktuellen Leipziger Autoritarismusstudie, 
nach der jede*r vierte Befragte der Meinung ist, dass Frauen sich wieder mehr auf die Rolle als Hausfrau 
und Mutter beschränken sollten. Weiterhin zeigt die Studie, dass sexistische Ansichten in der Bevölkerung 
im Jahr 2022 im Vergleich zu 2020 zugenommen haben. Gegen solche Strömungen und um solidarisch mit 
Frauenrechtsbewegungen weltweit Flagge zu zeigen, sollte sich ver.di durch sozialpolitisches Engagement 
und die Unterstützung und Zusammenarbeit von und mit frauenrechtlichen Gruppierungen und 
Bewegungen aktiv einbringen. Ziel sollte sein, die Rechte und sozialpolitischen Lebensbedingungen von 
Frauen zu stärken und gemeinsam gegen Sexismus, sexistische Diskriminierung und sexualisierte Gewalt 
zu kämpfen.
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Antrag E 051: Höherer Frauenanteil in TOP-Führungsfunktionen
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz A
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Frauen- und Gleichstellungspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.3 Frauen- und Gleichstellungspolitik - 
Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass in den Leitungsorganen börsennotierter Unternehmen
 2 nicht nur die Forderungen aus dem Zweiten Führungspositionen-Gesetz (FüPoG II),
 3 sondern die höheren Vorgaben aus der neuen Führungspositionen-Richtlinie der
 4 Europäischen Union umgesetzt werden, nämlich, dass mindestens 40 Prozent der
 5 Aufsichtsratsposten oder 33 Prozent der Aufsichtsrats- und Vorstandsposten an das
 6 jeweils unterrepräsentierte Geschlecht gehen.

Begründung

Die „flexible Quote“ aus dem Ersten Führungspositionen-Gesetz (FüPoG) hat zu keinen wesentlichen 
Erfolgen für die Besetzung von Frauen in TOP-Führungsfunktionen geführt. Das Zweite 
Führungspositionen-Gesetz (FüPoG II) beschränkt sich auch nur auf einige wenige Unternehmen und 
beinhaltet eine feste Geschlechterquote von nur 30 Prozent.

Damit liegt die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben unter den Mindestvorgaben der Richtlinie der 
Europäischen Union, die eine Gleichstellung der Geschlechter nachdrücklich vorantreiben soll.

Die konsequente Umsetzung der Richtlinie der Europäischen Union in der Bundesrepublik Deutschland 
würde einen wichtigen Beitrag zum Abbau der nicht gerechtfertigten Unterrepräsentation der Frauen in 
Führungspositionen leisten.
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Antrag E 052: Klare Kante gegen Wissenschaftsfeinde und 
Verschwörungserzählungen
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 Für uns als Gewerkschafter*innen sind Werte wie Solidarität und das Einstehen für die
 2 Gleichheit aller Menschen, unabhängig von Alter, Geschlecht, sexueller Orientierung,
 3 Herkunft oder Religion, für die Interessen der Arbeitnehmer*innen, für die Demokratie
 4 und den Zusammenhalt mit unseren Bündnispartner*innen essenzielle Grundwerte.

 5 ver.di positioniert sich klar gegen Organisationen und Personengruppen, die
 6 wissenschaftsfeindliche und / oder verschwörungsideologische Erzählungen, womit auch
 7 antisemitische und rassistische Inhalte verbunden sind, verbreiten.

 8 In der Praxis soll diese Positionierung zum einen durch die Teilnahme an
 9 Gegendemonstrationen, zum Beispiel gegen Demonstrationen und so genannten
 10 „Spaziergänge“ von Querdenkern und zum anderen durch das Verbreiten von
 11 selbstverfassten oder von Bündnispartner*innen übernommenen verschriftlichten
 12 Stellungnahmen in die Öffentlichkeit getragen werden.
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Antrag E 053: Unvereinbarkeit mit Querdenken!
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt die Querdenken-Bewegung ab und fordert deren konsequente Bekämpfung,
 2 egal ob auf der Straße oder im Betrieb.

 3 Die Querdenken-Bewegung ist keine gesellschaftspolitische Partnerin der
 4 Gewerkschaften. Diese Querfront aus Wissenschaftsleugnung, offen antisemitischen
 5 Verschwörungsmythen und regional bekannten Rechten widerspricht all unseren
 6 gewerkschaftlichen Werten.

 7 Kritik im Sinne aller Erwerbstätigen sowie aller Erwerbslosen an den neoliberalen
 8 Pandemiemaßnahmen ist auf jeden Fall notwendig. Das ist aber nur außerhalb der
 9 Querdenken-Bewegung möglich.

Begründung

Nicht erst seit dem tätlichen Angriff auf unseren Kollegen Wolfgang Weber im Dezember 2021 in Ettlingen 
wissen wir, dass es keine Zusammenarbeit mit der Querdenken-Bewegung geben darf. Ihr Fundament aus 
Wissenschaftsleugnung, antisemitischen Verschwörungsfantasien und der Offenheit für rechte Strukturen 
lässt keine Anknüpfungspunkte zu. Besonders im digitalen Raum lässt diese Gruppierung alle Hemmungen 
und Abgrenzungen fallen. Sie wird offen von den regionalen rechten Akteuren dominiert und gesteuert. 
Dieselben rechten Akteure, welche 2015 regionale PEGIDA-Ableger gegründet hatten und mit Faschisten 
durch die Städte gezogen sind, geben jetzt die Meinung in den Chatgruppen der Querdenker vor.

In der Corona-Pandemie wurden Großunternehmen mit Milliarden gerettet, wohin gegen für die 
Beschäftigten in der Pflege oft nur ein beherztes Klatschen übrig war. Die Kosten der Pandemie sollen auf 
die lohnabhängig Beschäftigten abgewälzt werden. Daran lässt sich berechtigt und solidarisch Kritik üben, 
ohne direkt in rechten Verschwörungswahn zu verfallen. Es gibt sie, die gewerkschaftsnahen Bündnisse, 
wie zum Beispiel „Krankenhaus statt Fabrik“. Die dort organisierten Kolleg*innen fordern: „Krankenhäuser 
sollen Einrichtungen der gesellschaftlichen Daseinsvorsorge sein, keine Wirtschaftsunternehmen“. Gerade 
in Zeiten wirtschaftlicher Krisen sind wir Gewerkschaften gefragt. Wir müssen aktiv dagegen kämpfen, 
dass die Krise auf unserem Rücken abgewälzt wird. Das geht nur solidarisch und nur gegen die 
Querdenken-Bewegung.
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Antrag E 054: Abgrenzung Verschwörungsmythen und Rechte
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 Die ver.di-Jugend fordert in der Zusammenarbeit mit Akteur*innen und Bündnissen,
 2 sowie im Rahmen von Demonstrationen und Aktionen eine klare Abgrenzung zu
 3 Verschwörungsmythen und rechten Unterwanderungen ein und setzt dies durch bzw.
 4 beendet die gemeinsame Arbeit, wenn dies aufgrund der genannten Gründe notwendig
 5 wird. Um eine Aufdeckung und Abgrenzung von derartiger Denkweisen und Verbindungen
 6 gewährleisten zu können, soll sich die ver.di-Jugend fortlaufend informieren,
 7 vernetzen und fortbilden. Zudem sollen die Mitglieder der ver.di-Jugend sowie
 8 Menschen in Ordner*innen-Funktion aus dem Kreise der ver.di-Jugend darauf
 9 sensibilisiert und geschult werden, Plakate, Flyer und Äußerungen mit derartigen
 10 Bezügen zu erkennen und mit hauptamtlicher Unterstützung dagegen vorzugehen.

Begründung

Nicht zuletzt durch die Corona-Pandemie verbreiten sich Verschwörungsmythen und rechte Propaganda 
immer mehr in der Gesellschaft. Als Gewerkschaft die einen großen Querschnitt der Gesellschaft abbildet 
und mit verschiedensten Akteur*innen und Bündnissen zusammenarbeitet, müssen wir diese Problematik 
in unserer Arbeit stärker beleuchten. Dazu gehört es dieser Tage auch, etablierte Zusammenarbeiten neu 
zu hinterfragen bzw. auf mögliche Verschwörungsideologische oder Rechte Bezüge zu prüfen und wenn 
nötig zu beenden. Um dies in allen ver.di-Strukturen gewährleisten zu können, müssen entsprechende 
Informationen an Hauptamtliche und Gremien weitergeleitet werden. Dass, öffentliche Aktionen und 
Zusammenarbeiten für rechte Stimmungsmache und Verbreitung von Verschwörungsmythen missbraucht 
werden, muss auch von Seiten der DGB-Gewerkschaft verurteilt und verhindert werden.

Grenzfälle wie beispielsweise problematischen Personen in Musikbands bei von uns unterstützten 
Veranstaltungen müssen diskutiert werden und ein Umgang mit der Situation im Rahmen der Werte der 
ver.di Jugend gefunden werden.
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Antrag E 055: Arbeitsmaterial Zentrum Gesundheit und Soziales
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich aktiv gegen Rechts ein, dies auch in der betrieblichen Landschaft.
 2 Bezüglich der neuen Pseudogewerkschaft "Zentrum Gesundheit und Soziales" erstellt
 3 ver.di umfassendes Arbeitsmaterial für die Aufklärungsarbeit im betrieblichen
 4 Setting. Für die Aufklärung wird auf allen Ebenen Workshops angeboten. 

 5 ver.di setzt sich dafür ein, dass die "Initiative betriebliche Demokratiekompetenz"
 6 und dazugehörige Stellen im DGB-Bildungswerk weitergeführt, ausgebaut und auf das
 7 Bundesgebiet ausgedehnt werden.

 8 ver.di kooperiert bei  der Erstellung von Materialien mit den zuständigen Stellen.

Begründung

Seit Jahrzehnten versucht die organisierte Rechte die bürgerlichen Strukturen zu unterwandern und für 
sich zu missbrauchen. Die Corona-Pandemie bot solchen Akteuer*innen den perfekten Schauplatz. So kam 
es auch, dass sich als Tochter der bekannten rechten Pseudogewerkschaft Zentrum Automobil das 
Pendant Zentrum Gesundheit- und Soziales herausentwickelte. Diese versuchen mit Kümmerertaktik vor 
allem die Kolleg*innen für sich zu begeistern, die sich gegen die einrichtungsbezogene Impflicht stellen, 
die bei "Spaziergängen" anzutreffen, und mit den momentanen Arbeitsbedingungen unzufrieden sind.

Dass hinter der netten, umsorgenden Fassade ein in allen rechten Netzwerken verankertes, ideologisch 
getriebenes Konstrukt steht, wissen nur die Wenigsten, die einen Mitgliedsantrag bei Zentrum Gesundheit 
und Soziales unterzeichnet haben.

Die Gefahr, dass Kolleg*innen in Richtung dieser Pseudogewerkschaft gehen, ist nicht zu unterschätzen. 
Zentrum Gesundheit und Soziales hat verschiedene Leuchtturmregionen, vor allem in Baden-Württemberg 
und in Sachsen.

Die Informationen über Entwicklungen dieser Art beziehen wir momentan von Stellen die von DGB und IG-
Metall finanziert werden. Es ist aller höchste Zeit, dass wir solche wertvolle Arbeit auch in unserem 
Landesbezirk unterstützen, deswegen soll eine Vollzeitstelle im Landesbezirk Baden-Württemberg 
geschaffen werden, die die betriebliche Landschaft nach potenziellen Risikobetrieben analysiert und 
Konzepte erstellt, wie durch gute KBTA solche Entwicklungen gestoppt werden können. Hierzu ist auch ein 
einschlägiges Arbeitsmaterial von Nöten. Arbeitsmaterialien sollen bundesweit zur Verfügung stehen, um 
die Kolleg*innen in der betrieblichen Realität bei der Aufklärung zu unterstützen. Auch konzipierte 
Bildungsangebote sind notwendig, um dem Ansturm von Rechts auf unsere Betriebe Einhalt zu gebieten.
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Antrag E 056: Arbeitsmaterial Zentrum Gesundheit und Soziales
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz C
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 057

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich aktiv gegen Rechts ein, dies auch in der betrieblichen Landschaft.
 2 Bezüglich der neuen Pseudogewerkschaft "Zentrum“, vor allem der Tochterorganisation
 3 „Zentrum Gesundheit und Soziales", erstellt ver.di umfassendes Arbeitsmaterial für
 4 die Aufklärungsarbeit im betrieblichen Setting. Für die Aufklärung werden auf allen
 5 Ebenen Workshops angeboten.

 6 ver.di überprüft Möglichkeiten zur Risikoidentifikation von Betrieben und sowohl
 7 internen als auch externen Strukturen. Dies dient zur frühzeitigen Identifikation von
 8 Betrieben unterschiedlicher Branchen, in denen eine betriebliche Manifestation zu
 9 befürchten ist, um dieser mit guter betrieblicher Gewerkschaftsarbeit entgegen zu
 10 wirken. Aus ihrer antifaschistischen und solidarischen Grundhaltung leitet ver.di die
 11 Notwendigkeit von Maßnahmen zur Eindämmung faschistischen Gedankenguts der
 12 Pseudogewerkschaft Zentrum ab.

Begründung

Seit Jahrzehnten versucht die organisierte Rechte die bürgerlichen Strukturen zu unterwandern und für 
sich zu missbrauchen. Die Corona-Pandemie bot solchen Akteuer*innen den perfekten Schauplatz. So kam 
es auch, dass sich als Tochter der bekannten rechten Pseudogewerkschaft Zentrum Automobil das 
Pendant Zentrum Gesundheit- und Soziales herausentwickelte. Diese versuchen mit Kümmerertaktik vor 
allem die Kolleg*innen für sich zu begeistern, die sich gegen die einrichtungsbezogene Impflicht stellen, 
die bei "Spaziergängen" anzutreffen, und mit den momentanen Arbeitsbedingungen unzufrieden sind.

Dass hinter der netten, umsorgenden Fassade ein in allen rechten Netzwerken verankertes, ideologisch 
getriebenes Konstrukt steht, wissen nur die Wenigsten, die einen Mitgliedsantrag bei Zentrum Gesundheit 
und Soziales unterzeichnet haben.

Die Gefahr, dass Kolleg*innen in Richtung dieser Pseudogewerkschaft gehen ist nicht zu unterschätzen. 
Zentrum Gesundheit und Soziales hat verschiedene Leuchtturmregionen, vor allem in Baden-Württemberg 
und in Sachsen.

Die Informationen über Entwicklungen dieser Art beziehen wir momentan von Stellen die von DGB und IG-
Metall finanziert werden. Es ist allerhöchste Zeit, dass wir solche wertvolle Arbeit auch in unserem 
Landesbezirk unterstützen, deswegen soll eine Vollzeitstelle im Landesbezirk Baden-Württemberg 
geschaffen werden, die die betriebliche Landschaft nach potenziellen Risikobetrieben analysiert und 
Konzepte erstellt, wie durch gute KBTA solche Entwicklungen gestoppt werden können. Hierzu ist auch ein 
einschlägiges Arbeitsmaterial von Nöten. Arbeitsmaterialien sollen bundesweit zur Verfügung stehen, um 
die Kolleg*innen in der betrieblichen Realität bei der Aufklärung zu unterstützen. Auch konzipierte 
Bildungsangebote sind notwendig, um dem Ansturm von Rechts auf unsere Betriebe Einhalt zu gebieten.
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Antrag E 057: Arbeitsmaterial Zentrum Gesundheit und Soziales
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Antrag E 056
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 056

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich aktiv gegen Rechts ein, dies auch in der betrieblichen Landschaft.
 2 Bezüglich der neuen Pseudogewerkschaft "Zentrum Gesundheit und Soziales" erstellt
 3 ver.di umfassendes Arbeitsmaterial für die Aufklärungsarbeit im betrieblichen
 4 Setting. Für die Aufklärung wird auf allen Ebenen Workshops angeboten.

 5 ver.di setzt sich dafür ein, dass die "Initiative betriebliche Demokratiekompetenz"
 6 und dazugehörige Stellen im DGB-Bildungswerk weitergeführt, ausgebaut und auf das
 7 Bundesgebiet ausgedehnt werden. Es sollen dauerhafte Stellen geschaffen werden, die
 8 sich explizit mit der Arbeit gegen Rechts beschäftigten.

 9 ver.di kooperiert bei der Erstellung von Materialien mit den zuständigen Stellen.

Begründung

Seit Jahrzehnten versucht die organisierte Rechte die bürgerlichen Strukturen zu unterwandern und für 
sich zu missbrauchen. Die Corona-Pandemie bot solchen Akteur*innen den perfekten Schauplatz. So kam 
es auch, dass sich als Tochter der bekannten rechten Pseudogewerkschaft Zentrum Automobil das 
Pendant Zentrum Gesundheit und Soziales herausentwickelte. Diese versuchen mit Kümmerertaktik vor 
allem die Kolleg*innen für sich zu begeistern, die sich gegen die einrichtungsbezogene Impflicht stellen, 
die bei "Spaziergängen" anzutreffen, und mit den momentanen Arbeitsbedingungen unzufrieden sind.

Dass hinter der netten, umsorgenden Fassade ein in allen rechten Netzwerken verankertes, ideologisch 
getriebenes Konstrukt steht, wissen nur die Wenigsten, die einen Mitgliedsantrag bei Zentrum Gesundheit 
und Soziales unterzeichnet haben.

Die Gefahr, dass Kolleg*innen in Richtung dieser Pseudogewerkschaft gehen ist nicht zu unterschätzen. 
Zentrum Gesundheit und Soziales hat verschiedene Leuchtturmregionen, vor allem in Baden-Württemberg 
und in Sachsen.

Die Informationen über Entwicklungen dieser Art beziehen wir momentan von Stellen die von DGB und IG 
Metall finanziert werden. Es ist aller höchste Zeit, dass wir solche wertvolle Arbeit auch in unserem 
Landesbezirk unterstützen, deswegen soll eine Vollzeitstelle im Landesbezirk Baden-Württemberg 
geschaffen werden, die die betriebliche Landschaft nach potenziellen Risikobetrieben analysiert und 
Konzepte erstellt, wie durch gute KBTA solche Entwicklungen gestoppt werden können. Hierzu ist auch ein 
einschlägiges Arbeitsmaterial von Nöten. Arbeitsmaterialien sollen bundesweit zur Verfügung stehen, um 
die Kolleg*innen in der betrieblichen Realität bei der Aufklärung zu unterstützen. Auch konzipierte 
Bildungsangebote sind notwendig, um dem Ansturm von Rechts auf unsere Betriebe Einhalt zu gebieten.
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Antrag E 058: Le Chaim – auf das Leben. Solidarität mit Jüd*innen 
auf der ganzen Welt
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 059

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - 
Einzelabstimmung

 1 ver.di positioniert sich klar gegen jede Art von Antisemitismus. Im Rahmen von
 2 gewerkschaftlicher Bildungsarbeit sowie Öffentlichkeitsarbeit wird jüdisches Leben in
 3 der Gesellschaft sichtbar gemacht.

 4 Darüber hinaus erfolgt Aufklärungsarbeit gegen antisemitische Verschwörungstheorien.

 5 Dazu sollen auf allen Ebenen entsprechende Bildungs- und Veranstaltungskonzepte
 6 erarbeitet werden.

Begründung

Anschläge auf Jüd*innen bzw. jüdische Einrichtungen haben sich in den vergangenen Jahren gehäuft. Im 
Zuge der Corona-Krise sind allerlei Verschwörungstheorien wieder aufgerollt worden, nicht zu knapp auch 
antisemitische Verschwörungstheorien. In Telegram-Kanälen - unter anderem von Attila Hildmann - 
werden diese Verschwörungstheorien verbreitet und gepusht. Um hier entgegenzuwirken, muss mit 
gewerkschaftlicher Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit jüdisches Leben sichtbar gemacht und 
Verschwörungstheorien klar widerlegt und als Stammtischparolen entlarvt werden. Antisemitismus zu 
bekämpfen ist eine der zentralen politischen Aufträge für ver.di.
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Antrag E 059: Le Chaim – auf das Leben. Solidarität mit Jüd*innen 
auf der ganzen Welt
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 058
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 058

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di positioniert sich klar gegen jede Art von Antisemitismus. Im Rahmen von
 2 gewerkschaftlicher Bildungsarbeit sowie Öffentlichkeitsarbeit wird jüdisches Leben in
 3 der Gesellschaft sichtbar gemacht. Darüber hinaus erfolgt Aufklärungsarbeit gegen
 4 antisemitische Verschwörungstheorien.

Begründung

Anschläge auf Jüd*innen bzw. jüdische Einrichtungen haben sich in den vergangenen Jahren gehäuft. Im 
Zuge der Corona-Krise sind allerlei Verschwörungstheorien wieder aufgerollt worden, nicht zu knapp auch 
antisemitische Verschwörungstheorien. In Telegram-Kanälen - unter anderem von Attila Hildmann - 
werden diese Verschwörungstheorien verbreitet und gepusht. Um hier entgegenzuwirken, muss mit 
gewerkschaftlicher Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit jüdisches Leben sichtbar gemacht und 
Verschwörungstheorien klar widerlegt und als Stammtischparolen entlarvt werden. Antisemitismus zu 
bekämpfen ist eine der zentralen politischen Aufträge für ver.di.
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Antrag E 060: Grenzenlos solidarisch - verdi4all 
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz C
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 061, E 062

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - 
Einzelabstimmung

 1 ver.di hinterfragt den eigenen Umgang mit öffentlicher Kritik in Bezug auf Rassismus
 2 - diese wird nicht pauschal abgewehrt, sondern ver.di nimmt Kritik und Vorwürfe ernst
 3 und bezieht vor Stellungnahmen die betroffenen und kompetenten Kolleg*innen mit ein.
 4 So wird sichergestellt, dass aus Rassismuskritik eine tatsächliche Auseinandersetzung
 5 mit der Kritik folgt, anstatt, wie in der Vergangenheit teilweise geschehen, pauschal
 6 auszuschließen, dass es Rassismus auch im Organisationsbereich von ver.di gibt.

 7 Es wird ein Arbeitsplan erstellt, mit dem ver.di dazu beiträgt durch regelmäßige und
 8 kontinuierliche Maßnahmen strukturellen Rassismus im eigenen Organisationsbereich zu
 9 überwinden und zu bekämpfen.

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

Daran beteiligt werden Kolleg*innen, die in der Migrationsberatung kirchlicher,
öffentlicher und privater Träger beschäftigt sind.

Das Erfahrungswissen dieser Kolleg*innen wird aufgegriffen und es findet eine
Auseinandersetzung mit wissenschaftlicher und politischer Forschung zu
strukturellem Rassismus statt.

Es wird auch nach innen analysiert, wo wir als Organisation Potenzial für eine
noch stärkere Öffnung für das Aktivwerden von Migrant*innen haben.

Es werden Positionen für gesicherte und gute, nicht projektfinanzierte
Arbeitsverhältnisse im Bereich der Migrationsberatung kirchlicher, öffentlicher
und privater Träger erarbeitet. Gerade vor dem Hintergrund verstärkter
Zuwanderung und Fachkräftestrategie der Bundesregierung ist es wichtig, dass
sich ver.di in diesem Bereich als Fachorganisation profiliert und Lobby der
Beschäftigten in der oftmals von prekären Arbeitsverhältnissen dominierten
Migrationsberatung ist.

Vorschläge für systematische und aktivere Kooperation der ver.di mit
Migrant*innenselbstorganisationen werden erarbeitet.

Zur Bearbeitung der Themen von Migration, Interkultur und Rassismus werden der
Bundesmigrationsausschuss und Bundeserwerbslosenausschuss mit einbezogen.

 28 ver.di wirkt auf dieser Basis zukünftig stärker und gezielter auf eine Veränderung
 29 der Politik hin, um die Interessen von Mitgliedern gezielter zu vertreten, die
 30 Entrechtung in Bezug auf Arbeit und Sozialleistungen oft in Überschneidung mit
 31 migrationsbezogenen Hürden oder Rassismus erleben.

 32 Beispielsweise beinhaltet diese Veränderung:
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 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

Wirken in Politik und Gesellschaft: 

ver.di als große Gewerkschaft im Bereich der öffentlichen Verwaltung und der
Arbeitsverwaltung setzt sich dafür ein, dass deren Dienstleistungen für alle
potenziellen „Kund*innen“ auch im Falle noch geringer deutscher
Sprachkompetenzen diskriminierungsfrei zugänglich sind. 

Innerorganisatorisch:

ver.di vernetzt innerhalb der Organisation Migrant*innen und
Migrationsberater*innen als einen Kompetenzpool für Fragen der
Migrationsgesellschaft und stellt ausreichende personelle und finanzielle
Ressourcen für diese Vernetzung zur Verfügung.

ver.di baut mithilfe der Arbeit der fachbereichsübergreifenden
Arbeitsgruppe und weitere Maßnahmen (zum Beispiel Fortbildungen) Expertise
für das Zusammenwirken von Arbeits-, Arbeitserlaubnis-, Sozial- und
Migrationsrecht auf.

Innerorganisatorisch und gesellschaftlich:

ver.di sucht und baut Bündnisse und aktive Kooperation mit
Migrant*innenselbstorganisationen (MSO) stärker und systematischer aus.

Begründung

„Für Rassismus gibt es keinen Platz. Nicht in unserer Gesellschaft und auch sonst nirgendwo. Dafür stehen 
wir als ver.di und dafür stehen auch unsere Kolleginnen und Kollegen in den 
Jobcentern” (Presseerklärung, ver.di Bund vom 22. März 2021).

Nachdem der Paritätische Gesamtverband am 16. März 2021 in einer Pressemitteilung vor institutionellem 
Rassismus in Jobcentern warnte, reagierte ver.di mit einer PM (vom 22. März 2021) „Kein Platz für 
Rassismus – Beschäftigte der Jobcenter wehren sich gegen Vorwürfe des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes“. Anstatt die Ergebnisse der Studie und die vielfältigen solidarischen 
Handlungsmöglichkeiten unserer Gewerkschaft, die auch die hohe Belastung der Sachbearbeiter*innen 
anerkennen, zu diskutieren, wurde die Studie pauschal zurückgewiesen mit dem Hinweis auf die 
antirassistische Haltung der Gewerkschaft und Jobcenter-Mitarbeiter*innen. Diese Reaktion verursachte 
Unmut bei Mitgliedern aus beiden Quell-Fachbereichen 3 und 5, die im Kontext Migration tätig sind, und 
die im Rahmen ihrer Arbeit beobachten, wie Menschen alltäglich strukturell aufgrund ihrer Herkunft von 
Leistungen ausgeschlossen werden und damit die Studie aus erster Hand bestätigen können. 

Das Verwaltungsverfahren für Anträge auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts führt häufig zur 
vollkommenen Überforderung von Antragsteller*innen. Diese Abläufe sind schon für Menschen mit 
System- und Sprachkenntnis schwierig. Für viele Menschen, die neu in diesem Land leben, überschneidet 
sich diese Komplikation weiterhin mit besonderen weiteren, unangemessenen und unnötigen 
Anforderungen oder Prüfungen, denen sie unterzogen werden (beispielsweise eine polizeiliche 
Abmeldung aus ihrem Herkunftsland nachzuweisen, obwohl sie bereits eine Anmeldung in Deutschland 
nachgewiesen haben). Dies ist eine strukturelle Benachteiligung und viele Menschen erleben sie als 
strukturelle Gewalt, da ihnen jeder Zugang zur Existenzsicherung genommen wird.

Die Bundesrepublik Deutschland wird zunehmend attraktiver für die Einwanderung von Fachkräften, sei es 
im Rahmen der Zuwanderung von Menschen, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben, oder als Ziel vieler 
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Menschen auf der Flucht. Diese vielfältigen, zum Teil auch nur temporären Migrationsprozesse ändern 
diese Gesellschaft und die Arbeitsmärkte. Nicht ausreichende Sprach- wie auch Systemkenntnisse können 
Migrant*innen anfälliger machen für vielfältige Formen der Benachteiligung bis hin zur Ausbeutung. Dies 
ist schon aus sich heraus skandalös und zu bekämpfen, droht aber darüber hinaus auch Auswirkungen auf 
die gesamte Arbeitswelt zu haben, zum Beispiel durch die Abwertung von Arbeitsstandards. Im Kontext 
der innereuropäischen Freizügigkeit, durch neue Formen der Duldung, durch im 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz geschaffene neue Aufenthaltstitel sowie im Kontext der 
Fluchtzuwanderung wurden / werden migrationspolitische Sachverhalte geschaffen, die Prekarität 
fördern, Menschen in große Abhängigkeit von Arbeitgeber*innen bringen, da der

Verlust der Arbeit mit dem Verlust von sozialen und Aufenthaltsrechten verbunden ist / sein kann. Die 
strukturelle Verzahnung von Aufenthalts- und Sozialrecht sorgt dafür, dass nicht-deutsche 
Staatsangehörige immer häufiger von den Leistungen des deutschen Sozialstaates ausgeschlossen sind. 
Mehr noch: Durch Mitteilungs- und Informationspflichten unter den Behörden ist ein effektives System 
geschaffen worden, durch das vielen Betroffenen unmittelbar ihr Aufenthaltsstatus entzogen zu werden 
droht, sobald sie ihren Arbeitsplatz verlieren oder einen Antrag auf Sozialleistungen stellen. Im Kontext 
der Arbeitskämpfe beim Lieferdienst Gorillas und der Betriebsratsgründung bei Hello Fresh hat ver.di 
bereits mehrfach auf die einschüchternde Wirkung dieses Zusammenhangs hingewiesen.

Auf diese Weise wird eine neue migrantische Unterklasse geschaffen, die in hohem Maße von Ausbeutung 
bedroht ist und der ein menschenwürdiges Existenzminimum systematisch verweigert wird. Es ist dies die 
soziale Rechtlosstellung einer ganzen Bevölkerungsgruppe, die zu Verelendung und Schutzlosigkeit führt 
(Claudius Voigt). 

Mögliches individuelles diskriminierendes oder rassistisches Fehlverhalten seitens einzelner in der 
Verwaltung Beschäftigter ist nicht akzeptabel. Dass diese individuellen Formen des Rassismus (z.B. 
verbale Diskriminierung) abzulehnen und zu ahnden sind, da sind sich Gewerkschaft, 
Beschäftigtenvertretungen, Betroffene und Aktivist*innen einig. 

Die strukturelle Diskriminierung, wie sie hier beschrieben wurde, besteht jedoch unabhängig davon bzw. 
zusätzlich zu individuellen Vorfällen.

Diese strukturelle Dimension muss nicht zuletzt von gewerkschaftlicher Aufmerksamkeit viel besser 
erfasst und in gewerkschaftliches Handeln integriert werden. 

Wo Menschen über Entsendung, Werkverträge, illegale Rund-um-die-Uhr-Beschäftigungsverhältnisse, 
aufenthaltsrechtliche Abhängigkeit sowie vielfältigen Formen nicht dokumentierter Arbeit benachteiligt 
und um ihre Rechte gebracht werden, können wir als Gewerkschaft nicht wegsehen, wenn sie dann auch 
noch von Sozialleistungen ausgeschlossen werden. Diese sollten gerade zum Schutz vor solchen 
Ungerechtigkeiten dienen. Wird diese Ungerechtigkeit im Arbeitsleben wie im Sozialstaat nicht 
zurückgedrängt, gefährdet sie die Rechte aller Beschäftigten.

Es ist wichtig, dass ver.di Rassismus in allen seinen Ausprägungen, von individuell bis strukturell, 
anerkennt und sich innerhalb der Gewerkschaft und in den Betrieben dagegen einsetzt.

Alltags- und institutionellen Rassismus in der Arbeitswelt erleben nicht nur neue eingewanderte 
Kolleg*innen in prekären Beschäftigungsverhältnissen, sondern auch nicht-weiße Deutsche.

„Institutioneller Rassismus wird definiert als Rassismus, der in den Strukturen öffentlicher und privater 
Institutionen verankert ist. Diese Strukturen haben sich aufgrund historischer und gesellschaftlicher 
Macht- und Gewaltverhältnisse entwickelt und in dem ökonomischen sowie kulturellen und politischen 
Aufbau einer Gesellschaft und deren Institutionen manifestiert (institutionalisiert). Unsichtbar in ihrer 
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Wesensart beeinflussen diese Strukturen bewusst und unbewusst das Verhalten, die Sicht- und Denkweise 
der Individuen in Institutionen. Umgekehrt determinieren auch Individuen das Verhalten der 
Institutionen, in denen sie arbeiten.“ (Odoi 2004)
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Antrag E 061: Grenzenlos solidarisch - verdi4all 
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Berlin-Brandenburg
Status: Erledigt durch Antrag E 060
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 060

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di hinterfragt den eigenen Umgang mit öffentlicher Kritik in Bezug auf Rassismus
 2 - diese wird nicht pauschal abgewehrt, sondern ver.di nimmt Kritik und Vorwürfe ernst
 3 und bezieht vor Stellungnahmen die betroffenen und kompetenten Kolleg*innen mit ein.
 4 So wird sichergestellt, dass aus Rassismuskritik eine tatsächliche Auseinandersetzung
 5 mit der Kritik folgt, anstatt, wie in der Vergangenheit teilweise geschehen, pauschal
 6 auszuschließen, dass es Rassismus auch im Organisationsbereich von ver.di gibt.

 7 ver.di etabliert umgehend eine ständige fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppe.
 8 Diese fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppe

 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

setzt sich überwiegend aus Kolleg*innen zusammen, die in der Migrationsberatung
kirchlicher, öffentlicher und privater Träger beschäftigt sind;

greift das Erfahrungswissen dieser Kolleg*innen auf und setzt sich mit
wissenschaftlicher und politischer Forschung zu strukturellem Rassismus
auseinander;

erarbeitet einen Plan und Forderungen, wie ver.di beiträgt, strukturellen
Rassismus zu überwinden;

analysiert auch nach innen, wo wir als Organisation Potential für eine noch
stärkere Öffnung für das Aktivwerden von Migrant*innen haben;

erarbeitet Positionen für gesicherte und gute, nicht projektfinanzierte
Arbeitsverhältnisse im Bereich der Migrationsberatung kirchlicher, öffentlicher
und privater Träger. Gerade vor dem Hintergrund verstärkter Zuwanderung und
Fachkräftestrategie der Bundesregierung ist es wichtig, dass sich ver.di in
diesem Bereich als Fachorganisation profiliert und Lobby der Beschäftigten in
der oftmals von prekären Arbeitsverhältnissen dominierten Migrationsberatung
ist;

erarbeitet Vorschläge für systematische und aktivere Kooperation der ver.di mit
Migrant*innenselbstorganisationen;

und bezieht zur Bearbeitung der Themen von Migration, Interkultur und Rassismus
unter anderem den Bundesmigrationsausschuss und Bundeserwerblosenausschuss ein.

 29 Der Bundesvorstand und der Gewerkschaftsrat sind gehalten, die Vorschläge der
 30 Arbeitsgruppe in der Organisation umzusetzen.

 31 ver.di wirkt auf dieser Basis zukünftig stärker und gezielter auf eine Veränderung
 32 der Politik hin, um die Interessen von Mitgliedern gezielter zu vertreten, die
 33 Entrechtung in Bezug auf Arbeit und Sozialleistungen oft in Überschneidung mit
 34 migrationsbezogenen Hürden oder Rassismus erleben.

 35 Beispielsweise beinhaltet diese Veränderung:
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 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

Wirken in Politik und Gesellschaft: 
ver.di als große Gewerkschaft im Bereich der öffentlichen Verwaltung und der
Arbeitsverwaltung setzt sich dafür ein, dass deren Dienstleistungen für alle
potenziellen „Kund*innen“ auch im Falle noch geringer deutscher
Sprachkompetenzen diskriminierungsfrei zugänglich sind. 

Innerorganisatorisch:
- ver.di vernetzt innerhalb der Organisation Migrant*innen und
Migrationsberater*innen als einen Kompetenzpool für Fragen der
Migrationsgesellschaft und stellt ausreichende personelle und finanzielle
Ressourcen für diese Vernetzung zur Verfügung.
- ver.di baut mithilfe der Arbeit der fachbereichsübergreifenden Arbeitsgruppe
und weitere Maßnahmen (zum Beispiel Fortbildungen) Expertise für das
Zusammenwirken von Arbeits-, Arbeitserlaubnis-, Sozial- und Migrationsrecht auf.

Innerorganisatorisch und gesellschaftlich: 
ver.di sucht und baut Bündnisse und aktive Kooperation mit
Migrant*innenselbstorganisationen (MSO) stärker und systematischer aus.

Begründung

„Für Rassismus gibt es keinen Platz. Nicht in unserer Gesellschaft und auch sonst nirgendwo. Dafür stehen 
wir als ver.di und dafür stehen auch unsere Kolleginnen und Kollegen in den 
Jobcentern” (Presseerklärung, ver.di Bund vom 22. März 2021).

Nachdem der Paritätische Gesamtverband am 16. März 2021 in einer Pressemitteilung vor institutionellem 
Rassismus in Jobcentern warnte, reagierte ver.di mit einer Pressemitteilung (vom 22. März 2021) „Kein Platz 
für Rassismus – Beschäftigte der Jobcenter wehren sich gegen Vorwürfe des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes“. Anstatt die Ergebnisse der Studie und die vielfältigen solidarischen 
Handlungsmöglichkeiten unserer Gewerkschaft, die auch die hohe Belastung der Sachbearbeiter*innen 
anerkennen, zu diskutieren, wurde die Studie pauschal zurückgewiesen mit dem Hinweis auf die 
antirassistische Haltung der Gewerkschaft und Jobcenter-Mitarbeiter*innen. Diese Reaktion verursachte 
Unmut bei Mitgliedern aus beiden Quell-Fachbereichen 3 und 5, die im Kontext Migration tätig sind und 
die im Rahmen ihrer Arbeit beobachten, wie Menschen alltäglich strukturell aufgrund ihrer Herkunft von 
Leistungen ausgeschlossen werden und damit die Studie aus erster Hand bestätigen können. 

Das Verwaltungsverfahren für Anträge auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes führt häufig 
zur vollkommenen Überforderung von Antragsteller*innen. Diese Abläufe sind schon für Menschen mit 
System- und Sprachkenntnis schwierig. Für viele Menschen, die neu in diesem Land leben, überschneidet 
sich diese Komplikation weiterhin mit besonderen weiteren, unangemessenen und unnötigen 
Anforderungen oder Prüfungen, denen sie unterzogen werden (beispielsweise eine polizeiliche 
Abmeldung aus ihrem Herkunftsland nachzuweisen, obwohl sie bereits eine Anmeldung in der 
Bundesrepublik Deutschland nachgewiesen haben). Dies ist eine strukturelle Benachteiligung und viele 
Menschen erleben sie als strukturelle Gewalt, da ihnen jeder Zugang zur Existenzsicherung genommen 
wird.

Die Bundesrepublik Deutschland wird zunehmend attraktiver für die Einwanderung von Fachkräften, sei es 
im Rahmen der Zuwanderung von Menschen, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben, oder als Ziel vieler 
Menschen auf der Flucht. Diese vielfältigen zum Teil auch nur temporären Migrationsprozesse ändern 
diese Gesellschaft und die Arbeitsmärkte. Nicht ausreichende Sprach- wie auch Systemkenntnisse können 
Migrant*innen anfälliger machen für vielfältige Formen der Benachteiligung bis hin zur Ausbeutung. Dies 
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ist schon aus sich heraus skandalös und zu bekämpfen, droht aber darüber hinaus auch Auswirkungen auf 
die gesamte Arbeitswelt zu haben, zum Beispiel durch die Abwertung von Arbeitsstandards. Im Kontext 
der innereuropäischen Freizügigkeit, durch neue Formen der Duldung, durch im 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz geschaffene neue Aufenthaltstitel sowie im Kontext der 
Fluchtzuwanderung wurden / werden migrationspolitische Sachverhalte geschaffen, die Prekarität 
fördern, Menschen in große Abhängigkeit von Arbeitgeber*innen bringen, da der Verlust der Arbeit mit 
dem Verlust von sozialen und Aufenthaltsrechten verbunden ist / sein kann. Die strukturelle Verzahnung 
von Aufenthalts- und Sozialrecht sorgt dafür, dass nicht-deutsche Staatsangehörige immer häufiger von 
den Leistungen des deutschen Sozialstaats ausgeschlossen sind. Mehr noch: Durch Mitteilungs- und 
Informationspflichten unter den Behörden ist ein effektives System geschaffen worden, durch das vielen 
Betroffenen unmittelbar ihr Aufenthaltsstatus entzogen zu werden droht, sobald sie ihren Arbeitsplatz 
verlieren oder einen Antrag auf Sozialleistungen stellen. Im Kontext der Arbeitskämpfe beim Lieferdienst 
Gorillas und der Betriebsratsgründung bei Hello Fresh hat ver.di bereits mehrfach auf die einschüchternde 
Wirkung dieses Zusammenhangs hingewiesen.

Auf diese Weise wird eine neue migrantische Unterklasse geschaffen, die in hohem Maße von Ausbeutung 
bedroht ist und der ein menschenwürdiges Existenzminimum systematisch verweigert wird. Es ist dies die 
soziale Rechtlosstellung einer ganzen Bevölkerungsgruppe, die zu Verelendung und Schutzlosigkeit führt 
(Claudius Voigt). 

Mögliches individuelles diskriminierendes oder rassistisches Fehlverhalten seitens einzelner in der 
Verwaltung Beschäftigter ist nicht akzeptabel. Dass diese individuellen Formen des Rassismus (zum 
Beispiel verbale Diskriminierung) abzulehnen und zu ahnden sind, da sind sich Gewerkschaft, 
Beschäftigtenvertretungen, Betroffene und Aktivist*innen einig. 

Die strukturelle Diskriminierung, wie sie hier beschrieben wurde, besteht jedoch unabhängig davon bzw. 
zusätzlich zu individuellen Vorfällen. 

Diese strukturelle Dimension muss nicht zuletzt von gewerkschaftlicher Aufmerksamkeit viel besser 
erfasst und in gewerkschaftliches Handeln integriert werden. 

Wo Menschen über Entsendung, Werkverträge, illegale Rund-um-die-Uhr-Beschäftigungsverhältnisse, 
aufenthaltsrechtliche Abhängigkeit sowie vielfältigen Formen nicht dokumentierter Arbeit benachteiligt 
und um ihre Rechte gebracht werden, können wir als Gewerkschaft nicht wegsehen, wenn sie dann auch 
noch von Sozialleistungen ausgeschlossen werden. Diese sollten gerade zum Schutz vor solchen 
Ungerechtigkeiten dienen. Wird diese Ungerechtigkeit im Arbeitsleben wie im Sozialstaat nicht 
zurückgedrängt, gefährdet sie die Rechte aller Beschäftigten.

Es ist wichtig, dass ver.di Rassismus in allen seinen Ausprägungen, von individuell bis strukturell, 
anerkennt und sich innerhalb der Gewerkschaft und in den Betrieben dagegen einsetzt.

Alltags- und institutionellen Rassismus in der Arbeitswelt erleben nicht nur neue eingewanderte 
Kolleg*innen in prekären Beschäftigungsverhältnissen, sondern auch nicht-weiße Deutsche.

„Institutioneller Rassismus wird definiert als Rassismus, der in den Strukturen öffentlicher und privater 
Institutionen verankert ist. Diese Strukturen haben sich aufgrund historischer und gesellschaftlicher 
Macht- und Gewaltverhältnisse entwickelt und in dem ökonomischen sowie kulturellen und politischen 
Aufbau einer Gesellschaft und deren Institutionen manifestiert (institutionalisiert). Unsichtbar in ihrer 
Wesensart beeinflussen diese Strukturen bewusst und unbewusst das Verhalten, die Sicht- und Denkweise 
der Individuen in Institutionen. Umgekehrt determinieren auch Individuen das Verhalten der 
Institutionen, in denen sie arbeiten.“ (Odoi 2004)
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Antrag E 062: Grenzenlos solidarisch - ver.di4all
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Erledigt durch Antrag E 060
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 060

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

W 050

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di hinterfragt den eigenen Umgang mit öffentlicher Kritik in Bezug auf Rassismus
 2  - diese wird nicht pauschal abgewehrt, sondern ver.di nimmt Kritik und Vorwürfe
 3 ernst und bezieht vor Stellungnahmen die betroffenen und kompetenten Kolleg*innen mit
 4 ein. So wird sichergestellt, dass aus Rassismuskritik eine tatsächliche
 5 Auseinandersetzung mit der Kritik folgt, anstatt, wie in der Vergangenheit teilweise
 6 geschehen, pauschal auszuschließen, dass es Rassismus auch im Organisationsbereich
 7 von ver.di gibt.

 8 ver.di etabliert umgehend eine ständige fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppe und
 9 stellt dieser die nötigen personellen und finanziellen Ressourcen für ihre Arbeit zur
 10 Verfügung. Diese fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppe

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

setzt sich mit wissenschaftlicher und politischer Forschung zu strukturellem
 Rassismus auseinander;

 erarbeitet einen Plan und Forderungen, wie ver.di beiträgt, strukturellen
 Rassismus zu überwinden;

 analysiert auch nach innen, wo wir als Organisation Potenzial für eine noch
 stärkere Öffnung für das Aktivwerden von Migrant*innen haben;

 erarbeitet Vorschläge für systematische und aktivere Kooperation der ver.di mit
 Migrant*innenselbstorganisationen;

 und bezieht zur Bearbeitung der Themen von Migration, Interkultur und Rassismus
 den Bundesmigrationsausschuss und Bundeserwerblosenausschuss ein.

 21 Der Bundesvorstand ist gehalten, die Vorschläge der Arbeitsgruppe in der Organisation
 22 umzusetzen.

 23 ver.di wirkt auf dieser Basis zukünftig stärker und gezielter auf eine Veränderung
 24 der Politik hin, um auch die Interessen von Mitgliedern zu vertreten, die Entrechtung
 25 in Bezug auf Arbeit und Sozialleistungen nicht als Einzelthema, sondern oft in
 26 Überschneidung mit migrationsbezogenen Hürden oder Rassismus erleben sowie
 27 auch strukturellen Rassismus zu bekämpfen.

 28 Beispielsweise beinhaltet diese Veränderung:

 29 Wirken in Politik und Gesellschaft:

 30 ver.di als große Gewerkschaft im Bereich der öffentlichen Verwaltung und der
 31 Arbeitsverwaltung setzt sich dafür ein, dass deren Dienstleistungen für alle
 32 potenziellen „Kund*innen“ auch im Falle noch geringer deutscher Sprachkompetenzen
 33 diskriminierungsfrei zugänglich sind. 
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 34 Innerorganisatorisch:

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

ver.di vernetzt innerhalb der Organisation Migrant*innen und
Migrationsberater*innen als einen Kompetenzpool für Fragen der
Migrationsgesellschaft und stellt ausreichende personelle und
finanzielle Ressourcen für diese Vernetzung zur Verfügung.

ver.di baut mithilfe der Arbeit der fachbereichsübergreifenden Arbeitsgruppe und
weitere Maßnahmen (zum Beispiel Fortbildungen) Expertise für das
Zusammenwirken von Arbeits-, Arbeitserlaubnis-, Sozial- und Migrationsrecht auf.

 42 Innerorganisatorisch und gesellschaftlich:

 43 ver.di sucht und baut Bündnisse und aktive Kooperation mit
 44 Migrant*innenselbstorganisationen (MSO) stärker und systematischer aus.

Begründung

Für Rassismus gibt es keinen Platz. Nicht in unserer Gesellschaft und auch sonst nirgendwo. Dafür stehen 
wir als ver.di und dafür stehen auch unsere Kolleg*innen in den Jobcentern” (Presseerklärung, ver.di Bund 
vom 22. März 2021).

Nachdem der Paritätische Gesamtverband am 16. März 2021 in einer Pressemitteilung vor institutionellem 
Rassismus in Jobcentern warnte, reagierte ver.di mit einer Pressemitteilung (vom 22. März 2021) „Kein Platz 
für Rassismus – Beschäftigte der Jobcenter wehren sich gegen Vorwürfe des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes“. Anstatt die Ergebnisse der Studie und die vielfältigen solidarischen 
Handlungsmöglichkeiten unserer Gewerkschaft, die auch die hohe Belastung der Sachbearbeiter*innen 
anerkennen, zu diskutieren, wurde die Studie pauschal zurückgewiesen mit dem Hinweis auf die 
antirassistische Haltung der Gewerkschaft und Jobcenter-Mitarbeiter*innen. Diese Reaktion verursachte 
Unmut bei Mitgliedern aus beiden Quell-Fachbereichen 3 und 5, die im Kontext Migration tätig sind und 
die im Rahmen ihrer Arbeit beobachten, wie Menschen alltäglich strukturell aufgrund ihrer Herkunft von 
Leistungen ausgeschlossen werden und damit die Studie aus erster Hand bestätigen können. 

Das Verwaltungsverfahren für Anträge auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes führt häufig 
zur vollkommenen Überforderung von Antragsteller*innen. Diese Abläufe sind schon für Menschen mit 
System- und Sprachkenntnis schwierig. Für viele Menschen die neu in diesem Land leben, überschneidet 
sich diese Komplikation weiterhin mit besonderen weiteren, unangemessenen und unnötigen 
Anforderungen oder Prüfungen, denen sie unterzogen werden (beispielsweise eine polizeiliche 
Abmeldung aus ihrem Herkunftsland nachzuweisen, obwohl sie bereits eine Anmeldung in der 
Bundesrepublik Deutschland nachgewiesen haben). Dies ist eine strukturelle Benachteiligung und viele 
Menschen erleben sie als strukturelle Gewalt, da ihnen jeder Zugang zur Existenzsicherung genommen 
wird.

Die Bundesrepublik Deutschland wird zunehmend attraktiver für die Einwanderung von Fachkräften, sei es 
im Rahmen der Zuwanderung von Menschen, die ihr Recht auf Freizügigkeit ausüben, oder als Ziel vieler 
Menschen auf der Flucht. Diese vielfältigen, zum Teil auch nur temporären Migrationsprozesse ändern 
diese Gesellschaft und die Arbeitsmärkte. Nicht ausreichende Sprach- wie auch Systemkenntnisse können 
Migrant*innen anfälliger machen für vielfältige Formen der Benachteiligung bis hin zur Ausbeutung. Dies 
ist schon aus sich heraus skandalös und zu bekämpfen, droht aber darüber hinaus auch Auswirkungen auf 
die gesamte Arbeitswelt zu haben, zum Beispiel durch die Abwertung von Arbeitsstandards. Im Kontext 
der innereuropäischen Freizügigkeit, durch neue Formen der Duldung, durch im 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz geschaffene neue Aufenthaltstitel sowie im Kontext der 
Fluchtzuwanderung wurden / werden migrationspolitische Sachverhalte geschaffen, die Prekarität 
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fördern, Menschen in große Abhängigkeit von Arbeitgeber*innen bringen, da der Verlust der Arbeit mit 
dem Verlust von sozialen und Aufenthaltsrechten verbunden ist / sein kann. Die strukturelle Verzahnung 
von Aufenthalts- und Sozialrecht sorgt dafür, dass nicht-deutsche Staatsangehörige immer häufiger von 
den Leistungen des deutschen Sozialstaates ausgeschlossen sind. Mehr noch: Durch Mitteilungs- und 
Informationspflichten unter den Behörden ist ein effektives System geschaffen worden, durch das vielen 
Betroffenen unmittelbar ihr Aufenthaltsstatus entzogen zu werden droht, sobald sie ihren Arbeitsplatz 
verlieren oder einen Antrag auf Sozialleistungen stellen. Auf diese Weise wird eine neue migrantische 
Unterklasse geschaffen, die in hohem Maße von Ausbeutung bedroht ist und der ein menschenwürdiges 
Existenzminimum systematisch verweigert wird. Es ist dies die soziale Rechtlosstellung einer ganzen 
Bevölkerungsgruppe, die zu Verelendung und Schutzlosigkeit führt (Claudius Voigt). 

Mögliches individuelles diskriminierendes oder rassistisches Fehlverhalten seitens einzelner in der 
Verwaltung Beschäftigter ist nicht akzeptabel. Dass diese individuellen Formen des Rassismus (zum 
Beispiel verbale Diskriminierung) abzulehnen und zu ahnden sind, da sind sich Gewerkschaft, 
Beschäftigtenvertretungen, Betroffene und Aktivist*innen einig.

Die strukturelle Diskriminierung, wie sie hier beschrieben wurde, besteht jedoch unabhängig davon bzw. 
zusätzlich zu individuellen Vorfällen.

Diese strukturelle Dimension muss nicht zuletzt von gewerkschaftlicher Aufmerksamkeit viel besser 
erfasst und in gewerkschaftliches Handeln integriert werden. 

Wo Menschen über Entsendung, Werkverträge, illegale Rund-um-die-Uhr-Beschäftigungsverhältnisse, 
aufenthaltsrechtliche Abhängigkeit sowie vielfältigen Formen nicht dokumentierter Arbeit benachteiligt 
und um ihre Rechte gebracht werden, können wir als Gewerkschaft nicht wegsehen, wenn sie dann auch 
noch von Sozialleistungen ausgeschlossen werden. Diese sollten gerade zum Schutz vor solchen 
Ungerechtigkeiten dienen. Wird diese Ungerechtigkeit im Arbeitsleben wie im Sozialstaat nicht 
zurückgedrängt, gefährdet sie die Rechte aller Beschäftigten.

Es ist wichtig, dass ver.di Rassismus in allen seinen Ausprägungen, von individuell bis strukturell, 
anerkennt und sich innerhalb der Gewerkschaft und in den Betrieben dagegen einsetzt.

Alltags- und institutionellen Rassismus in der Arbeitswelt erleben nicht nur neue eingewanderte 
Kolleg*innen in prekären Beschäftigungsverhältnissen, sondern auch nicht-weiße Deutsche.

„Institutioneller Rassismus wird definiert als Rassismus, der in den Strukturen öffentlicher und privater 
Institutionen verankert ist. Diese Strukturen haben sich aufgrund historischer und gesellschaftlicher 
Macht- und Gewaltverhältnisse entwickelt und in dem ökonomischen sowie kulturellen und politischen 
Aufbau einer Gesellschaft und deren Institutionen manifestiert (institutionalisiert). Unsichtbar in ihrer 
Wesensart beeinflussen diese Strukturen bewusst und unbewusst das Verhalten, die Sicht- und Denkweise 
der Individuen in Institutionen. Umgekehrt determinieren auch Individuen das Verhalten der 
Institutionen, in denen sie arbeiten.“ (Odoi 2004)
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Antrag E 063: Inklusion von Menschen mit Rassismuserfahrungen
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di geht in allen Ebenen Kooperationen mit migrantischen Bewegungen und von
 2 Rassismus betroffene Gruppen, wie zum Beispiel "Black lives matter" ein, sofern diese
 3 mit den Grundsätzen von ver.di vereinbar und nicht diskriminierend gegen andere
 4 Personengruppen sind. Dies beinhaltet, dass Aktionen solidarisch unterstützt werden
 5 und, dass regelmäßig Menschen mit Rassismuserfahrungen eingeladen werden, um die
 6 Sichtweise von Betroffenen zu hören und diese bei der gewerkschaftlichen Arbeit
 7 berücksichtigen zu können. Diese Arbeit soll auch Anknüpfungspunkt für
 8 innerbetriebliches und innergewerkschaftliches Agieren sein und zur Überwindung
 9 innerbetrieblicher Spaltung Impulse liefern.

Begründung

In ihren Grundsätzen ist die ver.di-Jugend antirassistisch. Wir kämpfen gemeinsam mit allen, die von 
Rassismus betroffen sind und mit allen, die gegen Rassismus aufstehen. Und auch wenn wir Rassismus 
nur gemeinsam im Alltag, in der Schule, im Betrieb oder in den Sicherheitsbehörden erfolgreich 
bekämpfen können, ist es uns wichtig die Stimme und Sichtweise der Betroffenen Räume zu öffnen. Wir 
wollen Rassismus in der gewerkschaftlichen Arbeit miteinschließen und das bedeutet auch, sich selbst 
kritisch zu hinterfragen. Dabei wollen wir nicht ein Klima der Unsicherheit etablieren, sondern im 
Gegenteil gemeinsam stärker werden.
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Antrag E 064: Demokratie schützen- ver.di lehnt jegliche 
Zusammenarbeit mit rechtspopulistischen, rechtsradikalen und 
rechtsextremen Parteien, Organisationen und Gruppen 
konsequent ab
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Thüringen
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - 
Einzelabstimmung

 1 ver.di lehnt jegliche Zusammenarbeit mit rechtspopulistischen, rechtsradikalen und
 2 rechtsextremen Parteien, Organisationen und Gruppen konsequent ab.

 3 Da die AfD in weiten Teilen sowohl rechtspopulistisch, rechtsradikal als auch
 4 rechtsextrem ist und dies auch öffentlich darstellt und somit gegen unsere
 5 solidarischen, antifaschistischen und zutiefst demokratischen Grundsätze verstößt,
 6 steht einer Mitgliedschaft bei ver.di eine Mitgliedschaft in der AfD entgegen.

 7 Menschen, die sich offiziell als Mitglieder der AfD bekennen, sind somit
 8 auszuschließen.

 9 Die Entscheidung darüber trifft nach Satzung der jeweilige Bezirksvorstand.

Begründung

Mit dem Erstarken der AfD hat sich sehr offensichtlich der Diskurs in der Öffentlichkeit und im Privaten 
weit nach rechts verschoben.

Die Grundwerte unserer Demokratie und unseres solidarischen Zusammenlebens werden somit in Frage 
gestellt. Die teilweise menschenverachtenden Veröffentlichungen dieser Partei führen zur Spaltung der 
Gesellschaft und somit zur extremen Schwächung der Demokratie.

Große Teile und Mitglieder der Partei werden vom Verfassungsschutz beobachtet, weil klar ist, dass unsere 
grundgesetzlich geschützten Rechte und somit unsere Gesellschaft in Gefahr geraten. Der Thüringer AfD-
Chef darf nach Gerichtsurteil auch als Faschist bezeichnet werden.

Nicht zuletzt werden auf von der AfD geführten Demonstrationen gerade erkennbare ver.di-Mitglieder 
diffamiert, beschimpft und verletzt.

Die Gefährdung unserer Demokratie muss auch durch unser Auftreten und unsere Grundsätze niemals 
unterstützt werden.
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Antrag E 065: Demokratie schützen- ver.di lehnt jegliche 
Zusammenarbeit mit rechtspopulistischen, rechtsradikalen und 
rechtsextremen Parteien, Organisationen und Gruppen 
konsequent ab
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Sachsen/Sachsen-Anhalt/Thüringen
Status: Erledigt durch Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 Unvereinbarkeitsbeschluss

 2 Menschen, die sich offiziell als Mitglieder der AfD bekennen, können nicht ver.di-
 3 Mitglieder sein und sind deshalb auszuschließen bzw. nicht aufzunehmen.

 4 ver.di lehnt jegliche Zusammenarbeit mit rechtspopulistischen, rechtsradikalen und
 5 rechtsextremen Parteien, Organisationen und Gruppen konsequent ab.

 6 Da die AfD in weiten Teilen sowohl rechtspopulistisch, rechtsradikal als auch
 7 rechtsextrem ist und dies auch öffentlich darstellt und somit gegen unsere
 8 solidarischen, antifaschistischen und zutiefst demokratischen Grundsätze verstößt,
 9 steht einer Mitgliedschaft bei ver.di eine Mitgliedschaft in der AfD entgegen.

 10 Menschen, die sich offiziell als Mitglieder der AfD bekennen, sind somit
 11 auszuschließen.

 12 Die Entscheidung darüber trifft nach Satzung der jeweilige Bezirksvorstand.

Begründung

Mit dem Erstarken der AfD hat sich sehr offensichtlich der Diskurs in der Öffentlichkeit und im Privaten 
weit nach rechts verschoben.

Die Grundwerte unserer Demokratie und unseres solidarischen Zusammenlebens werden somit in Frage 
gestellt. Die teilweise menschenverachtenden Veröffentlichungen dieser Partei führen zur Spaltung der 
Gesellschaft und somit zur extremen Schwächung der Demokratie.

Große Teile und Mitglieder der Partei werden vom Verfassungsschutz beobachtet, weil klar ist, dass unsere 
grundgesetzlich geschützten Rechte und somit unsere Gesellschaft in Gefahr geraten. Der Thüringer AfD-
Chef darf nach Gerichtsurteil auch als Faschist bezeichnet werden.

Nicht zuletzt werden auf von der AfD geführten Demonstrationen gerade erkennbare ver.di-Mitglieder 
diffamiert, beschimpft und verletzt.

Die Gefährdung unserer Demokratie muss auch durch unser Auftreten und unsere Grundsätze niemals 
unterstützt werden.
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Antrag E 066: Antifa in die betriebliche Offensive
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz C
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 067

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich auf allen organisatorischen Ebenen der Gewerkschaft dafür ein,
 2 konsequent gegen antidemokratische, antigewerkschaftliche und / oder faschistische
 3 Entwicklungen vorzugehen. Dabei werden betrieblich Aktive, betriebliche
 4 Interessenvertretungen und die gesamte Belegschaft mittels umfassendem Arbeits- und
 5 Infomaterial sowie passenden Seminarangeboten aufgeklärt. Der Fokus muss dabei sowohl
 6 auf den noch nicht gewerkschaftlich organisierten Kolleg*innen liegen, als auch auf
 7 denjenigen, die Gefahr laufen, die Organisation nach rechts zu verlassen.

 8 Auf den Konferenzen der Organisationswahlen ist von verschiedenen Sprecher*innen
 9 regelmäßig ein klares Bekenntnis zum Antifaschismus zu hören - im betrieblichen wie
 10 gewerkschaftlichen Alltag allerdings ist davon häufig nicht viel spürbar. Es braucht
 11 eine klare Abgrenzung und eine feste gesamtgewerkschaftliche Position, die über unser
 12 in der Satzung festgeschriebenes, antifaschistisches Leitbild hinausgeht. Dieses
 13 vertreten wir mit Nachdruck nach außen und innen. Es reicht nämlich nicht, sich
 14 selbst als Antifaschist*in zu verstehen, es braucht den aktiven Kampf gegen
 15 Antigewerkschaften und den Faschismus. Die Aktivenstrukturen, die ver.di bereits
 16 aufgebaut hat, sind zu nutzen, um ein antifaschistisches Selbstverständnis zu
 17 vermitteln und zu festigen. Gleichzeitig wird die Zusammenarbeit mit dem DGB, der
 18 schon viel inhaltliche Vorarbeit geleistet hat und leistet, vertieft.

 19 Wirft man einen Blick in einschlägige Gruppen, zum Beispiel in die Telegram-Gruppe
 20 von "Zentrum - Gesundheit und Soziales" (Z-GS), liest man sehr häufig „Ich bin aus
 21 ver.di ausgetreten, weil die mir nicht helfen konnten. Die tun gar nichts für uns
 22 [...]" etc. Das zeugt von einem verschobenen gewerkschaftlichen Verständnis und von
 23 einer Lücke in der Einbeziehung entsprechender Kolleg*innen innerhalb betrieblicher
 24 Strukturen - eine Lücke, die es zu schließen gilt, wollen wir als Gewerkschaft
 25 weiterhin bestehen. Über Bildung wollen wir Aufklärungsarbeit über rechte Strukturen
 26 und partizipative Ansätze leisten. Es werden niedrigschwellige Angebote zum Aufbau
 27 von Betriebsgruppen geschaffen. Es muss sichergestellt werden, dass die Anliegen der
 28 Mitglieder aufgefangen werden, sodass rechte Strukturen keine Chance haben,
 29 enttäuschte Mitglieder für sich zu gewinnen.

 30 Gewerkschafter*innen müssen sich sicher sein, dass ihr Engagement gegen Rechts keine
 31 negativen Konsequenzen durch den Arbeitgeber haben wird, indem ver.di volle
 32 Rückendeckung gibt.
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Antrag E 067: Antifa in die betriebliche Offensive
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 066
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 066

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich auf allen organisatorischen Ebenen der Gewerkschaft dafür ein,
 2 konsequent gegen antidemokratische, antigewerkschaftliche und / oder faschistische
 3 Entwicklungen vorzugehen. Dabei werden betrieblich Aktive, betriebliche
 4 Interessenvertretungen und die gesamte Belegschaft mittels umfassendem Arbeits- und
 5 Infomaterial sowie passenden Seminarangeboten aufgeklärt. Der Fokus muss dabei sowohl
 6 auf den noch nicht gewerkschaftlich organisierten Kolleg*innen liegen, als auch auf
 7 denjenigen, die Gefahr laufen, die Organisation nach rechts zu verlassen.

 8 Auf den Konferenzen der Organisationswahlen ist von verschiedenen Sprecher*innen
 9 regelmäßig ein klares Bekenntnis zum Antifaschismus zu hören - im betrieblichen wie
 10 gewerkschaftlichen Alltag allerdings ist davon häufig nicht viel spürbar. Es braucht
 11 eine klare Abgrenzung und eine feste gesamtgewerkschaftliche Position, die über unser
 12 in der Satzung festgeschriebenes, antifaschistisches Leitbild hinausgeht. Dieses
 13 vertreten wir mit Nachdruck nach außen und innen. Es reicht nämlich nicht, sich
 14 selbst als Antifaschist*in zu verstehen, es braucht den aktiven Kampf gegen
 15 Antigewerkschaften und den Faschismus. Die Aktivenstrukturen, die ver.di bereits
 16 aufgebaut hat, sind zu nutzen, um ein antifaschistisches Selbstverständnis zu
 17 vermitteln und zu festigen. Gleichzeitig wird die Zusammenarbeit mit dem DGB, der
 18 schon viel inhaltliche Vorarbeit geleistet hat und leistet, vertieft.

 19 Wirft man einen Blick in einschlägige Gruppen, zum Beispiel in die Telegram-Gruppe
 20 von "Zentrum - Gesundheit und Soziales" (Z-GS), liest man sehr häufig „Ich bin aus
 21 ver.di ausgetreten, weil die mir nicht helfen konnten. Die tun gar nichts für uns
 22 [...]" etc. Das zeugt von einem verschobenen gewerkschaftlichen Verständnis und von
 23 einer Lücke in der Einbeziehung entsprechender Kolleg*innen innerhalb betrieblicher
 24 Strukturen - eine Lücke, die es zu schließen gilt, wollen wir als Gewerkschaft
 25 weiterhin bestehen. Über Bildung wollen wir Aufklärungsarbeit über rechte Strukturen
 26 und partizipative Ansätze leisten. Es werden niedrigschwellige Angebote zum Aufbau
 27 von Betriebsgruppen geschaffen. Es muss sichergestellt werden, dass die Anliegen der
 28 Mitglieder aufgefangen werden, sodass rechte Strukturen keine Chance haben,
 29 enttäuschte Mitglieder für sich zu gewinnen.

 30 Gewerkschafter*innen müssen sich sicher sein, dass ihr Engagement gegen Rechts keine
 31 negativen Konsequenzen durch den Arbeitgeber haben wird, indem ver.di volle
 32 Rückendeckung gibt. Wenn wir uns fragen, ob sich der Kampf gegen den Faschismus
 33 lohnt, dann können wir uns auch fragen, warum wir atmen: Wenn wir aufhören zu atmen,
 34 sterben wir, wenn wir aufhören, unsere Feinde zu bekämpfen, stirbt die Welt.

Begründung
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Disclaimer: Es sind sicher nicht alle (ehemaligen) Kolleg:innen und Menschen im unten abgehandelten 
Dunstkreis unter anderem des „Zentrum e.V.“ (ehemals „Zentrum Automobil“) zwangsläufig Neonazis. 
Gleichwohl solidarisieren sie sich im Zweifel mit diesen und sind so selbst auf dem besten Wege dahin. 
Dagegen stehen wir.

Aus der Geschichte, speziell auch aus unserer gewerkschaftlichen, müssen wir lernen: Das Totschweigen 
von anti-gewerkschaftlichen, protofaschistischen Tendenzen hat keinen Effekt außer das Erstarken 
derselben. Das Tolerieren gefährlicher Entwicklungen bietet eben diesen Raum, sich im Betrieb und in der 
Gesellschaft durchzusetzen. Nur ein Abgrenzen inhaltlicher wie persönlicher Natur, der Aufbau stabiler 
betrieblicher Aktivenstrukturen und das Aufzeigen von echten, linken Alternativen kann eine solche 
Entwicklung verhindern.

Michel Friedmann sagte einst „Wer noch 'Wehret den Anfängen' sagt, hat nichts begriffen.“ Die 
angesprochenen Entwicklungen sind keineswegs neu, sie waren niemals wirklich weg. Rechte Strömungen 
hatten sich vorübergehend aus der (betrieblichen) Öffentlichkeit in den Untergrund zurückgezogen und 
treten - wie der Verlauf der letzten Jahre zeigt – schon seit einiger Zeit wieder proaktiv und gewaltsam in 
den Vordergrund zurück. Daniel Guerin stellte im April 1933 fest, dass die Entscheidungsschlacht um den 
Faschismus in den Köpfen der Menschen ausgetragen wurde. Die faschistische Bewegung sei „aus dem 
innersten des deutschen Volkes hervorgegangen. Weil sie populär ist, quasi unwiderstehlich, hat sie alles 
weggespült. Ich habe in der Bundesrepublik Deutschland gelernt, dass man, um den Faschismus zu 
besiegen, ihm ein lebendes Beispiel entgegensetzen muss, ein verkörpertes Ideal.“ Die Lehre muss sein: 
Um den Faschismus zu besiegen, muss man den Kampf der Ideen gewinnen, und zwar lange, bevor sich 
die Faschisten an den Urnen durchsetzen. Der Kampf muss nicht den Slogans gelten, obwohl natürlich die 
Slogans wichtig sind. Der Faschismus siegt dank der Ideologie, aus der er sich speist, dank seiner in sich 
schlüssigen, aber mit Tatsachen offensichtlich unvereinbaren Logik. Der neue Rechtsradikalismus geriert 
sich als „neuer Antifaschismus“ und begreift dadurch notwendigerweise gewerkschaftliche wie andere 
linke Strukturen als zumindest faschistoid. Diese wahnwitzige Umkehrung müssen wir aufzeigen und 
diesen Kampf mit aller Intensität, die wir aufbringen können, führen. Lippenbekenntnisse und ähnliches 
führen zu keinem Ergebnis.

Man muss an dieser Stelle anmerken, dass die Kritik, die Probleme und Schwierigkeiten, die zur 
strukturellen Unzufriedenheit und letztlich zum Austritt aus der Gewerkschaft führen, im Kern überall 
dieselben sind, mit denen auch wir als überzeugte Gewerkschafter*innen zu kämpfen haben. Schlechte 
Bezahlung, weitestgehend mangelnde Wertschätzung, unzumutbare Arbeitsbedingungen, ein 
zunehmendes Verschleißen der Arbeitnehmer*innen ohne Rücksicht auf Verluste und die schwierige 
Kanalisierung all dieser Baustellen in tarifvertragliche Regelungen sind Kernthemen gewerkschaftlicher 
Arbeit. Unser Auftrag ist der Arbeitskampf und die notwendige Aufgabe an dieser Stelle ist, Antworten zu 
bieten, die nicht im Faschismus kumulieren.

Mit dem Zusammenbruch und dem immer offensichtlicher werdenden Versagen des Neoliberalismus wird 
dem Faschismus erheblicher Vorschub geleistet. Antonio Gramsci sagt: „Die Krise besteht gerade in der 
Tatsache, dass das Alte stirbt und das Neue nicht zur Welt kommen kann: in diesem Interregnum kommt 
es zu den unterschiedlichsten Krankheitserscheinungen.“ Der Fall der so genannten Gewerkschaft 
"Zentrum - Gesundheit und Soziales", die ein Abkömmling des "Zentrum - Automobil", einer rechten, 
selbsternannt gewerkschaftlichen Vereinigung, entsteht in diesem Interregnum und zeigt, dass auch 
ver.di-Aktive nicht vor dem Abrutschen in gefährliche Strömungen gefeit sind. Einige der führenden Köpfe 
des Z-GS sind ehemalige ver.di-Kolleg*innen, teilweise Personalvertreter*innen.

Die Corona-Pandemie, die dem Z-GS als wichtiger Anknüpfungspunkt dient, insbesondere über die 
generelle Impfpflicht in Einrichtungen des Gesundheitswesens, hat das Fortschreiten antidemokratischer 
Entwicklung nur beschleunigt, nicht neu erfunden. Alternative Fakten und Verschwörungsmythen spielen 
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in diesem ganzen Prozess eine wichtige Rolle. Lebensverändernde Einschnitte wie die Covid-19-Pandemie 
und deren Begleitumstände (die generalisierte Impfpflicht im Gesundheitswesen, die Maskenpflicht, 
Hygienemaßnahmen etc.) lassen die Problematik eine verstärkende Wirkung erfahren. Durch die 
inhaltliche Fluidität solcher alternativer Fakten und Mythen reicht ein bloßes inhaltliches Entkräften der 
vorgebrachten Argumente nicht aus: Auch das Nennen von Namen und das Aufklären der Kolleg:innen 
über die Strukturen, die hinter so genannten Alternativen zur gewerkschaftlichen Organisation in ver.di 
stecken, sind hier wichtige Punkte.

Das Z-GS, das Anstoß für diesen Antrag war, ist ein Fachbereich des "Zentrum e.V.", eines Vereins, der über 
seinen Vorsitzenden Oliver Hilburger sowie über diverse weitere Aktive eng mit der deutschen wie 
europäischen Neonaziszene verbunden sind. Das „Zentrum“, ursprünglich in der Automobilbranche in 
Baden-Württemberg aufgefallen, entstammt der „patriotischen 1%-für-unser-Land“-Bewegung und bietet 
Anschluss für all diejenigen, denen die IG Metall „zu links“, „zu korrupt“ oder schlicht als der Feind 
erscheint. Hilburger spricht regelmäßig auf rechten Veranstaltungen, wie zum Beispiel bei PEGIDA, auf 
Tagungen des Compact-Magazins oder bei Veranstaltungen der AfD, und hat über seine ehemalige Band 
"Noie Werte" Vernetzungen mit dem NSU. Das Compact-Magazin ist unter anderem über seinen 
Herausgeber Jürgen Elsässer eng verbunden mit der Identitären Bewegung. Organisierte, militante 
Neonazis teilen sich mit Hilburger problemlos ein Podium. Nun versucht das „Zentrum“ gezielt, im 
Gesundheitswesen Fuß zu fassen und wirbt aktiv Kolleg*innen von ver.di ab. Weiterhin sind 
gewerkschaftliche Schwierigkeiten innerhalb von ver.di noch Verstärker solch gefährlicher Entwicklungen. 
Damit ist unser Mitgliederschwund offensichtlich nicht hinreichend erklärt, die Austritte entsprechender 
Kolleg*innen sind aber nachweislich ein Problem.

Aber: In den Betrieben, in denen die IG Metall aktiv eine enge Verbindung zwischen Vertrauensleuten und 
Betriebsrat herstellt und damit die Räume für rechte Aktivitäten im Betrieb klein hält, konnte sich das 
"Zentrum Automobil" nicht durchsetzen. Genau dies gilt es als Strategie für ver.di zu adaptieren.

Zum Abschluss bleibt nur zu sagen, was schon Jane McAlevey in "Macht. Gemeinsame Sache." schreibt: „Wir 
können kämpfen und wir können gewinnen. Macht entsteht, wenn wir gemeinsame Sache machen.". Lasst 
uns auf allen Ebenen, mit allen Mitteln und mit allen Kolleg*innen, die willens sind, gemeinsame Sache 
machen und geschlossen gegen den Faschismus stehen. Antifa in die betriebliche Offensive! Machen wir 
gemeinsame Sache! Alerta!

Quellen

Adorno, Theodor W. (2019). Aspekte des neuen Rechtsradikalismus: Ein Vortrag (Erste Auflage). 
Suhrkamp.

Adorno, Theodor W., & Becker, Hellmut (2020). Erziehung zur Mündigkeit: Vorträge und Gespräche mit 
Hellmut Becker 1959 - 1969 (Kadelbach, Gerd, Hrsg.; 28. Auflage). Suhrkamp.

Behruzi, Daniel (2021). Wieso gehen, wenn man was verändern kann? Krankenhauspflege zwischen 
Flucht und kollektivem Widerstand. In Nachtwey, Oliver & Mayer-Ahuja, Nicole (Hrsg.), Verkannte 
Leistungsträger:innen: Berichte aus der Klassengesellschaft (Erste Auflage, 1. Originalausgabe). 
Suhrkamp.

Fromm, Erich (2019). Die Furcht vor der Freiheit (Ungekürzte Ausgabe, 23. Auflage). Deutscher 
Taschenbuch Verlag.

Kumkar, Nils C. (2022). Alternative Fakten: Zur Praxis der kommunikativen Erkenntnisverweigerung (Erste 
Auflage, Originalausgabe). Suhrkamp.

Mason, Paul (2017). Keine Angst vor der Freiheit. In Geiselberger, Heinrich (Hrsg.), Die große Regression: 
Eine internationale Debatte über die geistige Situation der Zeit (2. Auflage, Originalausgabe). Suhrkamp.
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Suhrkamp.

McAlevey, Jane (2019). Keine halben Sachen: Machtaufbau durch Organizing (F. Wilde, Hrsg.; J.-P. 
Herrmann, Übers.). VSA: Verlag.

McAlevey, Jane (2021). Macht. Gemeinsame Sache: Gewerkschaften, Organizing und der Kampf um die 
Demokratie (S. Holtz & F. Wilde, Hrsg.; J.-P. Herrmann, Übers.). VSA: Verlag.

Žižek, Slavoj (2021). Ein Linker wagt sich aus der Deckung: Für einen neuen Kommunismus (M. Adrian, F. 
Born, & K. Genschow, Übers.). Ullstein.
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Antrag E 068: Erweiterung des antifaschistischen 
Selbstverständnisses der ver.di
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 001

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

W 063

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - 
Einzelabstimmung

 1 Antifaschismus ist eine Hauptsäule unserer politischen Arbeit.

 2 Neben den altbekannten Nazis, der neuen Rechten, der AfD und anderen Faschist*innen
 3 erkennt ver.di die Querdenken-Bewegung und den Verein "Zentrum" als politischen
 4 Gegner an. Unsere antifaschistischen Aktionsformen sind vielfältig und neben der
 5 Straße auch in den Betrieben sichtbar. Dazu gehören insbesondere Bildungsangebote und
 6 Aufklärungsarbeit für die Beschäftigten im Organisationsbereich von ver.di.

 7 Wir fordern ein offen antifaschistisches Auftreten unserer Organisation in der
 8 Öffentlichkeit. 

 9 ver.di schafft regelmäßige Bildungsangebote zu Möglichkeiten von antifaschistischem
 10 Aktivismus. Hierbei analysieren wir aktuelle faschistische Bestrebungen, um unsere
 11 antifaschistische Arbeit gezielt dagegen auszurichten.

Begründung

Rechte Strukturen gefährden die Demokratie. Deshalb ist es Teil unseres Selbstverständnisses als 
demokratische Gewerkschaft, dagegen aktiv vorzugehen. 

Antifaschismus ist notwendig. Auch im Gesundheits- und Bildungswesen treten faschistische Bewegungen 
auf. Besonders hervorzuheben ist hierbei die Scheingewerkschaft "Zentrum Gesundheit & Soziales". Diese 
ist eng vernetzt mit der politischen Rechten und der Quer"denken"-Bewegung.

An dieser Stelle sei auf §5 Abs. 3 lit. i) der ver.di-Satzung verwiesen. (Zitat: " Zur Erreichung dieser Ziele 
dienen insbesondere: [...] (Die) Auseinandersetzung mit und Bekämpfung von faschistischen, 
militaristischen und rassistischen Einflüssen[...]")
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Antrag E 069: Eintreten gegen Antiziganismus, für eine 
Gesellschaft ohne gruppenbezogene Menschenverachtung
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Hamburg
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 1. ver.di setzt sich dafür ein, dass die Forderungen der Unabhängigen Kommission
 2 Antiziganismus „Perspektivwechsel – Nachholende Gerechtigkeit – Partizipation“, deren
 3 umfassender Bericht letztes Jahr dem Bundesinnenministerium vorgelegt wurde,
 4 umgesetzt werden. Diese sind

 5
 6

 7

 8
 9

 10

 11

 12

 13

Berufung eines*r Beauftragten gegen Antiziganismus und Einsetzung eines
unabhängigen Beratungskreises.

Schaffung einer ständigen Bund-Länder-Kommission.

Umfassende Anerkennung des nationalsozialistischen Genozids an Sint*zze und
Rom*nja und anderen betroffenen Gruppen.

Kommission zur Aufarbeitung des an Sint*zze und Rom*nja und anderen betroffenen
Gruppen begangenen Unrechts in der Bundesrepublik Deutschland.

Anerkennung von geflüchteten Rom*nja als besonders schutzwürdige Gruppe.

Umsetzung und Verstetigung von Partizipationsstrukturen.

 14 2. In diesem Kontext werden alle Landesbezirke aufgefordert, ihre jeweiligen
 15 Landesregierungen anzuhalten einen Staatvertrag mit den Organisationen zu schließen,
 16 die die Sint*zze und Rom*nja und andere betroffene Gruppen vertreten, sofern dies
 17 deren Wunsch entspricht und nicht bereits geschehen ist.

 18 3. ver.di soll nach außen und auch nach innen sichtbarer gegen Antiziganismus
 19 Stellung beziehen. Hierfür erarbeitet ver.di Schulungs- und Unterstützungskonzepte
 20 für Beschäftigte, die beruflich mit Sint*zze und Rom*nja und anderen betroffenen
 21 Gruppen kommunizieren und arbeiten. Ziel ist dabei, ver.di-Mitglieder in die Lage zu
 22 versetzen, ihr eigenes Verhalten zu sensibilisieren, Vorurteile zu überprüfen und Mut
 23 zu finden, sich Diskriminierung und strukturellen Antiziganismus in ihrem
 24 Arbeitsalltag entgegenstellen.

Begründung

ver.di verurteilt sämtliche Erscheinungsformen von Rassismus, und tritt dafür ein, dass alle Menschen 
gleichberechtigt, friedlich und in Würde miteinander leben können. In einer wirklich demokratischen 
Gesellschaft haben Ausgrenzung, Hass und Gewalt keinen Platz.

Die Realität aber ist eine andere. Antiziganismus ist der Alltag.

Auch nach 1945 hat er nicht aufgehört. Verfolgung und Ermordung unter dem NS-Terror, und danach 
Kontinuität von Ausgrenzung und Diskriminierung prägen und bestimmen bis heute das Leben von 
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Sint*zze und Rom*nja. Der Antiziganismus ist in seinen vergangenen und aktuellen Ausprägungen zutiefst 
menschenverachtend.

Letztes Jahr wurde der Bundesregierung der Bericht der Unabhängigen Kommission Antiziganismus 
„Perspektivwechsel – Nachholende Gerechtigkeit – Partizipation“ vorgelegt. Die Konsequenzen daraus sind 
klar: Für eine demokratische Gesellschaft ist es unerlässlich, mit ignoranten und unheilbringenden 
Vorurteilen beharrlich zu brechen.

 Es ist gut, dass es den Bericht gibt, die Frage jedoch „Warum erst jetzt?“ gehört beantwortet.

Es ist höchste Zeit, begangenes Unrecht aufzuarbeiten, Sint*zze und Rom*nja und andere betroffene 
Gruppen als Verfolgte anzuerkennen und alle politischen Maßnahmen, die erforderlich sind,  umgehend 
umzusetzen. Es muss sofort aufhören, dass geflüchtete Rom*nja, die in der Bundesrepublik Deutschland 
Schutz suchen, abgeschoben werden.

Der alltägliche Antiziganismus gehört überall abgeschafft.

Anlage: 

Erklärung der Veranstaltung zum Antiziganismus am 8. August 2021 auf dem Ohlsdorfer Friedensfest

Warum erst jetzt?3

Wir – die Teilnehmer*innen  - der Veranstaltung verurteilen sämtliche Erscheinungsformen von Rassismus, 
und treten dafür ein, dass alle Menschen gleichberechtigt, friedlich und in Würde miteinander leben 
können. In einer wirklich demokratischen Gesellschaft haben Ausgrenzung, Hass und Gewalt keinen Platz.

Die Realität aber ist eine andere. Antiziganismus ist der Alltag.

Auch nach 1945 hat er weder in Form noch Schwere aufgehört. Verfolgung und Ermordung unter dem NS-
Terror, und danach Kontinuität von Ausgrenzung und Diskriminierung prägen und bestimmen bis heute 
das Leben von Sint*zze und Rom*nja. Der Antiziganismus ist in seinen vergangenen und aktuellen 
Ausprägungen zutiefst menschenverachtend.

Vor wenigen  Wochen wurde der Bundesregierung der Bericht der Unabhängigen Kommission 
Antiziganismus „Perspektivwechsel – Nachholende Gerechtigkeit – Partizipation“ vorgelegt. Die 
Konsequenzen daraus sind klar: Für eine demokratische Gesellschaft ist es unerlässlich, mit ignoranten 
und unheilbringenden Vorurteilen beharrlich zu brechen.

 Es ist gut, dass es den Bericht gibt, die Frage jedoch „Warum erst jetzt?“ gehört beantwortet.

Wir unterstützen die zentralen Forderungen der Kommission. Es ist höchste Zeit, begangenes Unrecht 
aufzuarbeiten, Sint*zze und Rom*nja als Verfolgte anzuerkennen, und alle politischen Maßnahmen, die 
erforderlich sind,  umgehend umzusetzen. Es muss sofort aufhören, dass geflüchtete Rom*nja, die in 
Deutschland Schutz suchen, abgeschoben werden.

Die Forderungen sind:

Berufung einer/s Beauftragten gegen Antiziganismus und Einsetzung eines unabhängigen 
Beratungskreises.

Schaffung einer ständigen Bund-Länder-Kommission.

Umfassende Anerkennung des nationalsozialistischen Genozids an Sint*zze und Rom*nja

Kommission zur Aufarbeitung des an Sint*zze und Rom*nja begangenen Unrechts in der BRD

Anerkennung von geflüchteten Rom*nja als besonders schutzwürdige Gruppe.

Umsetzung und Verstetigung von Partizipationsstrukturen

Darüber hinaus fordern wir den Hamburger Senat auf, dem Beispiel anderer Bundesländer zu folgen und 
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einen Staatvertrag mit den Organisationen zu schließen, die die Sint*zze und Rom*nja in Hamburg 
vertreten.

Hamburg, 8. August 2021
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Antrag E 070: Erinnerungsarbeit aktiv gestalten
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich in Form einer aktiven Erinnerungsarbeit mit rechtem Terror
 2 auseinander und gedenkt allen Opfern rechter Gewalttaten in würdiger Weise. Neben den
 3 Opfern müssen hierbei auch die Täter und Verstrickungen sowie Versäumnisse
 4 staatlicher Institutionen, wie zum Beispiel der Polizei oder dem Verfassungsschutz,
 5 klar benannt und kritisiert werden.

 6 Zudem beschließt ver.di, dass sie hierfür bereits regional bestehende Bündnisse und
 7 Arbeitsgruppen aktiv unterstützt oder solche initiiert. Dadurch soll ein öffentliches
 8 Erinnern an die Opfer rechter Gewalt überall dort etabliert werden, wo Menschen
 9 aufgrund ihrer Herkunft, ihrer Religion, ihrer Sexualität oder anderer Merkmale zu
 10 Zielen rechter Angriffe wurden oder werden.

 11 Zur Gedenkarbeit gehört auch die aktive Unterstützung des antifaschistischen
 12 Kongresses. Es ist selbstverständlich, dass dafür Gewerkschaftsräume und -häuser
 13 genutzt werden dürfen.

 14 Als konkretes Beispiel hierfür wird das Engagement im „Bündnis Gegen Das Vergessen“
 15 zum Gedenken an den von Neonazis ermordeten Klaus Peter Beer in der gleichen Weise
 16 wie bisher fortgesetzt.
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Antrag E 071: Aufklärung über Rassismus
Antragsteller*in: Bundesmigrationskonferenz
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 072

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich für eine institutionalisierte,umfassendere und wissenschaftlich
 2 basierte Aufklärung über (Alltags-)Rassismus und dessen Folgen an Kitas, Grund- und
 3 weiterführenden Schulen ein. Diese soll altersgerecht und gezielt von entsprechend
 4 geschulten Pädagog*innen verpflichtend in jedem Jahr durchgeführt werden. Grundlage
 5 dieser Maßnahmen sollten Landesantidiskriminierungsgesetze sein.

Begründung

Leider ist Rassismus noch immer ein allgegenwärtiges, strukturelles Problem unserer Gesellschaft. Die 
Mitgliederversammlung der Migrant*innen im ver.di-Bezirk Linker Niederrhein versteht es als einen 
essenziellen Bestandteil ihrer gewerkschaftlichen Arbeit, sich immer und in jeder Form gegen 
(Alltags-)Rassismus einzusetzen und schädliche Strukturen zu bekämpfen. Wir sind überzeugt: Es braucht 
bereits im frühen Kindesalter entsprechende Bildung und Sensibilisierung, um (Alltags-)Rassismus 
wirksam entgegenzuwirken.
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Antrag E 072: Aufklärung über Rassismus
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Linker Niederrhein
Status: Erledigt durch Antrag E 071
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 071

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di wird aufgefordert, sich für umfassendere und wissenschaftlich basierte
 2 Aufklärung über (Alltags-)Rassismus und dessen Folgen an Kindertagesstätten, Grund-
 3 und weiterführenden Schulen einzusetzen. Diese soll altersgerecht und gezielt von
 4 entsprechend geschulten Pädagog*innen verpflichtend in jedem Jahr durchgeführt
 5 werden.  

Begründung

Leider ist Rassismus noch immer ein allgegenwärtiges, strukturelles Problem unserer Gesellschaft. Die 
ver.di Jugend Linker Niederrhein versteht es als einen essentiellen Bestandteil ihrer gewerkschaftlichen 
Arbeit, sich immer und in jeder Form gegen (Alltags-)Rassismus einzusetzen und schädliche Strukturen zu 
bekämpfen. Wir sind überzeugt: Es braucht bereits im frühen Kindesalter entsprechende Bildung und 
Sensibilisierung, um (Alltags-)Rassismus wirksam entgegenzuwirken.
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Antrag E 073: FCK AfD
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Angenommen in geänderter Fassung durch Änderungsantrag E 073 

- Ä 002
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung durch Änderungsantrag E 073 - Ä 
002

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 074, E 075

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - 
Einzelabstimmung

 1 ver.di unterstützt die Petition vom Volksverpetzer „Prüft ein AfD Verbot - Wir
 2 fordern den Bundesrat auf, die Prüfung eines Verbotes der AfD beim zuständigen
 3 Bundesverfassungsgericht zu beantragen“ und fördert und unterstützt auf allen Ebenen
 4 jegliche antifaschistische Bemühungen.

Begründung

Sowohl die AfD-Fraktion im deutschen Bundestag als auch die zugehörige Partei sind Feinde des 
Deutschen Sozialstaates und unserer Demokratie.

Zusätzlich verfolgen die AfD und ihre Politiker*innen unter anderem eine rechtspopulistische Ideologie 
bzw. eine rechte Politik, das konsequente Leugnen des Klimawandels, eine rassistische Asylpolitik 
gegenüber Geflüchteten und vieles mehr.

Gegen Politiker*innen der AfD wird ermittelt – viel öfter als gegen die der anderen Parteien. Die Vorwürfe 
reichen von Betrug, Untreue, Steuerhinterziehung, sexueller Nötigung und Beihilfe zur gefährlichen 
Körperverletzung bis zu Volksverhetzung oder Beleidigung.

Ebenso wurde die gesamte AfD vom Verfassungsschutz als rechtsextremistischer Verdachtsfall eingestuft.

Eine menschenverachtende, undemokratische, faschistische und rechte Partei wie die AfD brauchen wir 
nicht.
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Antrag E 073 - Ä 002: Änderungsantrag zu E 073
Änderungsantrag zu E 073

Antragsteller*in: Joshua Kensy
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 073

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - 
Einzelabstimmung

Zeile 1 - 2

 1 ver.di setzt sich für ein sofortigesunterstützt die Petition vom Volksverpetzer „Prüft ein AfD Verbot - 
Wir fordern den Bundesrat auf, die Prüfung eines Verbotes der Partei „Alternative für Deutschland“ 

 2 (AfD) einAfD beim zuständigen Bundesverfassungsgericht zu beantragen“ und fördert und unterstützt 
auf allen Ebenen jegliche antifaschistische 

 3 Bemühungen.
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Antrag E 074: FCK-Partei Alternative für Deutschland
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz A
Status: Erledigt durch Antrag E 073
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 073

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di engagiert sich für ein sofortiges Verbot der Partei „Alternative für
 2 Deutschland“ und deren angeschlossene Gruppierungen in allen Ebenen und fördert und
 3 unterstützt jegliche antifaschistische Bemühungen.

Begründung

Sowohl die Fraktion Alternative für Deutschland im deutschen Bundestag als auch die zugehörige Partei 
sind Feinde des deutschen Sozialstaates und unserer Demokratie.

Zusätzlich verfolgen die Alternative für Deutschland sowie ihre Politiker*innen unter anderem eine 
rechtspopulistische Ideologie bzw. eine rechte Politik, das konsequente Leugnen des Klimawandels, eine 
rassistische Asylpolitik gegenüber Geflüchteten und vieles mehr.

Gegen Politiker*innen der Alternative für Deutschland wird ermittelt – viel öfter als gegen die der anderen 
Parteien. Die Vorwürfe reichen von Betrug, Untreue, Steuerhinterziehung, sexueller Nötigung und Beihilfe 
zu gefährlicher Körperverletzung bis zu Volksverhetzung oder Beleidigung.

Ebenso wurde die gesamte Alternative für Deutschland vom Verfassungsschutz als rechtsextremistischer 
Verdachtsfall eingestuft.

Eine menschenverachtende, undemokratische, faschistische und rechte Partei wie die Alternative für 
Deutschland brauchen wir nicht.
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Antrag E 075: FCK AFD
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 073
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 073

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Rechtsextremismus / Rassismus

Antragsblock: SG E - USG E.4 Rechtsextremismus / Rassismus - Blockabstimmung

 1 ver.di engagiert sich für ein sofortiges Verbot der Partei „Alternative für
 2 Deutschland“ (kurz: AfD) und deren angeschlossene Gruppierungen in allen Ebenen und
 3 fördert und unterstützt jegliche antifaschistische Bemühungen.

Begründung

Sowohl die AFD-Fraktion im Deutschen Bundestag als auch die zugehörige Partei sind Feinde des 
deutschen Sozialstaates und unserer Demokratie.

Zusätzlich verfolgen die AFD und ihre Politiker*innen unter anderem eine rechtspopulistische Ideologie 
bzw. eine rechte Politik, das konsequente Leugnen des Klimawandels, eine rassistische Asylpolitik 
gegenüber Geflüchteten und vieles mehr.

Gegen Politiker*innen der AFD wird ermittelt – viel öfter als gegen die der anderen Parteien. Die Vorwürfe 
reichen von Betrug, Untreue, Steuerhinterziehung, sexueller Nötigung und Beihilfe zur gefährlichen 
Körperverletzung bis zu Volksverhetzung oder Beleidigung.

Ebenso wurde die gesamte AFD vom Verfassungsschutz als rechtsextremistischer Verdachtsfall eingestuft.

Eine menschenverachtende, undemokratische, faschistische und rechte Partei wie die AFD brauchen wir 
nicht.
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Antrag E 076: Verbesserung der Situation von Migrant*innen und 
Stärkung der Repräsentanz von migrantischen Kolleg*innen 
innerhalb unserer Organisation
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Einzelabstimmung

 1 Nach wie vor sind Menschen, die hier leben und arbeiten, von der gleichberechtigten
 2 Teilhabe in Politik und Gesellschaft ausgeschlossen. Migrationspolitische Themen
 3 werden nach wie vor nicht genügend berücksichtigt. Der Koalitionsvertrag der neuen
 4 Bundesregierung gab Anfang 2022 Anlass zur Hoffnung; unter anderem plant sie, „für
 5 mehr Repräsentanz und Teilhabe ein Partizipationsgesetz vorzulegen“ und „die
 6 Partizipation der Einwanderungsgesellschaft zu stärken“. Es reicht jedoch nicht, dass
 7 wir als Organisation auf die Umsetzung in dieser Legislaturperiode vertrauen.

 8 ver.di wird aufgefordert, mit einem Programm zur Verbesserung der Situation der
 9 Migrant*innen und Partizipation in der Arbeitswelt sowohl die Umsetzung der
 10 migrationspolitischen Eckpunkte im Koalitionsvertrag einzufordern als auch mit
 11 eigenen Maßnahmen maßgeblich zu unterstützen.

 12 Gleichzeitig muss es eine zentrale Aufgabe von ver.di sein, in allen Gremien sowie
 13 auch das Hauptamt, auch in Führungspositionen und Vorständen, vielfältig zu besetzen.
 14 Hier sind Strukturen, Instrumente und überprüfbare Maßnahmen zu entwickeln und
 15 umzusetzen.

 16 Hierzu braucht es auch ein Umsetzungsprogramm in ver.di, unter anderem mit folgenden
 17 Schritten und konkreten Maßnahmen:

 18

 19

 20

 21

 22

 23

 24

 25

 26

 27

 28

 29

 30

 31

 32

Entwicklung von Materialien für Erwerbstätige und Auszubildende mit
Migrationshintergrund in mehreren Sprachen;

ver.di setzt sich bei der Bundesregierung für ein neues und durchlässigeres
Einwanderungsgesetz ein, das dazu beiträgt, Fachkräfte zu gewinnen und zu
qualifizieren und damit den Herausforderungen der Zukunft gerecht wird;

ver.di setzt sich ein für eine bessere Anerkennung von im Ausland erworbenen
schulischen und beruflichen Qualifikationen von Migrant*innen;

ver.di fordert einen aktiven Beitrag der Regionaldirektionen (der Bundesagentur
für Arbeit) zur Überwindung von Vorbehalten von Unternehmen bezüglich der
Ausbildung von Jugendlichen mit Migrationshintergrund ein;

ver.di setzt sich in diesem Zusammenhang für Modellprojekte ein, in denen
Jugend- und Auszubildendenvertretungen gemeinsam mit den arbeitsmarktpolitischen
Akteuren der Berufsberatung und -orientierung Ausbildungsabbruchrisiken von
Jugendlichen mit Migrationshintergrund identifizieren und abmildern.

Das Chancenaufenthaltsrecht muss auch all jene Menschen berücksichtigen, welche
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 33

 34

 35

nach dem 31. Dezember 2016 in die Bundesrepublik Deutschland eingereist und
somit vom Chancenaufenthaltsrecht gänzlich ausgeschlossen sind (nach Paragrafen
§25a und §25b Aufenthaltsgesetz [AufenthG]).

 36 Darüber hinaus setzt sich die ver.di unter anderem dafür ein, dass

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

 46

 47

 48

 49

 50

 51

 52

 53

 54

auch auf der Bundesebene Aktivitäten und Maßnahmen zur Ausweitung der
Mitbestimmung sowohl auf politischer Ebene („Wahlrecht für alle“) als auch auf
der betrieblichen Ebene („antirassistische Mitbestimmung“) erfolgen;

auf allen Ebenen die politische Partizipation von Migrant*innen wächst und es
künftig auch mehr politische Mandatsträger*innen mit Migrationshintergrund gibt;

kontinuierlich weitere Beratungs- und Anlaufstellen in allen Bundesländern für
Betroffene und Opfer von Rassismus und Rechtsextremismus implementiert werden;

in ver.di Mentoring-Programme für Migrant*innen entwickelt werden, bei denen die
Migrant*innen selbst als Expert*innen aufgrund ihrer eigenen Erfahrungen
einzubeziehen sind;

Sichtbarkeit und Repräsentanz von Kolleg*innen mit Migrationshintergrund an
zentralen Entscheidungen zukünftig in ver.di dauerhaft zu stärken und
partizipieren zu lassen - bedeutet: 
Sowohl hauptamtlich, auch in allen Führungsfunktionen, als auch ehrenamtlich in
allen Fachbereichen, deren Vorstandsgremien und Personengruppen von der Bezirks-
, Landes- und Bundesebene bis hin zum Gewerkschaftsrat und Bundesvorstand zu
berücksichtigen, so dass sich die kulturelle Vielfalt der Kolleg*innen sichtbar
widerspiegelt und in den jeweiligen Gremien dauerhaft vertreten sind.

Begründung

Es ist höchste Zeit für mehr politische Teilhabe! Es ist höchste Zeit für die Ausweitung des politischen 
Wahlrechts. Ebenso braucht es endlich ein neues und durchlässigeres Einwanderungsgesetz, das dazu 
beiträgt, um den Herausforderungen der Zukunft gerecht zu werden. Nicht über, sondern mit 
Migrant*innen für eine diverse Gesellschaft. Die kulturelle Diversität der Nationen ist längst überfällig!

Dies gilt auch innerhalb von ver.di. Die hohe Mitgliederanzahl von Migrant*innen spricht für sich. Aus 
diesem Grund müssen die Stimmen unserer Kolleg*innen mit Migrationshintergrund endlich mehr Gehör 
finden bzw. entsprechend als Selbstverständlichkeit dauerhaft berücksichtigt und umgesetzt werden. 
Aufgrund eigener Erfahrungen sind sie wichtige Ansprechpartner*innen und Expert*innen für 
Mehrfachdiskriminierung und bei Fragen zu Rassismus, Antisemitismus und Rechtsextremismus usw...

Die Stimmen aller Kolleg*innen mit Migrationshintergrund sind Spiegelbild unserer ver.di und müssen in 
unserer Organisation zukünftig sichtbar sein. Deshalb sind alle Gremien vielfältig zu besetzen. Alle 
Beschäftigten müssen den Eindruck haben, dass sie in den Gremien entsprechend ihrer Mitgliederanzahl 
vertreten und in der Außenwirkung repräsentiert werden.

Dies ist eine gemeinsame Verantwortung unserer ver.di.

Da uns dies ein wichtiges politisches Anliegen ist, bitten wir um Weiterleitung an den Bundeskongress.

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

139 / 224



Antrag E 077: Wahlrechtsreform in unserem Sinne
Antragsteller*in: Bundesmigrationskonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Blockabstimmung

 1 Mit der stetig steigenden Zahl von Eintritten eingewanderter Mitglieder in ver.di,
 2 steigt auch die Dringlichkeit die politischen Grundrechte der Kolleg*innen ohne
 3 deutschen Pass nach Teilhabe und Mitbestimmung aktiv zu vertreten.

 4 Trotz (oder gerade wegen) der Absichten der Bundesregierung eine generelle Einführung
 5 der doppelten / mehrfachen Staatsangehörigkeit in der Bundesrepublik Deutschland in
 6 seiner Amtsperiode zu ermöglichen, müssen die Aktivitäten für ein inklusives
 7 Wahlrecht aufgrund der politischen Notwendigkeiten intensiviert werden.

 8 ver.di schmiedet zu diesem Zweck Bündnisse mit anderen Organisationen, um die
 9 Forderung in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken und gesellschaftlich
 10 mehrheitsfähig zu machen.

 11 Denn es ist vorherzusehen, dass Millionen Menschen trotz frischem Einbürgerungsantrag
 12 weiterhin jahr(zehnt)elang von der Stimmabgabe ausgeschlossen bleiben, weil eine
 13 Antragsflut nicht fristgemäß bearbeitet werden kann.

 14 Zusätzlich ist noch offen, welche mitunter unpraktikablen Vorausetzungen für die
 15 Einbürgerung bestehen bleiben (Voraufenthaltszeiten, durchgängige
 16 sozialversicherungspflichtige Beschäftigung). Es ist davon auszugehen, dass viele
 17 Kolleg*innen ausgeschlossen bleiben und die deutsche Staatsbürgerschaft immer noch
 18 nicht beantragen werden können. Auch diese Menschen brauchen eine Stimme in der
 19 Politik. Dies erfordert die gleichzeitige Reform der Einbürgerungsgesetzgebung und
 20 die Erweiterung des Wahlrechts.

 21 Da aktuell über eine „Wahlrechtsreform“ zur Verkleinerung des Bundestages und die
 22 Absenkung des Wahlalters diskutiert wird, ist die Zeit mehr als reif, das Wahlrecht
 23 allgemein zu bearbeiten.

 24 ver.di wird sich in der Öffentlichkeit, gegenüber den Parteien und den Bundes- und
 25 Landesregierungen weiter dafür einsetzen, dass die Definition, wer wählen darf, an
 26 die Realität einer modernen Einwanderungsgesellschaft angepasst wird. Denn wo 16-
 27 Jährige wählen dürfen, müssen auch ihre zugewanderten Eltern und Großeltern eine
 28 Stimme bekommen!

Begründung

Als Forderung „Politische Partizipation jetzt - Wahlrecht für alle!“ zu den Bundestagswahlen 2013 hat ver.di 
zum ersten Mal thematisiert, mit welcher Dringlichkeit die Demokratiedefizite für Menschen ohne 
deutschen Pass korrigiert werden müssten.

Wer von politischen Entscheidungen betroffen ist, sollte durch das Wahlrecht an dem Zustandekommen 
der Entscheidungen beteiligt sein. Doch jede*r zehnte Beschäftigte darf in der Bundesrepublik 
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Deutschland nicht wählen, in der Leiharbeit betrifft dies sogar jede*n vierte *n Kolleg*in.

Das exklusiv an die deutsche Staatsangehörigkeit gekoppelte Wahlrecht bedeutet den faktischen 
Ausschluss eines wachsenden Teils hier lebender und arbeitender Menschen. Denn von den über neun 
Millionen Einwander*innen, die keinen deutschen Pass besitzen, verfügt nur ein Teil als EU-Angehörige 
über das kommunale Wahlrecht. Über 4,5 Millionen volljähriger Bürger*innen sind von jeglichen Wahlen 
und selbst kommunalen Volksentscheiden ausgeschlossen, obwohl sie seit durchschnittlich 19 Jahren hier 
leben. Diese Entrechtung betrifft in besonderem Maße Arbeitnehmer*innen, die Steuern und Abgaben in 
der Bundesrepublik Deutschland entrichten, aber von der zentralen Form politischer Mitbestimmung 
ausgeschlossen sind.
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Antrag E 078: Gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Blockabstimmung

 1 Zur Demokratie gehören nicht nur Pflichten, sondern auch Rechte.

 2 ver.di setzt sich für eine Ausweitung der Beteiligungsrechte an unserem
 3 demokratischen Rechtsstaat ein. Dazu gehören:

 4
 5

 6

 7
 8
 9

 10

 11

 12

Ein modernes Einwanderungsgesetz und eine Integrationspolitik, die Anreize
zum Bleiben bietet statt auszugrenzen.

Die vereinfachte Anerkennung von Bildungsabschlüssen.

Ein Teilhabe- / und Wahlrecht für hier lebende Menschen ohne deutschen Pass nach
dem Vorbild der Wahl- und Beteiligungsrechte in den Betrieben und Dienststellen
unseres Landes.

Eine gute öffentliche Infrastruktur / Daseinsvorsorge, die unkompliziert und
kostengünstig genutzt werden kann.

Die interkulturelle Öffnung des öffentlichen Dienstes.

Begründung

Die Diskussionen um die deutsche Einwanderungs- und Integrationspolitik wird derzeit wieder verstärkt 
geführt. Wir leiden in allen Bereichen unter erheblichem Personalmangel und die weltweiten 
Fluchtbewegungen nehmen zu. Armut und Kriege werden auf absehbare Zeit anhaltende Phänomene sein, 
der Klimawandel wird hier weiter verstärkend wirken.

Angesichts der auch in der Bundesrepublik Deutschland immer größer werdenden Kluft zwischen Arm und 
Reich und den zu wenig auf Gerechtigkeit ausgerichteten Maßnahmen der Politik wittern 
undemokratische, rechte und rassistische Kräfte neue Chancen, Migrant*innen zu den Schuldigen zu 
erklären und unsere Demokratie anzugreifen. Es ist unsere gewerkschaftspolitische Verpflichtung, hier 
gegenzusteuern. Nicht nur am Arbeitsplatz, sondern in der gesamtgesellschaftlichen Verantwortung.

Durch den hohen Anteil an Menschen, die hier leben und arbeiten und allen Pflichten unseres Landes 
unterworfen sind, aber von vielen Rechten ausgeschossen werden, weil sie nur deutschen Staatsbürgern 
zustehen, gerät unsere Demokratie zunehmend in Gefahr. Dadurch, dass sie sich insbesondere an Wahlen 
nicht (bzw. EU-Bürger*innen nur eingeschränkt auf kommunaler Ebene) beteiligen dürfen, entsteht ein 
Demokratiedefizit. Diese wird dadurch verstärkt, dass für Menschen, die diese Rechte nicht haben, der 
Anreiz, sich insbesondere in Parteien selbst politisch zu betätigen, deutlich reduziert, denn sie dürfen ja 
nicht für Mandate kandidieren. Daher fehlen in den Parteien, die nach dem Grundgesetz zur 
Willensbildung beitragen sollen, die Stimmen der vielen ausländischen Staatsbürger*innen, die aus 
unseren Betrieben und Dienststellen nicht wegzudenken sind, ohne die der Laden tatsächlich nicht laufen 
würde.

Gerade jetzt ist es wichtig, hier aktiv vorzugehen. Während wir den Personalmangel kommen sehen und in 

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

142 / 224



allen Branchen Pläne gemacht werden, wie Personal aus dem Ausland gewonnen werden kann, müssen 
diese Überlegungen damit einhergehen, von den Personen, um die wir werden, nicht nur die 
Arbeitsleitung abzufordern, sondern ihnen neben den Pflichten auch Rechte zu geben.

Eine umfassendere Teilhabe an demokratischen Grund- bzw. Beteiligungsrechten wie von uns gefordert 
auch für Menschen ohne deutschen Pass bedeutet, deren Bedürfnissen besser gerecht zu werden und 
Ausgrenzung entgegenzusteuern. Ihre spezifischen Anliegen können somit direkter in die demokratischen 
Strukturen unserer Gesellschaft eingebracht werden.

Gleichzeitig mit den rechtlichen Rahmenbedingungen für die Beteiligung an der Demokratie müssen wir 
auch dafür Sorge tragen, dass Demokratie gelebt und als gerecht empfunden werden kann. Das ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die öffentliche Daseinsvorsorge gut funktioniert und allen offen steht. 
Wer mit einem günstigen ÖPNV-Ticket ohne Tarifdschungel zur Arbeit, in die Schule oder mit den Kindern 
in die Kita fahren kann, wer im Bürgerbüro schnell einen Termin bekommt und gut beraten wird, wer 
Zugang zu Bildung, Kultur und Sport hat, fühlt sich wohl und hat gute Gründe, die Demokratie zu stützen.

Unser öffentlicher Dienst sollte Vorreiter und nicht Schlusslicht sein, wenn es darum geht, Migrant*innen 
im Erwerbsleben eine Perspektive zu bieten. Dass diverse Teams besser und effektiver arbeiten, ist längst 
erwiesen, in der Beschäftigtenstruktur des öffentlichen Dienstes aber noch lange nicht angekommen. Wir 
werden unseren Beitrag leisten, dies zu ändern.
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Antrag E 079: Gültigkeit der Unterschrift unabhängig von der 
Staatsbürgerschaft    
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Blockabstimmung

 1 ver.di wird sich dafür einsetzen, dass die gültige Unterschrift im Rahmen einer
 2 Volksinitiative oder eines Bürgerbegehrens nicht von der deutschen Staatsbürgerschaft
 3 abhängig gemacht wird. Alle dauerhaft hier lebenden Menschen im wahlfähigen Alter
 4 sollen sich an Volksinitiativen und Bürgerbegehren beteiligen können.

Begründung

Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Gültigkeit der Unterschrift für eine Volksinitiative oder ein 
Bürgerbegehren wie zum Beispiel der von „Gesunde Krankenhäuser NRW“ oder anderen von der deutsche 
Staatsbürgerschaft abhängig gemacht wird.

Die hier dauerhaft lebenden Menschen sollten unabhängig von ihrer Staatsbürgerschaft über 
Gegebenheiten, die ihren Alltag, ihre Gesundheitsversorgung usw. betreffen entscheiden können und 
somit ein gültiges Votum im Rahmen einer Volksinitiative oder eines Bürgerbegehrens abgeben können.  
Die direkte Demokratie muss weiter ausgebaut werden. Die in der Bundesrepublik Deutschland lebenden 
Menschen müssen die Möglichkeit erhalten in bestimmten Bereichen Mitbestimmung zu erlangen, auch 
wenn sie nicht die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, denn sie sind Teil unserer Gesellschaft.
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Antrag E 080: Antrag auf Ablehnung von Abschiebung
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt Abschiebungen, unabhängig ihrer Begründung und ihres Ziellandes als
 2 unsolidarisch und menschenunwürdig ab.

 3 ver.di setzt sich auf allen Ebenen gegen Abschiebungen und für eine weltoffene
 4 Migrationspolitik ein. 

Begründung

Wir sind der Auffassung, dass dies sich in allen Bereichen als unsolidarisch kennzeichnet und nicht in 
Verhältnismäßigkeit zum heutigen Gedankengut der Jugend weltweit steht. Das verweisen aus einem Land, 
sollte ungeachtet von der ethnischen Herkunft, der Religionszugehörigkeit, der Sexualität, der sexuellen 
Orientierung, des Geschlechtes und der politischen Orientierung frei Wählen dürfen, ob und wann sie ein 
Kriegsgebiet oder ein anderes Land, für ihr eigenes Wohl als gefährdet betrachten und dieses zum 
Eigenschutz verlassen wollen oder müssen. Auch ungeachtet davon, sollte die Möglichkeit und die 
Bereitschaft der jeweiligen Landes offen gehalten werden, unseren Mitmenschen die Wahl ihres 
Heimatortes frei Wählen lassen zu können. 
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Antrag E 081: Solidarität mit allen Geflüchteten
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Hessen
Status: Erledigt durch Antrag E 001
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 001

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt ein klares Zeichen, dass es keine Geflüchteten "zweiter Klasse" gibt und
 2 trotz des Angriffskrieges durch Russland Geflüchtete aus anderen Kriegsgebieten oder
 3 Krisensituationen weiterhin aufgenommen werden müssen. Dies beinhaltet auch, dass zu
 4 der systematischen Benachteiligung durch Behörden eine klare Gegenposition bezogen
 5 wird.

 6 ver.di setzt sich auf allen Ebenen und in allen Bereichen zum Beispiel innerhalb der
 7 Gewerkschaft, gesamtgesellschaftlich und betrieblich für ALLE Geflüchteten ein.

Begründung

Wir leben in einer Welt die Flucht produziert. Kriege, Klimawandel und post-koloniale Ausbeutung führen 
weltweit zu einem sozial-ökonomischen Ungleichgewicht. Die Welt teilt sich in Gewinner*innen und 
Verlierer*innen dieser Verhältnisse. Die Staaten der Europäischen Union als Teil derer, die durch diese 
Verhältnisse stark profitieren, stehen in der Verantwortung einerseits die Fluchtursachen zu bekämpfen 
und gleichzeitig Menschen, deren Lebensgrundlage zerstört wurde aufzunehmen. Wir haben Platz und die 
Möglichkeiten Menschen unabhängig ihrer Herkunft aufzunehmen. Es geht um sichere Fluchtrouten und 
einen sicheren Hafen und nicht um Abschottung und eine schnellstmögliche Abschiebung. Wer hier ist, 
soll auch bleiben können.

Das ist eine universelle Forderung, die Menschen nicht ausschließen darf, die gerade nicht im Fokus der 
Öffentlichkeit stehen.
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Antrag E 082: Gleichbehandlung flüchtender Personen
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Berlin-Brandenburg
Status: Angenommen in geänderter Fassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Blockabstimmung

 1 ver.di fordert eine gleiche Behandlung aller flüchtender Personen um eine weitere
 2 Verletzung des Grundrechts auf Gleichbehandlung (Grundgesetz Art. 3 Abs. 3) zu
 3 unterbinden. Vorbild hierfür soll der Umgang mit Geflüchteten aus der Ukraine in der
 4 Kriegssituation im Frühjahr 2022 sein, welcher trotz Nicht-EU-Zugehörigkeit der
 5 Ukrainer*innen das vereinfachte Verfahren ermöglicht. 

Begründung

"Neben dem Grundrecht auf Asyl gemäß Artikel 16a Grundgesetz gibt es gemäß den Vorschriften der 
Qualifikations-Richtlinie, des Asylgesetzes (AsylG) und des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) drei weitere 
Schutzformen: Flüchtlingsschutz gemäß § 3 AsylG, subsidiären Schutz gemäß § 4 AsylG und 
Abschiebungsverbote gemäß § 60 Abs. 5 und Abs. 7 AufenthG." 

Im deutschen Asylrecht gibt es verschiedene Anforderungen an Asylsuchende. Dies sieht für EU-
Bürger*innen ein vereinfachtes Verfahren vor, um sich legal in der Bundesrepublik Deutschland 
aufzuhalten. Wohingegen Menschen aus Nicht-EU-Ländern ein deutlich komplizierteres Verfahren 
durchlaufen müssen.

EU-Bürger*innen

"Unionsbürger*innen sowie ihre Familienangehörigen haben ein voraussetzungsloses dreimonatiges 
Aufenthaltsrecht, für das sie lediglich einen gültigen Personalausweis oder Pass besitzen müssen.
Für einen über drei Monate hinausgehenden Aufenthalt genießen Arbeitnehmer*innen, Selbstständige 
und Dienstleistende Freizügigkeit. Personen, die sich zur Arbeitssuche in Deutschland aufhalten, sind bis 
zu sechs Monate lang freizügigkeitsberechtigt und auch darüber hinaus, wenn sie nachweisen können, 
dass sie weiterhin eine Arbeit suchen und entsprechende Chancen auf eine Einstellung haben.

Nichterwerbstätige Unionsbürger*innen sind dann freizügigkeitsberechtigt, wenn sie über ausreichend 
Existenzmittel und Krankenversicherungsschutz verfügen."

Nicht-EU-Bürger*innen

"Menschen, die nicht Unionsbürger oder eine Staatsangehörigkeit von Island, Liechtenstein, Norwegen 
oder der Schweiz haben, benötigen für einen rechtmäßigen längeren Aufenthalt in Deutschland eine 
Erlaubnis. Diese Erlaubnis nennt man „Aufenthaltstitel“. In vielen Fällen muss diese Erlaubnis vorab vor 
der Einreise vorliegen. Einen Aufenthaltstitel, der vor der Einreise in einer Botschaft oder einem 
Generalkonsulat als Aufkleber im Pass erteilt wurde, nennt man „Visum“. Aufenthaltstitel muss man 
beantragen." 

Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland Artikel 3 Absatz 3 steht: "Niemand darf wegen seines 
Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines 
Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. 
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden."
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Die unterschiedlichen Verfahren zum Erhalt einer Asylbescheinigung sind unter Berücksichtigung des 
Grundgesetzes unserer Meinung nach eine Diskriminierung und müssen schnellstens geändert werden, da 
jedem Asylsuchenden Sicherheit und Schutz gewährleistet werden sollte. Ein guter erster Schritt ist hier 
der Verlauf der aktuellen Asylpolitik für die Bürger*innen der Ukraine. Obwohl sie keine Bürger*innen der 
EU sind, wird ihnen das vereinfachte Verfahren der Asylbeantragung ermöglicht. Dieses Verfahren kann 
Anwendung auf Flüchtende aus allen Herkunftsländern finden. Es zeigt wie schnell eine gelungene 
Integration in die Mitte unserer Gesellschaft gelingen kann, vermeidet die Bildung (neuer) sozialer 
Randgruppen und ermöglicht die gleichgestellte Teilhabe am Sozialgefüge in der Bundesrepublik 
Deutschland.

Quellen: https://www.bmi.bund.de/DE/themen/migration/asyl-fluechtlingsschutz/asyl-
fluechtlingspolitik/asyl-fluechtlingspolitik-
node.html;jsessionid=A69D8415FF5FDB95DC17BD3ECB5F8B05.2_cid295#doc9392670bodyText1

https://www.asyl.net/themen/aufenthaltsrecht/eu-staatsangehoerige/

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/AsylFluechtlingsschutz/faq-ukraine.pdf?
__blob=publicationFile&v=9

https://www.anwalt.org/asylrecht-migrationsrecht/asylverfahren/
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Antrag E 083: Anerkennung von absoluter Armut und Folgen von 
Umweltzerstörung und Klimawandel als Asylgründe
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 

Bundesvorstand
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zur Weiterleitung an den 
Bundesvorstand

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Migration und Flucht

Antragsblock: SG E - USG E.5 Migration und Flucht - Einzelabstimmung

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass absolute Armut und Folgen von Umweltzerstörung und
 2 Klimawandel als Asylgründe anerkannt werden.

Begründung

Gemäß § 28 der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte haben Menschen einen Anspruch auf eine 
soziale und internationale Ordnung, in der sie die ihnen zustehenden Rechte und Freiheiten 
vollumfänglich verwirklichen können. Bedauerlicherweise kommt die internationale Gemeinschaft diesem 
universalen Anspruch auf soziale Gerechtigkeit und Solidarität nicht in angemessenem Umfang nach: 
Weltweit sind Menschen derartig von absoluter Armut oder den Folgen von Umweltzerstörung und 
Klimawandel betroffen, dass sie kein selbstbestimmtes Leben führen und zum Teil nicht einmal 
überlebensnotwendige Bedürfnisse – beispielsweise nach Essen, Unterkunft oder medizinischer 
Versorgung – befriedigen können. Die derart Betroffenen erleben lebensbedrohliche Zwänge und 
Notlagen, die sie ebenso wie Krieg und Verfolgung zur Flucht nötigen.

Die auf ökonomischer Konkurrenz und Effizienz basierende globale Wirtschaftsordnung nimmt in dieser 
Hinsicht keine Rücksicht auf den Erhalt existenzieller Lebensgrundlagen der betroffenen Menschen. 
Staaten wie die Bundesrepublik Deutschland, die durch ihren wirtschaftlichen Erfolg maßgeblich von 
dieser internationalen Wirtschaftsordnung profitieren, tragen eine besondere Verantwortung denjenigen 
gegenüber, auf deren Kosten dieser wirtschaftliche Erfolg basiert.

Entsprechend § 5 Nr. 2 S. 4 ihrer Satzung tritt ver.di (in Zusammenarbeit mit den internationalen 
Gewerkschaftsverbänden) „für die Wahrung und Verwirklichung der Menschenrechte, für die Achtung der 
Menschenwürde, für ein friedliches Zusammenleben, für den Schutz der natürlichen Umwelt und für eine 
sozial gerechte Weltordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung mit gleichen Entwicklungschancen 
in allen Regionen der Welt ein.“

Die vorgeschlagene Positionierung ist deshalb aus gewerkschaftspolitischer Sicht folgerichtig und leistet 
einen Beitrag zur Umsetzung gewerkschaftlicher Grundwerte wie der sozialen Gerechtigkeit und der 
globalen Solidarität.
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Antrag E 084: Perspektiven für Frieden, Sicherheit und Abrüstung 
in einer Welt im Umbruch
Antragsteller*in: Gewerkschaftsrat
Status: Angenommen in geänderter Fassung durch Änderungsantrag E 084 

-Ä002 · E 084 -Ä003 · E 084 -Ä008 · E 084 -Ä010
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung durch Änderungsantrag E 084 -
Ä002 · E 084 -Ä003 · E 084 -Ä008 · E 084 -Ä010

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 085, E 087, E 097, E 099, E 104, E 106, E 107, E 108, E 109, E 110, E 
111, E 112, E 113, E 114, E 115, E 116, E 117

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Einzelabstimmung
Blockabstimmung über die 
Empfehlungen der AK zu den 
Änderungsanträgen zu E 084

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(66.381 %)
(33.619 %)

543
275
38

856
Abstimmung über die Empfehlung 
der AK

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(79.444 %)
(20.556 %)

657
170
26

853

 1 Der mittlerweile mehr als ein Jahr andauernde völkerrechtswidrige Angriffskrieg
 2 Russlands auf die Ukraine hat die europäische Friedens- und Sicherheitsordnung nach
 3 dem Ende des Kalten Krieges massiv beschädigt und unermessliches Leid über die
 4 Menschen in der Ukraine gebracht.

 5 Unser Respekt und unsere Solidarität gehören den bedrohten Menschen in der Ukraine,
 6 die mutig ihre Freiheit verteidigen. Und unser Respekt und unsere Solidarität gehören
 7 auch den Menschen in Russland und Belarus, die sich mutig trotz Verhaftungen und
 8 fortgesetzter Repressionen gegen diesen Krieg stellen.

 9 ver.di lehnt Krieg als Mittel der Politik entschieden ab und verurteilt den brutalen
 10 Überfall Russlands auf die Ukraine. Die Entscheidung der russischen Führung,
 11 gewaltsam Grenzen zu verschieben, ihr mehrfach wiederholtes Bestreben, einem
 12 großrussischen Reich wieder mehr Geltung zu verschaffen – in welchen Grenzen auch
 13 immer –, ihre Bereitschaft, dafür zahllose Menschenleben unter der Zivilbevölkerung
 14 in der Ukraine zu vernichten wie auch ihre eigenen Soldat*innen und Söldner*innen zu
 15 opfern, ist durch nichts zu rechtfertigen oder zu relativieren: Russland muss die
 16 Angriffe einstellen und seine Truppen aus der Ukraine zurückziehen. Dass Russland
 17 seinen unmenschlichen Angriffskrieg unbeirrt und lediglich gebremst durch die
 18 ukrainische Verteidigung fortsetzt, stellt die europäische wie auch insgesamt die
 19 westliche Staatengemeinschaft und alle, die an Frieden und Sicherheit interessiert
 20 sind, vor schwere Herausforderungen und Dilemmata.

 21 Die Entscheidung der Europäischen Union wie auch der Bundesregierung, den russischen
 22 Angriff auf die Ukraine nicht unbeantwortet zu lassen und der angegriffenen Ukraine
 23 auf vielfältige Weise zu helfen wie auch Sanktionen zu verhängen, die der russischen
 24 Führung die Fortsetzung des Angriffskrieges erschweren und russische Oligarchen
 25 treffen sollen, die das Kriegsregime stützen, war und ist grundsätzlich richtig. Die
 26 Sanktionen müssen dabei zielgenau sein, ihre Einhaltung konsequent überwacht, die
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 27 Wirksamkeit überprüft und evaluiert und sie müssen gegebenenfalls angepasst werden.
 28 Die aktuellen Sanktionen werden diesem Anspruch jedoch nicht gerecht. Dies liegt auch
 29 daran, dass die Vermögensverhältnisse in Europa so intransparent sind, dass es nicht
 30 möglich ist, konsequent gegen die Vermögen russischer Oligarchen vorzugehen. ver.di
 31 fordert deshalb Transparenz über die Vermögensverhältnisse in Deutschland und Europa
 32 herzustellen, um konsequent die Stützen des russischen Regimes in den Fokus der
 33 Sanktionen nehmen zu können. Sanktionen, die in erster Linie die breite Bevölkerung
 34 treffen lehnt ver.di ab. Darüber hinaus muss Russland aufgezeigt werden, mit welchen
 35 Schritten es zur Aufhebung der Sanktionen kommen kann. Eine Perspektive, die die
 36 russische Wirtschaft dauerhaft schädigen will, lehnt ver.di ausdrücklich ab. Die
 37 Erwartung, dass Russland die Angriffe sowohl auf militärische Frontlinien auf
 38 ukrainischem Territorium als auch auf zivile Infrastruktur und die Bevölkerung der
 39 Ukraine einstellt und sich zumindest aus ukrainischem Territorium in den Grenzen des
 40 Minsker Abkommens zurückzieht, hat sich bislang nicht erfüllt.

 41 Die Ukraine bei ihrer Verteidigung gegen die russischen Angriffe und ihrem Bemühen um
 42 Wiederherstellung territorialer Integrität auch mit militärischem Material wie Waffen
 43 aus den Reihen der NATO-Mitglieder zu unterstützen, ist völkerrechtlich zulässig und
 44 eine Unterstützung der Angegriffenen, die es ihnen ermöglicht, sich weiter zu
 45 verteidigen. Zugleich ergibt sich daraus für die unterstützenden Staaten wie
 46 Deutschland eine besondere Verantwortung, mit Blick auf Art, Umfang und Schwere
 47 gelieferten militärischen Materials, nicht selbst zu einer Kriegspartei in diesem
 48 Konflikt zu werden. Die Lieferung von immer mehr und schweren Waffen macht 
 49 Deutschland immer mehr zur Kriegspartei. ver.di lehnt die Lieferung der Taurus-
 50 Marschflugkörper an die Ukraine ab. Das Wohl der eigenen Bevölkerung darf nicht
 51 gefährdet werden.

 52 Es gibt in der Bevölkerung unterschiedliche Haltungen, die Sorgen sind unübersehbar:
 53 Gewaltsame Grenzverschiebungen dürfen nicht toleriert und die Ukraine den russischen
 54 Angriffen nicht schutzlos ausgeliefert werden. Das wäre auch ein fatales Signal für
 55 etwaige Folgetaten oder Nachahmungen und in der Konsequenz auch eine Bedrohung für
 56 Deutschland und die osteuropäischen Nachbarstaaten, aber auch für Europa insgesamt
 57 und darüber hinaus. Zugleich darf es nicht zu einer weiteren Eskalation dieses
 58 Krieges kommen, die die Bevölkerung in Europa oder darüber hinaus gefährdet, etwa
 59 indem Russland auf die militärische Unterstützung der Ukraine mit Atomangriffen
 60 reagiert. Beide Sichtweisen sind jeweils nachvollziehbare Positionen und schließen
 61 sich auch nicht zwingend aus. Auch wenn sie unterschiedliche „Risikofaktoren“ in den
 62 Blick nehmen – die jeweils für sich nicht in Abrede zu stellen sind –, treffen sie
 63 sich in der Sorge um eine Ausweitung und Zuspitzung des Krieges und dem Wunsch nach
 64 Frieden. Sie entsprechen dem Meinungsspektrum auch in der Mitgliedschaft. Diese
 65 unterschiedlichen Meinungen haben ihren Platz in ver.di – ver.di steht für einen
 66 respektvollen Umgang untereinander, auch bei strittigen Themen. Uns eint die
 67 Ablehnung eines Denkens in rein militärischen Kategorien.

 68 Der öffentliche Diskurs zum weiteren Umgang mit dem Krieg Russlands gegen die Ukraine
 69 ist gegenwärtig übermäßig fixiert auf Waffenlieferungen und militärische Lösungen in
 70 Kategorien wie „Sieg“ oder „Niederlage“. Das ist problematisch, da so weder
 71 Strategien der Konfliktbeilegung jenseits militärischer Gewalt in den Blick genommen
 72 werden, noch eine Verständigung darüber in Gang kommt, wie eine längerfristig
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 73 tragfähige europäische Sicherheits- und Friedensordnung mit Russland jenseits einer
 74 Auf- und Hochrüstungsspirale gegenseitiger Abschreckung aussehen kann. ver.di fordert
 75 die Bundesregierung, die EU und die internationale Staatengemeinschaft auf, alle
 76 diplomatischen Bemühungen zu unternehmen, das Töten und die Vergewaltigung von
 77 Menschen in der Ukraine so schnell wie möglich zu beenden und Perspektiven für
 78 Frieden und Sicherheit in der Region und Europa insgesamt zu erarbeiten.

 79 Russlands Angriff auf die Ukraine hat in Deutschland auch eine Debatte über die
 80 zukünftige Ausrichtung und Ausrüstung der Bundeswehr eröffnet. Angesichts der
 81 Erkenntnis, dass es auch im 21. Jahrhundert mitten in Europa zu weitreichenden
 82 militärischen Bedrohungen kommen kann, rücken die Fähigkeiten der Bundeswehr zur
 83 Landes- und Bündnisverteidigung in den Vordergrund, die Frage von internationalen
 84 Auslandseinsätzen demgegenüber in den Hintergrund. ver.di organisiert viele
 85 Zivilbeschäftigte bei der Bundeswehr und auch Soldat*innen und tritt für eine
 86 Bundeswehr ein, die eine demokratisch kontrollierte Parlamentsarmee bleibt, ihrem
 87 grundgesetzlichen Auftrag als Verteidigungsarmee gerecht werden kann und die im
 88 Grundgesetz verankerte Trennung ziviler Wehrverwaltung und militärischer Organisation
 89 zwingend beachtet. Das ist eine Bundeswehr, die sich als Arbeitgeberin umfassend an
 90 Tarifverträge hält, die Regeln der Mitbestimmung einhält und bei der alle
 91 Beschäftigten, einschließlich der Soldat*innen so ausgestattet sind, dass sie ihre
 92 Aufgaben erfüllen können. Dabei ist der Soldat*innenberuf kein Beruf wie jeder
 93 andere, weshalb es eine besondere Sensibilität in der Bewerbung und öffentlichen
 94 Darstellung der Bundeswehr bedarf. Dazu gehört auch, dass keine Werbung der
 95 Bundeswehr unter Minderjährigen erfolgt. Keine Kooperation von Schulen und
 96 Bundeswehr. Die Entscheidung der Bundesregierung, keine Rekrutierung Minderjähriger
 97 zum Dienst an der Waffe mehr zuzulassen war deshalb ein richtiger Schritt. 
 98 (Erläuterung: s. ver.di-Beschluss A 230 vom 3. Bundeskongress 2011)

 99 Die Bundeswehr hat angesichts von kostspieligen und teils zweifelhaften
 100 Auslandseinsätzen der vergangenen Jahrzehnte einerseits und Sparmaßnahmen
 101 andererseits, wie sie auch andere Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge betrafen,
 102 Infrastrukturdefizite und Ausrüstungsmängel bis hin zu unzureichender persönlicher
 103 Kleidung von Soldat*innen zu beklagen. Erst langsam setzt sich die Einsicht durch,
 104 dass die Organisation und Ausstattung von Streitkräften nach
 105 Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten und unter Privatisierung vormals öffentlicher
 106 Aufgaben wie Bewachung, Fahrdienst oder Verpflegung gerade im zivilen Bereich der
 107 Bundeswehr ein Fehler war. Wie auch in anderen Bereichen gilt, dass der Staat eine
 108 originär staatliche Aufgabe der Daseinsvorsorge wie Verteidigung auch in öffentlicher
 109 Hand wahrnehmen muss. Die Behebung der bestehenden Mängel bedarf finanzieller Mittel.
 110 Angesichts des russischen Angriffs auf die Ukraine jedoch ad hoc Schulden in Form
 111 eines Sondervermögens von 100 Milliarden Euro ausschließlich für die Bundeswehr aus
 112 dem Ärmel zu schütteln, während andere Bereiche öffentlicher Daseinsvorsorge wie
 113 KiTas, Schulen, Krankenhäuser und viele weitere öffentliche materielle und soziale
 114 Infrastrukturen bekanntermaßen seit vielen Jahren unter massiven
 115 Investitionsdefiziten leiden, ohne dass seitens der Bundesregierung auch nur
 116 ansatzweise ähnliche Programme erwogen wurden, ist mehr als fragwürdig und wird daher
 117 von ver.di abgelehnt.

 118 Noch kritischer ist das Vorhaben der Bundesregierung zu sehen, das Zwei-Prozent-Ziel
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 119 der NATO dauerhaft erfüllen oder übererfüllen zu wollen. Abgesehen von den massiven
 120 Mehrausgaben, die wir ablehnen, ausgehend von den derzeitigen Verteidigungsausgaben
 121 in Höhe von ca. 1,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes, werden Militärausgaben damit
 122 an konjunkturelle Schwankungen gekoppelt, nach der sie bei guter Konjunktur stark
 123 ansteigen, in einer Rezession aber auch sinken können. Das Zwei-Prozent-Ziel ist
 124 keine geeignete Orientierungsgröße für die finanzielle Ausstattung der Bundeswehr und
 125 wird daher von ver.di abgelehnt. Konkrete Ausstattungsbedarfe der Bundeswehr müssen
 126 politisch entschieden und öffentlich diskutiert werden. Sie bedürfen der
 127 parlamentarischen Kontrolle und demokratischen Debatte und nicht eines
 128 konjunkturabhängigen Automatismus. Der richtige politische Maßstab ist, die
 129 finanzielle Ausstattung der Bundeswehr an dem zu bemessen, was zur Erfüllung ihrer
 130 Aufgaben in der Landes- und Bündnisverteidigung erforderlich ist. Dafür setzt ver.di
 131 sich auch im Interesse der Kolleg*innen in der Bundeswehr ein.

 132 So bedrohlich der Krieg Russlands gegen die Ukraine keine 1.000 Kilometer von
 133 deutschen Grenzen entfernt ist, es darf daraus nicht der Schluss einer Auf- und
 134 Hochrüstung der Bundeswehr und der NATO gezogen werden. Das betrifft zum einen die
 135 Entwicklung neuartiger Waffen und Waffensysteme und der Verwendung neuer
 136 Technologien, wie „Künstlicher Intelligenz“. Weder dürfen öffentliche Hochschulen und
 137 Forschungseinrichtungen auf die eine oder andere Weise, etwa durch strukturelle
 138 Unterfinanzierung, dazu gedrängt werden, entsprechende Forschung durchzuführen (und
 139 Zivilklauseln faktisch auszuhebeln), noch dürfen autonome Waffensysteme entwickelt
 140 oder durch die Bundeswehr eingesetzt werden. ver.di fordert die Bundesregierung auf,
 141 sich für die weltweite Ächtung autonomer Waffen einzusetzen. Zum anderen betrifft das
 142 die mit der Anschaffung amerikanischer F35-Kampfjets bereits eingeleitete
 143 Modernisierung der „nuklearen Teilhabe“ Deutschlands, die von ver.di abgelehnt wird.
 144 Die zerstörerischen Folgen eines Einsatzes von Nuklearwaffen sind kaum berechenbar,
 145 die Auswirkungen auf Menschen und andere Lebewesen hinsichtlich der Betroffenheit in
 146 räumlicher und zeitlicher Hinsicht schwer einzugrenzen. Auch hier sollte sich die
 147 Bundesregierung wie auch bezüglich anderer biologischer und chemischer
 148 Massenvernichtungswaffen für eine weltweite Ächtung einsetzen und darauf hinarbeiten,
 149 dass weitere Staaten dem Atomwaffensperrvertrag beitreten und selbst den
 150 Atomwaffenverbotsvertrag zu unterzeichnen und zu ratifizieren.

 151 Mit Sorge sieht ver.di die Fortdauer der viel zu vielen anderen Kriege und
 152 gewaltsamen Konflikte in der Welt. Diese sind angesichts des Krieges in der Ukraine
 153 teilweise weiter aus der öffentlichen Aufmerksamkeit gerückt oder werden gar im
 154 Schatten dieses Krieges intensiviert. Die Menschen auch in Konfliktregionen wie
 155 Äthiopien, dem Jemen, Sudan, Iran und Syrien haben ein Recht auf Wahrung ihrer
 156 körperlichen Unversehrtheit, ihrer Menschenrechte und ihrer Freiheit, auf ein Leben
 157 frei von Armut und Not, ein Recht auf gute Arbeit und auf Zukunftsperspektiven. Die
 158 internationale Staatengemeinschaft darf diese Menschen nicht vergessen und muss die
 159 Bemühungen um friedliche Beilegungen dieser Konflikte verstärken.

 160 Besonders besorgniserregend ist, dass nicht nur laufende Kriege und Konflikte in den
 161 letzten Jahren nicht oder kaum weniger geworden sind, sondern dass auch geopolitische
 162 Spannungen zwischen Weltregionen zugenommen haben und eine Rückkehr des Denkens in
 163 Machtblöcken zu beobachten ist. Solche Denkweisen und daran ausgerichtetes Handeln
 164 von Regierungen in den internationalen Beziehungen bedeuten einen gefährlichen
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 165 Rückschritt in Richtung vermehrter Konfrontation. Die Herausforderungen, vor denen
 166 die Menschheit als Ganzes in diesen Tagen steht, lassen sich jedoch nur gemeinsam,
 167 mit intensiverer Kooperation bewältigen. Es braucht daher dringend intensiver
 168 Bemühungen Deutschlands und der internationalen Staatengemeinschaft, um allgemeine
 169 und weltweite kontrollierte Abrüstung.

 170 ver.di wirbt im DGB für einen erweiterten, umfassenden Sicherheitsbegriff, der nicht
 171 nur auf militärische Sicherheit beschränkt ist, sondern auch soziale Sicherheit,
 172 Gesundheit (Stichwort Pandemien), Versorgungssicherheit, eine faire Globalisierung,
 173 ökologische Nachhaltigkeit, Klimaresilienz und nicht zuletzt
 174 Geschlechtergerechtigkeit umfasst. Sowohl die Corona-Pandemie als auch die
 175 Auswirkungen des menschengemachten Klimawandels zeigen auf die eine oder andere
 176 Weise, dass auf einem begrenzten Planeten mit Milliarden Menschen, die auf
 177 vielfältige Weise voneinander abhängig und aufeinander angewiesen sind, letztlich
 178 niemand sicher ist, bevor es nicht alle sind. Erst wenn eine solch umfassende
 179 Sicherheit für alle Menschen realisiert ist, werden wir von einer gerechten und
 180 dauerhaft friedlichen Weltordnung sprechen können. Eine Aufgabe für Generationen, an
 181 deren Mitwirkung sich ver.di hier und jetzt im Rahmen der deutschen wie der
 182 europäischen und internationalen Gewerkschaftsbewegung wie auch der Friedensbewegung
 183 verpflichtet sieht.

 184 Diese Perspektive einer umfassenden Sicherheit für alle Erdenbürger*innen zu
 185 verfolgen, muss aus Sicht von ver.di oberstes Ziel der internationalen
 186 Staatengemeinschaft sein, das in ihren höchsten Institutionen wie den Vereinten
 187 Nationen und ihrer Unterorganisationen verfolgt werden muss.
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Antrag E 084 -Ä001: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Einzelabstimmung
GO-Antrag auf geheime 
Abstimmung

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(46.231 %)
(53.769 %)

368
428
46

842
Abstimmung über Empfehlung der 
AK

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(76.485 %)
(23.515 %)

644
198
24

866

Zeile 21 - 27

 21 Die Entscheidung der Europäischen Union wie auch der Bundesregierung, den russischen 
 22 Angriff auf die Ukraine nicht unbeantwortet zu lassen und der angegriffenen Ukraine 
 23 auf vielfältige Weise zu helfen wie auch Sanktionen zu verhängen, die der russischen 
 24 Führung die Fortsetzung des Angriffskrieges erschweren und russische Oligarchen 
 25 treffen sollen, die das Kriegsregime stützen, war und ist grundsätzlich richtig. Die 
 26 Sanktionen müssen dabei zielgenau sein, ihre Einhaltung konsequent überwacht, die 
 27 Wirksamkeit überprüft und evaluiert und sie müssen gegebenenfalls angepasst werden.
 28 Die Erwartung, dass Russland die Angriffe sowohl auf militärische Frontlinien auf
 29 ukrainischem Territorium als auch auf zivile Infrastruktur und die Bevölkerung der
 30 Ukraine einstellt und sich zumindest aus ukrainischem Territorium in den Grenzen des
 31 Minsker Abkommens zurückzieht, hat sich bislang nicht erfüllt.
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Antrag E 084 -Ä002: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Angenommen in geänderter Fassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 39

 32 Die Ukraine bei ihrer Verteidigung gegen die russischen Angriffe und ihrem Bemühen um
 33 Wiederherstellung territorialer Integrität auch mit militärischem Material wie Waffen
 34 aus den Reihen der NATO-Mitglieder zu unterstützen, ist völkerrechtlich zulässig und
 35 eine Unterstützung der Angegriffenen, die es ihnen ermöglicht, sich weiter zu
 36 verteidigen. Zugleich ergibt sich daraus für die unterstützenden Staaten wie
 37 Deutschland eine besondere Verantwortung, mit Blick auf Art, Umfang und Schwere
 38 gelieferten militärischen Materials, nicht selbst zu einer Kriegspartei in diesem 

 39 Konflikt zu werden. Die Lieferung von immer mehr und schweren Waffen macht Deutschland immer 
mehr zur Kriegspartei. ver.di lehnt die Lieferung der Taurus-Marschflugkörper an die Ukraine ab. Das 
Wohl der eigenen Bevölkerung darf nicht gefährdet werden.
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Antrag E 084 -Ä003: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Angenommen in geänderter Fassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme in geänderter Fassung

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 83 - 85

 67 Russlands Angriff auf die Ukraine hat in Deutschland auch eine Debatte über die
 68 zukünftige Ausrichtung und Ausrüstung der Bundeswehr eröffnet. Angesichts der
 69 Erkenntnis, dass es auch im 21. Jahrhundert mitten in Europa zu weitreichenden
 70 militärischen Bedrohungen kommen kann, rücken die Fähigkeiten der Bundeswehr zur
 71 Landes- und Bündnisverteidigung in den Vordergrund, die Frage von internationalen
 72 Auslandseinsätzen demgegenüber in den Hintergrund. ver.di organisiert viele
 73 Zivilbeschäftigte bei der Bundeswehr und auch Soldat*innen und tritt für eine
 74 Bundeswehr ein, die eine demokratisch kontrollierte Parlamentsarmee bleibt, ihrem
 75 grundgesetzlichen Auftrag als Verteidigungsarmee gerecht werden kann und die im
 76 Grundgesetz verankerte Trennung ziviler Wehrverwaltung und militärischer Organisation
 77 zwingend beachtet. Das ist eine Bundeswehr, die sich als Arbeitgeberin umfassend an
 78 Tarifverträge hält, die Regeln der Mitbestimmung einhält und bei der alle
 79 Beschäftigten, einschließlich der Soldat*innen so ausgestattet sind, dass sie ihre
 80 Aufgaben erfüllen können. Dabei ist der Soldat*innenberuf kein Beruf wie jeder
 81 andere, weshalb es eine besondere Sensibilität in der Bewerbung und öffentlichen
 82 Darstellung der Bundeswehr bedarf. Dazu gehört auch, dass keine Werbung der 

 83 Bundeswehr unter Minderjährigen erfolgt. Keine Kooperation von Schulen und Bundeswehr. Die 
Entscheidung der Bundesregierung, keine

 84 Rekrutierung Minderjähriger zum Dienst an der Waffe mehr zuzulassen war deshalb ein
 85 richtiger Schritt. (Erläuterung: s. ver.di-Beschluss A 230 vom 3. Bundeskongress 2011)

Begründung

(s. ver.di Beschluss A 230 vom 3. Bundeskongress 2011)

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

157 / 224



Antrag E 084 -Ä004: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 66

 56 Der öffentliche Diskurs zum weiteren Umgang mit dem Krieg Russlands gegen die Ukraine
 57 ist gegenwärtig übermäßig fixiert auf Waffenlieferungen und militärische Lösungen in
 58 Kategorien wie „Sieg“ oder „Niederlage“. Das ist problematisch, da so weder
 59 Strategien der Konfliktbeilegung jenseits militärischer Gewalt in den Blick genommen
 60 werden, noch eine Verständigung darüber in Gang kommt, wie eine längerfristig
 61 tragfähige europäische Sicherheits- und Friedensordnung mit Russland jenseits einer
 62 Auf- und Hochrüstungsspirale gegenseitiger Abschreckung aussehen kann. ver.di fordert
 63 die Bundesregierung, die EU und die internationale Staatengemeinschaft auf, alle
 64 diplomatischen Bemühungen zu unternehmen, das Töten und die Vergewaltigung von
 65 Menschen in der Ukraine so schnell wie möglich zu beenden und Perspektiven für 

 66 Frieden und Sicherheit in der Region und Europa insgesamt zu erarbeiten. ver.di fordert von der 
Bundesregierung, alles zu tun für einen sofortigen Waffenstillstand und die Aufnahme von 
Verhandlungen.
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Antrag E 084 -Ä005: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 97 - 104

 86 Die Bundeswehr hat angesichts von kostspieligen und teils zweifelhaften
 87 Auslandseinsätzen der vergangenen Jahrzehnte einerseits und Sparmaßnahmen
 88 andererseits, wie sie auch andere Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge betrafen,
 89 Infrastrukturdefizite und Ausrüstungsmängel bis hin zu unzureichender persönlicher
 90 Kleidung von Soldat*innen zu beklagen. Erst langsam setzt sich die Einsicht durch,
 91 dass die Organisation und Ausstattung von Streitkräften nach
 92 Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten und unter Privatisierung vormals öffentlicher
 93 Aufgaben wie Bewachung, Fahrdienst oder Verpflegung gerade im zivilen Bereich der
 94 Bundeswehr ein Fehler war. Wie auch in anderen Bereichen gilt, dass der Staat eine
 95 originär staatliche Aufgabe der Daseinsvorsorge wie Verteidigung auch in öffentlicher
 96 Hand wahrnehmen muss. Die Behebung der bestehenden Mängel bedarf finanzieller Mittel. 

 97 Angesichts des russischen Angriffs auf die Ukraine jedoch ad hoc Schulden in Form 
 98 eines Sondervermögens von 100 Milliarden Euro ausschließlich für die Bundeswehr aus 
 99 dem Ärmel zu schütteln, während andere Bereiche öffentlicher Daseinsvorsorge wie 
 100 KiTas, Schulen, Krankenhäuser und viele weitere öffentliche materielle und soziale 
 101 Infrastrukturen bekanntermaßen seit vielen Jahren unter massiven 
 102 Investitionsdefiziten leiden, ohne dass seitens der Bundesregierung auch nur 
 103 ansatzweise ähnliche Programme erwogen wurden, ist mehr als fragwürdig und wird daher 
 104 von ver.di abgelehntsagt Nein zu dem 100 Mrd. Euro Sondervermögen für Aufrüstung und fordert 

ausreichende Finanzierung der Kitas, Schulen, Krankenhäuser, Kommunen und viele weitere 
öffentliche materielle und soziale Infrastrukturen.
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Antrag E 084 -Ä006: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 39

 32 Die Ukraine bei ihrer Verteidigung gegen die russischen Angriffe und ihrem Bemühen um
 33 Wiederherstellung territorialer Integrität auch mit militärischem Material wie Waffen
 34 aus den Reihen der NATO-Mitglieder zu unterstützen, ist völkerrechtlich zulässig und
 35 eine Unterstützung der Angegriffenen, die es ihnen ermöglicht, sich weiter zu
 36 verteidigen. Zugleich ergibt sich daraus für die unterstützenden Staaten wie
 37 Deutschland eine besondere Verantwortung, mit Blick auf Art, Umfang und Schwere
 38 gelieferten militärischen Materials, nicht selbst zu einer Kriegspartei in diesem 

 39 Konflikt zu werden. Das Wohl der eigenen Bevölkerung darf nicht gefährdet werden. ver.di fordert die 
Aufhebung einer Sanktionspolitik, die Deutschland mit einer Verschärfung der Wirtschaftskrise, der 
Gefahr von Deindustrialisierung und drastischen Verteuerung bezahlt, die die Existenz zahlreicher 
Klein- und Mittelbetriebe, wie auch Handwerksbetriebe in Frage stellt und Millionen 
Arbeitnehmer*innen mit sozialem Absturz bedroht.

Zugleich schädigt die Sanktionspolitik die Wirtschaften des "globalen Südens".
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Antrag E 084 -Ä007: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 48

 40 Es gibt in der Bevölkerung unterschiedliche Haltungen, die Sorgen sind unübersehbar:
 41 Gewaltsame Grenzverschiebungen dürfen nicht toleriert und die Ukraine den russischen
 42 Angriffen nicht schutzlos ausgeliefert werden. Das wäre auch ein fatales Signal für
 43 etwaige Folgetaten oder Nachahmungen und in der Konsequenz auch eine Bedrohung für
 44 Deutschland und die osteuropäischen Nachbarstaaten, aber auch für Europa insgesamt
 45 und darüber hinaus. Zugleich darf es nicht zu einer weiteren Eskalation dieses
 46 Krieges kommen, die die Bevölkerung in Europa oder darüber hinaus gefährdet, etwa
 47 indem Russland auf die militärische Unterstützung der Ukraine mit Atomangriffen 

 48 reagiert. 
Seit einem Jahr tobt ein grausamer Krieg in der Ukraine. Weder der Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine noch die kriegerische Eskalation durch die Nato, unter Führung der USA, haben die 
russischen, die ukrainischen, und auch nicht die deutschen Arbeitnehmer*innen entschieden.
Finanzminister Lindner brüstet sich bei einem Besuch in Kiew damit, dass Deutschland bereits 
insgesamt 22 Milliarden Euro für die Ukraine mobilisiert habe: 12 Milliarden an Militärhilfe, 10 
Milliarden für die Unterbringung, Verpflegung und Betreuung Geflüchteter aus der Ukraine. Und er 
weiß auch schon, dass der Krieg lang andauern wird. Dafür sind fünf Milliarden Euro pro Jahr bis 2027 
im Haushalt als „Ertüchtigungshilfen“ für das ukrainische Militär fest eingeplant. 
Der von Lindner vorgelegte Haushalt spricht eine zynisch-offene Sprache: 
Mehr Geld für Aufrüstung, an den Ausgaben für die Öffentliche Daseinsvorsorge, für Soziales, für 
Bildung und Gesundheitsversorgung wird gespart. 
Angesichts dieser massiven Kriegsaufrüstung und der damit drohenden Eskalation des Krieges erklärt 
ver.di: Nein zu weiteren Waffenlieferungen.

 49 Beide Sichtweisen sind jeweils nachvollziehbare Positionen und schließen 
 49 sich auch nicht zwingend aus. Auch wenn sie unterschiedliche „Risikofaktoren“ in den
 50 Blick nehmen - die jeweils für sich nicht in Abrede zu stellen sind -, treffen sie
 51 sich in der Sorge um eine Ausweitung und Zuspitzung des Krieges und dem Wunsch nach
 52 Frieden. Sie entsprechen dem Meinungsspektrum auch in der Mitgliedschaft. Diese
 53 unterschiedlichen Meinungen haben ihren Platz in ver.di - ver.di steht für einen
 54 respektvollen Umgang untereinander, auch bei strittigen Themen. Uns eint die
 55 Ablehnung eines Denkens in rein militärischen Kategorien.
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Antrag E 084 -Ä008: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Olaf Harms
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 120

 119 So bedrohlich der Krieg Russlands gegen die Ukraine keine 1.000 Kilometer von 

 120 deutschen Grenzen entfernt ist, es darf daraus nicht der Schluss einer grenzenlosen 
 121 Auf- und Hochrüstung der Bundeswehr und der NATO gezogen werden. Das betrifft zum
 122 einen die Entwicklung neuartiger Waffen und Waffensysteme und der Verwendung neuer
 123 Technologien, wie „Künstlicher Intelligenz“. Weder dürfen öffentliche Hochschulen und
 124 Forschungseinrichtungen auf die eine oder andere Weise, etwa durch strukturelle
 125 Unterfinanzierung, dazu gedrängt werden, entsprechende Forschung durchzuführen (und
 126 Zivilklauseln faktisch auszuhebeln), noch dürfen autonome Waffensysteme entwickelt
 127 oder durch die Bundeswehr eingesetzt werden. ver.di fordert die Bundesregierung auf,
 128 sich für die weltweite Ächtung autonomer Waffen einzusetzen. Zum anderen betrifft das
 129 die mit der Anschaffung amerikanischer F35-Kampfjets bereits eingeleitete
 130 Modernisierung der „nuklearen Teilhabe“ Deutschlands, die von ver.di abgelehnt wird.
 131 Die zerstörerischen Folgen eines Einsatzes von Nuklearwaffen sind kaum berechenbar,
 132 die Auswirkungen auf Menschen und andere Lebewesen hinsichtlich der Betroffenheit in
 133 räumlicher und zeitlicher Hinsicht schwer einzugrenzen. Auch hier sollte sich die
 134 Bundesregierung wie auch bezüglich anderer biologischer und chemischer
 135 Massenvernichtungswaffen für eine weltweite Ächtung einsetzen und darauf hinarbeiten,
 136 dass weitere Staaten dem Atomwaffensperrvertrag beitreten und selbst den
 137 Atomwaffenverbotsvertrag zu unterzeichnen und zu ratifizieren.

Begründung

Der Begriff „grenzenlos“ ist unbestimmt. Die Grenze ist nicht definiert. So werden NATO-Politiker meinen, 
dass 2% des BIP für Rüstung nicht grenzenlos ist während unsere verdi-Position schon das 100 Mrd-Paket 
der Ampelregierung und erst recht die NATO-2%-Regelung ablehnen. Auf- und Hochrüstung ist generell 
abzulehnen. Denn jeder Cent, der in die Rüstung fließt, steht für andere Dinge, z.B. der Daseinsvorsorge, 
nicht mehr zur Verfügung. Daher mussten alle Ressort im Haushaltsplan der Bundesregierung einsparen, 
damit wenigstens der Rüstungshaushalt steigen kann. Auch der zu verurteilende Krieg Russlands gegen 
die Ukraine kann nicht als Begründung für Auf- und Hochrüstung dienen, da es vollkommen unrealistisch 
ist, dass Russland selber oder ein anderer Staat uns oder andere NATO-Staaten militärisch angreifen 
würde. Weder ist ein Interesse daran erkennbar noch bestehen dazu ausreichende militärische 
Möglichkeiten.
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Antrag E 084 -Ä009: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Gotthard Krupp-Boulboulle, René Arnsburg, und weitere Delegierte
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 106 - 118

 105 Noch kritischer ist das Vorhaben der Bundesregierung zu sehen, das Zwei-Prozent-Ziel 

 106 der NATO dauerhaft erfüllen oder übererfüllen zu wollen. Abgesehen von denWir lehnen sowohl die 
massiven

 107 Mehrausgaben, die wir ablehnen, ausgehend von den derzeitigen durch das Sondervermögen als auch 
die Erhöhung der jährlichen Verteidigungsausgaben

 108 in Höhe von ca. 1,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes, werden Militärausgaben damit 
 109 an konjunkturelle Schwankungen gekoppelt, nach der sie bei guter Konjunktur stark 
 110 ansteigen, in einer Rezession aber auch sinken können. Das Zwei-Prozent-Ziel ist 
 111 keine geeignete Orientierungsgröße für die finanzielle Ausstattung der Bundeswehr und 
 112 wird daher von ver.di abgelehnt. Konkrete Ausstattungsbedarfe der Bundeswehr müssen 
 113 politisch entschieden und öffentlich diskutiert werden. Sie bedürfen der 
 114 parlamentarischen Kontrolle und demokratischen Debatte und nicht eines 
 115 konjunkturabhängigen Automatismus. Der richtige politische Maßstab ist, die 
 116 finanzielle Ausstattung der Bundeswehr an dem zu bemessen, was zur Erfüllung ihrer 
 117 Aufgaben in der Landes- und Bündnisverteidigung erforderlich ist. Dafür setzt ver.di 
 118 sich auch im Interesse der Kolleg*innen in der Bundeswehr ein.ab.
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Antrag E 084 -Ä010: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Anja Voigt
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084
GO-Antrag auf Ende der Debatte Ja:

Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(64.151 %)
(35.849 %)

476
266

76
818

GO-Antrag auf Ende der Debatte zu 
allen Änderungsanträgen zu E084

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(63.909 %)
(36.091 %)

533
301
32

866
GO-Antrag auf Enbloc-Abstimmung 
der Änderungsanträge zu E084

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(66.308 %)
(33.692 %)

555
282

22
859

Zeile 28

 21 Die Entscheidung der Europäischen Union wie auch der Bundesregierung, den russischen
 22 Angriff auf die Ukraine nicht unbeantwortet zu lassen und der angegriffenen Ukraine
 23 auf vielfältige Weise zu helfen wie auch Sanktionen zu verhängen, die der russischen
 24 Führung die Fortsetzung des Angriffskrieges erschweren und russische Oligarchen
 25 treffen sollen, die das Kriegsregime stützen, war und ist grundsätzlich richtig. Die
 26 Sanktionen müssen dabei zielgenau sein, ihre Einhaltung konsequent überwacht, die
 27 Wirksamkeit überprüft und evaluiert und sie müssen gegebenenfalls angepasst werden. 

 28 Die aktuellen Sanktionen werden diesem Anspruch jedoch nicht gerecht. Dies liegt auch daran, dass 
die Vermögensverhältnisse in Europa so intransparent sind, dass es nicht möglich ist, konsequent 
gegen die Vermögen russischer Oligarchen vorzugehen. ver.di fordert deshalb Transparenz über die 
Vermögensverhältnisse in Deutschland und Europa herzustellen, um konsequent die Stützen des 
russischen Regimes in den Fokus der Sanktionen nehmen zu können. Sanktionen, die in erster Linie 
die breite Bevölkerung treffen lehnt ver.di ab. Darüber hinaus muss Russland aufgezeigt werden, mit 
welchen Schritten es zur Aufhebung der Sanktionen kommen kann. Eine Perspektive, die die 
russische Wirtschaft dauerhaft schädigen will, lehnt ver.di ausdrücklich ab. Die Erwartung, dass 
Russland die Angriffe sowohl auf militärische Frontlinien auf 

 29 ukrainischem Territorium als auch auf zivile Infrastruktur und die Bevölkerung der
 30 Ukraine einstellt und sich zumindest aus ukrainischem Territorium in den Grenzen des
 31 Minsker Abkommens zurückzieht, hat sich bislang nicht erfüllt.

Begründung
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Ausdrücklich begrüßen wir, dass in Fragen der Positionierung zum Ukrainekrieg versucht wurde, ein 
Meinungsspektrum abzubilden, das innerhalb von ver.di diskutiert wird, ohne zu abschließenden 
Festlegungen zu kommen. T

Trotzdem hat der Antrag in seiner aktuellen Fassung an einigen Stellen eine politische Schlagseite, die als 
Positionierung für mehr Aufrüstung gelesen werden können. Insbesondere die Begründung für die 
Ablehnung des 2%-Ziels der NATO erfolgt rein technokratisch, ohne die politische Auseinandersetzung um 
den damit verbundenen Zwang zur Steigerung der Rüstungsausgabe zu problematisieren.
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Antrag E 084 -Ä014: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Silvia Habekost
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 105 - 118

 105 Noch kritischer ist das Vorhaben der Bundesregierung zu sehen, das Zwei-Prozent-Ziel 
 106 der NATO dauerhaft erfüllen oder übererfüllen zu wollen. Abgesehen von den massiven 
 107 Mehrausgaben, die wir ablehnen, ausgehend von den derzeitigen Verteidigungsausgaben 
 108 in Höhe von ca. 1,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes, werden Militärausgaben damit 
 109 an konjunkturelle Schwankungen gekoppelt, nach der sie bei guter Konjunktur stark 
 110 ansteigen, in einer Rezession aber auch sinken können. Das Zwei-Prozent-Ziel ist 
 111 keine geeignete Orientierungsgröße für die finanzielle Ausstattung der Bundeswehr und 
 112 wird daher von ver.di abgelehnt. Konkrete Ausstattungsbedarfe der Bundeswehr müssen 
 113 politisch entschieden und öffentlich diskutiert werden. Sie bedürfen der 
 114 parlamentarischen Kontrolle und demokratischen Debatte und nicht eines 
 115 konjunkturabhängigen Automatismus. Der richtige politische Maßstab ist, die 
 116 finanzielle Ausstattung der Bundeswehr an dem zu bemessen, was zurAuch die Erfüllung ihrer 
 117 Aufgaben in der Landes- und Bündnisverteidigung erforderlich ist. Dafür setzt ver.di 
 118 sich auch im Interesse der Kolleg*innen in der Bundeswehr eindes NATO-Zwei-Prozent-Ziels lehnt 

ver.di ab. Statt einer festen Verpflichtung einen Teil des gesellschaftlichen Wohlstands in Aufrüstung 
zu investieren, muss es das Ziel bleiben, die Notwendigkeit von Aufrüstung durch internationale 
Entspannungspolitik zu reduzieren. Die Arbeitsverhältnisse und die Aufrüstung der 
Bundeswehrbeschäftigten müssen ausreichend finanziert werden. Das Zwei-Prozent-Ziel dient jedoch 
der Aufrüstung, nicht der Verbesserung der Beschäftigungsverhältnisse. Eine Verbesserung der 
Ausstattung bei der Bundeswehr bedeutet jedoch auch, dass in der Beschaffung die engen 
Verflechtungen zwischen Bundeswehr, Ministerium und Rüstungsindustrie beendet werden müssen.
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Antrag E 084 -Ä015: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Anja Voigt
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 96 - 104

 86 Die Bundeswehr hat angesichts von kostspieligen und teils zweifelhaften
 87 Auslandseinsätzen der vergangenen Jahrzehnte einerseits und Sparmaßnahmen
 88 andererseits, wie sie auch andere Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge betrafen,
 89 Infrastrukturdefizite und Ausrüstungsmängel bis hin zu unzureichender persönlicher
 90 Kleidung von Soldat*innen zu beklagen. Erst langsam setzt sich die Einsicht durch,
 91 dass die Organisation und Ausstattung von Streitkräften nach
 92 Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten und unter Privatisierung vormals öffentlicher
 93 Aufgaben wie Bewachung, Fahrdienst oder Verpflegung gerade im zivilen Bereich der
 94 Bundeswehr ein Fehler war. Wie auch in anderen Bereichen gilt, dass der Staat eine
 95 originär staatliche Aufgabe der Daseinsvorsorge wie Verteidigung auch in öffentlicher 

 96 Hand wahrnehmen muss. Die Behebung der bestehenden Mängel bedarf finanzieller Mittel. 
 97 Angesichts despolitische Verunsicherung durch den russischen Angriffs auf die Ukraine jedoch ad hoc 

Schulden in Form 
 98 eines Sondervermögens von 100 Milliarden Euro ausschließlich für die Bundeswehr aus 
 99 dem Ärmel zu schütteln, während andere Bereiche öffentlicher Daseinsvorsorge wie 
 100 KiTas, Schulen, Krankenhäuser und viele weitere öffentliche materielle und soziale 
 101 Infrastrukturen bekanntermaßen seit vielen Jahren unter massiven 
 102 Investitionsdefiziten leiden, ohne dass seitens derAngriffskrieg nutzt die Bundesregierung auch nur 
 103 ansatzweise ähnliche Programme erwogen wurden, ist mehr als fragwürdig und wird daher 
 104 von ver.di abgelehnt.nun jedoch, um mit einem Sondervermögen von 100 Milliarden Euro eine 

massive Aufrüstung durchzusetzten, für die es bisher keine gesellschaftlichen Mehrheiten gibt. Die 
damit geplanten Ausgaben haben schon zeitlich nichts mit der Unterstützung der Ukraine zu tun. Die 
Art und Weise, wie die aktuelle politisch Verunsicherung genutzt wird, um in Sachen Aufrüstung über 
Nacht Fakten zu schaffen, wird von ver.di deutlich kritisiert.

Zynisch erscheint diese Vorgehen insbesondere vor dem Hintergrund der massiven 
Finanzierungslücken in fast allen Bereichen der öffentlichen Infrastruktur, für die seit Jahren der 
politische Wille für eine konsequente Ausfinanzierung fehlt. Hier drohen durch die 
Prioritätenverschiebung hin zur Aufrüstung weitere Lücken. ver.di lehnt deshalb das 100 Milliarden 
Euro Sondervermögen und die damit verbundenen Aufrüstungspläne ab.

Begründung

Ausdrücklich begrüßen wir, dass in Fragen der Positionierungen zum Ukrainekrieg versucht wurde, ein 
Meinungsspektrum abzubilden, das innerhalb von ver.di diskutiert wird, ohne zu abschließenden 
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Festlegungen zu kommen. Dies wird der Offenheit der aktuellen Situation, in der tatsächlich zahlreiche 
Gewissheiten auf dem Prüfstand stehen gerecht.

Trotzdem hat der Antrag in seiner aktuellen Fassung an einigen Stellen eine politische Schlagseite, die als 
Positionierung für mehr Aufrüstung gelesen werden können. Insbesondere die Begründung für die 
Ablehnung des 2%-Ziels der NATO erfolgt rein technokratisch, ohne die politische Auseinandersetzung um 
die damit verbundenen Zwang zur Steigerung der Rüstungsausgaben zu problematisieren.
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Antrag E 084 -Ä016: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Silvia Habekost
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 157 - 161

 157 ver.di wirbt im DGB für einen erweiterten, umfassenden Sicherheitsbegriff, der nicht 
 158 nur aufin dessen Zentrum nicht die militärische Sicherheit beschränkt iststeht, sondern auchdie 

soziale Sicherheit,
 159 Gesundheit (Stichwort Pandemien), Versorgungssicherheit, eine faire Globalisierung,
 160 ökologische Nachhaltigkeit, Klimaresilienz und nicht zuletzt
 161 Geschlechtergerechtigkeit umfasst. Sowohl die Corona-Pandemie als auch die 
 162 Auswirkungen des menschengemachten Klimawandels zeigen auf die eine oder andere
 163 Weise, dass auf einem begrenzten Planeten mit Milliarden Menschen, die auf
 164 vielfältige Weise voneinander abhängig und aufeinander angewiesen sind, letztlich
 165 niemand sicher ist, bevor es nicht alle sind. Erst wenn eine solch umfassende
 166 Sicherheit für alle Menschen realisiert ist, werden wir von einer gerechten und
 167 dauerhaft friedlichen Weltordnung sprechen können. Eine Aufgabe für Generationen, an
 168 deren Mitwirkung sich ver.di hier und jetzt im Rahmen der deutschen wie der
 169 europäischen und internationalen Gewerkschaftsbewegung wie auch der Friedensbewegung
 170 verpflichtet sieht.
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Antrag E 084 -Ä017: Änderungsantrag zu E 084
Änderungsantrag zu E 084

Antragsteller*in: Christof Ostheimer (Herrn)
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: Blockabstimmung über Änderungsanträge zu E 084

Zeile 7

 5 Unser Respekt und unsere Solidarität gehören den bedrohten Menschen in der Ukraine,
 6 die mutig ihre Freiheit verteidigen. Und unser Respekt und unsere Solidarität gehören 

 7 auch den Menschen in Russland und Belarus sowie der Ukraine, die sich mutig trotz Verhaftungen 
und 

 8 fortgesetzter Repressionen gegen diesen Krieg stellen.

Begründung

Auch in der Ukraine gibt es massive Repression mit Verhaftungen gegen Kriegsgegner und 
Kriegsdienstverweigerer. Auch diese haben unsere Solidarität verdient. Das Menschenrecht auf die 
Verweigerung von Kriegsdienst ist universell. Niemand darf zum Dienst mit der Waffe gezwungen werden!
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Antrag E 085: Keine Waffenlieferungen
Antragsteller*in: Bundesmigrationskonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Einzelabstimmung

 1 ver.di stellt sich gegen jegliche Lieferung von Waffen. 

 2 Die Bundesregierung stimmte einer Lieferung von MiG-29-Kampfjets an die Ukraine zu.
 3 Die polnische Regierung hatte die Genehmigung beantragt.

 4 Die fünf Jets stammen ursprünglich aus Beständen der nationalen Volksarmee der DDR.

 5 Die Bundesrepublik Deutschland hat Polen eine Exportgenehmigung für MiG-29-Kampfjets
 6 aus ehemaligen Beständen der nationalen Volksarmee der DDR erteilt.

 7 Bei einem Treffen am 21. April 2023 in Ramstein haben darüber hinaus Vertreter von
 8 mehr als 50 Staaten, darunter die Bundesrepublik Deutschland, auch über weitere
 9 Militärhilfe abgestimmt. 

 10 Am Grundsatz deutscher Rüstungsexportpolitik, keine Waffen in Krisengebiete zu
 11 liefern, sollte weiterhin festgehalten werden.

 12 Die Konferenz lehnt die Waffenlieferung ab und fordert den Bundeskongress auf, sich
 13 für einen Lieferstopp einzusetzen.
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Antrag E 086: Für die Rückkehr zum Primat der Politik - 
Verhandlungen und Verträge statt Aufrüstung und 
Sanktionspolitik!
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Stuttgart
Status: Abgelehnt
Empfehlung der 
Antragskommission:

Ablehnung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Einzelabstimmung
GO-Antrag auf Schließung der 
Redeliste

Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(58.516 %)
(41.484 %)

426
302
63

791

 1 ver.di setzt sich dafür ein, dass auf den Krieg in der Ukraine nicht mit weiterer
 2 Aufrüstungs- und Abschottungspolitik reagiert wird.

 3 Eine solche Politik, wie sie von der NATO und auch der Bundesregierung mit einer
 4 Erhöhung der Rüstungsausgaben von 32 Milliarden Euro im Jahr 2015 auf 50 Milliarden
 5 Euro im Jahr 2022 verfolgt worden ist, hat den völkerrechtswidrigen Überfall
 6 Russlands auf die Ukraine nicht verhindert. Die Ausweitung der NATO seit Ende der
 7 1990er Jahre von 16 auf gegenwärtig 30 Mitglieder anstelle des Aufbaus eines
 8 gesamteuropäischen Sicherheitssystems unter Einschluss Russlands hat nicht zu mehr
 9 Sicherheit, sondern zu erhöhter Spannung in Europa geführt. Wirtschaftliche
 10 Zusammenarbeit und Handel wurden nicht flankiert durch Abrüstungsverhandlungen und
 11 Abrüstungsverträge; im Gegenteil wurden in den letzten Jahren viele dieser Verträge
 12 gekündigt.

 13 Diese Politik des Westens hat ihren Anteil daran, dass in Russland die Kräfte
 14 gestärkt worden sind, die an die imperialistische Großmachtpolitik des Zarenreiches
 15 anknüpfen wollen.

 16 Dem müssen wir als Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung entgegentreten, indem wir laut
 17 sagen: Krieg darf nicht die Fortsetzung der Politik mit militärischen Mitteln sein.

 18 ver.di tritt für eine Politik der Abrüstung und Entspannung ein. Wir mischen uns als
 19 Teil der Friedensbewegung entsprechend in die gewerkschaftliche und gesellschaftliche
 20 Diskussion über eine Sicherheitspolitik ein, wie sie für Deutschland und Europa nötig
 21 ist.

 22 Wir fordern mit den Worten der großen Friedenskämpferin Bertha von Suttner: „Die
 23 Waffen nieder!“

 24

 25

 26

 27

 28

 29

Sofortige Einstellung aller Kampfhandlungen und sofortiger Waffenstillstand!

Aufnahme von Friedensverhandlungen, die die Sicherheitsinteressen sowohl
Russlands als auch der Ukraine berücksichtigen.

Keine weiteren Waffenlieferungen - sie verlängern den Krieg und führen zu noch
mehr Opfern.

Die Sanktionsmaßnahmen gegen Russland verkürzen nicht den Krieg, sondern
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 30

 31

 32

 33

 34

 35

 36

 37

 38

 39

 40

 41

 42

 43

 44

 45

verursachen vielmehr enorme wirtschaftliche und soziale Schäden in den
sanktionierenden Ländern und weltweit, mit Ausnahme der USA. Sie führen zu hoher
Inflation und machen es unmöglich, die Pariser Klimaziele zu erreichen. Wir
fordern den Stopp der katastrophalen Wirtschafts- und Finanzblockaden, unter
denen die Menschen weltweit leiden

Verhandlungen mit Russland über eine neue europäische Sicherheitsstruktur, die
die Interessen aller Seiten berücksichtigt, einschließlich des Interesses
Russlands an einem Rückzug der NATO-Truppen von ihren Grenzen. Frieden kann es
nur mit, nicht gegen Russland geben.

Die Aufrüstungspolitik der Bundesregierung dient nicht diesen Zielen, sondern
führt zu einer weiteren Militarisierung der Politik nach innen und außen;
militärische Mittel werden inzwischen als selbstverständlicher Teil der
Außenpolitik betrachtet. Wir lehnen eine solche Politik ab.

In diesem Sinne beteiligen wir uns an der gewerkschaftlichen und
gesellschaftlichen Meinungsbildung, auch durch die Organisierung eigener
Veranstaltungen und Konferenzen.

Begründung

Wir müssen wegkommen von der alleinigen Diskussion über militärische Antworten auf den Krieg 
Russlands gegen die Ukraine. Nur wenn wir uns mit der Vorgeschichte des Krieges befassen, können wir 
auch richtige Antworten erarbeiten, die eine friedlichere Zukunft ohne Kriege ermöglichen.

Die Aufrüstung der Bundeswehr hat keinen Einfluss auf den Krieg in der Ukraine, bindet aber 
milliardenfach Geldmittel, die für den Ausbau des Gesundheitswesens, Bildung, Soziales, Umwelt usw. 
dringend benötigt werden. Sie dient vielmehr dazu, Deutschland zur stärksten Militärmacht in Europa zu 
machen, führt aber nicht zu mehr Sicherheit für unser Land und Europa insgesamt.

Wurden anfangs die Sanktionen gegen Russland damit begründet, die finanziellen Quellen für die 
russische Kriegsführung auszutrocknen, ist ihr Ziel inzwischen laut Außenministerin Baerbock, „Russland 
zu ruinieren“. Das kann kein Ziel sein, das eine Gewerkschaft unterstützen kann.

Die Handelsbeziehungen in den 70er Jahren gegenüber der Sowjetunion wurden flankiert von 
Verhandlungen und Verträgen über mehr Sicherheit und Entspannung in Europa; zu einer solchen Politik, 
wie sie damals von sozialdemokratischen Kanzlern durchgeführt wurden, gilt es wieder zurückzukehren.

Während noch im DGB-Aufruf zum Antikriegstag 2021 angeprangert wurde, dass „sich die deutsche Politik 
in den Dienst einer verhängnisvollen Logik von Aufrüstung und Abschreckung“ stellt, die NATO den „Weg 
von einem Verteidigungsbündnis hin zu einer Interventionsallianz für Militäreinsätze außerhalb des 
Bündnisgebiets bereitet“ und sie „gezielt auf eine Konfrontation gegenüber Russland und China“ setzt, 
werden diese Erkenntnisse inzwischen in Frage gestellt. Gewerkschaftliche Friedenspolitik verlangt, 
darüber zu diskutieren und auch zu streiten, ob diese Einschätzungen noch richtig oder durch den 
Ukraine-Krieg überholt sind. Bei dieser Meinungsbildung muss ver.di eine wichtige Rolle spielen.     
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Antrag E 087: Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des 
Militäretats!  Steckt dieses Geld ins Gesundheitswesen, in 
Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und 
Infrastrukturmaßnahmen sowie in die Bekämpfung von Armut!
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Stuttgart
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 088, E 089, E 090, E 091, E 092, E 093, E 094, E 095, E 096, W 015

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt das Aufrüstungspaket der Bundesregierung mit 100 Milliarden Euro
 2 Sondervermögen und die Steigerung des Militäretats auf zwei oder mehr Prozent des
 3 Bruttoinlandsproduktes ab.

 4 ver.di stellt sich gegen jegliche atomare Teilhabe der Bundesrepublik Deutschland,
 5 auch durch den Kauf von Kampfjets, die Atombomben transportieren können. Wir fordern
 6 nach wie vor, dass die Bundesregierung den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet.

 7 ver.di fordert stattdessen, das Geld zu verwenden für das Gesundheitswesen, Soziales,
 8 Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen sowie zur
 9 Bekämpfung von Armut.

 10 ver.di engagiert sich für diese Ziele gegenüber der Bundesregierung, mobilisiert die
 11 eigenen Mitglieder für diese Ziele und arbeitet dafür mit der Friedensbewegung und
 12 allen gesellschaftlichen Gruppen zusammen, die gleiche Ziele verfolgen.

Begründung

Wenn die Bundesregierung ihre Vorhaben umsetzt, würde das bedeuten, mehr als 170 Milliarden Euro für 
die Rüstung auszugeben. Das sind mehr als 4.000,- Euro pro Haushalt in der Bundesrepublik Deutschland 
für Panzer, Kriegsschiffe und Kampfjets, die Atombomben transportieren sollen. Mit dieser Entscheidung 
wird auch an der gefährlichen Strategie der atomaren Abschreckung festgehalten.

Der deutsche Rüstungshaushalt ist seit 2015 um mehr als ein Drittel gestiegen – von rund 32 Milliarden 
Euro auf mittlerweile rund 50 Milliarden Euro im Jahr 2022. Wenn die Bundeswehr trotz dieser Ausgaben 
„blank“ oder „nackt“ dasteht, 50 Milliarden Euro also nicht reichen, „dann muss gefragt werden, was da 
eigentlich falsch läuft anstatt noch zusätzliches Geld hinterher zu werfen“, argumentiert der 
Bundestagsabgeordnete Frank Bsirske und fügt hinzu: „Die Bundeswehr hat ein Ausrüstungs-, aber kein 
Aufrüstungsdefizit.“  Wenn die Bundeswehr trotz des bestehenden Etats nackt sei, dann sei das ein 
„Desaster für diejenigen, die die politische Verantwortung hatten“, so Bsirske. Es sei ein „Offenbarungseid“ 
für die Kontrolle der Politik der unionsgeführten Verteidigungsministerien der letzten Jahrzehnte, erklärt 
Frank Bsirske. (Alle Zitate von Frank Bsirske vom 3. März 2022 aus Regensburg-digital).

Statt den Rüstungshaushalt enorm aufzublähen, ist es sinnvoll, dringende gesellschaftliche Aufgaben zu 
finanzieren, wie das desolate Gesundheitswesen, Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und 
Infrastrukturmaßnahmen sowie die Bekämpfung von Armut und prekärer Beschäftigung. Diese Aufrüstung 
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wird sich auch negativ auf unsere Tarifrunden auswirken. Mit einer Vermögensabgabe für Milliardäre 
müssen die sozialen und ökologischen Aufgaben finanziert werden, wie auch der Preisanstieg für Energie 
bei den ärmeren Teilen der Gesellschaft. Soziale Gerechtigkeit stärkt demokratische Gesellschaften.

Bei dem 100 Milliarden Euro schweren Aufrüstungspaket für die Bundeswehr geht es nicht um den am 24. 
Februar 2022 begonnenen Krieg Russlands gegen die Ukraine, sondern um das seit vielen Jahren 
diskutierte Zwei-Prozent-Ziel der NATO – das bislang auf großen Widerstand in der deutschen 
Öffentlichkeit gestoßen ist. Im Windschatten des Ukrainekriegs konnte es problemlos beschlossen 
werden. Es geht hier um eine langfristige Positionierung (in) der NATO und in Europa.

Diese massive Aufrüstung der Bundeswehr führt eher in Richtung eines neuen Wettrüstens und langen 
Kalten Krieges. Das ist teuer und gefährlich.
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Antrag E 088: Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des 
Militäretats! Steckt dieses Geld ins Gesundheitswesen, in Soziales, 
Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und 
Infrastrukturmaßnahmen sowie in die Bekämpfung von Armut!
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Hannover-Heide-Weser
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Das Aufrüstungspaket der Bundesregierung mit 100 Milliarden Euro Sondervermögen und
 2 die Steigerung des Militäretats auf über zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes wird
 3 von ver.di abgelehnt.

 4 ver.di stellt sich gegen jegliche atomare Teilhabe der Bundesrepublik Deutschland,
 5 auch durch den Kauf von Kampfjets, die Atombomben transportieren können. 

 6 ver.di fordert stattdessen das Geld zu verwenden für das Gesundheitswesen, Soziales,
 7 Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen sowie zur
 8 Bekämpfung von Armut. 

 9 ver.di engagiert sich für diese Ziele gegenüber der Bundesregierung, mobilisiert die
 10 eigenen Mitglieder für diese Ziele und arbeitet dafür mit der Friedensbewegung und
 11 allen gesellschaftlichen Gruppen zusammen, die gleiche Ziele verfolgen.

Begründung

Die Bundesregierung gibt jetzt die stolze Summe von 171 Milliarden Euro für Rüstung aus. Das sind mehr 
als 4.000,-- Euro pro Haushalt in der Bundesrepublik Deutschland für Panzer, Kriegsschiffe und Kampfjets, 
die Atombomben transportieren sollen. Mit dieser Entscheidung wird an der gefährlichen Strategie der 
atomaren Abschreckung festgehalten.

Der deutsche Rüstungshaushalt ist seit 2015 um mehr als ein Drittel gestiegen – von rund 32 Milliarden 
Euro auf mittlerweile rund 50 Milliarden Euro im Jahr 2022. Wenn die Bundeswehr trotz dieser Ausgaben 
„blank“ oder „nackt“ dasteht, 50 Milliarden Euro also nicht reichen, „dann muss gefragt werden, was da 
eigentlich falsch läuft anstatt noch zusätzliches Geld hinterher zu werfen“, argumentiert der 
Bundestagsabgeordnete Frank Bsirske und fügt hinzu: „Die Bundeswehr hat ein Ausrüstungs-, aber kein 
Aufrüstungsdefizit.“   Wenn die Bundeswehr trotz des bestehenden Etats nackt sei, dann sei das ein 
„Desaster für diejenigen, die die politische Verantwortung hatten“, so Bsirske. Es sei ein „Offenbarungseid“ 
für die Kontrolle der Politik der unionsgeführten Verteidigungsministerien der letzten Jahrzehnte, erklärt 
Frank Bsirske. (Alle Zitate von Frank Bsirske vom 3. März 2022 aus regensburg-digital).

Statt den Rüstungshaushalt enorm aufzublähen, ist es sinnvoll, dringende gesellschaftliche Aufgaben zu 
finanzieren, wie das desolate Gesundheitswesen, Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und 
Infrastrukturmaßnahmen sowie die Bekämpfung von Armut und prekärer Beschäftigung. Diese Aufrüstung 
wird sich auch negativ auf unsere Tarifrunden auswirken. Mit einer Vermögensabgabe für Milliardäre 
müssen die sozialen und ökologischen Aufgaben finanziert werden, wie auch der Preisanstieg für Energie 
bei den ärmeren Teilen der Gesellschaft. Soziale Gerechtigkeit stärkt demokratische Gesellschaften.
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Bei dem 100 Milliarden Euro schweren Aufrüstungspaket für die Bundeswehr geht es nicht um den am 24. 
Februar 2022 begonnenen Krieg Russlands gegen die Ukraine, sondern um das seit vielen Jahren 
diskutierte Zwei-Prozent-Ziel der NATO – das bislang auf großen Widerstand in der deutschen 
Öffentlichkeit gestoßen ist. Im Windschatten des Ukraine-Krieges konnte es problemlos beschlossen 
werden. Es geht hier um eine langfristige Positionierung (in) der NATO und in Europa.

Diese massive Aufrüstung der Bundeswehr führt eher in Richtung eines neuen Wettrüstens und langen 
Kalten Krieges. Das ist teuer und gefährlich.
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Antrag E 089: ver.di lehnt das Aufrüstungspaket der 
Bundesregierung 100 Milliarden Euro Sondervermögen und die 
Steigerung des Militäretats auf zwei oder mehr Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes ab
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Nordrhein-Westfalen
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di stellt sich gegen jegliche atomare Teilhabe der Bundesrepublik Deutschland,
 2 auch durch den Kauf von Kampfjets, die Atombomben transportieren können. Wir fordern
 3 nach wie vor, dass die Bundesregierung den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet.

 4 ver.di lehnt das Aufrüstungspaket der Bundesregierung 100 Milliarden Euro
 5 Sondervermögen und die Steigerung des Militäretats auf zwei oder mehr Prozent des
 6 Bruttoinlandproduktes ab und fordert stattdessen, das Geld zu verwenden für das
 7 Gesundheitswesen, Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und
 8 Infrastrukturmaßnahmen sowie zur Bekämpfung von Armut. 

 9 ver.di engagiert sich für diese Ziele gegenüber der Bundesregierung, mobilisiert die
 10 eigenen Mitglieder für diese Ziele und arbeitet dafür mit der Friedensbewegung und
 11 allen gesellschaftlichen Gruppen zusammen, die die gleichen Ziele verfolgen. 

Begründung

Die – lange geplante – Hochrüstung hilft der Ukraine nicht. Die weitere Steigerung der 18-fachen 
militärischen Überlegenheit der NATO gegenüber Russland auf das 25-fache wird Russland nicht von 
seinem kriegerischen Weg abbringen, sondern eher seine Bedrohungsängste weiter steigern.

Sie führt in Richtung eines neuen Wettrüstens und eines langen Kalten Krieges mit erhöhtem Risiko eines 
neuen Weltkrieges, der dann vermutlich der letzte sein wird.

Wenn die Bundesregierung ihre Vorhaben umsetzt, würde das bedeuten, innerhalb eines Jahres mehr als 
170 Milliarden Euro für die Rüstung auszugeben. Das sind mehr als 4.000,-- Euro pro Haushalt in der 
Bundesrepublik Deutschland für Panzer, Kriegsschiffe und Kampfjets, die Atombomben transportieren 
sollen. Mit dieser Entscheidung wird gleichzeitig an der gefährlichen Strategie der atomaren Abschreckung 
festgehalten.

Der deutsche Rüstungshaushalt ist seit 2015 um mehr als ein Drittel gestiegen – von rund 32 Milliarden 
Euro auf mittlerweile rund 50 Milliarden Euro im Jahr 2022. Wenn die Bundeswehr trotz dieser Ausgaben 
„blank“ oder „nackt“ dasteht, 50 Milliarden Euro also nicht reichen, „dann muss gefragt  werden, was da 
eigentlich falsch läuft anstatt noch zusätzliches Geld hinterher zu werfen“, argumentiert unser früherer 
Bundesvorsitzender und heutiger BundestagsabgeordneterFrank Bsirske und fügt hinzu: „Die Bundeswehr 
hat ein Ausrüstungs-, aber kein Aufrüstungsdefizit.“

Wenn die Bundeswehr trotz des bestehenden Etats „nackt“ sei, dann sei das ein „Desaster diejenigen, die 
die politische Verantwortung hatten“, so Bsirske. Es sei ein „Offenbarungseid“ für die Kontrolle der Politik 
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der unionsgeführten Verteidigungsministerien der letzten Jahrzehnte, erklärt Frank Bsirske. (Alle Zitate 
von Frank Bsirske vom 3. März 2022 aus regensburg-digital).

Statt den Rüstungshaushalt jetzt enorm aufzublähen, ist es notwendig, dringende gesellschaftliche 
Aufgaben zu finanzieren, wie Gesundheitswesen, Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und 
Infrastrukturmaßnahmen sowie die Bekämpfung von Armut und prekärer Beschäftigung.

Die geplante Aufrüstung würde sich auch negativ auf unsere Tarifrunden im öffentlichen Sektor 
auswirken. Durch eine Vermögensabgabe für Milliardäre müssen die sozialen und ökologischen Aufgaben 
finanziert werden, muss der Preisanstieg für Energie bei den ärmeren Teilen der Gesellschaft ausgeglichen 
werden.

Soziale Gerechtigkeit stärkt demokratische Gesellschaften! Bei dem 100 Milliarden Euro schweren 
Aufrüstungspaket für die Bundeswehr geht es nicht um den am 24. Februar 2022 von Russland 
entfesselten Krieg in der Ukraine, sondern um das seit vielen Jahren geforderte Zwei-Prozent-Ziel der 
NATO – das bislang auf großen Widerstand in der deutschen Öffentlichkeit, insbesondere auch der 
Gewerkschaften, gestoßen ist. Im Windschatten des Ukrainekrieges und unter Ausnutzung der Empörung 
über diesen völkerrechtswidrigen, verbrecherischen Angriff wurde es im Deutschen Bundestag 
parteiübergreifend (mit wenigen Ausnahmen) beklatscht.
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Antrag E 090: Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des 
Militäretats
Antragsteller*in: Bezirksvorstand Lübeck-Südostholstein
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

W 035

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Steckt dieses Geld ins Gesundheitswesen, in Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-,
 2 Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen sowie in die Bekämpfung von Armut!

 3 ver.di lehnt das Aufrüstungspaket der Bundesregierung mit 100 Milliarden Euro
 4 Sondervermögen und die Steigerung des Militäretats auf zwei oder mehr Prozent des
 5 Bruttoinlandsproduktes ab.

 6 ver.di stellt sich gegen jegliche atomare Teilhabe der Bundesrepublik Deutschlands,
 7 auch durch den Kauf von Kampfjets, die Atombomben transportieren können. Wir fordern
 8 nach wie vor, dass die Bundesregierung den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet.

 9 ver.di fordert stattdessen, das Geld zu verwenden für zusätzliche 160.000
 10 Vollzeitstellen in der Krankenhauspflege, mindestens 600.000 Vollzeitstellen in der
 11 Altenpflege, 400.000 Vollzeitstellen im Kita-Bereich, 20.000 Sozialpädagog*innen,
 12 mindestens 50.000 Lehrer*innen, aber auch für die Umwelt-, Klima-, Energiewende- und
 13 Infrastrukturmaßnahmen sowie zur Bekämpfung von zunehmender Armut.

 14 ver.di engagiert sich für diese Ziele gegenüber der Bundesregierung, mobilisiert die
 15 eigenen Mitglieder für diese Ziele und arbeitet dafür mit der Friedensbewegung und
 16 allen gesellschaftlichen Gruppen zusammen, die die gleichen Ziele verfolgen.

Begründung

Wenn die Bundesregierung ihre Vorhaben umsetzt, würde das bedeuten, innerhalb eines Jahres mehr als 
170 Milliarden Euro für die Rüstung auszugeben. Das sind mehr als 4.000,-- Euro pro Haushalt in der 
Bundesrepublik Deutschland für Panzer, Kriegsschiffe und Kampfjets, die Atombomben transportieren 
sollen. Mit dieser Entscheidung wird gleichzeitig an der gefährlichen Strategie der atomaren Abschreckung 
festgehalten.

Der deutsche Rüstungshaushalt ist seit 2015 um mehr als ein Drittel gestiegen – von rund 32 Milliarden 
Euro auf mittlerweile rund 50 Milliarden Euro im Jahr 2022. Wenn die Bundeswehr trotz dieser Ausgaben 
„blank“ oder „nackt“ dasteht, 50 Milliarden Euro also nicht reichen, „dann muss gefragt werden, was da 
eigentlich falsch läuft anstatt noch zusätzliches Geld hinterher zu werfen“, argumentiert unser früherer 
Bundesvorsitzender, heutiger grüner Bundestagsabgeordneter Frank Bsirske und fügt hinzu: „Die 
Bundeswehr hat ein Ausrüstungs-, aber kein Aufrüstungsdefizit.“   Wenn die Bundeswehr trotz des 
bestehenden Etats „nackt“ sei, dann sei das ein „Desaster für diejenigen, die die politische Verantwortung 
hatten“, so Bsirske. Es sei ein „Offenbarungseid“ für die Kontrolle der Politik der unionsgeführten 
Verteidigungsministerien der letzten Jahrzehnte, erklärt Frank Bsirske. (Alle Zitate von Frank Bsirske vom 3. 
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März 2022 aus regensburg-digital).

Statt den Rüstungshaushalt jetzt enorm aufzublähen, ist es notwendig, dringende gesellschaftliche 
Aufgaben zu finanzieren wie Gesundheitswesen, Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und 
Infrastrukturmaßnahmen sowie die Bekämpfung von Armut und prekärer Beschäftigung. Die geplante 
Aufrüstung würde sich auch negativ auf unsere Tarifrunden im öffentlichen Sektor auswirken. Durch eine 
Vermögensabgabe für Milliardäre müssen die sozialen und ökologischen Aufgaben finanziert werden, 
muss der Preisanstieg für Energie bei den ärmeren Teilen der Gesellschaft ausgeglichen werden. Soziale 
Gerechtigkeit stärkt demokratische Gesellschaften!

Bei dem 100 Milliarden Euro schweren Aufrüstungspaket für die Bundeswehr geht es nicht um den am 24. 
Februar 2022 von Russland entfesselten Krieg in der Ukraine, sondern um das seit vielen Jahren geforderte 
Zwei-Prozent-Ziel der NATO – das bislang auf großen Widerstand in der deutschen Öffentlichkeit, 
insbesondere auch der Gewerkschaften, gestoßen ist. Im Windschatten des Ukrainekrieges und unter 
Ausnutzung der Empörung über diesen völkerrechtswidrigen Angriff wurde es im Deutschen Bundestag 
parteiübergreifend (mit wenigen Ausnahmen) beklatscht.

Die – lange geplante – Hochrüstung hilft der Ukraine nicht. Die weitere Steigerung der 18-fachen 
militärischen Überlegenheit der NATO gegenüber Russland auf das 25-fache wird Russland nicht von 
seinem kriegerischen Weg abbringen, sondern eher seine Bedrohungsängste weiter steigern. Sie führt in 
Richtung eines neuen Wettrüstens und eines langen Kalten Krieges mit erhöhtem Risiko eines neuen 
Weltkrieges, der dann vermutlich der letzte sein wird.

Dieser Antrag stimmt überein mit der am 24. März 2022 zum Ukraine-Krieg beschlossenen Resolution des 
ver.di-Gewerkschaftsrates.
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Antrag E 091: Kein Aufrüstungspaket und keine Steigerung des 
Militäretats zu Lasten von Gesundheitswesen, Sozialem, Bildung, 
Umwelt-, Klima-, Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen 
sowie Bekämpfung von Armut! 
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Südbaden Schwarzwald
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Das Aufrüstungspaket der Bundesregierung mit 100 Milliarden Euro Sondervermögen und
 2 die Steigerung des Militäretats auf über zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes wird
 3 von ver.di abgelehnt.

 4 ver.di stellt sich gegen jegliche atomare Teilhabe der Bundesrepublik Deutschland,
 5 auch durch den Kauf von Kampfjets, die Atombomben transportieren können. Die
 6 Atomwaffen aus Büchel müssen abgezogen werden.

 7 ver.di fordert stattdessen das Geld zu verwenden für das Gesundheitswesen, Soziales,
 8 Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und Infrastrukturmaßnahmen sowie zur
 9 Bekämpfung von Armut.

 10 ver.di engagiert sich für diese Ziele gegenüber der Bundesregierung, mobilisiert die
 11 eigenen Mitglieder für diese Ziele und arbeitet dafür mit der Friedensbewegung und
 12 allen gesellschaftlichen Gruppen zusammen, die gleiche Ziele verfolgen.

Begründung

Die Bundesregierung gibt jetzt die stolze Summe von 171 Milliarden Euro für Rüstung aus. Das sind mehr 
als 4.000,-- Euro pro Haushalt in der Bundesrepublik Deutschland für Panzer, Kriegsschiffe und Kampfjets, 
die Atombomben transportieren sollen. Mit dieser Entscheidung wird an der gefährlichen Strategie der 
atomaren Abschreckung festgehalten.

Der deutsche Rüstungshaushalt ist seit 2015 um mehr als ein Drittel gestiegen – von rund 32 Milliarden 
Euro auf mittlerweile rund 50 Milliarden Euro im Jahr 2022. Wenn die Bundeswehr trotz dieser Ausgaben 
„blank“ oder „nackt“ dasteht, 50 Milliarden Euro also nicht reichen, „dann muss gefragt werden, was da 
eigentlich falsch läuft, anstatt noch zusätzliches Geld hinterher zu werfen“, argumentiert der 
Bundestagsabgeordnete Frank Bsirske und fügt hinzu: „Die Bundeswehr hat ein Ausrüstungs-, aber kein 
Aufrüstungsdefizit.“ Wenn die Bundeswehr trotz des bestehenden Etats nackt sei, dann sei das ein 
„Desaster für diejenigen, die die politische Verantwortung hatten“, so Bsirske. Es sei ein „Offenbarungseid“ 
für die Kontrolle der Politik der unionsgeführten Verteidigungsministerien der letzten Jahrzehnte, erklärt 
Frank Bsirske. (Alle Zitate von Frank Bsirske vom 3. März 2022 aus Regensburg-digital).

Statt den Rüstungshaushalt enorm aufzublähen, ist es sinnvoll, dringende gesellschaftliche Aufgaben zu 
finanzieren, wie das desolate Gesundheitswesen, Soziales, Bildung, Umwelt-, Klima-, Energiewende- und 
Infrastrukturmaßnahmen sowie die Bekämpfung von Armut und prekärer Beschäftigung. Diese Aufrüstung 
wird sich auch negativ auf unsere Tarifrunden auswirken. Mit einer Vermögensabgabe für Milliardäre 
müssen die sozialen und ökologischen Aufgaben finanziert werden, wie auch der Preisanstieg für Energie 
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bei den ärmeren Teilen der Gesellschaft. Soziale Gerechtigkeit stärkt demokratische Gesellschaften.

Bei dem 100 Milliarden Euro schweren Aufrüstungspaket für die Bundeswehr geht es nicht um den am 24. 
Februar 2022 begonnenen Krieg Russlands gegen die Ukraine, sondern um das seit vielen Jahren 
diskutierte Zwei-Prozent-Ziel der NATO – das bislang auf großen Widerstand in der deutschen 
Öffentlichkeit gestoßen ist. Im Windschatten des Ukraine-Krieges konnte es problemlos beschlossen 
werden. Es geht hier um eine langfristige Positionierung (in) der NATO und in Europa.

Diese massive Aufrüstung der Bundeswehr führt eher in Richtung eines neuen Wettrüstens und langen 
Kalten Krieges. Das ist teuer und gefährlich.
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Antrag E 092: ver.di lehnt die von der Bundesregierung geplante 
massive Erhöhung der Militärausgaben ab
Antragsteller*in: Bezirksfachbereichskonferenz B Linker Niederrhein
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di widerspricht sowohl der Festschreibung des 100 Milliarden Euro Sondervermögens
 2 für Rüstungsausgaben im Grundgesetz, wie auch der Anhebung des Verteidigungsetats auf
 3 der von der Nato geforderten Zwei-Prozent-Klausel.

 4 Statt dessen fordern wir massive Investitionen in soziale Infrastrukturmaßnahmen im
 5 Bereich der Daseinsvorsorge (zivilisatorische Grundversorgung wie Gesundheitswesen,
 6 Wohnungsbau, ÖPNV, Wasser- und Energieversorgung und ähnliches).

Begründung

Wir sind konfrontiert mit Krieg und unendlichem Leid, mit Flucht, mit Armut und sozialer Unsicherheit, mit 
einer globalen Pandemie, die aufgezeigt hat, wie unsere Gesundheitssysteme auf Kante genäht sind, mit 
einer öffentlichen Infrastruktur, deren jahrzehntelange Vernachlässigung uns heute teuer zu stehen 
kommt, einer Kulturszene, die auf dem Zahnfleisch geht, und mit einer Klimakatastrophe, die genauso 
wenig vor Staatsgrenzen Halt macht und immense Investitionen in Zukunftstechnologien und soziale 
Abfederung erforderlich macht. Die auf Jahrzehnte geplante Hochrüstung beendet das Sterben in der 
Ukraine nicht, macht unsere Welt nicht friedlicher und nicht sicherer. Wir können sie uns im Namen der 
Zukunft nicht leisten.

Die Bundesregierung präsentiert mit Unterstützung der CDU/CSU ein Maßnahmenpaket, das die größte 
Aufrüstung der Bundesrepublik Deutschlands seit Ende des Zweiten Weltkriegs vorsieht. Eine massive 
Hochrüstung der Bundeswehr hilft den Menschen in der Ukraine nicht. Die neu anzuschaffenden Waffen 
werden die Ukrainer*innen in ihrem Kampf und Recht auf Selbstverteidigung nicht unterstützen. Schon 
jetzt übersteigen die "Verteidigungs ausgaben" aller 30 NATO-Staaten die russischen um fast das 20-fache. 
Die Anschaffung von konventionellen Waffen wie Kampfflugzeugen und bewaffnungsfähigen Drohnen als 
Abschreckung unter atomaren Militärblöcken ist sinnlos. Die NATO-Länder und auch die Bundesrepublik 
Deutschland haben schon vor 2014, das heißt lange bevor es den Ukraine konflikt gab, begonnen, ihre 
Rüstungsausgaben deutlich zu steigern. Teile der Hochrüstungspläne finden sich schon im 
Koalitionsvertrag, weit vor den ersten Warnungen vor einer bevorstehenden russischen Invasion. Dieser 
Krieg und die fürchterlichen Bilder der Toten und Zerstörungen in der Ukraine können jedoch eine 
radikale Kursänderung in der deutschen Außenpolitik und die höchste Steigerung der deutschen 
Rüstungsausgaben seit dem Zweiten Weltkrieg – gar durch eine Grundgesetzänderung – nicht 
rechtfertigen.

Zusätzlich zu den bisherigen 49 Milliarden Euro Rüstungsausgaben im Haushalt 2022 sollen noch in 
diesem Jahr 100 Milliarden Euro als Sondervermögen eingestellt werden, das der Bundeswehr über 
mehrere Jahre zur Verfügung stehen soll. Diese Summe entspricht den Ausgaben mehrerer 
Bundesministerien, darunter so wichtige Ressorts wie Gesundheit (16,03 Milliarden Euro), Bildung und 
Forschung (19,36 Milliarden Euro), Innen, Bau und Heimat (18,52 Milliarden Euro), Familie, Senioren, Frauen 
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und Jugend (12,16 Milliarden Euro), Wirtschaft und Energie (9,81 Milliarden Euro), Umwelt (2,7 Milliarden 
Euro), Zusammenarbeit und Entwicklung (10,8 Milliarden Euro) sowie Ernährung und Landwirtschaft (6,98 
Milliarden Euro). Zukünftig sollen dann dauerhaft zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes für Rüstung 
ausgeben werden. Damit würden diese Ausgaben auf deutlich über 70 Milliarden Euro jährlich steigen. 
Gleichzeitig will die Bundesregierung an der "Schulden bremse" festhalten, was langfristig die Frage 
unserer demokratischen Prioritäten aufwirft und die Gefahr massiver Kürzungen im sozialen, im 
kulturellen, im öffentlichen Bereich mit sich bringt. Diese politische Weichenstellung zusätzlich mit einer 
Grundgesetzverankerung auch für zukünftige Regierungen verpflichtend zu machen, lehnen wir im Namen 
der Demokratie ab. Nicht Hochrüstung, sondern Sicherheit und soziale Gerechtigkeit sind Auftrag des 
Grundgesetzes.

(Begründung Auszüge aus #DerAppell)
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Antrag E 093: Keine weiteren Milliarden für die Aufrüstung
Antragsteller*in: Bezirksfachbereichskonferenz C Südwestfalen
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Die bisherigen Rüstungsausgaben im Haushalt 2022 betragen 49 Milliarden Euro. Sie
 2 sollen noch in diesem Jahr um 100 Milliarden Euro zusätzlich erhöht werden.

 3 ver.di soll sich durch Aktionen, Diskussionen mit Politiker*innen und Kundgebungen
 4 aktiv für die Umverteilung der für die Rüstung zur Verfügung gestellten Gelder
 5 einsetzen.

Begründung

Durch die jahrelange Schuldenbremse sind die Länder und Kommunen finanziell ausgetrocknet. 
Umweltschutz und der damit verbundene Ausbau von Schienennetzen, Ausbau von Wind, Wasser und 
Solarenergie sind einige der wichtigsten Aufgaben in den nächsten Jahren. Dafür werden 2022 rund 13 
Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. 

Das Gesundheitssystem kollabiert, es gibt keine Pflegekräfte mehr, Krankenhäuser arbeiten nur noch 
profitorientiert. Dafür werden 16,03 Millarden Euro zur Verfügung gestellt. 

Die Kita-Plätze müssen dringend ausgebaut werden, aber Beschäftigte im Pflege- und Erziehungsdienst 
stehen nicht zur Verfügung. Im Jahr 2022 werden für Familien, Senioren, Frauen und Jugendarbeit 12,16 
Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. 

Die bisherigen Rüstungsausgaben im Haushalt 2022 betragen 49 Milliarden Euro. Sie sollen noch in diesem 
Jahr um 100 Milliarden Euro zusätzlich erhöht werden. Zudem soll auch noch dauerhaft jährlich zwei 
Prozent des Bruttoinlandproduktes für Rüstung ausgegeben werden. Damit würden diese Aufgaben auf 
deutlich über 70 Milliarden Euro jährlich steigen. 

Das Verhältnis der Rüstungsaufgaben zu den notwendigen Ausgaben wie die Gesundheitsversorgung, 
Bildung und Wissenschaft sowie Familie, Frauen und Jugendarbeit stehen in keinem Verhältnis. Die für 
Jahrzehnte geplante Aufrüstung beendet weder das Sterben in der Ukraine noch macht sie unsere Welt 
friedlicher und sicherer.

Das Geld zu nutzen, um Berufe wie Ärzt*innen, Pfleger*innen, Erzieher*innen und Lehrer*innen wieder 
attraktiver zu machen, in dem die Gelder für bessere Arbeitsbedingungen, gute Personalausstattung und 
bessere Löhne und Gehälter eingesetzt werden, muss das Ziel von ver.di sein.
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Antrag E 094: 100 Milliarden Euro
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Einzelabstimmung

 1 ver.di positioniert sich öffentlichkeitswirksam gegen das 100 Milliarden Euro Paket
 2 zur Aufrüstung der Bundeswehr und den damit einhergehenden geplanten militärischen
 3 Anschaffungen.

 4 Dabei heben wir hervor, dass nicht die Bundeswehr es ist, die kaputtgespart wurde,
 5 sondern das Bildungssystem und Gesundheitssystem. Das Geld wird in den Bereichen
 6 Bildung, Gesundheit, sowie Soziales und Erziehung gebraucht. Alle gewerkschaftlichen
 7 Gremien und Mitglieder werden dazu aufgerufen, sich aktiv an dem Protest gegen die
 8 fortschreitende Militarisierung der Bundesrepublik Deutschland zu beteiligen und
 9 diesen mit unseren sozialen Forderungen zu verbinden.

Begründung

Anders als von den regierenden Parteien propagiert, dient das 100 Milliarden Euro Paket nicht der 
Ausrüstung der Bundeswehr (gerade Mal ca. zwei Prozent des Paketes fließen in die bloße Ausrüstung), 
sondern klar um die Aufrüstung der Bundeswehr. Fast die Hälfte der Summe, das heißt 47,9 Milliarden 
Euro, ist für die Aufrüstung der Luftwaffe geplant. Das enthält unter anderem die geplante Anschaffung 
von F35-Tarnkappenbombern (funktionabel als Trägerflugzeug für Atomwaffen) sowie Eurofightern ECR 
und die Beteiligung an der Entwicklung des europäischen Flugzeugprojekts FCAS. Dem entschieden 
entgegenzutreten verlangt nicht zuletzt unsere aktuelle friedenspolitische Beschlusslage, durch den 
ver.di-Gewerkschaftsrat vom 24./25. März 2022 sowie des DGB-Bundeskongresses.
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Antrag E 095: Kein Sondervermögen für die Bundeswehr – keine 
Grundgesetzänderung für die Aufrüstung
Antragsteller*in: Landesbezirksfachbereichsvorstand D Nordrhein-Westfalen
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Der Bundesvorstand soll sich mit aller Kraft bei den Bundestagsabgeordneten für
 2 folgende Forderungen einsetzen:

 3

 4
 5

keine 100 Milliarden Euro Sondervermögen für die Bundeswehr;

keine Militarisierung unserer Verfassung. Die Grundgesetzänderung muss
rückgängig gemacht werden.

Begründung

Der jährliche Bundeswehretat beträgt 50 Milliarden Euro. Trotzdem hat die Bundeswehr angeblich nur 
wenige Flugzeuge die fliegen, wenige Panzer die fahren, wenige einsatzbereite Schiffe und nicht genügend 
Munition für die Gewehre. Nicht einmal warme Unterwäsche für die Soldaten.

Brandneu können wir jetzt noch über bewaffnete Drohnen verfügen. Sind die 50 Milliarden Euro bereits 
dafür ausgegeben worden oder für extrem hohe Gehälter in der Hierarchie der Bundeswehr oder extrem 
hohe Gewinne für Rüstungskonzerne und Lobbyist*innen?

In dieses System füttern wir jetzt noch weitere 100 Milliarden Euro Sondervermögen und die Erhöhung des 
jährlichen Rüstungsetats um zusätzliche 20 bis 25 Milliarden Euro.

Gelder, die wir dringend benötigen, um die enormen Preissteigerungen auf allen Gebieten des täglichen 
Lebens der Menschen abzufedern, die sowieso schon am finanziellen Limit leben. Außerdem benötigen 
wir Geld für die Rettung des Klimas, um den Fortbestand der Menschheit eine Chance zu geben, Hilfen für 
die Industrie beim Übergang zu Erneuerbaren Energien. Das alles in Höhe von vielen Milliarden Euro. Hier 
ist das Geld sinnvoller angelegt und diese Liste kann noch lange fortgesetzt werden.
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Antrag E 096: 100 Milliarden Euro Sondervermögen für Rüstung
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Antrag E 087
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 087

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1
 2
 3
 4

 5
 6

 7
 8
 9

 10

 11

Die Entscheidung zur Schaffung eines Sondervermögens in Höhe von 100 Milliarden1. 
Euro im Bundeshaushalt für Rüstungszwecke und die langfristige Erhöhung des
Bundeswehretats auf jährlich mehr als zwei Prozent des Bruttoinlandsproduktes
(BIP) wird von uns abgelehnt.

Diese Gelder sind sinnvoller einzusetzen für Gesundheit, Bildung, Soziales und2. 
für Umwelt und Klimaschutz.

Um dieser Politik der Hochrüstung entgegen zu steuern entwickelt ver.di,3. 
möglichst in Zusammenarbeit mit anderen Einzelgewerkschaften und dem DGB, eine
breit angelegte Kampagne.

Als Start sollte dazu möglichst schon der nächste Anti-Kriegstag am 1. September4. 
genutzt werden.

Begründung

In der Resolution des Bundesvorstandes des DGB vom 25. Februar 2022: „Den Krieg in der Ukraine 
beenden - jetzt!" heißt es:

"Jetzt geht es darum, alle Gesprächsmöglichkeiten zu nutzen und offen zu halten, um eine friedliche
Konfliktbeilegung zu ermöglichen."

Jeder Kriegstag bringt mehr Risiko auf weitere Ausweitung und Eskalation, jeder Kriegstag kostet mehr 
Menschenleben, Verletzungen und Traumatisierung.

Das 100 Milliarden Euro Programm der Bundeswehr verschlingt nicht nur finanzielle Ressourcen, sondern 
auch menschliche Arbeitskraft und Kreativität, die wir brauchen für die globalen Herausforderungen für 
Klima, soziale Gerechtigkeit und Gesundheit. Die Bundesregierung muss sich für einen umfassenden 
Friedensprozess einsetzen, der Rüstungskontrolle und Abrüstung beinhaltet.

In der zweiten Resolution des DGB am 22. März 2022 heißt es:

„Die dringend erforderlichen Zukunftsinvestitionen in die sozial-ökologische Transformation und in die 
Leistungsfähigkeit unseres Sozialstaates müssen sichergestellt bleiben."

Den Krieg in der Ukraine wird die Aufrüstung weder stoppen noch verkürzen. Vielmehr hat das neue
globale Wettrüsten der vergangenen Jahre die verschärfte Konfrontation der großen Machtblöcke mit 
verursacht und eskaliert sie weiter.

Bei dem Aufrüstungspaket geht es nicht um Landesverteidigung, sondern um national eigenständige
Kriegsbefähigung mit einer in Europa führenden Eingreiftruppe als Bundeswehr. Die bereits bei der
Rüstungsindustrie in Auftrag gegebenen F35-Tarnkappenbomber und Drohnensysteme sind aggressives 
Angriffskriegsgerät und sollen zudem die atomare Teilhabe verstetigen und sind eine weitere Gefahr in 
unserem Land.
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Als Schlussfolgerung aus der Befreiung vom deutschen Faschismus, flossen ins Grundgesetz das Gebot 
zum Frieden, zu Gewaltverzicht, Völkerverständigung, Asylrecht und Sozialstaat ein: "Handlungen, die 
geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu 
stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten sind verfassungswidrig" ( Art. 26 ).

Dies gilt auch heute, damit nie wieder Krieg von der Bundesrepublik Deutschland ausgehe!

ver.di hat sich immer für die friedenspolitischen Ziele stark gemacht und das muss weiterhin unsere
Ausrichtung sein. Der einzige Weg zum Frieden ist Abrüstung, Deeskalation, internationale Diplomatie und 
soziale Gerechtigkeit weltweit!

Rüstungs- und Kriegspolitik stehen immer im Gegensatz zur solidarischen Kultivierung der Gesellschaft. 
Engagieren wir uns stattdessen für massive öffentliche Investitionen und dauerhafte 
Ausgabenerhöhungen für Soziales, Gesundheit, Bildung, Kultur und Klima — zur zivilen, demokratischen 
und sozialen Wohlentwicklung weltweit.

Allein mit je 20 Milliarden Euro in die öffentliche Energie- und Verkehrsinfrastruktur, in die Sanierung von 
Schulen und Hochschulen, in den personellen Ausbau des Gesundheitswesens, in sanktionsfreie soziale 
Mindestsicherungen und in die Förderung von Museen, Theatern, Kinos und Bücherhallen würde ein 
notwendiger Schritt zur Lösung der vordringlichsten Probleme der Mehrheit getan. Wir rufen daher auf, 
eine solche Kehrtwende gemeinsam durchzusetzen!

"Was für eine Welt könnten wir bauen, wenn wir die Kräfte, die ein Krieg entfesselt, für den Aufbau
einsetzen." Albert Einstein
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Antrag E 097: Frieden
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Berlin-Brandenburg
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 098

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di fordert die Bundesregierung auf:

 2

 3

 4
 5

 6
 7

 8
 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

sich für einen Waffenstillstand zwischen Russland und der Ukraine einzusetzen;

alle Mittel auszuschöpfen, um eine Eskalation in einen Atomkrieg zu verhindern;

weiterhin für Gespräche offen zu bleiben und sich für den Einsatz von
Mediator*innen stark zu machen;

die diplomatischen Möglichkeiten im Rahmen der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) zu nutzen;

sich in der NATO für ein Aufnahmemoratorium für die Ukraine im Gegenzug zum
vollständigen Rückzug der russischen Truppen einzusetzen;

sich für eine Konferenz über die künftige Sicherheitsarchitektur Europas
starkzumachen;

auf eskalierende Reaktionen und eine demütigende Rhetorik zu verzichten;

sich für die Aufrechterhaltung des zivilgesellschaftlichen und kulturellen
Austausches mit Russland einzusetzen;

Kriegsdienstverweiger*innen aus Russland, der Ukraine und Belarus einen
Aufenthaltsstatus zu gewähren;

das 100 Milliarden Euro-Aufrüstungsprogramm für die Bundeswehr zurückzunehmen
und das Geld stattdessen für eine beschleunigte Energiewende und eine sozial-
ökologische Transformation zu verwenden.

Begründung

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine stellt eine eklatante Verletzung des Völkerrechts dar. Wir 
begrüßen die Resolution der UN-Vollversammlung vom 2. März 2022. Der russische Angriffskrieg  gegen die 
Ukraine stellen eine eklatante Verletzung des die den russischen Einmarsch auf das Schärfste verurteilt 
und Putin zum Ende seiner Aggression aufgefordert hat.

Dieser Krieg gegen die Ukraine ist durch nichts zu rechtfertige. Aber auch jeder andere 
völkerrechtswidrige Krieg weltweit, egal, wer auch immer diesen begeht, ist  zu verurteilen. Nicht zu 
vergessen die Kriege der Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten, in Jugoslawien, Afghanistan, im Irak, 
in Libyen oder auch der brutale Krieg der von Saudi-Arabien geführten Militärallianz im Jemen.

Auch darüber muss geredet werden!

Und doch muss überlegt werden, wie die Zukunft aussehen soll. Die Zukunft Europas und der Welt kann 
nicht in einer neuen Rüstungsspirale liegen. Mehr, immer effizientere bzw. gefährlichere Waffen machen 

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

191 / 224



die Welt nicht sicherer. Schon jetzt sind die Atommächte mit den vorhandenen Waffen in der Lage, die 
Welt mehrfach zu zerstören.

Viele Rüstungskontrollverträge wurden in den vergangenen 20 Jahren aufgekündigt, allen voran durch die 
USA. Diplomatische Lösungsvorschläge von Menschen aus der Friedensforschung, der Friedensbewegung 
sowie von ehemaligen Diplomat*innen für ein Moratorium für jegliche NATO-Bündniserweiterung 
verhallten ungehört. Dennoch bleiben diplomatische und völkerrechtliche Vereinbarungen, an die wir 
auch in dieser schwierigen Situation anknüpfen können.

Es muss eine politische Lösung gefunden werden auf der Basis eines Konzeptes, das nicht auf 
Abschreckung beruht, sondern auf dem Entwurf einer gemeinsamen Sicherheit.

Nur damit können große Probleme wie die Klimakatastrophe gelöst werden. Mehr denn je brauchen wir 
eine starke Bürger*innen und Friedensbewegung auf den Straßen. Dringend notwendig sind alle Formen 
des kulturellen Austausches zwischen Menschen in der Ukraine, Russland und Deutschland. In ihrer 
großen Mehrheit lehnen sie jeden Krieg in Europa ab und wollen friedlich miteinander leben.

Am Ende werden nur Diplomatie, kontrollierte Abrüstung und gemeinsame Sicherheit der richtige Weg 
sein.

Eine massive Aufrüstung entzieht den Anstrengungen zur Bewältigung globaler Herausforderungen, wie 
der Klimakrise und globaler sozialer Gerechtigkeit, materielle und intellektuelle Ressourcen.

Laut dem Weltklimabericht werden die Folgen der Klimakrise schneller eintreten und zerstörerischer sein, 
als erwartet.

Jeder Krieg ist nicht nur ein Verbrechen an den betroffenen Menschen sondern auch an der Umwelt und 
den Lebensgrundlagen der gesamten Menschheit.
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Antrag E 098: Frieden
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Cottbus
Status: Erledigt durch Antrag E 097
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 097

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di unterstützt die Forderungen der Internationalen Ärzt*innen für die Verhütung
 2 des Atomkrieges/Ärzt*innen in sozialer Verantwortung e. V. (IPPNW) und fordert die
 3 Bundesregierung auf:

 4

 5

 6
 7

 8
 9

 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

sich für einen Waffenstillstand zwischen Russland und der Ukraine einzusetzen;

alle Mittel auszuschöpfen, um eine Eskalation in einen Atomkrieg zu verhindern;

weiterhin für Gespräche offen zu bleiben und sich für den Einsatz von
Mediator*innen stark zu machen;

die diplomatischen Möglichkeiten im Rahmen der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) zu nutzen;

sich in der NATO für ein Aufnahmemoratorium für die Ukraine im Gegenzug zum
vollständigen Rückzug der russischen Truppen einzusetzen;

sich für eine Konferenz über die künftige Sicherheitsarchitektur Europas stark
zu machen;

auf eskalierende Reaktionen und eine demütigende Rhetorik zu verzichten;

sich für die Aufrechterhaltung des zivilgesellschaftlichen und kulturellen
Austausches mit Russland einzusetzen;

Kriegsdienstverweiger*innen aus Russland, der Ukraine und Belarus einen
Aufenthaltsstatus zu gewähren;

das 100-Milliarden-Euro-Aufrüstungsprogramm für die Bundeswehr zurückzunehmen
und das Geld stattdessen für eine beschleunigte Energiewende und eine sozial-
ökologische Transformation zu verwenden.

Begründung

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine stellt eine eklatante Verletzung des Völkerrechts dar. Wir 
begrüßen die Resolution der UN-Vollversammlung vom 2. März 2022. Der russische Angriffskrieg  gegen die 
Ukraine stellen eine eklatante Verletzung des die den russischen Einmarsch auf das Schärfste verurteilt 
und Putin zum Ende seiner Aggression aufgefordert hat.

Dieser Krieg gegen die Ukraine ist durch nichts zu rechtfertigen. Aber auch jeder andere 
völkerrechtswidrige Krieg weltweit, egal, wer auch immer diesen begeht, ist  zu verurteilen. Nicht zu 
vergessen die Kriege der Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten, in Jugoslawien, Afghanistan, im Irak, 
in Libyen oder auch der brutale Krieg der von Saudi-Arabien geführten Militärallianz im Jemen.

Auch darüber muss geredet werden!

Und doch muss überlegt werden, wie die Zukunft aussehen soll. Die Zukunft Europas und der Welt kann 
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nicht in einer neuen Rüstungsspirale liegen. Mehr, immer effizientere bzw. gefährlichere Waffen machen 
die Welt nicht sicherer. Schon jetzt sind die Atommächte mit den vorhandenen Waffen in der Lage, die 
Welt mehrfach zu zerstören.

Viele Rüstungskontrollverträge wurden in den vergangenen 20 Jahren aufgekündigt, allen voran durch die 
USA. Diplomatische Lösungsvorschläge von Menschen aus der Friedensforschung, der Friedensbewegung 
sowie von ehemaligen Diplomat*innen für ein Moratorium für jegliche NATO-Bündniserweiterung 
verhallten ungehört. Dennoch bleiben diplomatische und völkerrechtliche Vereinbarungen, an die wir 
auch in dieser schwierigen Situation anknüpfen können.

Es muss eine politische Lösung gefunden werden auf der Basis eines Konzeptes, das nicht auf 
Abschreckung beruht, sondern auf dem Entwurf einer gemeinsamen Sicherheit.

Nur damit können große Probleme wie die Klimakatastrophe gelöst werden. Mehr denn je brauchen wir 
eine starke Bürger*innen und Friedensbewegung auf den Straßen. Dringend notwendig sind alle Formen 
des kulturellen Austausches zwischen Menschen in der Ukraine, Russland und der Bundesrepublik 
Deutschland. In ihrer großen Mehrheit lehnen sie jeden Krieg in Europa ab und wollen friedlich 
miteinander leben.

Am Ende werden nur Diplomatie, kontrollierte Abrüstung und gemeinsame Sicherheit der richtige Weg 
sein.

Eine massive Aufrüstung entzieht den Anstrengungen zur Bewältigung globaler Herausforderungen, wie 
der Klimakrise und globaler sozialer Gerechtigkeit, materielle und intellektuelle Ressourcen.

Laut dem Weltklimabericht werden die Folgen der Klimakrise schneller eintreten und zerstörerischer sein, 
als erwartet.

Jeder Krieg ist nicht nur ein Verbrechen an den betroffenen Menschen, sondern auch an der Umwelt und 
den Lebensgrundlagen der gesamten Menschheit.
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Antrag E 099: Mehr Geld für Bildung, Pflege und Soziales statt für  
Aufrüstung
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz C
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 100, E 101, E 102, E 103

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt die am 27. Februar 2022 von der Bundesregierung beschlossene Aufrüstung
 2 von 100 Milliarden (100 000 000 000) Euro „Sondervermögen“ für die Bundeswehr und
 3 eine Erhöhung des Rüstungsetats auf jährlich zwei Prozent des Bruttosozialproduktes
 4 (ca. 30 Milliarden) Euro entschieden ab und fordert alle Strukturen in ver.di auf,
 5 gegen diesen Aufrüstungskurs aktiv zu werden und ihn zu stoppen.

 6 Während für unsere Arbeit und deren Anerkennung Geld fehlt, sollen zusätzliche
 7 Milliarden für Militär ausgeben werden. Wir fordern stattdessen:

 8

 9
 10

 11

 12

 13

Keine weitere Aufrüstung;1. 

Investitionen in die öffentlichen Bereiche Gesundheit, Bildung, Soziales und den2. 
Klimaschutz;

keine Kürzungen bei der öffentlichen Daseinsvorsorge.3. 

Wir fordern außerdem eine auskömmliche Finanzierung für die Unterstützung der4. 
vor Krieg und Despotie Geflüchteten aus aller Welt.

Begründung

Die Mitgliederversammlung des Fachbereiches C Bezirk Düssel-Rhein-Wupper verurteilt den russischen 
Krieg gegen die Ukraine. Es gibt viele Ursachen, Erklärungen, Hintergründe – aber keine Rechtfertigung. 
Unsere Solidarität gebührt der betroffenen Zivilbevölkerung und der Antikriegsbewegung in Russland. 
Schuldenbremse für die Aufrüstung! Wir sehen aber in der Aufrüstung kein geeignetes Mittel, den Konflikt 
zu deeskalieren und zu einer friedlicheren Welt beizutragen. Deshalb lehnen wir den kreditfinanzierten 
Sonderfonds von 100 Milliarden Euro, der zur Verfassungsnorm erhoben werden soll, ab und fordern 
Investitionen in Bildung, Forschung, Pflege, Soziales und den Klimaschutz. Von den 100 Milliarden Euro 
könnte man 200.000 Pflegekräfte mit einem Lohn von 4.000,-- Euro / Monat über zehn Jahre lang anstellen 
und die Pflegekrise deutlich abmildern. (Aus Antrag vom 1. März auf der Mitgliederversammlung von 
Charité, Vivantes und Vivantes Töchter) Das massive militärische Übergewicht der NATO hat den Krieg 
nicht verhindert. Warum das Übergewicht weiter erhöhen? Notwendig sind zivile Konfliktlösungsstrategien 
und eine konsequente Friedenslogik mit der Universalität von Menschen- und Völkerrecht.
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Antrag E 100: Mehr Geld für Bildung, Pflege und Soziales statt für  
Aufrüstung
Antragsteller*in: Bezirksfachbereichskonferenz C Düssel-Rhein-Wupper
Status: Erledigt durch Antrag E 099
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 099

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Die Mitgliederversammlung des ver.di-Fachbereiches C Bezirk Düssel-Rhein-Wupper (DRW)
 2 lehnt die am 27. Februar 2022 von der Bundesregierung beschlossene Aufrüstung von 100
 3 Milliarden (100 000 000 000) Euro „Sondervermögen“ für die Bundeswehr und eine
 4 Erhöhung des Rüstungsetats auf jährlich zwei Prozent des Bruttosozialproduktes (ca.
 5 30 Milliarden Euro) entschieden ab und fordert alle Strukturen in ver.di auf, gegen
 6 diesen Aufrüstungskurs aktiv zu werden und zu stoppen.

 7 Gerade wir Gewerkschafter*innen im Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Bildung
 8 und Wissenschaft fühlen uns dem menschlichen Wohl besonders verpflichtet. Während für
 9 unsere Arbeit und deren Anerkennung Geld fehlt, sollen zusätzliche Milliarden für
 10 Militär ausgeben werden.

 11 Wir fordern stattdessen:

 12

 13

 14

 15

keine weitere Aufrüstung;

Investitionen in die öffentlichen Bereiche Gesundheit, Bildung, Soziales und den
Klimaschutz;

keine Kürzungen bei der öffentlichen Daseinsvorsorge.

Begründung

Die Mitgliederversammlung des Fachbereiches C Bezirk DRW verurteilt den russischen Krieg gegen die 
Ukraine. Es gibt viele Ursachen, Erklärungen, Hintergründe – aber keine Rechtfertigung. Unsere Solidarität 
gebührt der betroffenen Zivilbevölkerung und der Antikriegsbewegung in Russland.

Schuldenbremse für die Aufrüstung! Wir sehen aber in der Aufrüstung kein geeignetes Mittel, den Konflikt 
zu deeskalieren und zu einer friedlicheren Welt beizutragen. Deshalb lehnen wir den kreditfinanzierten 
Sonderfonds von 100 Milliarden Euro, der zur Verfassungsnorm erhoben werden soll, ab und fordern 
Investitionen in Bildung, Forschung, Pflege, Soziales und den Klimaschutz. Von den 100 Milliarden Euro 
könnte man 200.000 Pflegekräfte mit einem Lohn von 4.000,-- Euro / Monat über zehn Jahre lang anstellen 
und die Pflegekrise deutlich abmildern. (Aus Antrag vom 1. März auf der Mitgliederversammlung von 
Charité, Vivantes und Vivantes Töchter)

Das massive militärische Übergewicht der NATO hat den Krieg nicht verhindert. Warum das Übergewicht 
weiter erhöhen? Notwendig sind zivile Konfliktlösungsstrategien und eine konsequente Friedenslogik mit 
der Universalität von Menschen- und Völkerrecht.
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Antrag E 101: Mehr Geld für Bildung, Pflege und Soziales statt für  
Aufrüstung
Antragsteller*in: Landesbezirksfachbereichskonferenz C Nordrhein-Westfalen
Status: Erledigt durch Antrag E 099
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 099

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt die am 27.  Februar 2022 von der Bundesregierung beschlossene Aufrüstung
 2 von 100 Milliarden (100 000 000 000) Euro „Sondervermögen“ für die Bundeswehr und
 3 eine Erhöhung des Rüstungsetats auf jährlich zwei Prozent des Bruttosozialproduktes
 4 (ca. 30 Milliarden) Euro entschieden ab und fordert alle Strukturen in ver.di auf,
 5 gegen diesen Aufrüstungskurs aktiv zu werden und zu stoppen.

 6 Während für unsere Arbeit und deren Anerkennung Geld fehlt, sollen zusätzliche
 7 Milliarden für Militär ausgeben werden. Wir fordern stattdessen:

 8

 9
 10

 11

keine weitere Aufrüstung;1. 

Investitionen in die öffentlichen Bereiche Gesundheit, Bildung, Soziales und den2. 
Klimaschutz;

keine Kürzungen bei der öffentlichen Daseinsvorsorge.3. 

Begründung

Die Mitgliederversammlung des Fachbereiches C Bezirk Düssel-Rhein-Wupper verurteilt den russischen 
Krieg gegen die Ukraine. Es gibt viele Ursachen, Erklärungen, Hintergründe – aber keine Rechtfertigung. 
Unsere Solidarität gebührt der betroffenen Zivilbevölkerung und der Antikriegsbewegung in Russland.

Schuldenbremse für die Aufrüstung!

Wir sehen aber in der Aufrüstung kein geeignetes Mittel, den Konflikt zu deeskalieren und zu einer 
friedlicheren Welt beizutragen. Deshalb lehnen wir den kreditfinanzierten Sonderfonds von 100 Milliarden 
Euro, der zur Verfassungsnorm erhoben werden soll, ab und fordern Investitionen in Bildung, Forschung, 
Pflege, Soziales und den Klimaschutz. Von den 100 Milliarden Euro könnte man 200.000 Pflegekräfte mit 
einem Lohn von 4.000,-- Euro / Monat über zehn Jahr lang anstellen und die Pflegekrise deutlich 
abmildern. (Aus Antrag vom 1. März auf der Mitgliederversammlung von Charité, Vivantes und Vivantes 
Töchter)

Das massive militärische Übergewicht der NATO hat den Krieg nicht verhindert. Warum das Übergewicht 
weiter erhöhen? Notwendig sind zivile Konfliktlösungsstrategien und eine konsequente Friedenslogik mit 
der Universalität von Menschen- und Völkerrecht.
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Antrag E 102: Mehr Geld für die Pflege, statt Aufrüstung! 
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Thüringen
Status: Erledigt durch Antrag E 099
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 099

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di schließt sich folgendem Statement vom DGB an:

 2 “Der DGB ist als Teil der Friedensbewegung dem Einsatz für Frieden, Abrüstung und 
 3 Völkerverständigung verpflichtet. Er lehnt Waffenlieferungen in Krisenregionen ab.”
 4  DGB-Pressemitteilung vom 14. Februar 2022

 5 “Die NATO fordert, die Rüstungsausgaben auf zwei Prozent der Wirtschaftsleistung zu 
 6 steigern. Das wären weitere 30 Milliarden Euro im Jahr, die viel sinnvoller 
 7 ausgegeben werden könnten: für Bildung und Gesundheit, sozialen Wohnungsbau, 
 8 Krankenhäuser, öffentlichen Nahverkehr, Alterssicherung, ökologischen Umbau und 
 9 internationale Hilfe. Eine Million Arbeitsplätze könnten damit finanziert werden.”
 10 Erklärung von ver.di-Bundesvorstand Mai 2018 

 11 Weiterhin fordern wir:

 12

 13

 14

 15

 16

ein Ende der Aufrüstungsdebatte und ein Abrüstungsplan;

Milliarden Euro in Gesundheit, Bildung Soziales und Klima zu investieren;

keine Kürzungen in der öffentlichen Daseinsversorgung unter dem Vorwand der 
hohen Rüstungsausgaben;

Geflüchtete aufnehmen, unterstützen und absichern.

Begründung

Die Bundesregierung hat am 27. Februar 2022 angekündigt, dass die Bundeswehr 100 Milliarden Euro 
(100.000.000.000 Euro) Sondervermögen erhalten soll. Auch in den kommenden Jahren soll der 
Militärhaushalt auf das Zwei-Prozent-Ziel der NATO erhöht werden. Die Finanzierung der 100 Milliarden 
Euro erfolgt durch eine, mehr oder weniger, Beleihung der zukünftigen Generationen. Unsere Enkelkinder 
werden darunter noch leiden müssen.

Durch den brutalen Angriffskrieg von Russland auf die Ukraine ist der Bundesregierung aufgefallen wie es 
um eine schwach ausgestattete Bundeswehr steht. Die Antwort auf den Überfall von Russland, kann und 
darf nicht maßlose Aufrüstung sein. Wir sehen hier die falsche Antwort auf die Probleme.

Die Investition von 100 Milliarden Euro entsprechen 20 Prozent des jährlichen Bundeshaushalts. Zum 
Vergleich wurden im Jahr 2021 nur 24 Milliarden Euro für das Gesundheitssystem investiert. Die 
Bundesregierung will somit im kommenden Jahr so viel in Aufrüstung investieren, wie die gesamten 
Ausgaben für Arbeit und Soziales im letzten Jahr 2021.

Nach zwei Jahren Pandemie und nach etlichen Streikbewegungen bekommt nur ein Teil der Beschäftigten 
im Gesundheitswesen insgesamt eine Milliarde Euro Pflegebonus. Währenddessen werden über Nacht 100 
Milliarden Euro Sonderausgaben für die Bundeswehr beschlossen. Von den 100 Milliarden Euro könnte 
man auch 200.000 Pflegefachkräfte mit einem Lohn von 4.000,-- Euro über zehn Jahre lang anstellen und 
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die Pflegekrise deutlich abmildern. 
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Antrag E 103: Mehr Geld ins Gesundheitswesen, statt Aufrüstung!
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Antrag E 099
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 099

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di soll sich in seinen Gremien und Organisationseinheiten gegen Aufrüstung
 2 einsetzen. Mehrausgaben werden stattdessen in den Bereichen Gesundheit, Bildung und
 3 Soziales benötigt.

 4 Die NATO fordert, die Rüstungsausgaben auf zwei Prozent der Wirtschaftsleistung zu
 5 steigern. Das wären 2018 etwa 30 Milliarden Euro gewesen, die viel sinnvoller
 6 ausgegeben werden könnten: für Bildung und Gesundheit, sozialen Wohnungsbau,
 7 Krankenhäuser, öffentlichen Nahverkehr, Alterssicherung, ökologischen Umbau und
 8 internationale Hilfe. 

 9 Die Zwei-Prozent-Regelung lehnen wir ab. Sie würde eine permanente Aufrüstung
 10 bedeuten.

 11 In der derzeitigen Situation heißt dies insbesondere:

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

Wir wollen keine Aufrüstung! Ein Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für die
militärische Verteidigung und die Erhöhung der Rüstungsausgaben auf zwei Prozent
des Bruttoinlandsproduktes (BIP) lehnen wir ab.

Wir brauchen Investitionen in Gesundheit, Bildung, Soziales und Klima statt in
die Rüstung.

Es darf keine Kürzungen bei der öffentlichen Daseinsvorsorge unter dem Vorwand
der Erhöhung der Rüstungsausgaben geben!

Wir fordern außerdem eine auskömmliche Finanzierung für die Unterstützung der
vor Krieg und Despotie Geflüchteten aus aller Welt.

Begründung

Von der Bundesregierung wurde am 27. Februar angekündigt, dass die militärische Verteidigung 100 
Milliarden Euro (100 000 000 000) Sondervermögen erhalten soll. Auch in den kommenden Jahren soll der 
Militärhaushalt über das Zwei-Prozent-Ziel der NATO erhöht werden. Das Geld soll aus dem 
Bundeshaushalt 2022 bereitgestellt werden.

Als Legitimation dafür wird der Einmarsch Russlands in die Ukraine angeführt. Wir als Beschäftigte im 
Gesundheits- und Sozialwesens, aus Bildung und Wissenschaft des ver.di-Bezirkes Mittelfranken 
verurteilen den Einmarsch Russlands aufs Schärfste. Krieg halten wir jedoch nach wie vor nicht für ein 
Mittel der Politik und lehnen Aufrüstung ab.

Mit der Summe von 100 Milliarden Euro ließen sich 200.000 Pflegekräfte mit einem Lohn von 4.000,-- Euro 
über zehn Jahre lang anstellen und die Pflegekrise deutlich abmildern. Man könnte auch kostenlosen 
ÖPNV oder zahlreiche andere Maßnahmen gegen die Klimaerwärmung finanzieren. Bildung, Erziehung und 
noch in so vieles mehr, was zum Wohle der Menschheit wichtig ist. Stattdessen 100 Milliarden Euro in 
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todbringende Waffen – obgleich die vielfache Waffenstärke der NATO gegenüber Russlands diesen Krieg 
eben nicht verhindert hat – lehnen wir ab. Diplomatie und friedensschaffende Maßnahmen müssen 
gefördert werden.
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Antrag E 104: Wie gehen wir mit Putin weiter um?
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Mittelfranken
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 105

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Wir machen uns folgende politische Ansichten zu eigen: Der im Februar 2022 als
 2 Überfall begonnene Angriffskrieg von Putin gegen die Ukraine ist ein eklatanter Bruch
 3 des Völkerrechts und der territorialen Integrität der Ukraine. Nach den Berichten des
 4 Spiegels und anderen internationalen Medien von Anfang April begehen die russischen
 5 Streitkräften Kriegsverbrechen wie in der ukrainischen Stadt Butscha, bei denen laut
 6 ukrainischen Angaben mehr als 300 Zivilist*innen getötet worden sind. Wir verurteilen
 7 diesen durch nichts zu rechtfertigenden Krieg und die abscheulichen
 8 Kriegsverbrechen. Wir sehen die Notwendigkeit, dass diese Kriegsverbrechen von den
 9 Vereinten Nationen lückenlos aufgearbeitet werden.

 10 Unser Beileid, unser Respekt und unsere Solidarität gehört den bedrohten Menschen in
 11 der Ukraine, die mutig ihre Freiheit verteidigen. Und unser Respekt und unsere
 12 Solidarität gehören auch den Menschen in Russland und Belarus, die sich mutig trotz
 13 Verhaftungen und fortgesetzter Repressionen gegen diesen Krieg stellen.

 14 Der Krieg bringt unermessliches Leid über die Menschen und wird mit jedem Tag
 15 brutaler und zerstörerischer. Er ist eine humanitäre Katastrophe. Zivilist*innen und
 16 Soldat*innen sterben. Hunderttausende von Menschen sind eingekesselt und verletzt,
 17 sie leiden Hunger, können medizinisch nicht ausreichend versorgt werden, Millionen
 18 sind auf der Flucht. Der Angriff auf Nuklearanlagen und weitere Drohungen einer
 19 atomaren, chemischen oder biologischen Kriegsführung sind unverantwortlich, ihre
 20 Folgen nicht absehbar.

 21 Wir zeigen uns solidarisch mit unseren Kolleg*innen, welche mit uns gemeinsam im
 22 Internationalen Gewerkschaftsbund (ITUC) für bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen
 23 weiterkämpfen. Wir verurteilen die Angriffe der ukrainischen Regierung und des
 24 ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj auf die ukrainischen Gewerkschaften.

 25 Weitere Sanktionen und Handelseinschränkungen durch die Bundesregierung und die EU
 26 müssen intensiviert und ausgebaut werden. Das System Putin, welche vor allem durch
 27 die oligarchischen Strukturen in Russland unterstützt werden, darf nicht weiter durch
 28 den Import von Öl, Gas, Kohle und sonstigen Rohstoffen weiter unterstützt und
 29 finanziert werden. 

 30 Wir lehnen die 100 Milliarden Euro Sondervermögen und das Zwei-Prozent-Ziel der Nato
 31 ab.

 32 Ziel der Demokratien dieser Welt muss es sein, die verantwortlichen Politiker*innen
 33 und militärische Entscheidungsträger*innen vor dem internationalen Strafgerichtshof
 34 für ihre Kriegsverbrechen zur Rechenschaft zu ziehen. 

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

202 / 224



 35 Aktuelle Strömungen in der so genannten Friedensbewegung, welche auf die Aufrüstung
 36 zum Schutz des Friedens setzen, lehnen wir ab. Diese "Kalter Krieg" Denkweise ist
 37 zurecht seit 30 Jahren kein Thema in der Politik gewesen. 

 38 Wir wollen gemeinsam mit unseren Gewerkschaftskolleg*innen in der Ukraine und
 39 Russland leistungsstarke Demokratien wachsen und erhalten lassen. Kriegstreiberei,
 40 Korruption und Verhaftungen von friedlichen Demonstrant*innen haben hier keinen
 41 Platz.
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Antrag E 105: Vorbild französische Revolution: Wie gehen wir mit 
Putin weiter um?
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Antrag E 104
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 104

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Wir machen uns folgende politische Ansichten zu eigen:

 2 Fassungslos sehen wir das Leid in der Ukraine. Der im Februar 2022 als Überfall
 3 begonnene Angriffskrieg von Putin gegen die Ukraine ist ein eklatanter Bruch des
 4 Völkerrechts und der territorialen Integrität der Ukraine. Nach den Berichten des
 5 Spiegel und anderen internationalen Medien von Anfang April begehen die russischen
 6 Streitkräfte Kriegsverbrechen, wie in der ukrainischen Stadt Butscha, bei denen laut
 7 ukrainischen Angaben mehr als 300 Zivilist*innen getötet worden sind.

 8 Wir verurteilen diesen durch nichts zu rechtfertigenden Krieg und die abscheulichen
 9 Kriegsverbrechen. Wir sehen die Notwendigkeit, dass diese Kriegsverbrechen von den
 10 Vereinten Nationen lückenlos aufgearbeitet werden. 

 11 Unser Beileid, unser Respekt und unsere Solidarität gehört den bedrohten Menschen in
 12 der Ukraine, die mutig ihre Freiheit verteidigen. Und unser Respekt und unsere
 13 Solidarität gehören auch den Menschen in Belarus, die sich mutig trotz Verhaftungen
 14 und fortgesetzter Repression gegen diesen Krieg stellen.

 15 Der Krieg bringt unermessliches Leid über die Menschen und wird mit jedem Tag
 16 brutaler und zerstörerischer. Er ist eine humanitäre Katastrophe. Zivilist*innen und
 17 Soldat*innen sterben. Hunderttausende von Menschen sind eingekesselt und verletzt,
 18 sie leiden Hunger, können medizinisch nicht ausreichend versorgt werden, Millionen
 19 sind auf der Flucht. Der Angriff auf Nuklearanlagen und weitere Drohungen einer
 20 atomaren, chemischen oder biologischen Kriegsführung sind unverantwortlich, ihre
 21 Folgen nicht absehbar. 

 22 Wir zeigen uns solidarisch mit unseren Kolleg*innen, welche mit uns gemeinsam im
 23 Internationalen Gewerkschaftsbund (ITUC) für bessere Lebens- und Arbeitsbedingungen
 24 weiterkämpfen. Wir verurteilen die Angriffe der ukrainischen Regierung und des
 25 ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj auf die ukrainischen Gewerkschaften.

 26 Weitere Sanktionen und Handelseinschränkungen durch die Bundesregierung und die EU
 27 müssen intensiviert und ausgebaut werden. Das System Putin, welches vor allem durch
 28 die oligarchischen Strukturen in Russland unterstützt wird, darf nicht weiter durch
 29 den Import von Öl, Gas, Kohle und sonstigen Rohstoffen weiter unterstützt und
 30 finanziert werden. 

 31 Wir lehnen die 100 Milliarden Euro Sondervermögen und das Zwei-Prozent-Ziel der NATO
 32 ab.

 33 Ziel der Demokratien dieser Welt muss es sein, die verantwortlichen Politiker*innen
 34 und militärischen Entscheidungsträger*innen vor dem Internationalen Strafgerichtshof
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 35 für ihre Kriegsverbrechen zur Rechenschaft zu ziehen. 

 36 Aktuelle Strömungen in der so genannten Friedensbewegung, welche auf die Aufrüstung
 37 zum Schutz des Friedens setzen, lehnen wir ab. Diese "Kalter Krieg" - Denkweise ist
 38 zurecht seit 30 Jahren kein Thema in der Politik gewesen. 

 39 Wir wollen gemeinsam mit Gewerkschaftskolleg*innen in der Ukraine und Russland
 40 leistungsstarke Demokratien wachsen und erhalten lassen. Kriegstreiberei, Korruption
 41 und Verhaftung von friedlichen Demonstrant*innen haben hier keinen Platz. 
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Antrag E 106: Bewaffnete Drohnen
Antragsteller*in: Bundesjugendkonferenz
Status: Angenommen als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme als Arbeitsmaterial zu Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Die ver.di-Jugend sowie die Gesamtorganisation setzt sich dafür ein, dass die
 2 kürzlich gekauften Heron-TP-Drohnen nicht mit Munition ausgestattet werden und es
 3 auch keine weiteren Käufe und Einsätze von bewaffneten Drohnen gibt.

Begründung

Nach unserer Satzung § 5.2 heißt es:

ver.di tritt in Zusammenarbeit mit den internationalen Gewerkschaftsverbänden für die Wahrung und 
Verwirklichung der Menschenrechte, für die Achtung der Menschenwürde, für ein friedliches 
Zusammenleben, für den Schutz der natürlichen Umwelt und für eine sozial gerechte Weltordnung auf der 
Grundlage der Selbstbestimmung mit gleichen Entwicklungschancen in allen Regionen der Welt ein.

Bewaffnete Drohnen verschärfen Kriegsgeschehen. Denn sie können von weiten Entfernungen eingesetzt 
werden. Gleichzeitig ist die Fehleranfälligkeit hoch. Wir können schon jetzt beobachten, dass der Einsatz 
von bewaffneten Drohnen nicht zu weniger Opfern von Soldaten und Zivilist*innen führen. Die Einsätze 
von bewaffneten Drohnen ist der Einstieg in die vollautomatisierte Kriegsführung. Das lehnen wir 
entschieden ab.

Nicht alles, was militärtechnologisch als Fortschritt zu werten ist, entspricht ethisch-moralisch unseren 
Werten. Auch Kampfjetpiloten mögen ihre Ziele nur noch als Koordinaten wahrnehmen, auf die sie ihre 
Raketen ausrichten – ein Drohnenpilot hingegen hat gar keine physische und damit emotionale Nähe 
mehr zu seinem Zielobjekt. Er exekutiert per Knopfdruck. So wird ein an sich schon unmenschlicher Krieg 
noch inhumaner geführt. Und bei allem Verantwortungsbewusstsein deutscher Soldaten gibt es eine reale 
Gefahr, dass die Hemmschwelle des Raketengebrauchs sukzessive sinkt. Zumal sich mit der Technologie 
die Grenzen dessen verschieben könnten, was der Bundeswehr laut ihren Einsatzregeln erlaubt ist.
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Antrag E 107: Keine Aufstockung der Rüstungsausgaben und keine 
Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete
Antragsteller*in: Bezirksfachbereichskonferenz E Heilbronn-Neckar-Franken
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt jedwede Aufstockung der Rüstungsausgaben sowie jegliche
 2 Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete strikt ab.

Begründung

Die Welt ist bereits jetzt schon gefährlich hochgerüstet. Dabei übersteigen die Rüstungsausgaben der 
NATO ein Vielfaches derer von den zwei zweitgrößten Atommächten Russland und China. Ein weiteres 
Drehen an der Rüstungsspirale würde nur eine weitere Eskalation zwischen den Atomblöcken sowie die 
Wahrscheinlichkeit eines Atomkrieges erhöhen. Zumal die dafür vorgesehenen Gelder an anderen Stellen, 
zum Beispiel im Sozialbereich, dringend fehlen. Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete 
verhindern bzw. beenden keine Kriege, sondern verlängern diese und das damit verbundene Leid und 
Blutvergießen aller beteiligten Bevölkerungen.
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Antrag E 108: Rüstungsausgaben und Waffenlieferungen
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Heilbronn-Neckar-Franken
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt jedwede Aufstockung der Rüstungsausgaben sowie jegliche
 2 Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete strikt ab.

Begründung

Die Welt ist bereits jetzt schon gefährlich hochgerüstet. Dabei übersteigen die Rüstungsausgaben der 
NATO ein Vielfaches derer von den zwei zweitgrößten Atommächten Russland und China. Ein weiteres 
Drehen an der Rüstungsspirale würde nur eine weitere Eskalation zwischen den Atomblöcken sowie die 
Wahrscheinlichkeit eines Atomkrieges erhöhen. Zumal die dafür vorgesehenen Gelder an anderen Stellen, 
zum Beispiel im Sozialbereich dringend fehlen. Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete verhindern 
bzw. beenden keine Kriege, sondern verlängern diese und das damit verbundene Leid und Blutvergießen 
aller beteiligten Bevölkerungen.
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Antrag E 109: Keine Aufstockung der Rüstungsausgaben und keine 
Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz E
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di lehnt jedwede Aufstockung der Rüstungsausgaben sowie grundsätzlich
 2 Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete strikt ab.

Begründung

Die Welt ist bereits jetzt schon gefährlich hochgerüstet. Dabei übersteigen die Rüstungsausgaben der 
NATO ein Vielfaches derer von den zwei zweitgrößten Atommächten Russland und China. Ein weiteres 
Drehen an der Rüstungsspirale würde nur eine weitere Eskalation zwischen den Atomblöcken sowie die 
Wahrscheinlichkeit eines Atomkrieges erhöhen. Zumal die dafür vorgesehenen Gelder an anderen Stellen, 
zum Beispiel im Sozialbereich dringend fehlen. Waffenlieferungen in Kriegs- und Krisengebiete verhindern 
bzw. beenden keine Kriege, sondern verlängern diese und das damit verbundene Leid und Blutvergießen 
aller beteiligten Bevölkerungen.
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Antrag E 110: 100 Milliarden Euro Aufrüstungsprogramm
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di wird aufgefordert, gemäß einer guten alten, aber höchst aktuellen
 2 gewerkschaftlichen Tradition, sich gegen alle kriegsfördernden Maßnahmen zu stellen,
 3 also:

 4

 5
 6

gegen das 100 Milliarden Euro Aufrüstungsprogramm der Bundesregierung als auch1. 

gegen die Erhöhung des Wehretats auf über zwei Prozent des2. 
Bruttoinlandsproduktes (BIP).  

 7 Statt 100 Milliarden Euro für Aufrüstung brauchen wir

 8
 9

 10

 11

 12

massive Investitionen in die Bereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge (Bildung,
Gesundheit, usw.) und für den Klimaschutz;

massive Unterstützung für alle Geflüchteten;

finanziert über eine Sonderabgabe auf Vermögen der oberen ein Prozent und
Einführung einer Millionärssteuer von zehn Prozent ab einer Million Euro!

 13 Gegen die in die Höhe schnellende Inflation brauchen wir

 14

 15

Preisobergrenzen für Energie- und Grundnahrungsmittel!

Streichung der Schuldenbremse!

 16 ver.di muss sich zusammen mit den DGB-Gewerkschaften mit allen gewerkschaftlichen
 17 Mitteln – angefangen bei Demonstrationen bis hin zum Streik - gegen die Aufrüstung
 18 der Bundeswehr und für die Umsetzung der oben aufgezählten Maßnahmen einsetzen!

 19 Wir dürfen keine Abwälzung der Kriegs- und Krisenkosten auf die arbeitende
 20 Bevölkerung und keinen Abbau von sozialen Standards und Errungenschaften zulassen!

Begründung

Die Einrichtung eines Sonderetats von 100 Milliarden Euro zur Aufrüstung der Bundeswehr wird über 
Neuverschuldung finanziert. Wer das letzten Endes zahlen wird, ist jetzt schon klar – das sind wir, die 
Lohnabhängigen! Aufrüsten bedeutet Vorbereitung darauf, Krieg führen zu können. Sie ist kein Mittel, 
Krieg zu verhindern, sondern führt nur zu weiterem Wettrüsten und zur Eskalation bestehender Konflikte.

Die Erhöhung des laufenden Haushaltes der Bundeswehr auf über zwei Prozent des BIP wird die 
Finanzierung in den Bereichen der Daseinsfürsorge wie dem Gesundheitswesen oder Bildungsbereich 
infrage stellen.

Es gibt eine große Solidarität mit der ukrainischen Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland, die 
von der Bundesregierung genutzt wird, um ihren neuen außenpolitischen Kurs durchzusetzen. Damit üben 
sie Druck auf die Gewerkschaften aus, ihre bisherigen antimilitaristischen Positionen aufzugeben!

Gleichzeitig drohen mit dem Krieg in der Ukraine und den Maßnahmen dagegen – wie den Sanktionen 
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gegen Russland -  massive Einschnitte in den Lebensstandard der großen Masse der Lohnabhängigen auf 
der ganzen Welt. Die aktuelle Inflationsrate von über sieben Prozent in der Bundesrepublik Deutschland 
kann sich sogar noch erhöhen.

Über Nacht wurden zusätzlich 100 Milliarden Euro für Rüstung locker gemacht, während es in den 
Pandemiejahren und davor immer hieß, für gesellschaftlich lebensnotwendige Bereiche wie den Ausbau 
des Gesundheitswesens, der Kitas und Schulen sei nicht ausreichend Geld vorhanden. Hier verschlimmert 
sich die Situation, anstatt besser zu werden.

Wir brauchen mehr Geld für Personal im Sozial-, Gesundheits- und Bildungsbereich sowie ein 
milliardenschweres öffentliches Investitionsprogramm für mehr Krankenhäuser, Kitas, Schulen. Außerdem 
müssen erneuerbare Energien, ÖPNV und Bahn massiv ausgebaut werden, um große Schritte im 
Klimaschutz zu machen. 100 Milliarden Euro wäre für diese Ziele ein erstes Minimum.

Wie der ver.di-Vorsitzende Frank Werneke richtig sagt, muss dabei auf die enormen Vermögen der Reichen 
und Superreichen zugegriffen werden. Ihr Vermögen ist inmitten der Pandemie auf unglaubliche 13 
Billionen Euro angestiegen! Dieser obszöne Reichtum muss abgeschöpft werden – über Sonderabgaben 
und Steuern, anstatt die Masse der arbeitenden Bevölkerung für alle möglichen Rettungspakete zur Kasse 
zu bitten! Zudem ist es nötig, eine Preisobergrenze für Energie und Lebensmittel einzuführen, anstatt über 
steuerfinanzierte Pauschalbeiträge für steigende Energiekosten, letztlich wieder die Lohnabhängigen 
selbst zahlen zu lassen. Darüber hinaus werden bestimmte Schichten wie Studierende und Rentner*innen 
in dem Entlastungspaket der Bundesregierung gar nicht berücksichtigt.

Die Gewerkschaften dürfen nicht nur kommentieren. Angesichts der dramatischen Lage ist es dringend 
nötig in Aktion zu kommen. Große Demonstrationen in allen großen Städten, angefangen mit 
gemeinsamen Mobilisierungen in laufenden und bevorstehenden Tarifrunden, sollten als Ausgangspunkt 
für DGB-übergreifende Aktionen sein. Im Vorfeld sollte in den Betrieben auf Versammlungen diskutiert 
und breit mobilisiert werden.
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Antrag E 111: Abrüsten
Antragsteller*in: Bundessenior*innenkonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Der Bundesvorstand und der DGB sollen auf die Bundesregierung einwirken

 2

 3

 4
 5

 6

die nukleare Teilhabe aufzukündigen;

den Abzug der US-Atomwaffen aus der Bundesrepublik Deutschland herbeizuführen;

Verhandlungen mit allen Staaten über eine europäische Sicherheitsarchitektur
aufzunehmen;

die Bundesrepublik Deutschland dem Atomwaffenverbotsvertrag beitreten zu lassen.

Begründung

Die Bundesrepublik Deutschland ist als NATO-Staat dem Atomwaffenverbotsvertrag vom 7. Juli 2017 (UN) 
bisher nicht beigetreten.

Der Beitritt Deutschlands ist die Voraussetzung zur Rückkehr deutscher und europäischer Friedenspolitik 
und die Voraussetzung für eine gemeinsame Diskussion aller europäischen Staaten über eine europäische 
Sicherheitsarchitektur.

Der von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnete Nichtverbreitungsvertrag (NVV) von 
Nuklearwaffen, verbietet, „weder mittelbar noch unmittelbar Nuklearwaffen anzunehmen“. Die 
Ampelkoalition der Bundesregierung duldet widerrechtlich am US-Militärplatz in Büchel die Stationierung 
von 20 Atombomben, obwohl die Grünen 2020 im Deutschen Bundestag einen Antrag auf bedingungslosen 
Abzug der Atomwaffen eingebracht haben.

Im Rahmen des 100 Milliarden Euro Rüstungs-“Sondervermögen“ hat die Bundesregierung die 
Anschaffung von 35 Stück F-35 Tarnkappenbombern beschlossen, die teilweise dem Zweck dienen, US-
amerikanische Atombomben über „Feindesland“ abwerfen zu können.

Wir müssen uns dabei kaum noch fragen, was bei einem Atomschlag in Europa von der Bundesrepublik 
Deutschland übrigbleibt.

Der Beschluss zum Rüstungs-Sondervermögen von 100 Milliarden Euro und das Zwei-Prozent-Ziel der 
NATO muss rückgängig gemacht werden. Wesentlicher ist es, in Europa und mit allen Ländern gemeinsam, 
eine europäische Sicherheitsarchitektur zu verhandeln, die Frieden unter allen Völkern sichert.
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Antrag E 112: NEIN zur nuklearen Aufrüstung! 
Atomkriegsvorbereitung stoppen! Für den Beitritt Deutschlands 
zum Atomwaffenverbotsvertrag der UNO!
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Stuttgart
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

W 076

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Anknüpfend an die Resolution des ver.di-Gewerkschaftsrates vom 24./25. März 2022 und
 2 des DGB-Bundeskongresses wendet sich ver.di entschieden gegen die im Rahmen des 100-
 3 Milliarden-Euro-Aufrüstungsprogramms geplante Anschaffung von insbesondere

 4
 5

 6

 7
 8

F35-Tarnkappenbombern (Trägerflugzeuge für US-Atomwaffen, die alle in Büchel
stationiert werden sollen)

sowie Eurofightern ECR (Befähigung zu electronic warfare) und

die Beteiligung an der Entwicklung des europäischen Flugzeugprojekts Future
Combat Air System (FCAS)*.

 9 Alle Mitglieder und Gremien unserer Gewerkschaft werden aufgefordert, sich aktiv an
 10 der Aufklärung über die Gefahren einer drohenden Weltkriegsvorbereitung und am
 11 politischen Widerstand gegen die Anschaffung und Stationierung dieser
 12 atomkriegsfähigen Angriffswaffen zu beteiligen.

Begründung

Bei dem von Bundestag und Bundesrat beschlossenen Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für die 
Bundeswehr geht es nur in verschwindend geringem Maß (ca. zwei Prozent) um die Aufrüstung der 
Bundeswehr. Fast die Hälfte der Summe (40,9 Milliarden Euro) ist für die Aufrüstung der Luftwaffe geplant.

ver.di hat sich mit Beschluss des Gewerkschaftsrates vom 24./25. März 2022 nachdrücklich für eine 
dauerhafte atomare Abrüstung ausgesprochen und die Pläne der Bundesregierung zur Beschaffung 
zusätzlicher Rüstungsgüter abgelehnt. Der DGB-Bundeskongress hat sich für eine weltweite Ächtung von 
Atomwaffen, gegen die „nukleare Teilhabe“ und für die Beendigung der Lagerung von US-Atomwaffen in 
der Bundesrepublik Deutschland ausgesprochen.

Abgesehen von den immensen Kosten für das kurzfristig ohne breite Diskussion in der Bevölkerung 
durchgepeitschte, auch noch im Grundsatz verankerte, bisher einmalige Aufrüstungsprogramm (diese 
Gelder fehlen für Gesundheit, Bildung, Rente, Klimaschutz, Infrastruktur, Wohnungsbau…), erhöhen diese 
neuen Waffen die Atomkriegsgefahr. Unser Land wird zur Zielscheibe eines atomaren Zweitschlags.

2010 hat der Bundestag beschlossen, dass die hier gelagerten US-Atomwaffen zum friedenspolitischen 
Gesamtcharakter des Grundgesetzes (vor allem in Artikel 26 / „Verbot des Angriffskrieges“). Die Intention 
der Verfasser*innen des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland war es sicherzustellen, dass 
nach Vernichtungskrieg und Völkermord im Zweiten Weltkrieg von der Bundesrepublik Deutschland nie 
wieder Krieg ausgeht. Seit dem Inkrafttreten des Atomwaffenverbotsvertrages am 22. Januar 2022 sind 
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Atomwaffen und die Drohung mit ihrem Einsatz völkerrechtlich verboten.

Wir brauchen eine Umkehr zum Frieden, das heißt eine aktive Friedenspolitik – anders hat die Menschheit 
keine Zukunft!

* Bundeskanzler Scholz am 27. Februar 2022: „Und für die Nukleare Teilhabe werden wir rechtzeitig einen 
modernen Ersatz für die veralteten Tornado-Jets beschaffen. Der Eurofighter soll zur electronic warfare 
befähigt werden. Das Kampfflugzeug F-35 kommt als Trägerflugzeug in Betracht.“
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Antrag E 113: Frieden schaffen sofort 
Antragsteller*in: Bundessenior*innenkonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di fordert:

 2
 3
 4

 5
 6
 7

 8
 9
 10

 11

 12

 13

 14

 15

 16

 17

 18

 19

 20

 21

Die russische Regierung muss alle Angriffe unverzüglich einstellen, ihre Truppen
aus der Ukraine zurückziehen und die territoriale Integrität der Ukraine auf der
Grundlage des Abkommens von Minsk wiederherstellen. 

Wir fordern die internationale Staatengemeinschaft dazu auf, weiter mit
Hochdruck an einer diplomatischen Lösung für einen sofortigen Waffenstillstand
und zur Beendigung des Krieges zu arbeiten.

Wir treten dafür ein, die Diskussion um mehr Sicherheit in Europa nicht in
erster Linie aus einer militärischen Perspektive heraus zu führen. Wir brauchen
einen breiten zivilgesellschaftlichen Diskurs darüber, wie wir in Europa
zukünftig in Frieden und Sicherheit zusammenleben wollen und rufen alle
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen dazu auf, sich in diesen Friedensdiskurs
einzubringen.

Wir wollen keinen neuen Rüstungswettlauf, der auch dazu führt, dass Gelder für
dringliche Investitionen in den sozial-ökologischen Umbau fehlen.

Unser Ziel bleibt eine Welt mit weniger Waffen, insbesondere streben wir
nachdrücklich eine dauerhafte atomare Abrüstung an.

Die Erhöhung des Verteidigungshaushaltes auf einen dauerhaften Anteil von zwei
Prozent am Bruttoinlandsprodukt lehnen wir ab.

Den Aufbau eines Sondervermögens, zweckgebunden für die Bundeswehr, lehnen wir
ab.

 22 Der Bundesvorstand unterstützt das Ziel in allen deutschen Häfen den Rüstungsumschlag
 23 aus vielen Bundesländern zu verhindern.

Begründung

Unter Mitwirkung von Aktiven aus unseren Senior*innengruppen ist es in den letzten Jahren gelungen, 
dem Thema Abrüsten statt Aufrüsten einen größeren Stellenwert in der gewerkschaftlichen Arbeit zu 
geben. Während wir unablässig ein Zurück zur Entspannungspolitik forderten eskalierte Russland den 
Krieg in der Ukraine. Diesen völkerrechtswidrigen Kriegsakt verurteilen wir selbstverständlich ebenso, wie 
alle vorausgegangenen und zeitgleich stattfindenden Kriege in aller Welt.

In der Schocksituation, dass jetzt auch Europa wieder Kriegsschauplatz geworden ist, hat Kanzler Scholz 
drei Tage nach dem russisch-ukrainischen Kriegsbeginn ein Aufrüstungsprogramm bisher nicht gekannten 
Ausmaßes verkündet. Damit gibt die Bundesrepublik Deutschland 2022 170 Milliarden Euro für das Militär 
aus und belegt nach China und Russland den dritten Platz.
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2021 hatten deutsche Waffenexporte sich auf den Wert von 5,8 nach 9,3 Milliarden Euro gesteigert. Unter 
der Ampel-Regierung werden jetzt auch wieder Waffen an Saudi-Arabien geliefert mit denen die zurzeit 
größte humanitäre Katastrophe im Jemen befeuert wird.

Jede vierte Kriegswaffe aus der Bundesrepublik Deutschland wird über den Hamburger Hafen verschifft. 
Wir sind damit ein vorrangiges Angriffsziel.
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Antrag E 114: Friedenspolitik
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich gemeinsam mit dem DGB für eine aktive Friedenspolitik und
 2 verstärkte Diplomatie zur Beendigung aller aktuellen, weltweiten Konflikte und Kriege
 3 ein.

 4 ver.di muss sich wieder stärker für eine Friedenspolitik ohne Waffen einsetzen.

Begründung

Waffen schaffen keinen Frieden. Sie eskalieren die Situation und verlängern das Leid und Blutvergießen 
von betroffenen Menschen auf allen Seiten. Insbesondere Frauen sind von gewalttägigen 
Auseinandersetzungen betroffen. Diplomatie ist das Maß aller Dinge und rettet Menschenleben.
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Antrag E 115: Friedenspolitik
Antragsteller*in: Bundesfrauenkonferenz
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich gemeinsam mit dem DGB für eine aktive Friedenspolitik und
 2 verstärkte Diplomatie zur Beendigung aller aktuellen, weltweiten Konflikte und Kriege
 3 ein.

Begründung

Waffen schaffen keinen Frieden. Sie eskalieren die Situation und verlängern das Leid und Blutvergießen 
von betroffenen Menschen auf allen Seiten. Insbesondere Frauen sind von gewalttägigen 
Auseinandersetzungen betroffen. Diplomatie ist das Maß aller Dinge und rettet Menschenleben.

Insbesondere der Krieg in der Ukraine so wie der Konflikt um Taiwan zeigen, dass ver.di sich wieder 
stärker für eine Friedenspolitik ohne Waffen einsetzen muss. 
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Antrag E 116: Verbot von Rüstungsforschung und deren Ausbau
Antragsteller*in: Bezirksfachbereichsvorstand C Stuttgart
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich sowohl für das Verbot von Rüstungsforschung und deren Ausbau als
 2 auch für die Unterzeichnung von Zivilklauseln durch die Forschungseinrichtungen ein.

Begründung

Die Hochschulen und Universitäten sollen ein Ort der humanistischen und kritischen Wissenschaft sein 
und dem gesellschaftlichen Gemeinwohl dienen. Schon 36 Einrichtungen (Stand 2019) haben Zivilklauseln 
unterschrieben.

ver.di schrieb im Aufruf zu einer Tagung 2019:

„An vielen Hochschulen und Universitäten engagieren sich die Beschäftigten in Forschung, Lehre, 
Bibliotheken, Laboren und Verwaltung für die friedliche Ausrichtung ihrer Arbeit. Deshalb sind die 
Gewerkschaften für die Zivilklausel-Bewegung zum wichtigen Partner geworden. Sie beteiligen sich auch 
aktiv an dieser Tagung. Studierende, Wissenschaftler*innen und Beschäftigte mit ihren Gewerkschaften 
wollen sich austauschen und gemeinsam neue Ideen und Impulse für Zivilklauseln finden.“ (http://
natwiss.de/arbeitstagung-zivilklausel/)

Daran soll und muss angeknüpft werden!
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Antrag E 117: Verbot von Rüstungsforschung und deren Ausbau
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Baden-Württemberg
Status: Erledigt durch Antrag E 084
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 084

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 ver.di setzt sich sowohl für das Verbot von Rüstungsforschung und deren Ausbau als
 2 auch für die Unterzeichnung von Zivilklauseln durch Forschungseinrichtungen und
 3 Hochschulen ein.

Begründung

Die Hochschulen und Universitäten sollen ein Ort der humanistischen und kritischen Wissenschaft sein 
und dem gesellschaftlichen Gemeinwohl dienen. Schon 36 Einrichtungen (Stand 2019) haben Zivilklauseln 
unterschrieben.

ver.di schrieb im Aufruf zu einer Tagung 2019:

„An vielen Hochschulen und Universitäten engagieren sich die Beschäftigten in Forschung, Lehre, 
Bibliotheken, Laboren und Verwaltung für die friedliche Ausrichtung ihrer Arbeit. Deshalb sind die 
Gewerkschaften für die Zivilklausel-Bewegung zum wichtigen Partner geworden. Sie beteiligen sich auch 
aktiv an dieser Tagung. Studierende, Wissenschaftler*innen und Beschäftigte mit ihren Gewerkschaften 
wollen sich austauschen und gemeinsam neue Ideen und Impulse für Zivilklauseln finden.“ (http://
natwiss.de/arbeitstagung-zivilklausel/)

Daran soll und muss angeknüpft werden!
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Antrag E 118: Kriegsmonumente in NachDenkMale oder 
Friedensdenkmale wandeln!
Antragsteller*in: Bundesfachgruppenkonferenz Bildende Kunst
Status: Angenommen
Empfehlung der 
Antragskommission:

Annahme

Auf diesen Antrag verweisende 
Anträge:

E 119, E 120

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1
 2
 3

 4
 5

 6
 7
 8

ver.di setzt sich auf allen Ebenen aktiv dafür ein, dass Kriegsmonumente des 1. 
Ersten und Zweiten Weltkrieges kritisch hinterfragt und eine öffentliche 
Auseinandersetzung damit stattfindet.  

ver.di unterstützt unter anderem bestehende Initiativen, die dieses Ziel 2. 
verfolgen.  

Ausstellung wie DenkMalKrieg – DenkMalFrieden des ver.di-Kulturforums Bayern 3. 
sollen an Orten gezeigt werden, wo es kriegsverherrlichende Kriegsmonumente 
gibt. 

Begründung

Wir wollen weder kämpfen oder sterben lernen - noch starben die Soldaten dies- und jenseits der 
Frontlinien für „uns“, sondern weil sie von Kriegsverbrechern in den Krieg geschickt wurden.

Weit mehr als 150.000 Kriegsmonumente zum Ersten und Zweiten Weltkrieg wurden nach den verlorenen 
Weltkriegen, in der Nazizeit, während des „Kalten Krieges“ oder danach errichtet oder werden gerade 
wieder erneuert, um dem kriegsbedingten Sterben an der Front oder zu Hause nachträglich einen höheren 
Sinn zu geben. Nur an wenigen Denkmälern sind Friedensformulierungen zu finden.

Entstehung und Geschichte von militaristischen Denkmälern können so nicht nur kritisch dokumentiert, 
sondern mit Alternativen bzw. Umgestaltungen oder Zusätzen aus einer friedenspolitischen Perspektive 
begleitet bzw. verändert werden.

Damit sollen Diskussionen über Krieg und Frieden angeregt werden - sowie über die weitgehend 
versteckten Folgewirkungen, grauenhaften Verletzungen und Verstümmelungen, Traumatisierungen und 
psychischen Störungen. Es geht bei diesen Aktivitäten um Sensibilität und Nachdenklichkeit gegenüber 
militaristischen Floskeln und um reale Veränderungen an bestehenden militaristischen Monumenten. Die 
Gewerkschaft als Teil einer demokratischen Gesellschaft muss ihre Haltung gegen Faschismus und für den 
Frieden sichtbar vertreten und als Bildungsauftrag verstehen.
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Antrag E 119: Kriegsmonumente in NachDenkMale oder 
Friedensdenkmale wandeln!
Antragsteller*in: Landesbezirkskonferenz Bayern
Status: Erledigt durch Antrag E 118
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 118

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1
 2
 3

 4
 5

 6
 7
 8

ver.di setzt sich auf allen Ebenen aktiv dafür ein, dass Kriegsmonumente des1. 
Ersten und Zweiten Weltkrieges kritisch hinterfragt und öffentlichkeitswirksam
verändert werden.

ver.di unterstützt unter anderem bestehende Initiativen, die dieses Ziel2. 
verfolgen.

Die Ausstellung "DenkMalKrieg – DenkMalFrieden" des ver.di-Kulturforums Bayern3. 
soll an Orten gezeigt werden, wo es Kriegsmonumente des Ersten und Zweiten
Weltkrieges gibt.

Begründung

Weit mehr als 150.000 Kriegsmonumente zum Ersten und Zweiten Weltkrieg wurden nach den verlorenen 
Weltkriegen, in der Nazizeit, wa�hrend des „Kalten Krieges“ oder danach errichtet oder werden gerade 
wieder erneuert, um dem kriegs-bedingten Sterben an der Front oder zu Hause nachtra�glich einen 
ho�heren Sinn zu geben. Nur an wenigen Denkma�lern sind Friedensformulierungen zu finden.

Entstehung und Geschichte von militaristischen Denkmälern können so nicht nur kritisch dokumentiert, 
sondern mit Alternativen bzw. Umgestaltungen oder Zusätzen aus einer friedenspolitischen Perspektive 
begleitet bzw. verändert werden.

Damit sollen Diskussionen über Krieg und Frieden angeregt werden - sowie über die weitgehend 
versteckten Folgewirkungen, grauenhaften Verletzungen und Verstümmelungen, Traumatisierungen und 
psychischen Störungen. Es geht bei diesen Aktivitäten um Sensibilität und Nachdenklichkeit gegenüber 
militaristischen Floskeln und um reale Veränderungen an bestehenden militaristischen Monumenten. 
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Antrag E 120: Kriegsmonumente in NachDenkMale oder 
Friedensdenkmale wandeln!
Antragsteller*in: Bundesfachbereichskonferenz A
Status: Erledigt durch Antrag E 118
Empfehlung der 
Antragskommission:

Erledigt durch Antrag E 118

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1
 2
 3

 4
 5

 6
 7
 8
 9
 10

 11

 12

ver.di setzt sich auf allen Ebenen aktiv dafür ein, dass Kriegsmonumente des1. 
Ersten und Zweiten Weltkrieges kritisch hinterfragt und öffentlichkeitswirksam
verändert werden.

ver.di unterstützt unter anderem bestehende Initiativen, die dieses Ziel2. 
verfolgen.  

Zum Beispiel soll die Ausstellung DenkMalKrieg – DenkMalFrieden des ver.di-3. 
Kulturforums Bayern Orten gezeigt werden, wo es etwa kriegsverherrlichende
Kriegsmonumente mit Texten wie „lernt glauben – lernt kämpfen – lernt sterben!“
oder zum Beispiel „40.000 Söhne der Stadt ließen ihr Leben für Euch“ gibt. Wir
wollen weder kämpfen oder sterben lernen – noch starben die Soldaten dies- und
jenseits der Frontlinien für „uns“, sondern weil sie von Kriegsverbrechern in
den Krieg geschickt wurden.

Begründung

Weit mehr als 150.000 Kriegsmonumente zum Ersten und Zweiten Weltkrieg wurden nach den verlorenen 
Weltkriegen, in der Nazizeit, während des „Kalten Krieges“ oder danach errichtet oder werden gerade 
wieder erneuert, um dem kriegsbedingten Sterben an der Front oder zu Hause nachträglich einen höheren 
Sinn zu geben. Nur an wenigen Denkmälern sind Friedensformulierungen zu finden.

Entstehung und Geschichte von militaristischen Denkmälern können so nicht nur kritisch dokumentiert, 
sondern mit Alternativen bzw. Umgestaltungen oder Zusätzen aus einer friedenspolitischen Perspektive 
begleitet bzw. verändert werden. 

Damit sollen Diskussionen über Krieg und Frieden angeregt werden – sowie über die weitgehend 
versteckten Folgewirkungen, grauenhaften Verletzungen und Verstümmelungen, Traumatisierungen und 
psychischen Störungen. Es geht bei diesen Aktivitäten um Sensibilität und Nachdenklichkeit gegenüber 
militaristischen Floskeln und um reale Veränderungen an bestehenden militaristischen Monumenten. 

6. ver.di-Bundeskongress
Berlin, 17.9.2023 - 22.9.2023

223 / 224



Antrag E 121: Wege aus dem Ukraine-Krieg
Antragsteller*in: Bezirkskonferenz Stuttgart
Status: Nichtbefassung
Empfehlung der 
Antragskommission:

Nichtbefassung

Sachgebiet: E - Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik
Untersachgebiet: E - Friedenspolitik

Antragsblock: SG E - USG E.6 Friedenspolitik - Blockabstimmung

 1 Auf Bezirks-und Landesebene werden, in 2022 und 2023 offene
 2 Diskussionsveranstaltungen für alle ver.di-Gremien angeboten und organisiert.
 3 Hintergründe des  Ukraine-Krieges sollen dort dargestellt und diskutiert werden.
 4 Ebenso die unterschiedlichen friedenspolitischen Thesen zur Beendigung des Krieges.

Begründung

Es gibt unterschiedliche Auffassungen in der Beurteilung des Russischen Angriffskrieges auf die Ukraine. 
Zum Beispiel über die Rolle der NATO, über die Notwendigkeit deutscher Waffenlieferungen ins 
Kriegsgebiet oder über die Aufrüstungspolitik der Ampelregierung.

Als Teil der Gewerkschaftsbewegung hat ver.di Verantwortung, zum Beispiel ihre Mitglieder über 
Alternativen zur Aufrüstung aufzuklären und die bisher dazu gefassten Beschlüsse und Positionen von 
ver.di in die Öffentlichkeit zu tragen.

Es gilt eine Spaltung der Organisation zu verhindern. Wir brauchen eine neue Vergewisserung unserer 
friedenspolitischen Positionen. 
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